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Nachhaltige Konversion bei der Herrichtung frei gewordener militärischer

Liegenschaften, insbesondere zu Hochschuleinrichtungen, ist mit großen

Herausforderungen verbunden.

Abgestimmte Raumbedarfe, nutzungsgerecht und wirtschaftlich vertretbar,

in der Struktur einer ehemaligen Kaserne umzusetzen, erfordert ein

kompetentes Projektmanagement mit allen erforderlichen Fachplanern.

Maximale Ausnutzung der vorhandenen Raumstrukturen und

weitestgehende Weiterverwendung der bestehenden Bausubstanz der

Kasernengebäude haben Priorität und erhöhen u. a. den Wert der

Nachhaltigkeit.

Bei erforderlichen Neubauten auf ehemals militärisch genutzten Arealen

sind unter Beachtung der wirtschaftlichen Vertretbarkeit das Erzielen der

höchsten Energieeffizienz, die intelligente Umsetzung der Nutzerbelange

und die weitreichende Schonung der Ressourcen unerlässlich.

Das Buch mit seinen Nachhaltigkeitsanalysen dient als Arbeitshilfe für

Baufachleute zur Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen bei der Planung und

der Realisierung ihrer Konversions-Bauvorhaben.

Der Autor war bis zum Eintritt in den Ruhestand 2002 Referent für den

Hochschulbau im Niedersächsischen Ministerium für Wissenschaft und

Kultur und hat u. a. die Konversion der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-

Universität Lüneburg von 1990 bis zur Fertigstellung des

Hochschulbauvorhabens 1997 betreut.
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1. Einführung 
 
1.1 Hintergrund der Arbeit 
 
Der Verfasser hat fast vierzig Jahre lang Bauprojekte mit abgewickelt. Bis auf einige Aus-
nahmen handelte es sich dabei überwiegend um Hochschulbauvorhaben. 
Von der Bauleitung auf der Großbaustelle der Medizinischen Hochschule Hannover Mitte der 
1960er Jahre bis zur Mitwirkung an der Umwandlung einer denkmalgeschützten Halle mit 
einer Länge von 200 m, einer Breite von 54 m und einer Höhe bis zu 18 m des ehemaligen 
Eisenbahnausbesserungswerkes in Lingen zur Unterbringung der Fachhochschule in Form 
einer Haus-im-Haus-Lösung, waren es in den letzten 15 Jahren Tätigkeiten im Zusammen-
hang mit Konversionen, insbesondere militärischer Liegenschaften zu Hochschuleinrichtun-
gen. 
Die damit gesammelte Erfahrung soll u. a. dazu dienen, am Beispiel der Konversion der 
Scharnhorst-Kaserne in Lüneburg zur Campus-Universität Lüneburg aufzuzeigen, dass frei 
gewordene militärische Liegenschaften nicht nur ein kostspieliges Erbe der Abrüstung sein 
müssen, sondern auch ein Segen sein können. 
 
1.2 Ausgangslage 
 
Seit dem Fall der Berliner Mauer und der darauf folgenden Wiedervereinigung begann ein 
Prozess weiterer Entspannung zwischen den Staaten diesseits und jenseits des ehemaligen 
Eisernen Vorhangs. 
Die Folge war u. a. der Abbau der Militärpotentiale, wodurch neben Truppenreduzierungen 
auch viele militärische Liegenschaften nicht mehr benötigt wurden. 
Für diese Areale neue Nutzungen zu finden, stellte die Kommunen einerseits vor schwere 
Aufgaben, eröffnete aber andererseits auch neue Möglichkeiten bei der Stadtentwicklung. 
In Niedersachsen gibt es eine Vielzahl von Liegenschafts- und Standortkonversionen, insbe-
sondere ehemaliger militärischer Anlagen, zu Hochschuleinrichtungen. 
Auch wenn schon sehr viel früher z. B. in der Forstwirtschaft nachhaltig gehandelt wurde, war 
der Brundtlandt Bericht von 1987 die Grundlage für die Konferenz der Vereinigten Nationen 
zu „Umwelt und Entwicklung“ im Juni 1992 in Rio de Janeiro. 
Seitdem ist der Begriff „Nachhaltige Entwicklung“ bekannt geworden. 
Nachhaltigkeit hat dann auch Einzug in den Bausektor gefunden und ist z. B. mit dem „Leit-
faden Nachhaltiges Bauen“ des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
als Arbeitshilfe für die Abwicklung von Bundesbauten in den Bauverwaltungen bekannt ge-
worden. 
 
1.3 Ziel der Arbeit 
 
Ziel des beabsichtigten Dissertationsvorhabens ist - neben allgemeingültigen Aussagen zur 
Nachhaltigkeit von Konversionen militärischer Liegenschaften zu Hochschuleinrichtungen in 
Niedersachsen - über eine Untersuchung der Konversion der Scharnhorst-Kaserne in Lüne-
burg zur Campus-Universität Lüneburg wissenschaftlich festzustellen, inwieweit dieser Pro-
zess, der bereits vor der Rio-Konferenz begann, bezogen auf die drei Dimensionen Umwelt, 
Wirtschaft und Gesellschaft/Soziales, nachhaltig war. 
Als Instrument für die Untersuchung wird ein Kriterien-System entwickelt, mit dem u. a. auf 
der Grundlage geführter Interviews mit Prozessbeteiligten, Planungsunterlagen sowie der Er-
fahrung des Verfassers der Forschungsfrage nachgegangen wird. 
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1.4 Aufbau der Arbeit 
 
Eingangs wird der Hintergrund dieser Arbeit erläutert, wobei auf die aktuellen Themenberei-
che „Konversion“ und „Nachhaltigkeit“ als Ausgangspunkt für die Analysen im Zusammen-
hang mit dem Forschungsthema hingewiesen wird. 
Im Kapitel 2 werden die aufgrund des Falls des Eisernen Vorhangs eingetretenen Änderungen 
der Verteidigungspolitik und die damit verbundenen Auswirkungen auf die Regionen und 
Kommunen in Deutschland geschildert. 
Neben dem Verlust von Wirtschaftskraft und zivilen Arbeitsplätzen müssen auch nicht mehr 
benötigte militärische Liegenschaften einer neuen Nutzung zugeführt werden, was die Ge-
meinden in vielen Fällen vor große Herausforderungen stellt. 
Das Kapitel 3 erläutert die Konversion von freigezogenen Kasernen zu Hochschuleinrichtun-
gen. Dabei wird auf die allgemeine Abwicklung von Hochschulbauvorhaben und die ver-
schiedenen Möglichkeiten der Realisierung eingegangen. 
Außerdem wird anhand der Hochschulkonversionen in Niedersachsen gezeigt, dass sich Ka-
sernen als Hochschulstandorte gut eignen. 
In Kapitel 4 werden die Entwicklung und die Situation der Universität Lüneburg dargestellt. 
Außerdem veranschaulicht dieser Teil die Vorgehensweise bei der Konversion der Scharn-
horst-Kaserne zur Campus-Universität Lüneburg. 
Kapitel 5 befasst sich mit der Nachhaltigen Entwicklung sowie Indikatoren und Indikatoren-
Systemen von der globalen bis zur kommunalen Ebene. 
Nachdem im Kapitel 6 zunächst auf die Nachhaltigkeit im Bauwesen eingegangen wird, er-
folgen einige Aussagen zu den Interviews, bevor dann die Untersuchung des Konversionspro-
zesses auf Nachhaltigkeit durchgeführt wird. 
Mit der Zusammenfassung und einem Ausblick im Kapitel 7 schließt die Arbeit. 
Danach folgen die Quellenangaben und der Anhang. 
 
1.5 Methodik der Arbeit 
 
Die Nachhaltigkeitsprüfung erfolgt auf der Grundlage durchgeführter Interviews mit Akteu-
ren, die an der Konversion der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität Lüneburg betei-
ligt waren, Unterlagen zum Konversionsprozess und der Erfahrung des Verfassers. 
Sie wird durchgeführt unter Anwendung eines Kriteriensystems, das im Wesentlichen aus den 
beiden wissenschaftlichen Ausarbeitungen „Leitfaden Nachhaltiges Bauen“ des Bundesamtes 
für Bauwesen und Raumordnung (BBR), „Das Deutsche Gütesiegel Nachhaltiges Bauen“ der 
Deutschen Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen (DGNB) hochschulbezogen entwickelt wor-
den ist. 
Während der erste Teil der Analyse aus der Häufigkeit der kriterienbezogenen Aussagen der 
Interviewpartner besteht, wird im zweiten Teil die Nachhaltigkeit, getrennt nach den Teil-
maßnahmen „Umbauten“, „Neubauten“, „Außenanlagen“ und „Weitere Einrichtungen auf 
dem ehemaligen Kasernengelände“ untersucht. 
Dabei werden die auf die Kriterien bezogenen Untersuchungsergebnisse in die Kategorien 
„nicht erfüllt“, „erfüllt“, „in hohem Maße erfüllt“ und in „sehr hohem Maße erfüllt“ einge-
stuft. 
Die Bewertung der Erfüllung der Nachhaltigkeit erfolgt in Form einer Matrix in Anlehnung 
an die Zertifizierungs-Matrix der DGNB. 
Abschließend wird das Ergebnis der Analyse in Form einer kriterienbezogenen Zusammen-
schau noch einmal dargestellt. 
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1.6 Stand der Forschung 
 
Die vorliegende Forschungsarbeit umfasst im Wesentlichen die Themenbereiche „Konversion 
militärischer Liegenschaften zu Hochschuleinrichtungen“ und „Nachhaltige Entwicklung“. 
 
Mit der Konversion befassen sich u.a. Jutta Kirchhoff und Bernd Jacobs in ihrer Forschungs-
arbeit „Kostengünstige Umnutzung aufgegebener militärischer Einrichtungen für Wohnzwe-
cke, Wohnungsergänzungseinrichtungen und andere Nutzungen“. 
Die Scharnhorst-Kaserne in Lüneburg ist neben vier Kasernen aus Brandenburg und einer aus 
Hamburg eines der Untersuchungsprojekte. 
Dabei wird den Fragen nachgegangen, welche neuen Nutzungen schöpfen die vorgefundenen 
Strukturen optimal aus und lassen sich mit geringem Aufwand realisieren, und auf welche 
Weise wird dabei berücksichtigt, dass sich aus den unterschiedlichen städtebaulichen Ge-
samtkonzeptionen jeweils spezielle Anforderungen an den Gebäudebestand stellen können? 
Bezogen auf diese Forschungsfragen werden die Umbauten der Kasernen - im Lüneburger 
Fall zu Hochschulgebäuden - untersucht. Vertieft wird auf die Herrichtung von Mannschafts-
gebäuden für Studentisches Wohnen eingegangen, wobei vordergründig Zweckmäßigkeit und 
Kosten untersucht wurden, mit dem Ergebnis, dass beide Kriterien erfüllt werden konnten. 
Aspekte von Nachhaltigkeit sind in dieser Forschungsarbeit zwar zu erkennen, auf das Thema 
„Nachhaltige Entwicklung“ wird aber nicht eingegangen (ARGE Kirchhoff/Jacobs 1995). 
 
Das 1994 gegründete Internationale Konversionszentrum Bonn – Bonn International Center 
for Conversion (BICC) hat sich im Auftrag des Landes NRW mit der Konversionsforschung 
befasst. 
Im Konversionsbericht Band IV hat BICC zu dem Beitrag „Zehn Jahre Truppenabzug und 
Konversion in Nordrhein-Westfalen“ zwei Artikel mit den Überschriften zum Einen „Wohnen 
in ehemaligen Kasernen – Die Entwicklung neuer Wohnquartiere“ und zum Anderen „Ausbau 
der Hochschullandschaft“ verfasst. Die Beiträge beschreiben jedoch nur den Konversionspro-
zess und stellen keinen direkten Bezug zur Nachhaltigkeit her (BICC 2000). 
 
In der Arbeitshilfe „Neue Nutzung für alte Strukturen, Konversion militärischer Liegenschaf-
ten“ werden die rechtlichen, planerischen und finanziellen Aspekte ohne Bezug auf die Nach-
haltigkeit bei der Konversion militärischer Liegenschaften erläutert (MS 2003). 
 
Die mit dem Schlussbericht der Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der Um-
welt“ des Deutschen Bundestages von 1998 vorgelegten Aspekte der ökonomischen, ökologi-
schen und soziokulturellen Dimensionen stellen eines der ersten Kriteriensysteme für eine 
nachhaltige Entwicklung im Bereich Bauen und Wohnen dar. Das System wird im Verlaufe 
dieser Arbeit an passender Stelle mit anderen verglichen. 
 
Im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen erarbeitete das 
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) den „Leitfaden Nachhaltiges Bauen“, 
dessen 2. Nachdruck im Januar 2001 veröffentlicht wurde. 
Diese Ausarbeitung wird später vom Verfasser analysiert und auf ihre Eignung für die Unter-
suchung auf Nachhaltigkeit bei der Konversion der Scharnhorst-Kaserne in Lüneburg zur 
Campus-Universität Lüneburg geprüft. 
Von den Kriterien dieser Arbeitshilfe für die Planung, das Bauen, die Bauunterhaltung, den 
Betrieb und die Nutzung werden die für den Prüfungsgegenstand zutreffenden Aspekte be-
rücksichtigt. 
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Die Deutsche Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen (DGNB) und das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung haben gemeinsam ein freiwilliges Zertifizierungssystem 
für nachhaltige Büro- und Verwaltungsneubauten entwickelt und 2008 zur Verfügung gestellt. 
Auch dieses System wird im Verlauf dieser Forschungsarbeit beschrieben, und es wird erläu-
tert, inwieweit es für die Entwicklung der Kriterien zur Bewertung des Lüneburger Hoch-
schulbauvorhabens bezogen auf Nachhaltigkeit anwendbar ist. 
 
Darüber hinaus ist die Bewertungsmatrix aus dem Zertifizierungssystem der DGNB für Büro- 
und Verwaltungs-Neubauten bei der Untersuchung der Nachhaltigkeit bei der Konversion der 
Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität Lüneburg in abgeänderter Form angewandt 
worden. 
 
Im Rahmen der 2006 eingerichteten „Forschungsinitiative Zukunft Bau“ wird derzeit als For-
schungsprojekt der o. g. „Leitfaden Nachhaltiges Bauen“ vom Fachgebiet Bauphysik und 
Baukonstruktion der TU Berlin aktualisiert. 
„Ziel des Forschungsprojekts ist es, den Leitfaden von 2001 zu überarbeiten und in der neuen 
Fassung verschärfte energetische Standards sowie neue Entwicklungen auf dem Gebiet des 
Nachhaltigen Bauens zu berücksichtigen“. 
www.forschungsinitiative.de/projekte.jsp?p=20108034976&proj=auftrag&stat=  23.04.2010 
 
Die Deutsche Gesellschaft Nachhaltiges Bauen e. V. und das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung gehen in Zukunft eigene Wege. 
Während die DGNB weiter wächst und auch mit anderen Ländern, insbesondere mit Öster-
reich, kooperiert, hat das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung sein 
eigenes Zertifizierungssystem, auf der Grundlage des gemeinsam mit der DGNB entwickel-
ten, unter dem Namen „Bewertung Nachhaltiges Bauen für Bundesgebäude“ (BNB) für Neu-
bau Büro- und Verwaltungsgebäude, herausgebracht. 
www.nachhaltigesbauen.de/bewertungssystem-nachhaltiges-bauen-für-bundesgebaeude-
bnb.html 23.04.2010 
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2. Änderung der Verteidigungspolitik durch den Fall des Eisernen Vorhangs 
 
2.1 Weitreichende Veränderungen der militärischen Strukturen 
 
2.1.1 Ursachen 
 
Für den Wandlungsprozess der Verteidigungspolitik war letztlich der Fall des „Eisernen Vor-
hangs“, der eine politische und weltanschauliche Trennungslinie zwischen Ost und West bil-
dete, ausschlaggebend. 
Nach dem Rücktritt der DDR-Regierung am 08. November 1989 und der Auflösung des War-
schauer Paktes 1989/1990 wurden die kommunistischen Regierungen der meisten Ostblock-
staaten aufgelöst und durch neu gewählte ersetzt. 
 
2.1.2 Folgen für die Bundesrepublik 
 
Die Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten hat eine Neuordnung der Verteidigungs-
strategie zur Folge. Diese besteht im Wesentlichen aus der Reduzierung und Anpassung der 
militärischen Standorte. 
Im Gegensatz zur ehemaligen DDR, wo neben der Nationalen Volksarmee fast ausschließlich 
sowjetische Truppen stationiert waren, gab und gibt es in der Bundesrepublik Truppenstatio-
nierungen aus USA, Kanada, Großbritannien, Frankreich, Belgien und den Niederlanden. 
Anfang 1991, also ein gutes Jahr nach dem Umbruch, wurden erste Überlegungen zur neuen 
Struktur und Stationierung der Bundeswehr angestellt. 
 
2.1.3 Abbau der Stärke und neue Struktur der Bundeswehr 
 
Die Bundeswehr hatte zum Zeitpunkt der Grenzöffnung eine Stärke von 495.000 Soldatinnen 
und Soldaten. 
Auch wenn die Strukturen zu Beginn noch sehr unklar waren, was an den Schwierigkeiten der 
Abstimmung über die Standortschließungen mit den Bundesländern bzw. Kommunen lag, ist 
der zeitliche Abbau der Truppenstärke so gut wie festgelegt. 
Als Ziel der Weiterentwicklung (Transformation) der Bundeswehr benennt das Bundesminis-
terium für Verteidigung (BMVG) die nachhaltige Verbesserung ihrer Fähigkeiten und die 
Anpassung an die veränderte Anforderungs- und Sicherheitslage seit Ende des 20. bzw. An-
fang des 21. Jahrhunderts. 
Zentrales Moment der Transformation ist die Differenzierung der Streitkräfte in drei Katego-
rien: Eingreifkräfte, Stabilisierungskräfte und Unterstützungskräfte (BICC 2005). 
 

 
 
  Abb. 1 Truppenabbau der Bundeswehr von 1989-2010, Quelle: Soldat und Technik, 11/2003 
     www.bicc.de/liegenschaftskonversion/tabelle.html 23.01.2006 
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2.1.4 Auswirkungen auf die Regionen und die Kommunen 
 
Die Strukturreform spiegelt sich jedoch nicht nur in der Neustrukturierung der internen Orga-
nisation der Bundeswehr, sondern auch in einer veränderten Material- und Ausrüstungs- so-
wie Stationierungspolitik wider. 
Die Auswirkungen von Standortschließungen sind mit kritischen Veränderungen verbunden: 
Verlust von zivilen Arbeitsplätzen, Wegfall der Kaufkraft von Soldaten und ihrer Familien 
sowie frei werdenden Kasernen, Depots, Übungsplätzen usw. 
Hinzu kommt, dass der Beschluss des Verteidigungsministeriums vielfach Städte und Ge-
meinden in strukturschwachen Regionen Deutschlands trifft. Viele Kommunen fürchten, einer 
solchen finanziellen und strukturellen Belastung nicht gewachsen zu sein. 
Andererseits haben strukturstarke Regionen die Möglichkeit, räumliche Engpässe zu beseiti-
gen. 
Mit dieser Thematik befasst sich auch die in der Antwort des Deutschen Bundestages auf die 
große Anfrage in der Drucksache 13/4747 „Auswirkungen des Truppenabbaus bei den alliier-
ten Streitkräften und des Verkaufs von nicht benötigten militärischen Liegenschaften auf die 
Wirtschaftsstruktur und den Arbeitsmarkt in den betroffenen Regionen“ gemachten Ausfüh-
rungen. Diese treffen allgemein zu, also auch für die sowjetischen Streitkräfte, die Bundes-
wehr und den Bundesgrenzschutz  und sollen zum besseren Verständnis der Folgen durch 
Truppenabbau beitragen. 
 
Für strukturstarke Ballungsräume kann der Truppenabbau Chancen für die regionale Entwick-
lung eröffnen und bestehende Entwicklungsengpässe, z. B. in den Bereichen Wohnen und 
Gewerbe, abbauen. 
Auch können qualifizierte Zivilbeschäftigte, die bei den alliierten Streitkräften entlassen wer-
den, einen eventuellen Fachkräftemangel abschwächen. 
Andererseits hat der Truppenabbau auch nachteilige Auswirkungen. 
Vor allem in ländlich geprägten Regionen kann es zu einer Verschärfung der bestehenden 
Strukturprobleme kommen. Je stärker die Strukturschwäche der Region ausgeprägt ist, desto 
spürbarer werden die negativen Folgen sein. Der Truppenabbau stellt deshalb diese Regionen 
vor zusätzliche Anpassungsschwierigkeiten. 
In strukturschwachen Regionen überwiegen aber nicht immer die Risiken des Truppenabbaus, 
da sie ihre sogenannten „Weichen Standortfaktoren“ (geringere Lärmbelästigung, verringertes 
Verkehrsaufkommen, verbesserte Fremdenverkehrsmöglichkeiten) verbessern können. 
Daraus ergibt sich, dass die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen des Truppenabbaus 
differenziert betrachtet werden müssen. 
 
Es bestehen aber auch Möglichkeiten, den Herausforderungen von Truppenabzug und Kaser-
nenschließungen konstruktiv zu begegnen. 
Zugute kommt den betroffenen Kommunen dabei die umfangreiche Konversions-Erfahrung, 
die im Laufe der Zeit gesammelt worden ist. 
Eine wichtige Erkenntnis aus der „ersten Konversionswelle“ ist beispielsweise, dass ein mög-
lichst frühzeitiger Beginn des Konversionsprozesses von großem Vorteil für die betroffenen 
Kommunen ist. 
Mit dem Erwerb der ehemals militärisch genutzten Liegenschaft gehen alle Rechte und 
Pflichten dafür auf die Gemeinde über. 
Ein langer Leerstand bedeutet zusätzliche Kosten. Abgesehen vom Substanzverlust an Ge-
bäuden, können Vandalismus und die Bildung von Müllplätzen bei ungenügender Bewachung 
großen Schaden anrichten. 
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Darüber hinaus ist die Kommune als Eigentümer für die Verkehrssicherung zuständig. 
Auch mögliche Gebühren können anfallen. All diese Kostenbelastungen werden nicht nur bei 
zügiger Inangriffnahme reduziert, sondern die Gemeinde kann diese Pflichten auf einen In-
vestor abwälzen, wenn ihm die Herrichtung der Liegenschaft übertragen wird. 
 
2.2. Abzug der ausländischen Streitkräfte 
 
Parallel zu der Reduzierung der Stärke der Bundeswehr haben andere Nationen ihre Streit-
kräfte in Deutschland nicht nur vermindert, sondern wie die Sowjets, nach dem Fall des Ei-
sernen Vorhangs, völlig abgezogen. 
Die Folgen sind die gleichen wie durch den Abbau der Bundeswehr: 
Geräumte militärische Liegenschaften, Abzug der Soldaten und verlorene Arbeitsplätze der 
zugehörigen Zivilbeschäftigten. 
 
Neben den Siegermächten Amerika, Russland, England und Frankreich, die Deutschland nach 
dem Zweiten Weltkrieg besetzten, stationierten - aufgrund des Deutschlandvertrages von 
1954 zwischen Amerika, England, Frankreich und Deutschland - auch Kanada, Belgien und 
die Niederlande Truppen in Westdeutschland. 
Bis zum „Zwei-Plus-Vier-Vertrag“, der von den vier Siegermächten und den beiden deut-
schen Staaten in Moskau am 12. September 1990 unterzeichnet wurde und am 15. März 1991 
in Kraft trat, betrug die Zahl der Westalliierten in der Bundesrepublik 400.000. 
Bis 1995 zogen zwei Drittel davon bereits ab. 
 
In Niedersachsen waren fast ausschließlich Britische Streitkräfte stationiert. Hochburgen da-
für waren Celle, Hameln, Wolfenbüttel und insbesondere Osnabrück, wo auch eine von den 
Briten genutzte Kaserne für Hochschulzwecke umgewidmet wurde, worauf später noch ein-
gegangen wird. 
 
Der Deutsche Bundestag hat in seiner o. g. Antwort auf die Große Anfrage „Auswirkungen 
des Truppenabbaus bei den alliierten Streitkräften und des Verkaufs von nicht benötigten mi-
litärischen Liegenschaften auf die Wirtschaftsstruktur und den Arbeitsmarkt in den betroffe-
nen Regionen“ Stellung genommen. 
Diese Aussagen treffen, wie bereits angemerkt, auch auf den Truppenabbau der Sowjetischen 
Streitkräfte, der Bundeswehr und des Bundesgrenzschutzes zu. 
Zu Beginn der 19-seitigen Auseinandersetzung werden die Fragen im Zusammenhang mit 
dem Verlust ziviler Arbeitsplätze wie folgt beantwortet. 
Zum Stichtag 30.04.1996 waren noch rd. 32.400 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei 
den alliierten Streitkräften beschäftigt, davon über 92% bei den Amerikanern (rd. 22.000) und 
den Briten (rd. 8.000). 
Seit dem 01.01.1995 haben 7.714 Zivilbeschäftigte ihren Arbeitsplatz verloren. Bis Ende 
1997 waren es noch einmal rd. 2.000. 
 
Zum Verkauf militärischer Liegenschaften wird berichtet, dass bis Ende 1997 173 Kasernen, 
25 Übungsplätze, 320 Wohnliegenschaften mit ca. 7000 Wohnungen, 13 Flugplätze und 320 
sonstige größere Objekte veräußert werden konnten. 
Schwerpunkte lagen in den Ländern Baden-Württemberg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz. 
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2.3 Auswirkungen des Truppenabzugs 
 
Auch zu diesem Thema wird auf Teile des Inhalts der Großen Anfrage sowie der zugehörigen 
Antworten zurückgegriffen. 
Es sei noch einmal darauf hingewiesen, dass die Auswirkungen des Truppenabbaus sowohl 
bei den Alliierten, als auch bei der Bundeswehr die gleichen sind, und die in der großen An-
frage gemachten Aussagen daher Allgemeingültigkeit haben. 
 
Zu Arbeitslosenzahl, Betriebsinsolvenzen, Kaufkraft, Steigerung der Sozialhilfe der betroffe-
nen kommunalen Gliederungen sind die Bundesländer um Stellungnahme gebeten worden. 
Aus diesen geht hervor, dass es mangels statistischen Materials nicht möglich ist, die unmit-
telbaren Auswirkungen der Truppenreduzierungen auf Arbeitslosigkeit, Betriebsinsolvenzen, 
Kaufkraft und Sozialhilfesteigerungen in den betroffenen Landkreisen und kreisfreien Städten 
aufzuzeigen. 
Generell können die Aussagen der Länder, wie folgt, wiedergegeben werden: 
Die Auswirkungen des Truppenabbaus und des Verkaufs von Liegenschaften auf die Wirt-
schaftsstruktur und den Arbeitsmarkt in den betroffenen Regionen lassen sich nicht generali-
sieren, sondern müssen je nach Größe und Lage des betroffenen Standorts differenziert be-
trachtet werden. 
 
Die Reduzierung der Streitkräfte und der Abbau der Zivilbeschäftigten sind besonders in 
strukturschwachen Regionen gravierend, zumal deren Folgen in eine Phase des beschleunig-
ten Strukturwandels und eine Rezession fallen, und sie deshalb nicht kompensiert werden 
können. 
Sie haben in diesen Standorten die kommunale Finanzlage und den regionalen Arbeitsmarkt 
belastet, zum einen direkt (Zivilbeschäftigtenabbau) zum anderen aber auch indirekt (Gefähr-
dung von Unternehmensexistenzen durch allgemeinen Kaufkraftverlust). 
Im Gegensatz zu den Standorten in den Ballungsgebieten sind in den strukturschwachen, 
ländlichen Räumen die Ausgleichsmöglichkeiten durch Nutzung frei werdender Liegenschaf-
ten äußerst eingeschränkt. 
 
Positive Effekte erfahren in erster Linie Standorte in Ballungsgebieten, in denen es nun mög-
lich ist, im Zusammenhang mit den ehemals militärisch genutzten Liegenschaften notwendige 
und sinnvolle städtebauliche Maßnahmen durchzuführen; damit kann zum einen die Woh-
nungsnot verringert werden und zum anderen die Attraktivität als Wirtschaftsstandort gestei-
gert und Arbeitsplätze geschaffen werden, indem neue Gewerbeflächen ausgewiesen werden 
bzw. neue, kostengünstige Forschungs- und Hochschuleinrichtungen entstehen (Deutscher 
Bundestag 1996). 
 
2.4 Konversion 
 
2.4.1 Definition 
 
Das Wort stammt aus dem Lateinischen „conversio“ und bedeutet Umwandlung, Umkehrung 
sowie auch Wechsel z. B. des Glaubens oder eines Schuldverhältnisses (Wahrig 2006). 
 
Aber wie auf weiteren Gebieten z. B. in der Chemie oder EDV, wird der Begriff auch im Zu-
sammenhang mit den Folgen aus dem Fall des Eisernen Vorhangs angewandt. 
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2.4.2 Konversionen im Zusammenhang mit dem Abbau der Militärstärke 
 
„Konversion ist die Umwandlung militärisch gebundener Kräfte, Ressourcen und Strukturen 
für zivile Zwecke“. 
So wird unterschieden zwischen Liegenschafts- bzw. Standortkonversion als Sanie-
rung/Neugestaltung frei werdender Liegenschaften, Rüstungs- bzw. betriebliche Konversion 
als zivile Umgestaltung der Produktions- sowie der Forschungs- und Entwicklungskapazitäten 
der ehemaligen Unternehmen der Wehrtechnik, der personalen Konversion als Requalifizie 
rung bzw. Umschulung von ehemaligen Militärangehörigen, Zivilbeschäftigten und Beschäf-
tigten der wehrtechnischen Unternehmen sowie der regionalen Konversion als zivile Neuge-
staltung der durch Militär- und Rüstungsstandorte geprägten Wirtschafts-, Sozial- und Infra-
struktur einer Region (Land Brandenburg 1992). 
  
2.4.3 Liegenschafts- und Standortkonversion 
 
Obwohl die Umwandlung z. B. von Industriebrachen oder nicht mehr benötigten Industriean-
lagen wie Zechen, Zuckerfabriken, Eisenbahnanlagen usw. auch eine Konversion darstellt, 
wird der Begriff im Baubereich fast ausschließlich für die Umgestaltung von militärischen 
Liegenschaften verwandt. 
Auf einige Beispiele der Umwidmung nichtmilitärischer Liegenschaften für Hochschulzwe-
cke soll später auch kurz eingegangen werden. 
Diese Forschungsarbeit befasst sich jedoch insbesondere mit der Konversion zuvor militärisch 
genutzter Liegenschaften zu Hochschuleinrichtungen, die noch im Zuge der „Gemeinschafts-
aufgabe Hochschulbau“ des Bundes und der Länder abgewickelt wurden. Die Umwandlung 
für andere Nutzungen soll hier nicht vertieft behandelt werden. 
 
Dennoch werden mit den folgenden Ausführungen die Unterstützung der Kommunen durch 
Bund und Länder bei der Konversion für andere Nutzungen geschildert, weil darin auch 
Handlungsmerkmale für die Hochschulkonversion enthalten sind. 
 
Die notwendigen Schritte der Konversion ehemals militärisch genutzter Liegenschaften sind 
von der Fachkommission Städtebau der Bauministerkonferenz erarbeitet worden. 
Diese Ausarbeitung wurde, wie von anderen Bundesländern, auch vom Land Niedersachsen 
als Arbeitshilfe für die Kommunen übernommen (MS 2003). 
 
Sie dient als Grundlage für die nachfolgende Schilderung der wesentlichen Handlungsfelder 
des Konversionsprozesses von der Freigabe bis zur neuen Nutzung. 
 
Es fällt auf, dass es mehr als zehn Jahre nach Freiwerden der ersten militärischen Liegen-
schaften gedauert hat, bis die o. g. Hilfe für die Beachtung und Bewältigung der Aufgaben bei 
der Konversion erschien. 
Sicherlich mussten zuerst Erfahrungen gesammelt werden, aber umso bemerkenswerter ist 
daher, dass die Konversion der ersten Stunde, die Umwandlung der Scharnhorst-Kaserne in 
Lüneburg zur Campus-Universität, mit einem Finanzvolumen in Höhe von knapp  
170 Mio. DM 1993 begann und nach vier Jahren abgeschlossen war. 
Die nachfolgend geschilderten „Hürden“ mussten auch damals schon überwunden werden. 
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2.4.3.1 Flächenmanagement 
 
 • Freigabeverfahren  
Nach der Prüfung einer möglichen militärischen Weiternutzung, ggf. unter Einschätzung ei-
nes NATO-Folgebedarfs, erfolgt die potentielle Freigabe einer Liegenschaft durch die Aufga-
beerklärung des Bundesministers der Verteidigung. 
Danach werden diese Liegenschaften in der Regel in das allgemeine Grundvermögen des 
Bundes überführt. 
Die Bundesvermögensverwaltung prüft danach, ob Eigenbedarf für zivile Aufgaben besteht. 
Ist dies nicht der Fall, müssen Rückübertragungsansprüche vorheriger Eigentümer bedacht 
werden. 
Im Fall der Scharnhorst-Kaserne in Lüneburg bestand ein Vertrag zwischen der Wehrbe-
reichsverwaltung und der Stadt Lüneburg, nach dem die Liegenschaft bei Aufgabe durch den 
„Reichsfiskus“ an die Stadt zurückfällt, was so viel bedeutet, dass die Stadt das Vorkaufsrecht 
besitzt, von dem sie jedoch, bezogen auf die nördliche Hälfte der Kaserne, in Abstimmung 
mit dem Land zu Gunsten der Universität verzichtete (Wehrbereichsverwaltung 1991). 
 
Nach negativer Prüfung werden über die jeweiligen Landesregierungen die Landes- und 
Kommunalbehörden vom Ende der militärischen Nutzung umgehend benachrichtigt. 
Im Hinblick auf ihre Planungshoheit hat die Kommune einen Rechtsanspruch auf frühzeitige 
Erklärung der Freigabe und Entwidmung nicht mehr benötigter Flächen. 
Für die Dauer der militärischen Nutzung war die Liegenschaft dem kommunalen Planungs-
recht grundsätzlich entzogen und unterlag dem Fachplanungsrecht des Bundes nach § 37 
BauGB. 
Nach der Aufgabe der Liegenschaft muss die Kommune feststellen, welche Planungsabsich-
ten sie verfolgen will. Dies gilt ebenso für die zivile Anschlussnutzung durch Dritte oder 
durch den Bund, wenn er Eigentümer bleibt. Auch er unterliegt dann als ziviler Nutzer der 
kommunalen Planungshoheit. 
Nach Aufgabe der militärischen Nutzung kann eine Kommune im Rahmen ihrer Planungsho-
heit wie in anderen Gemeindegebieten auch über die bisher militärisch genutzten Grundstücke 
unbeschränkt bestimmen. 
 
Die Überplanung einer militärischen Anlage sollte im Wege einer qualifizierten Rahmenpla-
nung, der gemeindlichen Bauleitplanung oder städtebaulicher Entwicklungs- bzw. Sanie-
rungsmaßnahmen rechtzeitig eingeleitet werden. 
Die ist auch schon möglich, wenn die Aufhebung der militärischen Zweckbestimmung bevor-
steht. Gleiches gilt für den Erlass von Maßnahmen zur Sicherung der Bauleitplanung (Zu-
rückstellung, Veränderungssperre) bzw. eine Vorkaufsrechtsatzung (§ 25 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB). 
Bei planerischen Maßnahmen außerhalb von städtebaulichen Sanierungs- oder Entwick-
lungsmaßnahmen ist jedoch aus kommunaler Sicht zu bedenken, dass damit Verkehrswert-
steigerungen verbunden sein können. 
 
• Gemeindlicher Bedarf für eine Nachfolgenutzung und Bestandsschutz 
 
Wenn der Bund die Aufgabe einer militärischen Nutzung ankündigt und kein Landesbedarf 
besteht, muss die Gemeinde als erstes fragen, ob für die betroffene Fläche einschließlich ihrer 
baulichen Anlagen Bedarf für eine Nachfolgenutzung durch sie oder einen Investor besteht. 
Bei innerörtlicher Lage oder in Ballungsgebieten erübrigt sich die Frage in den meisten Fäl-
len. 



 

11 
 

Im ländlichen Raum ist die Situation oftmals anders, hier lässt sich, insbesondere, wenn die 
militärischen Anlagen im Verhältnis zur Gemeinde sehr groß sind oder nur aus wenigen Ge-
bäuden (Radarstationen oder Munitionslagern) bestehen, häufig nur schwer eine Anschluss-
nutzung finden. 
In solchen Fällen sind die Fragen des Bestandsschutzes der Gebäude sowie das Vorhanden-
sein von Altlasten schnellstmöglich abzuklären. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Beschluss vom 21.11.2000, Bau-
recht 610/2001) genießt eine für militärische Zwecke im Außenbereich errichtete bauliche 
Anlage nach der endgültigen Aufgabe der Nutzung keinen Bestandsschutz mehr und kann 
somit beseitigt werden. 
In Fällen, in denen keine Nachfolgenutzung gefunden wird, und die Kommune daher Leer-
stand und Verfall der bisher militärisch genutzten Gebäude befürchten muss, kann ggf. die 
Teilbeseitigung der Anlagen auf Kosten des Bundes als bisherigem Eigentümer eine erwä-
genswerte Alternative sein. 
Hier wird sich häufig auch eine Verwendung als naturschutzrechtliche Ausgleichsfläche, ins-
besondere im Rahmen bestehender Ökokonto-Regelungen, anbieten. 
Stehen in einem Bundesland viele derartige ehemals militärisch genutzte Flächen an, sollte 
eine Pauschalvereinbarung zwischen Bund und Land die Eckpunkte der Verwertung sowie die 
Beseitigungspflicht des Bundes regeln (MS 2003, S. 6/7). 
 
2.4.3.2 Verfahrensmanagement 
 
• Kommunale Planungshoheit und Verwertungsinteresse des Bundes 
 
Nach der Freigabe einer Liegenschaft kommt es beim Verwertungsprozess vielfach zu Inte-
ressenunterschieden zwischen der planenden Kommune und der veräußerungsbereiten Bun-
desvermögensverwaltung. 
Der Bund strebt vorzugsweise einen Verkauf an das Land oder die Kommune an und ist dabei 
auch bereit zur Erstellung von Nutzungsalternativen - oft mit interessierten Investoren - oder 
zielt auf marktnahe Ausschreibungen ab. Dabei wird oftmals übersehen, dass die Kommune 
aufgrund ihrer Planungshoheit zu bestimmen hat, wie und wann die freigegebene Fläche zu-
künftig genutzt wird. 
Die Kommune steuert das Verfahren, wird aber die Vorstellungen des Eigentümers und des 
zukünftigen Nutzers im Rahmen ihrer planerischen Abwägung mit in Betracht ziehen. 
Zuerst hat sie zu prüfen, ob überhaupt ein Bedarf für eine Folgenutzung besteht. In diesem 
Zusammenhang beteiligt sich der Bund grundsätzlich an der Finanzierung von Machbarkeits-
studien und städtebaulichen Entwicklungskonzepten. 
Als Anschlussnutzung kann, wie gesagt, auch eine Renaturierung erfolgen. 
Daran kann auch der Bund interessiert sein, wenn er aufgrund anderweitiger Flächenbean-
spruchungen Ausgleichsflächen nachweisen muss. Insoweit ist es geboten, derartige Vorstel-
lungen in eine ökologische Gesamtkonzeption einzubeziehen. 
 
Vor der Konkretisierung von Nutzungsvorstellungen sollte auch geprüft werden, ob eine so-
fortige Folgenutzung sinnvoll ist, oder ob sie nicht später erfolgen sollte. Dies ist der Fall, 
wenn ein großes Freigabevolumen ansteht, oder durch die Konkurrenz anderweitiger ziviler 
Brachflächen eine Übersättigung des Flächenmarkts zu befürchten ist. 
Die Erfahrung hat gezeigt, dass eine vernünftige Verwertung nur über eine Doppelstrategie zu 
erreichen ist: 
Ein städtebauliches Rahmenkonzept ist das Fundament einer qualifizierten kommunalen Pla-
nung die Klärung der wirtschaftlichen Machbarkeit der notwendige Antrieb. 
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• Konsensualer Weg der Konversion militärischer Liegenschaften 
 
Die nunmehr gemachten Erfahrungen bei der Konversion militärischer Liegenschaften zeigen, 
dass eine auf Kooperation mit den Kommunen angelegte Flächenvermarktung die Aufgaben 
einer Standortentwicklung lösen kann, ohne die ökonomischen Rahmenbedingungen des Alt-
eigentümers Bund außer Acht zu lassen. 
Verfolgten Kommune und Bund jedoch unterschiedliche Ziele und beurteilten beide insbe-
sondere die Machbarkeit unter ökonomisch verschiedenen Gesichtspunkten, kam es zu Zeit-
verzögerungen und auch zum Scheitern von Vermarktungszielen. Die Kommunen müssen 
dann ihre rechtlichen Möglichkeiten ausschöpfen, um unerwünschte Entwicklungen zu ver-
hindern. 
Bund und Länder sollen mit den Kommunen, die über die Planungshoheit verfügen, gemein-
sam eine hochwertige und langfristig tragfähige Flächenentwicklung erarbeiten. Nur so kön-
nen Lösungen gefunden werden, die sowohl den Zielvorstellungen der Gemeinden als auch 
den ökonomischen Vorstellungen des Bundes entsprechen. 
Dazu ist erforderlich, dass von den Beteiligten von Anfang an alle Fakten offen gelegt wer-
den, weil nur mit dieser Transparenz ökonomisch effektiv gearbeitet und die Strategie der 
Flächenentwicklung frühzeitig festgelegt werden kann. 
• Wichtig ist, sich so früh wie möglich über die stadtentwicklungsrelevanten und wirtschaftli-
chen Ziele zu verständigen und gemeinsame Nutzungsüberlegungen anzustellen. 
Gemeinsame Planungsprozesse von Bund, Kommunen und Investoren verringern Reibungs-
verluste und Zeitaufwand, schaffen Klarheit und Interessensausgleich und können erheblich 
zu einer Wiederbelebung der Flächen beitragen. 
• Eine Stadtplanung muss neben den ökonomischen Erwartungen auch die fiskalischen Zwän-
ge zu ihrer Erfüllung berücksichtigen. 
• Die rasche Einigung über mit der Planung einhergehenden Wertsteigerungen trägt zur Be-
schleunigung des Verwertungsverfahrens bei. 
• Für die Folgenutzung und den Kaufpreis können Kosten für die Aufbereitung sowie Beseiti-
gung von Altlasten und schädlichen Bodenverunreinigungen oder maroden Abwasser- oder 
Heizanlagen eine wichtige Rolle spielen. Eine frühzeitige Abstimmung, Untersuchung und 
gemeinsame Bewertung der Ergebnisse vermeiden spätere Konflikte. 
• Die Ermittlung der Verkehrswerte sollte von einem gemeinsam festgelegten Gutachter 
durchgeführt werden, um zeitraubende Auseinandersetzungen, die häufig nach Vorliegen 
zweier verschiedener Gutachtlichen Stellungnahmen entstehen, zu vermeiden. 
Mit ihm sollten die Grundlagen für die Bewertung einschließlich der einvernehmlichen Be-
schreibung der zukünftigen Nutzungsarten sowie das zu wählende Bewertungsverfahren am 
Anfang vereinbart werden. Schrittweise gemeinsame Besprechungen von ersten Zwischener-
gebnissen bis zur abschließenden Bewertung vermindern die Gefahr unüberbrückbarer Mei-
nungsverschiedenheiten. 
 
So ist bereits bei den Verhandlungen zum Erwerb der Scharnhorst-Kaserne für Zwecke der 
Universität Lüneburg verfahren worden, indem für die Übernahme des Kontaminationsrisikos 
dem Land 400.000 DM des Kaufpreises erlassen wurden. 
Im Übrigen ist sowohl für den Bund als auch für das Land das Staatshochbauamt die zustän-
dige Behörde für Wertermittlungen, so dass es in den meisten Fällen keine Differenzen zwi-
schen Bund und Land beim Erwerb durch das Land über die Höhe des Kaufpreises gibt. 
 
• Zwischennutzungen und Vermarktung von Teilflächen können auf der Grundlage einer Ge-
samtkonzeption auf gemeinsamer Basis erfolgen. 
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In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass die Bundeswehr ein Mannschaftsgebäude 
bereits ein Jahr vor der eigentlichen Freigabe der Scharnhorst-Kaserne geräumt und an die 
Universität Lüneburg vermietet hat. 
Es handelte sich um ein Haus am Rande der Liegenschaft, so dass es frei zugänglich gemacht 
und vom Militärbereich durch einen Zaun getrennt werden konnte. 
 
• Einseitige Entscheidungen des Grundstückseigentümers und/oder Projektentwicklers können 
dazu führen, dass die Realisierung zukunftsweisender Projekte mit langfristig (deutlich) bes-
seren wirtschaftlichen Aussichten oftmals verhindert oder zumindest erheblich verzögert 
wird. 
• Konflikte zwischen den Parteien können durch Moderation Dritter - meist entscheidungsbe-
fugte Mitarbeiter der zuständigen Ministeriums - beseitigt werden. 
Die Delegation der Projektentwicklung an Dritte ist problematisch, wenn diese die in der 
Kommune, in der Region, im jeweiligen Bundesland und beim Bund eingeübte und bewährte 
Praxis nicht kennen (MS 2003, S. 8/10). 
 
2.4.3.3 Flächenaufbereitung 
 
Altlasten 
 
Die Frage, ob und gegebenenfalls welche Altlasten sich in den militärischen Grundstücken 
befinden, sollte mit den Überlegungen zur Nachnutzung so früh wie möglich geklärt werden. 
 
Art und Umfang der Altlast – unbeschadet der Haftung des Bundes als Grundstückseigentü-
mer für die Beseitigung – können die Kommune bei der Entscheidung für die Nachfolgenut-
zung beeinflussen. 
 
Bauleitplanung und Bauaufsicht haben bei der Genehmigung von Bauvorhaben in ehemals 
militärisch genutzten Liegenschaften teils schwierige Aufgaben zu lösen. 
Die Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB), des Bundesbodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) und der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) und darüber hinaus der 
Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlas-
ten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren sind dabei zu beachten 
(ARGEBAU 2001). 
Es empfiehlt sich, dass bei ausreichend großem und gesichertem Altlastenverdacht Kommune 
und Bund vertragliche Regelungen zur Altlastenhaftung vereinbaren. 
Für die Beseitigung von Materialien und Abfällen, welche die Zuordnungswerte Feststoff Z2 
nach den technischen Regeln der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) überschreiten, 
übernimmt der Bund 90% der Kosten. 
Übersteigen die voraussichtlichen Kosten den erwarteten Kaufpreis, so sieht der Bund von 
einem Verkauf ab, sofern nicht das Haftungsrisiko über den Kaufpreis hinaus durch den Er-
werber übernommen wird. 
Der Verkauf altlastenbehafteter Grundstücke wird vom Bund wie folgt geregelt: 
Besteht vor Abschluss eines Kaufvertrags eine entsprechende öffentlich-rechtliche Verpflich-
tung, so kann der Bund seinen Anteil an den Sanierungskosten übernehmen und sie bei der 
Verkehrswertermittlung entsprechend berücksichtigen. 
Die Beteiligung des Bundes ist zeitlich befristet, der Höhe nach auf den Kaufpreis beschränkt 
und setzt eine Eigenbeteiligung des Käufers in Höhe von 10% voraus. 
Dies gilt auch für nachträglich festgestellte Altlasten (MS 2003, S. 11/13). 
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2.4.3.4 Planung 
 
• Baugenehmigungspflicht 
 
Die zivile Nutzung einer ehemals militärischen Liegenschaft (auch durch den Bund!) ist in 
aller Regel eine baugenehmigungspflichtige Nutzungsänderung. 
Dies gilt auch für Zwischennutzungen, z.B. die Vermietung einer Halle an einen gewerblichen 
Betrieb. 
 
Die Erwerber ehemals militärisch genutzter Liegenschaften sollten vor dem Kauf grundsätz-
lich mit der zuständigen Genehmigungsbehörde klären, welches Baurecht möglich ist. 
Bei Wohnanlagen, die zuvor von Militärangehörigen und nun von „Zivilen“ genutzt werden, 
ändert sich an der Nutzung „Wohnen“ nichts, also ist ein genehmigungspflichtiger Tatbestand 
auch nicht gegeben. 
 
• Bauplanungsrechtliche Beurteilung 
 
Da es für ehemalige Militär-Liegenschaften im Normalfall keinen Bebauungsplan gibt, ist für 
die wirtschaftliche Verwirklichung ziviler Folgenutzungen die Frage zu klären, ob das Grund-
stück zum Innenbereich (§ 34 BauGB) oder zum Außenbereich (§ 35 BauGB) gehört. 
Dies ist auch ausschlaggebend für die Wertermittlung, z.B. für die Höhe des entwicklungsun-
beeinflussten Grundstückswertes bei städtischen Entwicklungs- und Sanierungsmaßnahmen. 
 
Nach § 34 Abs.1 BauGB ist ein im Zusammenhang bebauter Ortsteil im Sinne dieser Vor-
schrift jeder Bebauungskomplex, der nach der Zahl der vorhandenen Bauten ein gewisses 
Gewicht besitzt und Ausdruck einer organischen Siedlungsstruktur ist. 
Bei militärisch genutzten Flächen, die abgesetzt von zusammenhängend bebauten Ortsteilen 
liegen und nicht das o. g. erforderliche Bebauungsgewicht besitzen, wie z. B. vereinzelte Ge-
bäude, oberirdische Munitionslager, Depots, Bunkeranlagen, Übungsplätze usw., ist von einer 
Außenbereichsanlage auszugehen und der § 35 BauGB anzuwenden. 
Das gleiche gilt für militärische Gesamtanlagen, die zwar innerhalb zusammenhängend be-
bauter Ortsteile liegen, aber keine oder nur planungsrechtlich unbedeutende Bebauung auf-
weisen und so groß sind, dass sie nach allgemeinen Grundsätzen als „Außenbereich im In-
nenbereich“ anzusehen sind. 
Liegt eine eher kleine militärisch genutzte Fläche innerhalb bebauter Ortsteile, und ist sie von 
der umliegenden Bebauung geprägt, so ist das aufgelassene Militärgrundstück dem Innenbe-
reich zuzurechnen und wird nach § 34 BauGB behandelt. Dieser Fall trifft eindeutig für die 
Scharnhorst-Kaserne in Lüneburg zu. Das Bebauungsplanverfahren lief reibungslos im Ein-
vernehmen mit den Beteiligten zügig ab. 
 
• Zwischennutzung und zivile Mitbenutzung von Militärflächen 
 
Eine vorgezogene (Mit-) Nutzung von militärischen (Teil-) Flächen absehbar frei werdender 
Liegenschaften ist unter gewissen Voraussetzungen auch möglich. 
Baurechtlich handelt es sich bei der Verwendung vorzeitig freigezogener Gebäude, An- oder 
Umbauten nicht um Vorhaben, die der „Landesverteidigung dienen“, § 37 Abs.2 BauGB, 
sondern um allgemeine genehmigungspflichtige zivile Baumaßnahmen bzw. Nutzungen. 
Besteht kein Anspruch auf Erteilung einer Baugenehmigung, können solche Vorhaben unter 
Umständen zugelassen werden, wenn 
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▪ das Vorhaben bauplanungsrechtlich z. B. aufgrund einer Befreiung vertretbar ist; 
   befristete Nutzungen können das Genehmigungsverfahren erleichtern, wenn 
▪ sonst keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen und 
▪ die Kommune einverstanden ist. 

 
Zwischennutzungen sollten jedoch nur erfolgen, wenn die Fläche kurzfristig nicht entwickelt 
werden kann, denn befristete Mietverträge können die Umsetzung der angestrebten Dauernut-
zung verzögern. 
 
Häufig wird versucht, die Zwischennutzung zu erhalten (Sicherung der Arbeitsplätze, Exis-
tenz eines Vereins, Unterstützung von Existenzgründern etc.), was dann auch gerichtliche 
Auseinandersetzungen (Entschädigung für Einbauten der Mieter, Räumungsklagen) nach sich 
ziehen und damit zu erheblichen Verzögerungen der eigentliche Herrichtung führen kann. 
 
Zu beachten ist ebenfalls, dass befristete Zwischennutzungen größeren Umfangs unter Um-
ständen zu einer neuen planungsrechtlich zu beachtenden Prägung der Flächen führen können. 
 
• Einsatz von Instrumenten des Städtebaurechts 
 
Im Falle einer Folgenutzung ist grundsätzlich eine Überplanung ehemaliger Militärflächen 
erforderlich. 
Die kommunalen Planungsträger sollten rechtzeitig Konzepte für eine Umnutzung ehemaliger 
Militärliegenschaften im Zusammenhang mit ihren entwicklungspolitischen Vorstellungen 
erarbeiten. 
Dabei wird man zuerst Instrumente ausschöpfen, die das allgemeine Städtebaurecht anbietet, 
wie Bebauungspläne, ergänzt durch städtebauliche Verträge oder Vorhaben- und Erschlie-
ßungspläne. Letztere sind nicht mehr als gesonderte Satzungen neben den Bebauungsplan 
gestellt, sondern ein Unterfall des Bebauungsplans: Der „vorhabenbezogene Bebauungsplan“. 
Dieser hat die unmittelbare objektbezogene Planung und Durchführung eines konkreten Bau-
vorhabens mit Erschließungsanlagen durch einen Investor oder Bauherrn (Vorhabenträger) in 
enger Zusammenarbeit mit der Kommune zum Inhalt. 
Die Finanzierung für das Gesamtgelände oder Teile wird ebenfalls angeboten. Daraus ergeben 
sich folgende Vorteile: 
 
• Auf die Interessen des Investors kann im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten 
eingegangen werden. 
 
• Die Planung insgesamt wird durch die Entlastung der kommunalen Planungsträger be-
schleunigt. 
 
• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan eröffnet durch die Übernahme der Planungs- und 
Entwicklungskosten durch den Investor die Möglichkeit einer zügigen Verwirklichung der 
Planung und Durchführung von Vorhaben und der Entlastung des kommunalen Haushalts. 
 
• Auch erlaubt der vorhabenbezogene Bebauungsplan andere Festsetzungen, als sie nach 
§ 9 BauGB und nach BauNVO vorgesehen sind. 
 
• Darüber hinaus können einzelne Grundstücksflächen außerhalb des Vorhabens- und Er-
schließungsplans in den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans einbezogen 
werden. 
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• Eine Aufhebung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann ohne Entschädigung im ver-
einfachten Verfahren nach § 13 BauGB erfolgen, wenn die vereinbarte Frist für das Vorhaben 
nicht eingehalten wird. 
 
Bei einer zivilen Neunutzung im Wege der allgemeinen Bauleitplanung (Flächennutzungs-
plan, Bebauungsplan) empfiehlt es sich, vor der Bauleitplanung mit dem Eigentümer bzw. 
künftigen Nutzer Verträge zur Regelung von aus kommunaler Sicht wichtigen Fragen abzu-
schließen. 
Wesentlich sind sie meistens dann, wenn im Rahmen von PPP-Modellen (Public Private Part-
nership) verbindliche Vereinbarungen mit privaten Investoren oder auch mit dem Bund ge-
troffen werden müssen, falls dieser als Eigentümer selbst eine wirtschaftliche Verwertung 
anstrebt. 
Derartige Verträge sollten nachfolgende Belange zum Inhalt haben: 

 
▪ Beschreibung und Ziele des Vorhabens, 
▪ Verknüpfung zu Entwicklungs- oder Sanierungssatzungen sowie zu möglichen pa- 
     rallel abzuschließenden Kaufverträgen, 
▪ städtebauliche und genehmigungsrechtliche Rahmenbedingungen, 
▪ Definition verbindlicher städtebaulicher Ziele und Verpflichtungen der 
  Grundstückserwerber oder –eigentümer, 
▪ Förderzusagen der öffentlichen Hand (hierbei auch der Regelung der Finanzierung  
  von Ordnungs- und Erschließungs- bzw. Modernisierungsmaßnahmen), 
▪ Finanzierungsverpflichtungen und deren Absicherung durch Private, Sanktionen, 
▪ Altlastenbeseitigung bzw. Freistellung, 
▪ Vorkaufsrecht der Kommune bei Weiterveräußerung von Grundstücken an Dritte, 
▪ Steuerungsvereinbarungen zwischen den Beteiligten und 
▪ Gemeinsame Marketingmaßnahmen (MS 2003, S. 14/18). 

 
2.4.3.5 Vermarktung 
 
• Verwertungsmodelle für die Entwicklung von Liegenschaften 
 
Nur mit einer integrierten Verwertungspolitik kann die Konversion bewältigt werden. 
In diesem Zusammenhang haben sich für großflächige Projekte mit entsprechender landes- 
oder regionalpolitischer Bedeutung vier Grundmodelle herausgebildet: 
 
1. Der Bund bleibt Eigentümer und vermarktet mit der Kommune. 
2. Private erwerben die Fläche und übernehmen die Entwicklungsverpflichtungen. 
3. Die Kommune übernimmt die Fläche und vermarktet. 
4. Beteiligungsmodell des Bundes. 
 
Bei den Modellen 1 und 2 schließen die verschiedenen Beteiligten städtebauliche Verträge 
oder sonstige vertragliche Vereinbarungen ab, wobei das besondere Städtebaurecht als Steue-
rungs- und Finanzierungsinstrument eingesetzt wird. 
 
Das Modell 3 wird überwiegend auf der Grundlage des Einsatzes des besonderen Städtebau-
rechts abgewickelt. Der Grunderwerb wird hierüber zwischenfinanziert. Städtebauliche Ver-
träge können flankierend eingesetzt werden. 
 
Das Modell 4 basiert auf einem 1997 eingeführten Haushaltsvermerk. 
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Bei allen Modellen werden die öffentlichen Verkehrsflächen den Kommunen gegen Über-
nahme der Verkehrssicherungspflicht übertragen. 
 
Modell 1 
Der Bund schließt aufgrund eines abgestimmten Planungs- und Baurechts sowie entsprechen-
der Kosten- und Erlösprognosen im Einzelfall städtebauliche Verträge ab. Das Entwicklungs-
risiko wird zwischen Kommune und Bund aufgeteilt. Die Beteiligung des Bundes ist auf die 
prognostizierten Kosten der Maßnahme beschränkt, d.h. Mehrkosten liegen im Risikobereich 
der Kommune, Mindereinnahmen in dem des Bundes. 
Die Refinanzierung für den Bund erfolgt mit der Veräußerung zum erschließungskostenbei-
tragsfreien Wert, auch ohne, dass die Maßnahmen bereits abgeschlossen sind. Der Bund strebt 
an, zumindest den sanierungs- oder entwicklungsunbeeinflussten Grundstückswert zu behal-
ten. Die Kommune erhält Steuerungsrechte. 
Zwischenzeitlich ist auch die äußere Erschließung in die Kostenvereinbarung übernommen 
und damit letztlich eine fast vollständige Reinvestition der Bundeseinnahmen (faktische Null-
lösung) erfolgt. 
 
Modell 2 
Öffentlich-private Modelle, PPP 
Diese Modelle benötigen einen hohen Aufwand zur Klärung der technischen Anforderungen 
und Formulierung der Vereinbarungen zwischen den Vertragspartnern. Ist es jedoch zu einem 
Vertragsabschluss gekommen, kann von einer zügigen Realisierung der Vorhaben ausgegan-
gen werden. 
Neben dem Kaufvertrag zwischen dem Bund und einem privaten Investor wird zeitgleich ein 
städtebaulicher Vertrag zwischen Kommune und Investor abgeschlossen. Beide Verträge 
müssen aufeinander abgestimmt sein. 
Bei Altlasten übernimmt die Gemeinde die nicht vom Bund getragene Resthaftung. 
Darüber hinaus entwickelt sie die abgestimmten Nutzungsvorstellungen und das entsprechen-
de Baurecht. 
Mit den Erschließungs- und Durchführungsverträgen übernehmen die privaten Investoren das 
Entwicklungsrisiko, einschlägige Entwicklungsverpflichtungen bis hin zu garantierten und 
abgesicherten Investitionssummen sowie die Innere Erschließung und Durchführung bauli-
cher Maßnahmen. Entweder veräußern sie die Flächen an Dritte oder behalten das Eigentum 
langfristig und entwickeln auf Mietbasis. 
 
Modell 3 
Die Kommune als Zwischenerwerber 
Ist das (befristete) Risiko überschaubar und der Kaufpreis vertretbar, erwirbt die Kommune 
die Flächen, richtet sie im Rahmen städtebaulicher Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
her und verkauft die Grundstücke anschließend wieder. 
Eine schnelle Verwertung liegt insofern auch in ihrem haushaltspolitischen Interesse. 
Das städtebauliche Ergebnis über vertragliche Vereinbarungen in Form sogenannter „Baulas-
ten“ oder dinglicher Sicherung kann im Grundbuch sichergestellt werden, was über einen Be-
bauungsplan nicht möglich wäre. 
 
Modell 4 
Das Beteiligungsmodell des Bundes 
Der Bundeshaushalt enthält seit 1997 folgenden Haushaltsvermerk: 
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„Nach §63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird in begründeten Einzelfällen zugelassen, dass bundeseige-

ne Grundstücke, die einer bauleitplanerischen Vorbereitung, einer Entwicklung oder Sanie-

rung bedürfen, im Rahmen einer umfassenden vertraglichen Regelung an Kommunen, von 

diesen getragenen Gesellschaften oder von ihnen benannten Treuhändern gegen eine Auskehr 

des Erlöses der erschlossenen Liegenschaften nach Abzug einer angemessenen Beteiligung 

des Bundes an den Erschließungs-, Entwicklungs- und Folgekosten veräußert werden. Das 

Nähere wird durch Grundsätze des Bundesfinanzministeriums bestimmt“. 

 

Der Haushaltsvermerk soll einen schnellen Verkauf an die Kommune dadurch erwirken, dass 
der angepasste Kaufpreis nach einer Anzahlung erst nach Weiterveräußerung der Grundstücke 
durch die Gemeinde an den Bund zu zahlen ist. 
Nach diesem Verfahren hat der Generalübernehmer (GÜ) der Konversion der Scharnhorst-
Kaserne für Hochschulzwecke, als Treuhänder der Stadt Lüneburg, die südliche Hälfte der 
Liegenschaft vom Bund erworben, entwickelt und erschlossen und die Grundstücke an städti-
sche Wohnungsbaugesellschaften wieder verkauft. 
 
◦ Bewertung der Einsatzmöglichkeiten der vier Grundmodelle 
 
„Bundesweit gesehen nimmt die Anwendung der Modelle von 1-4 stetig ab. 
Das Modell 1 wird am häufigsten eingesetzt, bleibt jedoch in seiner strukturpolitischen Wir-
kung begrenzt.  
Das Modell 2 ist schwierig durchzusetzen, aber am effektivsten. 
Das dritte Modell überlässt den Kommunen das Entwicklungsrisiko; 
das Beteiligungsmodell (Modell 4) wartet noch auf seinen Durchbruch“ (MS 2003). 
 
- Modelle mit dem Bund als Eigentümer (Modell 1) werden dort angewandt, wo bei Randlage 
großflächige Entwicklungen bewältigt werden müssen, und ein kommunaler Erwerb nicht 
finanzierbar ist. 
Die Entwicklung der Liegenschaft richtet sich dabei mehr nach der Nutzung  des Gebäudebe-
standes, wie er steht und liegt, und weniger nach üblichen Entwicklungs- oder Ordnungsprin-
zipien. 
Auch durch die zumindest teilweise Reinvestition von Grundstückserlösen durch den Bund, 
bleibt für die Kommune, bei ihrem finanziellen Engagement zur Ordnung und Erschließung 
der Flächen, ein hohes Risiko. Positiv ist ein schneller wirtschaftlicher Mobilisierungseffekt. 
 
- Liegt ein gutes Nutzungskonzept mit einer positiven Wirtschaftlichkeitsberechnung für 
Schlüsselprojekte insgesamt oder für wesentliche Teilflächen eine aktive Strukturgestaltung 
vor, sind PPP-Modelle (Modell 2) ideal. 
Die von öffentlicher Hand und privaten Investoren zu erledigenden Aufgaben sind eindeutig 
verteilt, indem die Privaten das wirtschaftliche Risiko und das der Entwicklung, die öffentli-
che Hand Baurecht und vertretbare Anschubhilfe im Sinne der Übernahme unrentierlicher 
Kosten übernehmen. 
Planungssicherheit gewährleisten kommunale Sanierungs- und Entwicklungssatzungen mit 
den darauf gründenden Bebauungsplänen sowie zwischen der öffentlichen Hand und den pri-
vaten Partnern in städtebaulichen Verträgen vereinbarte ergänzende Regelungen. 
 
- Wenn die Größe einer militärischen Liegenschaft überschaubar und ihre konzipierte Ent-
wicklung wirtschaftlich kalkulierbar ist, sollte der Erwerb durch die Kommune erfolgen (Mo-
dell 3). Sie kann dann die Fläche nach ihren stadtentwicklungspolitischen Vorstellungen 
durchgängig steuern. Das Entwicklungsrisiko bis zum Weiterverkauf kann durch zügiges 
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Handeln, günstige Zwischenfinanzierung und Mitteln aus der Städtebauförderung gering ge-
halten werden. 
Dieser Weg ist auch dann vorzuziehen, wenn man keine Mitsprache des Bundes wünscht. 
 
- Dem Modell 4 „Beteiligungsmodell“ ist der Durchbruch versagt geblieben, weil die Kom-
munen die arbeits- und zeitaufwendige Mitsprache des Bundes vermeiden wollen. Das Modell 
ist dadurch attraktiv, dass wesentliche Teile des Kaufpreises erst nach Entwicklungsfortschritt 
gezahlt werden müssen. 
„Grundsätzlich gilt, dass die Kommunen in angemessener Frist zuerst ihre stadtentwicklungs-
politischen Zielsetzungen abklären und sich dann am Ende dieses Prozesses möglichst einver-
nehmlich mit dem Bund für ein Verwertungsmodell entscheiden sollten. Unterlassen sie die-
ses, wird es in den meisten Fällen zu unerwünschten Nutzungen oder Nebenwirkungen kom-
men“ (MS 2003, S. 21). 
 
• Grundsätze der Wertermittlung und Preisbildung 
 
Die Bundeshaushaltsordnung (BHO) schreibt in § 63 Abs. 3 vor, dass bundeseigene Grund-
stücke grundsätzlich nur zum vollen Verkehrswert verkauft werden dürfen. 
Die wenigen Ausnahmen hiervon, im Zuge der Veräußerung freigegebener Bundeswehrlie-
genschaften, galten nur bis zum 14. Juni 2000. 
So war dann auch in Niedersachsen der Erwerb der BGS-Kaserne in Braunschweig Anfang 
Juni 2000 für die TU der letzte Kauf einer Kaserne des Landes für Hochschulzwecke mit ei-
nem Nachlass von 50%. 
Der Verkehrswert wird vom Bund regelmäßig durch eine mit der Kommune abgestimmte 
öffentliche Ausschreibung ermittelt, die in regionalen und/oder überregionalen Zeitungen 
sowie im Internet ( www.immowelt.de/bvvms ) verbreitet wird. 
Bei einem Verkauf an ein Land oder eine Kommune wird der Wert nach den Grundsätzen der 
Wertermittlung (Wert V) in den meisten Fällen, wie oben bereits erwähnt, durch die Staats-
hochbauämter bestimmt. 
Die Kommunen ihrerseits sind aufgrund ihrer und der Haushaltsbestimmungen der Länder an 
dieses Wertermittlungsverfahren gebunden. Ein zusätzliches Ausschreibungsverfahren kann 
helfen, die Akquisition von Interessenten zu erleichtern und den Verkehrswert als „Markt-
preis“ zu bestimmen, so dass sich diese kombinierte Vorgehensweise als sinnvoll erweisen 
kann. 
Bauliche Anlagen werden bei der Ermittlung des Wertes nur soweit einbezogen, wie sie nach 
den Planungsvorstellungen der Kommune eine wirtschaftliche Weiterverwendung finden 
können; notwendige Anpassungs-, Umgestaltungs- und Abbruchmaßnahmen sind wertmin-
dernd zu berücksichtigen. 
Wird aus bestimmten Gründen die Wertermittlung durch Dritte, wie den Gutachterausschuss 
oder sonstige Sachverständigen, durchgeführt, sollen Bund und Erwerber, wie bereits er-
wähnt, sich einvernehmlich auf das Verfahren sowie einen von beiden anerkannten Gutachter 
festlegen. 
 
• Finanzierung und Förderung 
 
◦ Kosten der Konversion 
 
Eine Konversion ist leichter durchzuführen, wenn sie preiswert zu haben ist und wenig Alter-
nativen auf der grünen Wiese zur Verfügung stehen. 
Daher müssen zuerst Überlegungen zur Finanzierung und öffentlichen Subventionierung an-
gestellt werden. 
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Die Kostenstruktur und ihre Akzeptanz durch Investoren sowie die Entstehungsbedingungen 
der Kosten, die von der Allgemeinheit zu tragen sind, sollten bekannt sein. 
 
- Maßgebliche Kostenfaktoren für den Zwischenerwerber sind der Grundstückspreis für den 
Erwerb der Brachfläche (Eingangswert), die Zinslast bis zum Zeitpunkt der Investition sowie 
der Bodenwert für das baureife Grundstück (Neuordnungswert). 
Wird der Bodenverkehr dem freien Spiel des Marktes überlassen, werden die zu zahlenden 
Eingangs- und Neuordnungswerte oft die eigentlichen Planungsziele unterlaufen. 
Wohnsiedlungen oder Stadtparks können nicht entstehen, weil z. B. ein Investor für ein Ein-
kaufszentrum den höchsten Preis für die Brache bietet. 
Die Kommunen sind jedoch in der Lage, wie oben bereits dargelegt, durch geeignete Umset-
zungsstrategien und mit den richtigen Planungsinstrumenten (z. B. städtebauliche Sanierungs- 
oder Entwicklungsmaßnahmen) auf das Bodenmarktgeschehen einzuwirken. 
Vor allem muss darauf geachtet werden, dass vor jeglicher öffentlich bekundeter Planungsab-
sicht (z. B. durch gut gemeinte Planungsstudien oder städtebauliche Wettbewerbe) der Ein-
gangswert des Bodens vorweg nicht unnötig erhöht wird. 
 
- Weiter ist für die Kosten der Konversion entscheidend, wie mit dem vorhandenen Bestand 
der Gebäude und der technischen Infrastruktur sowie mit Altlasten in Boden und Gebäuden 
umgegangen wird. 
Darüber hinaus kann der Umgang mit störenden baulichen Anlagen (z. B. mit Bunkern, Pan-
zerflächen, Fundamenten) zu Kosten führen. 
In Lüneburg war dieser Sachverhalt allen Beteiligten insofern klar, dass von der vorhandenen 
Bausubstanz so viel wie möglich für eine universitäre Nutzung herzurichten war, wobei 
selbstverständlich die entsprechenden Neubaukosten nicht überschritten werden sollten. Die-
ser Fall ist auch nicht eingetreten. 
 
- Auch die Zeitplanung der Gesamtmaßnahme und die abschnittsweise Verwirklichung von 
der Planung über den Zwischenerwerb bis zur Baudurchführung spielt eine wichtige Rolle in 
Bezug auf die Kosten. Mit Hilfe von realistischen, zeitnahen Machbarkeitsstudien können 
Investitionschancen ergründet und damit spätere Kostenexplosionen vermieden werden. 
 
Während die Bauverwaltung für die Umgestaltung der Nordhälfte der Scharnhorst-Kaserne 
zur Universität lieber zunächst eine Gesamtplanung hätte ausarbeiten und erst danach mit dem 
Bauen beginnen wollen, wurde, um keine Zeit zu verlieren entschieden, nach dem Prinzip 
„Planen und Bauen“ zu verfahren. 
Schnell wurde eine Logistik entwickelt, die den Konversionsprozess unter optimalen Verhält-
nissen für den laufenden Universitätsbetrieb zügig starten ließ, und mit den drei aufeinander 
abgestimmten Bauabschnitten dafür sorgte, dass die Kosten nicht nur stets beherrschbar wa-
ren, sondern auch im Ganzen äußerst gering gehalten werden konnten. 
 
- Investoren werden die Kosten eines innerstädtischen Konversionsgrundstücks akzeptieren, 
wenn ihnen die kommunale Planung keine preisgünstigere Alternative anbietet. Klare stadt-
entwicklungspolitische Zielsetzungen und ein kommunales Flächenmanagement sind für die 
Finanzierbarkeit der Konversion wichtig. 
Interkommunale Absprachen sollten verhindern, dass eine billige Konkurrenz der Nachbar-
gemeinde die teure Brache schließlich unverkäuflich macht. 
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◦ Finanzierung 
 
Von Beginn an muss sich jegliche Planung nach den Strategien der Umsetzung (Zeit- und 
Maßnahmenplanung, Projektsteuerung) und Finanzierung richten. 
 
- Die Verhaltensweisen beim Bodenverkehr für eine Brachfläche bestimmen die Finanzier-
barkeit der Konversion wesentlich. Da die Kommunen weitestgehenden Einfluss auf die Kon-
version nehmen wollen, erwerben sie die Liegenschaft zunächst ganz oder in Abschnitten und 
nehmen damit in Kauf, die dafür notwendige Zinslast über viele Jahre zu tragen. 
 
- Abhängig ist die Finanzierbarkeit einer Konversion in hohem Maße davon, welche Kosten 
der spätere private Nutzer (Eigentümer, Mieter) trägt und welche unrentierlichen Kosten von 
der öffentlichen Hand übernommen werden müssen. 
 
- Eine hohe Wertschöpfung durch eine intelligente Planung und Erschließung der Brachfläche 
erleichtert die Finanzierbarkeit enorm, so dass die Kommune mit dem Wertzuwachs, der von 
den Ankaufpreisen abhängt, ihre unrentierlichen Kosten finanzieren kann. 
Die Verkaufsbereitschaft des Bundes als Eigentümer wiederum hängt davon ab, dass ihm ein 
angemessener Erlös verbleibt. 
 
- Ist eine ökonomisch ausgerichtete Nachfolgenutzung nicht möglich, kann die Fläche gewis-
sermaßen „der Natur zurückzugeben“ und als naturschutzrechtliche Ausgleichsfläche ver-
wendet werden. 
Die Finanzierung trifft den Verursacher des den Ausgleich auslösenden Eingriffs in die Natur 
und Landschaft, im Regelfall also den Träger der Baumaßnahme. 
 
◦ Förderung 
 
Ist eine Kommune nicht in der Lage, die hohen unrentierlichen Kosten und auch das Risiko 
einer hohen Zinslast bei Zwischenerwerb zu tragen, kann sie dafür unter nachfolgenden Vo-
raussetzungen Mittel aus dem Städtebauförderungsprogramm beantragen: 
- Die Konversion stellt eine städtebauliche Maßnahme der von der Kommune geplanten 
Stadt- oder Ortsentwicklung dar. 
 
- Die Konversionsmaßnahme ist im entsprechenden Förderprogramm enthalten. 
 
- Die Fördermittel sind nachrangig (subsidiär) gegenüber jenen aus anderen “Töpfen“. 
Vor einer Förderung sind daher alle anderen Einnahmemöglichkeiten (optimale Wertschöp-
fung, andere staatliche Förderprogramme) auszuschöpfen. 
 
· Was wird mit welchem Ziel gefördert? 
 
- Planung der Konversion 
 
Gefördert werden alle Befunduntersuchungen, Machbarkeitsstudien bis hin zu Städtebau- und 
Bauwettbewerben, die für die Gebietsentwicklung, Planungssicherheit und Investitionsbereit-
schaft erforderlich sind. 
Untersuchungen und Planungen, die auch über das Areal selbst hinausgehen können, müssen 
von Beginn an als Teil eines integrierten Handlungskonzepts angelegt, also mit Überlegungen 
zur Finanzierung und Steuerung eng verknüpft, sein. 
  



 

22 
 

- Gutachten 
Auch Gutachten, die sich aus der Planung ergeben z. B. im Zusammenhang mit Altlasten, 
können Teil der Förderung sein. Hier sind auch finanzielle Beteiligungen des Bundes mög-
lich, was mit dem zuständigen Bundesvermögensamt zu erörtern ist. 
 
- Steuerung, Moderation und Finanzierung 
Bei der Vergabe der erforderlichen Projektsteuerung und/oder Moderation an einen Sanie-
rungs- und Entwicklungsträger, können diese Leistungen gefördert werden. 
Extern erbrachte Arbeiten für die Kosten- und Finanzierungsplanung über den gesamten Zeit-
raum der Konversion sind ebenso förderungsfähig. 
 
- Verringerung kommunaler Risiken 
Will eine Kommune in die Konversionsfläche für ihre Stadtentwicklungsplanung im Rahmen 
ihres Qualitätsanspruchs investieren, so können auch diese Vorleistungen wie z. B. 
 

· die Erschließung der Fläche und Gestaltung eines attraktiven Umfeldes, 
· der Bau von sozialer und kultureller Infrastruktur, 
· Ausgaben für erhöhte Gestaltqualität und Ökologie oder 
· Werbung und Vermarktung gefördert werden. 

 
- Umbau des Bestands 
Bei alten Gebäuden (einige auch unter Denkmalschutz), die für neue Nutzungen (Wohnen, 
Gewerbe, Infrastruktur, Kultur etc.) umgebaut werden sollen, können die oft hohen unrentier-
lichen Kostenteile meist nur durch eine staatliche Förderung abgedeckt werden (MS 2003, S. 
19/27). 
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3. Konversion militärischer Liegenschaften zu Hochschuleinrichtungen 
 
Die militärischen Liegenschaften, die sich zur Herrichtung von Hochschuleinrichtungen eig-
nen, sind fast ausnahmslos 15 bis 30 ha große Kasernenanlagen. 
Sie wurden ursprünglich außerhalb der Städte errichtet, sind aber heute durch deren räumliche 
Ausdehnung in den meisten Fällen integriert. 
Sie stellen aber einen Fremdkörper im Stadtgefüge dar, weil sie durch eine Mauer oder einen 
Zaun rundherum abgeriegelt sind. Eine Hauptzufahrt sowie eine Bedarfsausfahrt sind die ein-
zigen Verbindungen mit dem öffentlichen Verkehrsnetz, im Übrigen haben sie ihre eigene 
Innere Erschließung, die an die technische Infrastruktur der Städte angebunden ist. Hinsicht-
lich Abwasserentsorgung und Wärmeversorgung können sie aber auch autark sein. 
Während sich Unterkunfts- und Verwaltungsbereich durchaus in die städtischen Strukturen 
einfügen, gilt dies für die übrigen Kasernenbereiche, wie technische Anlagen und Gebäude, 
nicht. 
 
Kasernen aus der Zeit vor dem ersten Weltkrieg weisen eine aufgelockerte architektonisch 
anspruchsvolle Blockbebauung auf, während die in den 30er Jahren des letzten Jahrhunderts 
errichteten Anlagen aus Zeilenbauten bestehen, die der Größe und der optischen Qualität nach 
den Bauten des sozialen Wohnungsbaus der 50er und 60er Jahren ähneln. Diese Objekte pas-
sen oft in das Bild ihrer Nachbarschaft. 
Wenn sich auch die Struktur der militärischen Anlagen je nach den Aufgaben der Kompanien 
unterscheiden, so ist dennoch eine gewisse Standardisierung in Teilbereichen zu erkennen. 
Auf dem Kasernengelände wird verwaltet, gearbeitet, gewohnt, gelagert und geparkt. 
Die Gebäude der bis zum 1. Weltkrieg errichteten Kasernen gruppieren sich einschließlich 
Stallungen um einen Exerzierplatz, weil es einen technischen und einen Kfz-Bereich noch 
nicht gab, denn Mensch und Gerät wurden mit Pferd und Wagen bewegt. 
 
Die Standardplanung für eine Kaserne seit den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts trennt die 
baulichen Anlagen nach 
 

• Wohnen und Verwalten mit Infrastruktur (Stab, Unterkunft, Betreuung) 
• Ausbildung und Sport (Halle, Sport-/Exerzierplatz) 
• Arbeiten, Abstellen und Versorgung (technischer Bereich). 

 
Wegen ihres Volumens und ihrer Struktur eignen sich die Unterkunftsgebäude besonders für 
eine Nachnutzung. 
Für die Herrichtung von Hochschuleinrichtungen kommen daher insbesondere die 
Unterkunfts-, Verwaltungs- und Wirtschaftsgebäude in Frage. 
Diese Geschossbauten weisen, abhängig von den genannten Entstehungszeiträumen, gravie-
rende Unterschiede auf, wie aus den nachfolgenden Abbildungen hervorgeht: 
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  Abb. 2 Mannschaftsgebäude einer Kaserne um 1900 (Arge Kirchhoff/Jacobs 1995, S. 14) 
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Abb. 3 Gebäude der v. Stein-Kaserne in Osnabrück 

                (Staatshochbauamt Osnabrück 1992) 

 

 

 

 
 

   Abb. 4 Idealplan einer Kaserne ab1930 (Arge Kirchhoff/Jacobs 1995, S. 17) 
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   Abb. 5 Mannschaftsgebäude einer Kaserne ab 1930  (Arge Kirchhoff/Jacobs 1995, S. 16) 
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Abb. 6 u. 7 Gebäude der Scharnhorst-Kaserne Lüneburg (Staatshochbauamt 

                              Lüneburg 1991) 

 

 

Da die Entstehung der Campus-Universität Lüneburg noch innerhalb der Gemeinschaftsauf-

gabe „Hochschulbau“ erfolgte, wird auf das Verfahren hier näher eingegangen. 

Seit 01.01.2007 ist der Hochschulbau Ländersache. 
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3.1 Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau 
 
3.1.1 Der Rahmenplan 
 
In diesem „Vertragswerk“, das aus zwei Bänden, dem allgemeinen Teil und Anhang sowie 
der Anlage für jedes Bundesland besteht, und das jedes Jahr aktualisiert verabschiedet wird, 
enthält in den Anlagen alle vom Bund mitfinanzierten Hochschulbauvorhaben. 
 
3.1.1.1 Allgemeiner Teil und Anhang 
 
Der allgemeine Teil umfasst die Themen 
 

• Verfahren und Durchführung des Rahmenplans 
• Entwicklung der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau 
• Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
• Verfahren des Rahmenplans 
• Vorhaben des Rahmenplans 
• Vorhabenlisten 

 
Im Anhang zum allgemeinen Teil werden folgende Gegenstände erläutert: 
 

• Rechtsgrundlagen 
• Planungsausschuss 
• Ausbauziele 
• Verfahren 
• Elektronische Datenverarbeitung 
• Flächenrichtwerte, Kostenrichtwerte und Kennwerte 
• Grunderwerbe 
• Bauunterhaltungs- und Baunebenkosten 
• Drittvorfinanzierung (2002 eingestellt) 
• Großgeräte und Kommunikationsnetze 
• Mitfinanzierungsfähigkeit 
• Medizinbereich 

 
Auf die Anwendung der Flächen- und Kostenrichtwerte sowie der Kennwerte wird im nächs-
ten Abschnitt eingegangen. 
 
3.1.1.2 Anlage 
 
In der Anlage sind die laufenden, noch nicht abgerechneten Vorhaben enthalten. 
Für jedes Bundesland gibt es eine eigene Aufstellung seiner Vorhaben, zu denen neben den 
Neu- und Umbauten auch Grunderwerbe, Großgeräte und Kommunikationsnetze gehören. 
Diese sind mit den nötigen Angaben wie Vorhabenbezeichnung, Bauzeit, Hauptnutzflächen, 
Kosten, Finanzierungszeitraum usw. in den Vorhabenblättern tabellarisch dargestellt. 
 
Auf weitere Eigenschaften des Rahmenplans soll hier bis auf nachfolgende Begriffserläute-
rungen nicht weiter eingegangen werden, zumal das Verfahren mit dem 35. Rahmenplan, gül-
tig für 2006-2009, wie bereits oben erwähnt, abgeschafft worden ist. 
  



 

29 
 

Allerdings, um den Übergang zu erleichtern, unterstützt das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) die Länder mit jährlich rd. 700 Mio. € an Kompensationsmitteln, die 
nach einem mit den Ländern vereinbarten Schlüssel verteilt werden. 
Darüber hinaus werden rd. 300 Mio. € jährlich für Forschungsbauten und Großgeräte zur Ver-
fügung gestellt.  
Der Bund will die Länder mindestens bis zum Jahr 2013 unterstützen (BMBF 2007). 
 
3.1.1.3 Hauptnutzflächenbemessung 
 

Flächenrichtwerte sind Quadratmeterangaben für die Hauptnutzfläche, die für die entspre-
chenden Raumarten zugrunde zu legen sind, z. B. Dozentenräume, Hörsäle oder Seminarräu-
me, Mensa, Bibliothek, Labore usw. 
 
3.1.1.4 Ermittlung der Kosten eines Hochschulbauvorhabens 
 
Zu den Vorhabengesamtkosten (G) gehören die Kosten für Grunderwerb (GE), Bau (B), Erst-
einrichtung (E) und Umbau (U). 
 
Ausschlaggebend für die Höhe der Mitfinanzierung des Bundes an Neubauten ist der Baukos-
tenrichtwert, der Geldbetrag, welcher für einen m² Hauptnutzfläche (HNF) ausgegeben wer-
den darf. 
Im Rahmenplan wird unterschieden zwischen den Gebäudekosten (Baukonstruktion und 
Technische Anlagen, KG 300 und 400) und den Gesamtbaukosten, die auch die KG 200, 500, 
600 und 700 umfassen. 
 
Dieser Wert wird fast ausschließlich angewandt. 
Er beträgt z. B. für die Geisteswissenschaften 3.094 €/m² HNF und für Chemie, Pharmazie 
und Biologie 5.529 €/m² HNF. 
 
Bei Umbauten bringt der Bund 6,5% der Kosten für unterlassene Bauunterhaltung in Abzug 
und beteiligt sich an Umbaukosten bis maximal 70% der entsprechenden Neubaukosten. 
 
Die Baunebenkosten werden mit 9,8% der bereinigten Baukosten pauschal vom Bund abge-
rechnet. 
 
Für die Beteiligung des Bundes am Grunderwerb ist der Verkehrswert maßgebend. 
 
3.1.1.5 Schätzkosten für die Ersteinrichtung 
 
Die Kennwerte dienen der Beurteilung der Anforderungen von Ersteinrichtung der Nutzer. 
Sie stellen Kostenhöhen dar, die pro m² Hauptnutzfläche für die einzelnen Studienfächer zu-
grunde gelegt werden. 
So beträgt der Kennwert z. B. für die Geistes-, Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften 
128 – 164 €/m² HNF, während er für Chemie, Biologie, experimentelle Physik und theoreti-
sche Medizin mit 613-788 €/m² HNF anzusetzen ist. 
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3.2 Verfahren zur Abwicklung von Hochschulbauvorhaben 
 
3.2.1 Finanzierung 
 
Der Bund finanziert den Hochschulbau hälftig mit. Voraussetzung dafür ist die Veranschla-
gung der Hochschulbauvorhaben in den Landeshaushalten. 
An Finanzierungskosten beteiligt sich der Bund nicht. 
Ausgenommen waren die „Drittvorfinanzierten Vorhaben“ mit einem Gesamtumfang von 
2,5 Mrd. DM zwischen den Jahren 1996 und 2002. Die jährlichen Finanzierungsraten durften 
dabei einschließlich Optionspreis 260 Mio. DM nicht überschreiten. 
Für diese Vorhaben wurden die verschiedensten Verfahren angewandt, von denen die bekann-
testen nachfolgend erwähnt werden sollen: 
  
3.2.1.1 Eigenbau 
 
Im Normalfall werden Mittel für den Hochschulbau in der Mittelfristigen Finanzplanung 
(MIPLA) des Landes berücksichtigt, von denen dann die pro Jahr benötigten Beträge für ein 
Bauvorhaben im Landeshaushalt einzelveranschlagt werden und nach Verabschiedung des 
Haushalts zur Verfügung stehen. 
Danach werden die Baumaßnahmen von der Landesbauverwaltung in Abstimmung mit den 
Nutzern abgewickelt. 
Da die Haushaltsmittel in Zeiten „knapper Kassen“ beim Bund und den Ländern nicht zur 
Verfügung stehen, muss bei erforderlichen Hochschulbauvorhaben auf andere Finanzierungs- 
und Realisierungsmethoden zurückgegriffen werden: 
 
3.2.1.2 Kreditkauf 
 
Hier erwirbt das Land z. B. eine Kasernenanlage nach dem unter 3.3.2 geschilderten Verfah-
ren, und  lässt das Bauvorhaben nach den Vorgaben der Hochschule mit oder ohne Planung 
von einem Dritten (Total-, Generalübernehmer) durchführen. Für die Vergütung gibt es meh-
rere Möglichkeiten: 
  

•Zahlung des Gesamtbetrags nach Fertigstellung 
•Ratenzahlung nach Fertigstellung 
•Zahlung nach Baufortschritt 

 
Das Land ist von Anfang an zivilrechtlicher und wirtschaftlicher (steuerrechtlicher) Eigentü-
mer. Die Anschaffungsausgabe sowie der Zeitpunkt und Höhe der Zahlungen werden in den 
Landeshaushalt eingestellt. 
 
3.2.1.3 Miete 
 
Bei reinen Mietverträgen besteht kein Anspruch bzw. keine Verpflichtung zum Erwerb des 
Objekts nach Vertragsende. Zivil- und steuerrechtlicher Eigentümer ist der Vermieter. 
Die Mietraten sind im Landeshaushalt zu veranschlagen. 
 
3.2.1.4 Mietkauf  
 
Beim Mietkauf zahlt der Nutzer während der Laufzeit Mietraten, die sich aus Tilgungs- und 
Zinsanteilen zusammensetzen. Mit Zahlung der letzten Rate erwirbt das Land das Objekt au-
tomatisch, weil der Eigentumsübergang von Anfang an feststeht. 
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Mietkaufverträge stellen quasi einen Ratenkauf dar. Sie sind also wirtschaftlich (steuerlich) 
keine Mietverträge. 
 
3.2.1.5 Leasing 
 
Leasingverträge sind Mietverträge mit besonderen Ausgestaltungsmerkmalen. 
Zivilrechtlicher und wirtschaftlicher Eigentümer ist der Leasinggeber, weil bei Vertragsab-
schluss nicht endgültig feststeht, ob das Land das Objekt am Ende auch erwirbt. 
Grundlage beim Leasing ist ein langfristiger, im Normalfall unkündbarer Vertrag zwischen 
einem Leasingnehmer und einer Leasinggesellschaft (Leasinggeber). 
Nach Ablauf des vertraglich fixierten Zeitraums (Grundmietzeit) muss der Leasingnehmer das 
Leasingobjekt zurückgeben bzw. kann bestimmte Optionsrechte ausüben, wonach er das 
Wirtschaftsgut kaufen oder weiter mieten kann. 
Die Vertragslaufzeit beim Immobilien-Leasing dauert allgemein 20 Jahren oder länger. 
Für die Nutzungsüberlassung bezahlt der Leasingnehmer (neben anderen Leistungen) vor 
allem Leasingraten an die Leasinggesellschaft. Diese setzen sich zusammen aus 
 

•Tilgung zur Abdeckung der Investitionssumme 
•Refinanzierungszins 
•Abdeckung des Gewinns, Nebenkosten und Risiko (Kroll 2001). 

 
Den Gesamtkomplex „Leasing“ sowie die weiteren Möglichkeiten, die Hochschulbauvorha-
ben „drittvorzufinazieren“  hier noch ausführlicher darzustellen, würde den Rahmen dieser 
Arbeit sprengen. Hinzuweisen ist allerdings, dass der Leasinggeber Eigentümer des Grund-
stücks ist oder ihm ein entsprechendes Erbbaurecht eingeräumt werden muss. 
 
3.2.1.6 Public Private Partnership (PPP) 
 
Dieser Begriff ist in der Studie „PPP im öffentlichen Hochbau“ folgendermaßen definiert 
worden: 
„PPP lässt sich abstrakt beschreiben als langfristige, vertraglich geregelte Zusammenarbeit 
zwischen öffentlicher Hand und Privatwirtschaft zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben, bei der 
die erforderlichen Ressourcen (z.B. Know-how, Betriebsmittel, Kapital, Personal) in einen 
gemeinsamen Organisationszusammenhang eingestellt und vorhandenen Projektrisiken ent-
sprechend der Risikomanagementkompetenz der Projektpartner angemessen verteilt werden“ 
(BMVBW 2003). 
 
Am 7. April 2008 wurde der Vertrag über die Zusammenarbeit des Bundes mit der Hochtief 
Solutions GmbH im Rahmen der Public Private Partnership (PPP) des Bundes im Hochbau 
geschlossen. 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um die Fürst-Wrede-Kaserne in München. Der Vertrag 
umfasst die Planungs- und Bauarbeiten, den Betrieb und die Finanzierung und hat eine Lauf-
zeit von 20 Jahren. Über die Gesamtzeit der Vertragsdauer rechnet der Bund mit einer Einspa-
rung gegenüber der Eigenleistung. 
Im Vertragsvolumen in Höhe von 164 Mio. € sind neben Betrieb und Unterhalt der militäri-
schen Liegenschaft umfangreiche Hoch- und Tiefbauarbeiten mit einem Anteil von 60 Mio. € 
enthalten. Dabei handelt es sich um Sanierungs- und Umbauarbeiten am und im Gebäudebe-
stand und den Versorgungs- und Leitungsnetzen der 70.000 m² Nettogrundfläche auf dem 
31,5 ha großen Areal. Von den 37 Gebäuden der Kaserne sollen vier abgerissen werden, drei 
Anbauten und ein Neubau errichtet werden. 
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Ziel dieses PPP-Vorhabens soll eine wirtschaftliche Sanierung und Anpassung der Infrastruk-
tur der Fürst-Wrede-Kaserne durch eine ganzheitliche Betrachtung für Planung, Bau, Finan-
zierung und Unterhalt der Liegenschaft über ihren gesamten Lebenszyklus sein (g.e.b.b. 
2008). 
 
3.2.1.7 A-B-C-Ausschreibung/Parallelausschreibung 
 
Bei dieser Ausschreibung, die den PPP-Modellen zugeordnet werden kann, steht A für Bau-
leistung, B für Finanzierung, C für Bau und Finanzierung aus einer Hand. 
 
Für das Los A können einige Varianten praktiziert werden, indem die Bauleistungen gewer-
keweise ausgeschrieben und sowohl an Einzelunternehmer als auch an einen Generalunter-
nehmer vergeben werden. 
Darüber hinaus können die einzelnen Gewerke ausschließlich mit der Eigenfinanzierung des 
öffentlichen Auftraggebers kombiniert werden. 
 
Beim Los B kann der Finanzier der Bauleistungen auch Bauherrenaufgaben übernehmen. 
Angeboten werden diese Leistungen von Banken, Leasinggesellschaften, Immobilienkonzer-
nen und Projektentwicklern. 
 
Los C beinhaltet die Bau- und Finanzierungsleistungen aus einer Hand. 
Die Bieter sind Gemeinschaften von Bauunternehmen und Finanzdienstleistern. Es werden 
Bauherrenaufgaben und -risiken übernommen. Der Finanzier trägt in der Regel auch das In-
solvenzrisiko seines Baupartners. 
 
Das A-B-C-Verfahren gibt dem öffentlichen Auftraggeber die Möglichkeit nach der Auswer-
tung aller Angebote und Vergleich mit dem Eigenbau sowie der Eigenfinanzierung die daraus 
für ihn beste Lösung zu kombinieren (Beratergruppe im öffentlichen Hochbau 2003). 
 
3.2.1.8 Objektgesellschaft 
 
Wie auch beim Leasing, kann zur Abwicklung von Hochschulbaumaßnahmen eine Objektge-
sellschaft (Besitzgesellschaft), KG oder auch GmbH, von anderen gegründet werden. An die-
ser Gesellschaft ist im Normalfall das Land in irgendeiner Weise beteiligt. 
Sie kann sich z. B. zusammensetzen aus einer Landesgesellschaft, einer passenden Institution 
(Wirtschaftsförderung) der „Hochschulkommune“ und einem Projektentwickler. 
 
Die Finanzierung des Bauvorhabens erfolgt mithilfe eines Kommunalkredits oder durch einen 
Investor. 
 
Planung, Baudurchführung und -betreuung können der Landesbauverwaltung oder einem 
Dritten mit einem Geschäftsbesorgungsvertrag übertragen werden. 
  
3.2.1.9 Landesentwicklungsgesellschaft 
 
Dies sind Gesellschaften, an denen die Länder, die Kommunen sowie Banken, im Regelfall 
die Landesbanken, beteiligt sind. Das  Land Niedersachsen hat zwischenzeitlich seinen Anteil 
an der Niedersächsische Landesentwicklungsgesellschaft an die Norddeutsche Landesbank 
veräußert, die diese ihrerseits danach an einen Investor weiterverkauft hat. 
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Hochschulbauten wurden auch durch Teilnahme der Landesentwicklungsgesellschaften er-
stellt. So war die Niedersächsische Landesentwicklungsgesellschaft u. a. GÜ beim Ausbau 
der Universität Lüneburg auf dem Gelände der ehemaligen Scharnhorst-Kaserne. 
 
3.2.1.10 Wirtschaftlichkeitsvergleich 
 
Bei Hochschulbauvorhaben, die unter Einschaltung Dritter vorfinanziert werden, ist die Wirt-
schaftlichkeit gegenüber dem Eigenbau nachzuweisen. 
 
Dieses Verfahren war bei der niedersächsischen Bauverwaltung nicht alltäglich oder gar neu, 
weil im Normalfall die Landesbauten von den Staatshochbauämtern als Eigenbau abgewickelt 
werden. 
Das fehlende Know-how bei der Verwaltung führte dazu, dass der Verfasser den Wirtschaft-
lichkeitsvergleich nach der Kapitalwertmethode für einen Hörsaalneubau mit Kosten in Höhe 
von 25 Mio. DM durch einen Investor für die Universität Osnabrück selbst durchführte. 
 
Ihm war bekannt, dass seine Berechnungen einer strengen Prüfung durch den vom Wissen-
schaftsrat bevollmächtigten Mitarbeiter der HIS (Hochschul-Informations-System) unterla-
gen. Dennoch erfolgte die Prüfung ohne Beanstandungen, so dass nach Erledigung der weite-
ren „Formalien“ der Neubau geplant, zügig durchgeführt und nach einem Jahr Bauzeit über-
geben werden konnte. 
Um eine große Mängelliste bei der Abnahme durch die Bauverwaltung als Erfüllungsgehilfe 
der Hochschule zu vermeiden, beauftragte das Ministerium für Wissenschaft und Kultur das 
Staatshochbauamt Osnabrück gegen eine angemessene Vergütung mit der baubegleitenden 
Kontrolle. 
 
Der Wirtschaftlichkeitsvergleich wurde wie in den nachfolgend beschriebenen Methoden 
durchgeführt: 
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 (Planungsausschuss 2004) 
 
3.2.2 Hochschulbauplanung 
 
3.2.2.1 Staatshochbauämter 
 
Für Landesbauten ist die Landesbauabteilung zuständig, die in Niedersachsen im Finanzmi-
nisterium angesiedelt ist. 
Von hier werden die von den Ressorts angemeldeten Bauvorhaben nach eingehender Prüfung 
per Erlass zur weiteren Bearbeitung an die entsprechende Baugruppe in der Oberfinanzdirek-
tion (OFD) weitergeleitet, die dann den Planungsauftrag per Verfügung an das zuständige 
Staatshochbauamt (heute Staatliches Baumanagement) erteilt. 
 
Je nach Umfang der Planungsaufgabe und der eigenen Planungskapazität entscheidet das Amt 
in Abstimmung mit der OFD, ob die Maßnahme im Hause geplant oder die Planungsleistung 
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bis zu einer festgelegten Höhe der Planungskosten freihändig oder sonst über den Wettbewerb 
vergeben wird. 
Ausnahmen kann es geben, wenn z. B. Urheberrechte bei Erweiterungsbauten zu berücksich-
tigen sind, oder der Architekt Eigentümer des Grundstücks, auf dem gebaut werden soll, ist 
und auf der Durchführung der Planung besteht. 
Um jedoch, insbesondere bei größeren Bauvorhaben, einerseits die optimale Planungsvariante 
zu erhalten und andererseits vielen Architekten die Möglichkeit einer Teilnahme an der Pla-
nung zu bieten, werden nicht nur von den Architektenkammern Wettbewerbe verlangt, son-
dern von den Staatshochbauämtern auch durchgeführt. 
 
3.2.2.2 Dritte 
 
Bei den fremd vorfinanzierten Hochschulbauvorhaben übernehmen in den meisten Fällen 
die „Dritten“, (z. B. Leasinggesellschaften oder Totalübernehmer (TÜ)) auch die Planungs-
leistungen. Die Planverfahren werden jedoch in der Regel zwischen dem Auftraggeber und 
dem Auftragnehmer abgestimmt. 
Im Gegensatz zum TÜ erbringt der Totalunternehmer (TU) eigene Bauleistungen. 
Im Falle der Planungen für die Universität Lüneburg auf dem Gelände der ehemaligen 
Scharnhorst-Kaserne sind die Planungsleistungen für die Umbauten von einem TÜ an das 
Staatshochbauamt Lüneburg und für die Neubauten an einen Lüneburger Architekten verge-
ben worden. Darauf wird später noch näher eingegangen. 
 
3.2.2.3 Architekten-Wettbewerbe 
 
Neben der freihändigen Vergabe von Planungsleistungen werden auch, insbesondere für Neu-
bauvorhaben auf dem Gelände ehemaliger militärisch genutzter Liegenschaften, Planungs-
wettbewerbe durchgeführt, die allerdings mit zusätzlicher Zeit und zusätzlichen Kosten ver-
bunden sind, dann aber doch ein hervorragendes Ergebnis liefern können, wie das Hörsaalge-
bäude der Fachhochschule Osnabrück in der ehemaligen Caprivi-Kaserne zeigt. 
 
In Lüneburg wurde auf die Durchführung eines Wettbewerbs verzichtet, weil ein Lüneburger 
Architekturbüro über 100%ige Kenntnis der Strukturen und der Flächenverhältnisse der 
Hochschule verfügte, und weil seine Vorstudien zur Umwandlung der Scharnhorst-Kaserne 
die Universität und das Land überzeugten. 
Die dadurch bei der Planung eingesparte Zeit betrug ca. ein halbes Jahr. 
 
3.2.3 Vorbereitungen zur Baudurchführung 
 
3.2.3.1 Gewerkeweise Vergabe 
 
Öffentliche Auftraggeber haben die Kosten für Bauleistungen über den Wettbewerb zu ermit-
teln. Die Baukosten können sich aus einer 
 

• gewerkeweisen 
• losweisen oder 
• ganzheitlichen Ausschreibung ergeben. 

 
Die Leistungen der ausgeschriebenen Gewerke werden einzeln und auch in Teilen an Unter-
nehmen, die sich z. B. auf die Ausführung des Rohbaus, des erweiterten Rohbaus, des Aus-
baus oder der Haustechnik spezialisiert haben oder im Ganzen vergeben. 
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Die Leistungen für die Umwandlung der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität wur-
den sowohl für die Neubauten und Umbauten als auch für die Außenanlagen europaweit in 
Einzelgewerken ausgeschrieben. 
 
3.2.3.2 Gesamtvergabe 
 
Bei diesem Verfahren wird die komplette Bauleistung an einen Auftragnehmer, der General-
unternehmer (GU) oder Generalübernehmer (GÜ) sein kann, vergeben. 
Der GU erbringt, wie gesagt, sämtliche Bauleistungen, von denen er wesentliche Teile selbst 
ausführt. 
Der GÜ dagegen vergibt sie in der Regel an Nachunternehmer. 
In beiden Fällen übernimmt der Auftragnehmer das Kosten- und Terminrisiko sowie die Ge-
währleistung für die gesamte Bauleistung. 
 
3.3 Erwerb freigezogener Kasernen für Hochschulnutzung 
 
3.3.1 Grunderwerb allgemein 
 
Beim Erwerb von Kasernen haben die Länder Vorrangstellung (bei eigenem, konkretem Be-
darf), ansonsten die Gemeinden oder von ihr benannte Bewerber sowie Dritte. 
Das bedeutet, dass die Hochschulen an erster Stelle der Bewerber stehen, es sei denn, es be-
steht noch anderer Landesbedarf, z. B. zur Unterbringung von Asylbewerbern. 
Der Grunderwerb für Hochschulzwecke ist ein Teil der Gemeinschaftsaufgabe „Hochschul-
bau“. 
 
Zu erwähnen ist auch noch der sogenannte „Vorsorgliche Grunderwerb“ für zukünftig beab-
sichtigte Hochschulbauten, also der Kauf eines Grundstücks „auf Vorrat“, das innerhalb von 
zehn Jahren nach Erwerb bebaut werden muss, andernfalls ist der Bundesanteil zurückzuzah-
len. 
 
3.3.2 Abwicklung des Erwerbs 
 
3.3.2.1 Beteiligte Behörden 
 
Nach Wegfall des militärischen Bedarfs werden entsprechende Liegenschaften vom Bundes-
ministerium der Verteidigung (BMVg) an das Allgemeine Grundvermögen, das vom Bun-
desministerium der Finanzen (BMF) und dort von der Bundesvermögensverwaltung (BVV) 
betreut wird, zugeführt. Diese Verwaltung besitzt Abteilungen in den Oberfinanzdirektionen 
(OFD) der Länder, welchen wiederum Bundesvermögensämter (bis 32.12.2004) in den ver-
schiedenen Regionen des jeweiligen Bundeslandes unterstellt sind. 
Will nun eine Hochschule eine Kaserne oder Teile davon für ihre Zwecke erwerben, wendet 
sie sich an ihr Ministerium, in Niedersachsen das Ministerium für Wissenschaft und Kultur 
(MWK). Nach Prüfung und Anerkennung des Nutzerwunsches meldet dieses den Bedarf beim 
Finanzministerium an. Nach der haushaltsrechtlichen Prüfung wendet sich das Liegenschafts-
referat des Finanzministeriums des Landes (MF) an die Bundesvermögensverwaltung in der 
Oberfinanzdirektion, die dann das Bundesvermögensamt veranlasst, vom Staatshochbauamt 
eine Wertermittlung erstellen zu lassen und die weiteren Vorbereitungen für den Verkauf 
trifft. 
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3.3.2.2 Wertermittlung 
 
• Sachwertverfahren 
 
Mit diesem Verfahren wird der Wert, insbesondere einer Immobilie, ermittelt, die nicht nach 
den zu erzielenden Einnahmen, sondern nach den Kosten der Herstellung oder der Wiederbe-
schaffung bemessen wird. 
Zunächst werden die Kosten eines entsprechenden Neubaus ermittelt, mit denen dann die Ab-
nutzung und sonstige wertbeeinflussende Umstände verrechnet werden. 
Grund und Boden werden gesondert bewertet. 
 
• Ertragswertverfahren 
Diese Methode wird im Immobilienbereich bei Grundstücken angewandt, bei denen der zu 
erzielende Ertrag, z. B. Mieteinnahmen, in die Berechnung einbezogen wird. 
 
• Vergleichsverfahren 
Der Wert für Grund und Boden von Liegenschaften, deren bauliche Anlagen nach dem Sach-
wertverfahren beurteilt wurden, wird allgemein im Vergleichsverfahren bestimmt: 
 
-  Bewertung mit Hilfe des Bodenrichtwertes 
 
Die Kommunen verfügen im Normalfall über Bodenrichtwertkarten, aus denen der Wert der  
Grundstücke je nach Lage hervorgeht. 
Die Unterlagen werden bei Bedarf entsprechend aktualisiert. 
Der Bodenrichtwert dient in den meisten Fällen lediglich als Orientierungswert. 
 
-  Gutachterausschuss der Kommune 
 
Der Ausschuss besteht aus Sachverständigen der Kommune und anderer Ämter sowie sonsti-
gen Fachleuten wie z. B. ortsansässigen Architekten. 
Er tritt zu Beratungen zusammen und bewertet das Grundstück auf der Grundlage des Boden-
richtwertes und weiterer Kriterien. Die daraus zu fertigende gutachtliche Stellungnahme wird 
vom Ausschussvorsitzenden unterzeichnet und gegen Zahlung des Aufwandes an den oder die 
Antragsteller ausgehändigt. 
 
-  Vereidigter Sachverständiger 
 
In Fällen, in denen ein Vertragspartner mit der Beauftragung des Gutachterausschusses nicht 
einverstanden ist, weil z. B. das zu erwerbenden Grundstück der Gemeinde gehört oder der 
Ausschuss überlastet ist, und die Fertigstellung des Gutachtens dadurch zu lange dauert, wird 
ein vereidigter Sachverständigter eingeschaltet, auf den sich beide Vertragspartner vor der 
Beauftragung geeinigt haben. Das Wertgutachten hat dann im Normalfall Gültigkeit. 
 
-  Staatshochbauämter 
 
Auch die Staatshochbauämter verfügen über eine Stelle, die Wertermittlungen durchführt. 
 
• Dekontaminierung 
 
Beim Erwerb einer militärischen Liegenschaft spielt der Begriff „Kontamination“ eine große 
Rolle. 
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Es besteht die Gefahr, dass Boden oder bauliche Anlagen sowie Plätze unzulässig ver-
schmutzt sind. 
Da in solchen Fällen das Verursacherprinzip gilt, ist der Bund für die Beseitigung der Verun-
reinigungen zuständig. 
Auf das Verfahren, mit dem der Umfang der Kontamination festgestellt wird, soll hier nicht 
näher eingegangen werden. 
Die Dekontaminierung hat der Bund durchzuführen, es sei denn, er einigt sich mit dem Er-
werber über die Kostenhöhe dafür, erstattet den Betrag (maximal bis zur Höhe des Kaufprei-
ses) und der Käufer übernimmt die Beseitigung der Verunreinigungen. 
 
• Nachlässe 
 
Bundesliegenschaften werden grundsätzlich zum vollen Wert (Verkehrswert) verkauft. 
Ein Nachlass (bis zu 50%) wird beim Erwerb militärischer Liegenschaften zunächst nur für 
- Wohnungsbau im Rahmen des Sozialen Wohnungsbaus und 
- Bau von Studentenwohnungen im Rahmen des von Bund und Ländern gemeinsam geförder-
ten Studentenwohnraumbaues auf unbebauten Grundstücken oder bebauten Kasernengrund-
stücken gewährt. 
Später gibt es auch einen Nachlass für bestimmte Erwerber bei weiteren Folgenutzungen. 
 
• Kaufpreis für eine aufgegebene militärische Liegenschaft 
 
Der Kaufpreis einer Kaserne setzt sich zusammen aus dem z. B. vom Staatshochbauamt mit-
hilfe des Sachwertverfahrens festgestellten Verkehrswerts, gemindert um den 50%igen Nach-
lass und eventueller Erstattungen für die Kostenübernahme der Dekontaminierung. 
Hinzuweisen ist, dass bei der Wertermittlung auch die Kosten für den Abriss maroder oder 
nicht weiter verwendbarer baulicher Anlagen gegengerechnet werden. 
 
3.4 Gründe für die Verlagerung von Hochschuleinrichtungen in Kasernen 
 
3.4.1 Gründung neuer Hochschulstandorte 
 
In einigen Fällen ist u. a. der Kaufkraftverlust einer Kommune durch die Gründung eines wei-
teren Standorts einer benachbarten Hochschule aufgefangen worden. 
Diese Vorhaben waren im Zuge der Gemeinschaftsaufgabe des Bundes und der Länder nicht 
immer leicht zu realisieren, weil bundesseitig gewisse Voraussetzungen für die Gründung 
neuer Standorte, z. B. 2000 Studierende und mindestens drei Fachbereiche verlangt wurden. 
Darüber hinaus muss die Hochschule auch dem Land gegenüber das Erfordernis der Erweite-
rung und der damit verbundenen Investitions- und Betriebskosten nachweisen, bevor die er-
forderlichen Mittel im Haushalt veranschlagt werden, was wiederum die Voraussetzung für 
die Mitfinanzierung des Bundes war. 
 
3.4.2 Abbau des fehlenden Raumbedarfs 
 
Geeignete Einrichtungen ehemaliger Kasernen bieten sich für gewisse Hochschulnutzungen 
an. 
Hatte zum Beispiel eine Bundeswehr-Einheit für ihren Maschinenpark entsprechende Hallen 
mit den dazugehörigen Werkstätten, so ergab dies für eine Hochschule mit einem Studiengang 
„Kfz -Technik“ die Möglichkeit für den Ausbau ihrer Einrichtungen in der freigewordenen 
militärischen Liegenschaft. 
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Da auch die Bundeswehr Lehrveranstaltungen durchführt, fehlt es nicht an Seminarräumen. 
Die Mannschaftsgebäude bieten mit ihren „6er-Buden“ Platz zur Unterbringung der Dozenten 
und des wissenschaftlichen Personals sowie für die Verwaltung. 
Oftmals ergeben sich auch wertvolle Synergieeffekte, wenn sich branchengleiche Unterneh-
men ebenfalls auf dem ehemals militärischen Areal ansiedeln. Solche Kooperationen bestehen 
allerdings in den meisten Fällen bereits vor einer möglichen Auslagerung eines Fachbereichs. 
 
3.4.3 Optimierung der Unterbringung  
 
Nicht nur für Neugründungen oder Auslagerung von Fachbereichen können freigewordene 
Kasernen dienen, sondern auch zur Unterbringung von Hochschuleinrichtungen, die verstreut 
untergebracht sind. 
Meistens kommt dabei eine Art „Ringtausch“ zustande, bei dem, nach eingehender Prüfung 
der Möglichkeiten und der damit verbundenen Kosten, passende Hochschuleinheiten in einer 
ehemaligen Kaserne untergebracht werden und damit Platz für eine räumliche Nutzungsopti-
mierung am alten Standort geschaffen wird. 
Am besten dafür geeignet sind  Geisteswissenschaften, weil diese nicht auf kostenintensive 
technische und labortechnische Einrichtungen, wie die Naturwissenschaften z. B. Elektro-
technik, Chemie oder Physik, angewiesen sind. 
Durch derartige Flächenoptimierungen wird der Hochschulbetrieb für die Studierenden und 
die Verwaltung wesentlich erleichtert und der Kostenaufwand minimiert. 
 
3.4.4 Aufgabe von Anmietungen 
 
Mit der Optimierung der Unterbringung können oftmals in Innenstadtlage befindliche Anmie-
tungen aufgegeben werden. 
Hierdurch spart einerseits die Hochschule die Mietkosten, andererseits stehen die Immobilien 
Zwecken zur Verfügung, für die diese Lage besser geeigneter ist. 
Auch diese Raumaufgaben gehören zum o. g. Ringtausch der, wie gesagt, nicht nur zu einer 
Verbesserung der räumlichen Unterbringung von Hochschuleinheiten führt, sondern auch 
weitere zeitliche und monetäre Vorteile sowohl für die Bediensteten der Hochschule als auch 
für die Studierenden bringt. 
 
3.4.5 Günstiger Grundstückspreis 
 
Für anstehende Neubauten können die Grundstücke durch die Halbierung des Verkehrswertes 
günstig erworben werden. 
 
3.5 Eignung ehemals militärisch genutzter Liegenschaften für Hochschulzwecke 
 
3.5.1 Studentisches Wohnen 
 
Militärische Liegenschaften und davon fast ausnahmslos Kasernen, bzw. Teile davon, eignen 
sich in vielerlei Hinsicht für Hochschulzwecke. 
Das Paradebeispiel stellt der Bereich „Studentisches Wohnen“ dar. 
Daher sind viele der frei gewordenen Mannschaftsgebäude zu Studentenwohnheimen 
umgewidmet worden, deren Appartements gern von den Studenten angemietet werden. 
Die ausreichend großen Sanitäranlagen werden saniert und getrennt für „Männlein“ und 
„Weiblein“ hergerichtet. Für ausreichende Teeküchen ist ebenfalls Platz. 
Die Starkstromleitungen und das Datennetz werden auf Putz oder in Kanälen neu installiert. 
  



 

40 
 

Die Heizanlagen, sowie die Gebäude überhaupt, sind von den zuständigen Staatshochbauäm-
tern instand gehalten worden. 
Keller und Bodenraum sind in ausreichendem Maße vorhanden. 
 
3.5.2 Institutsgebäude 
 
Gerade die in gleichen Achsen erbauten Unterkunftsgebäude eignen sich sehr gut zur Unter-
bringung von Institutseinrichtungen, insbesondere der Geisteswissenschaften. 
In den ehemaligen Mannschaftsräumen stehen ausreichend Räume für Dozenten sowie  
Einzel- und Doppelzimmer für wissenschaftliche Mitarbeiter zur Verfügung. 
Darüber hinaus lassen sich sehr gut Seminarräume verschiedener Größen durch 
Zusammenlegung mehrerer Räume herstellen. 
Die Umrüstung der Sanitäranlagen und das Einrichten von Teeküchen stellen keinen 
allzu großen Aufwand dar. 
Stark- und Schwachstromanlagen müssen allerdings neu installiert werden. 
 
3.5.3 Lehrräume 
 
In vielen Kasernen befinden sich auch größere Lehrräume, die durchaus als kleine Hörsäle 
genutzt werden können. 
Zur Abdeckung des fehlenden Bedarfs an Veranstaltungsräumen stehen für Neubauten geeig-
nete Freiflächen zur Bebauung auf den meist weitläufigen Kasernenanlagen zur Verfügung. 
 
3.5.4 Essensversorgung 
 
Alle Kasernen haben so genannte Wirtschaftsgebäude, in denen für das „leibliche Wohl“ der 
Soldaten gesorgt wurde. Es handelt sich hierbei um Häuser, die mit einer kompletten 
Großküche und entsprechend großen Speisesälen ausgestattet sind. 
In den Untergeschossen befanden sich häufig für die Freizeitbeschäftigung ausgestattete 
Räumlichkeiten. 
 
3.5.5 Bücherstellflächen 
 
Mit wenig Aufwand lassen sich auch geeignete Kasernengebäude wie z. B. Casinos zu 
kleinen Bibliotheken umwidmen. Sie verfügen über großflächige Räume und besitzen eine 
höhere Ausstattung als andere Kasernengebäude. 
Für umfangreichere Buchbestände ist allerdings die Errichtung eines bedarfsgerechten Neu-
baus erforderlich. 
 
3.5.6 Sportanlagen 
 
Jede Kaserne hat zur körperlichen Ertüchtigung der Soldaten ausreichende Sportanlagen. Au-
ßenflächen sind für Ballspiele und Leichtathletik hergerichtet. 
Meist stehen modern und komplett ausgerüstete Hallen für weitere Sportarten zur Verfügung. 
 
3.5.7 Garagen und Lagerhallen 
 
Für den Fahrzeugpark der Hochschulen sowie zur Unterbringung anderer Gerätschaften gibt 
es genügend Platz in Hallen, die der Bundeswehr für die unterschiedlichsten Nutzungszwe-
cken dienten und in den Kasernen ausreichend zu finden sind. 
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3.5.8 Erschließung/Parkflächen 
 
Sowohl die Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz als auch die innere Erschließung sind 
bei den militärischen Liegenschaften bedarfsgerecht vorhanden. 
Die ehemaligen Exerzierplätze, die in jeder Kaserne zu finden sind, können mit geringem 
Aufwand zu Parkplätzen umfunktioniert werden. 
 
3.5.9 Außenanlagen 
 
Auch wenn Kasernen keine Parklandschaften sind, so findet man doch häufig Flächen, die 
gärtnerisch gestaltet sind und den Soldaten als Freizeitplatz dienen. 
Darüber hinaus sind neben Sportplätzen auch kleinere Grünflächen und Plätze zum Aufenthalt 
der Soldaten angelegt. 
Die internen Straßen werden von vor dem zweiten Weltkrieg angepflanzten und inzwischen 
70 Jahre alten Bäumen prachtvoll umsäumt und geben zukünftigen Hochschuleinrichtungen 
ein gewisses Flair. 
 
 
3.6 Konversion im Hochschulbau in Niedersachsen 
 
3.6.1 Konversion nichtmilitärischer Liegenschaften zu Hochschuleinrichtungen 
 
Neben Kasernen wurden auch andere Gebäude oder Liegenschaften für Hochschuleinrichtun-
gen hergerichtet. 
In der nachfolgenden Tabelle sind u. a. Beispiele für die Rubriken 
  

• „Schlösser und Burgen“ Welfenschloss in Hannover 
• „Industriebrachen“ Eisenbahnhalle in Lingen 
• „Ausstellungsgebäude“ Mexikanische Pavillon der EXPO2000 in Hannover 
• „Türme“ der Stadtmauerturm in Osnabrück, 

 
dargestellt, auf die nachfolgend näher eingegangen wird. 
 
Die Auswahlkriterien sind: 

▪ unterschiedliche Größen 
▪ Attraktivität 
▪ hoher Nutzungswert 
▪ nachhaltige Gesichtspunkte sowie z. T. 
▪ Beteiligung des Verfassers an der Abwicklung. 
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Art der Lie-
genschaft 

Bezeichnung 
und Lage 

Nutzung Genutzt 
seit 

Umbau-
aufwand  

Grad der Nach-
haltigkeit 

Schlösser 
und Burgen 

Welfenschloss 
Hannover 
Schloss Osnab-
rück 
Marienburg 
Hildesheim 

Universität 
(Hauptstandort) 
Universität 
(Hauptstandort) 
Universität 
(Teilstandort) 

1879 
 
1974 
 
1993 

normal 
 
aufwendig 
 
gering 

hoch 
 
durchschnittlich 
 
hoch 

Industrie-
brachen 

Eisenbahnhalle 
Lingen 
Zuckerfabrik 
Braunschweig 
Erzbergwerk 
SZ-Calbecht 

FH OS (Stand-
ort) 
HBK (Teil-
standort)  
FH BS/WF 
Standort  

2012 
 
2002 
 
1994 

normal 
 
aufwendig 
 
gering 

sehr hoch 
 
durchschnittlich 
 
hoch 

Ausstellungs-
gebäude 

Design-und 
Europa Center 
EXPO 2000 
Mexikanischer 
Pavillon EXPO 
2000  

FH H (Teil-
standort) 
 
HBK BS (Bib-
liothek) 
 

2002 
 
 
2002 
 

gering 
 
 
normal 
 

hoch 
 
 
sehr hoch 
 

Türme Kirchturm Göt-
tingen  
Stadtmauerturm 
Osnabrück 

Kirche 
(Zimmer) 
Studentenwerk 
(Maisonette) 

1421 
 
1999 

gering 
 
aufwendig 

gering 
 
gering 

 
         Abb. 8 Konversion verschiedenartiger Liegenschaften zu Hochschuleinrichtungen 
 
 
3.6.1.1 Welfenschloss / Technische Universität Hannover 
 
Wie in vielen anderen Fällen, werden in Niedersachsen ehemalige Schlösser von Hochschulen 
genutzt. So z. B. in Braunschweig, Osnabrück oder Hannover, wo im ehemaligen Welfen-
schloss die Technische Universität Hannover mit ihrem Hauptstandort untergebracht ist. 
 
1856 beauftragte König Georg V. nicht einen der älteren, klassizistisch entwerfenden Hofar-
chitekten Laves oder Molthan, sondern den jüngeren Hofbauinspektor Christian Heinrich 
Tramm (1819 – 1861), dessen romantischer Rundbogenstil am Hofe starke Beachtung genoss, 
mit der Projektierung einer neuen Sommerresidenz. 
 
Bemerkenswert ist, dass das Fachwerkgerüst des im Frühjahr 1857 abgebrochenen alten 
Schlosses Monbrillant in dem Industrieort Georgs-Marien-Hütte bei Osnabrück wieder aufge-
richtet und als Beamten-Wohnhaus ausgebaut wurde. 
Das Königspaar, dessen Namen in die Ortsbezeichnung dieses kurz vorher gegründeten Hüt-
tenwerkes eingingen, zeigte hierbei ein im Lande bislang noch unbekanntes, denkmalpflegeri-
sches Bewusstsein und ein - aus heutiger Sicht betrachtet - „nachhaltiges“ Handeln. 
 
1858 beschloss der König, das neue Schloss nicht wie bisher als Sommerresidenz, sondern als 
künftige Hauptresidenz der hannoverschen Krone mit erweitertem Raumprogramm ausführen 
und in der Nähe des Schlosses eine Residenzkirche errichten zu lassen. 
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Abb. 9 Welfenschloß 1862 vor dem Umbau (Universität Hannover 1981, S. 125) 
 
Nachdem das Königreich Hannover aufgehoben und von Preußen annektiert worden war, ist 
das Schloss im Rohbau ganz, im Ausbau aber nur zum Teil fertiggestellt gewesen. 
Für die unvollendete Hauptresidenz, die seit 1861 „Welfenschloß“ hieß, fand sich nach der 
Exilierung der Welfenmonarchie zunächst keine Verwendung, bis man sich 1875 entschloss, 
es zur Technischen Hochschule umzubauen. 
Beim Vergleich der Grundrisse vor und nach dem Umbau sind erhebliche Veränderungen zu 
erkennen (Universität Hannover 1981, S. 124 und 128). 

 
 

 
 
     Abb. 10 Das erste Hauptgeschoss vor dem Umbau (Universität Hannover 1981, S. 126) 
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Der Haupteingang lag ursprünglich im mittleren, glasgedeckten, mit Wagen befahrbaren In-
nenhof. Hunaeus verlegte ihn mit den beiden Bronzelöwen nach vorn in den mittleren Torbo-
gen, wo sich vorher die Wache befand. 
Ein ausgedehntes Haupttreppenhaus entstand in der Nord-Süd-Achse des Innenhofes. 
Den nordwestlich gelegenen Wintergarten ersetzte Hunaeus durch einen neuen Flügel mit 
Zeichensälen. 
Die Schlosskapelle baute er als Aula, den Ballsaal zur Bibliothek um. 
Die Lücke zwischen Kapelle und dem Mittelteil füllte er mit einem Hörsaalbau aus; 
Ein weiterer Hörsaal entstand als Anbau im Westen. 
Das ursprünglich auf dem Mittelbalkon aufgestellte „Sachsenroß“ des Bildhauers Wilhelm 
Wolff (1816-1887) erhielt seinen jetzigen Standort auf dem Vorplatz. 
Infolge des fortgesetzten Wachstums der Hochschule begann eine Phase der intensiveren Flä-
chennutzung des Gebäudes. 
Allmählich wurden alle Kellerräume bis zum äußersten Winkel für Lehr- und Forschungs-
zwecke eingerichtet und niedrige Einbauten in die Innenhöfe eingefügt. 
Über dem Treppenhaus und über den Verbindungsgängen entstanden Aufbauten. 
Gleichzeitig setzte die Neubautätigkeit ein, beginnend mit dem 1895 eingeweihten Westanbau 
mit zwei großen Hörsälen. Sie setzte sich ab 1906 fort und dauert heute an. 
 
 

 
 
    Abb. 11 Das erste Hauptgeschoss nach dem Umbau (Universität Hannover 1981, S. 128) 
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Die Universität Hannover, an der auch der Verfasser studiert hat, ist ein Beispiel für die Ent-
stehung größerer Hochschulstandorte aufgrund von Raumnot oder getrennter Unterbringung 
zusammengehöriger Bildungseinrichtungen. 
Meistens ging mit der Optimierung der Unterbringung auch eine Aufwertung einher, indem 
z. B. aus Akademien Hochschulen oder aus Hochschulen Universitäten wurden. 
 
Wie aus dem Beispiel hervorgeht, eigneten sich die im Schloss vorhandenen Räumlichkeiten, 
einschließlich der Schlosskirche, gut zur Erfüllung des Raumprogramms der Hochschule. 
Darüber hinaus bot die Umgebung weiteren Platz für An- und Neubauten. 
Auch zeigt diese Liegenschaftskonversion, dass bereits vor mehr als 130 Jahren Nachhaltig-
keit u. a. durch schonenden Umgang mit Grund und Boden praktiziert wurde. 
 
3.6.1.2 Stadtmauerturm / Studentenwerk Osnabrück 
 
Im Bereich Studentisches Wohnen gibt es die Konversion nicht nur bei der Umwidmung von 
Soldaten-Mannschaftsgebäuden zu Studentenwohnungen. Unzählige andere Gebäude sind 
zum Wohnen für Studenten umgewidmet worden. 
Dazu soll die „Mini-Studentenbude“ in einem Kirchturm in Göttingen erwähnt und über die 
„kleinste Studentenwohnung in Deutschland“ berichtet werden. 
Das kleine Studentenwohnheim ist teilweise in eine alte Stadtmauer integriert und in einem 
darauf stehenden Turm von knapp 4 x 4 Metern Grundfläche untergebracht. 
Der Architekt hat ausführliche Geschichtsforschung betrieben und herausgefunden, dass die 
um 1280 erbaute „Hohe Mauer“ damals Teil einer vorgeschobenen Sicherungslinie im Wes-
ten der Stadt Osnabrück zum Westerberg war. 
Zur Sicherung dieser Mauer wurden zwei kleine Türme mit quadratischem Grundriss erbaut. 
Einer von ihnen ist das hier vorgestellte Bauwerk. 
 
Das Gebäude wurde bis zu seiner Zerstörung durch Feuer im Jahr 1995 als Maleratelier ge-
nutzt. 
Abbruch oder Sanierung waren die Alternativen. 
Schließlich entstand aus der Ruine das kleinste Studentenapartment Deutschlands. 
Das vorhandene Natursteinmauerwerk des Treppenaufgangs wurde komplett abgetragen, neu 
gegründet und wieder aufgemauert, die Stadtmauer zur Bergseite freigelegt und saniert. 
Die Fachwerkkonstruktion wurde ebenfalls erneuert, die Ausfachung erfolgte auf traditionelle 
Weise mit Stroheinlage und Lehmputz. 
Das Dach bekam eine neue Lattung und Eindeckung. Die angekohlte Balkenlage blieb erhal-
ten. So entsteht unterm Dach nie der Eindruck, in einem Neubau zu leben. 
Das Haus wird auf zwei Wegen erschlossen. 
Für den inneren Verkehr gibt es eine stählerne Spindeltreppe, außen eine Treppe aus Natur-
stein (Häuser 1999). 
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   Abb. 12 Das „kleinste Studentenwohnheim Deutschlands“ (Häuser 1999, S. 23 u. 84). 

 

 

3.6.1.2 Mexikanischer EXPO 2000-Pavillon/HBK Braunschweig 

 

Im Jahre 1998 bot die Niedersächsische Landesentwicklungsgesellschaft als Betreuer der aus-

ländischen Nationen auf dem Freigelände der Expo 2000 in Hannover dem Land an, einen 

Pavillon nach Ende der Weltausstellung abzubauen und in Braunschweig an der Hochschule 

für Bildende Künste (HBK) Braunschweig wieder aufzustellen und als Bibliothek herzurich-

ten. 

Das Raumprogramm der Bibliothek umfasste rd.1000 m² Hauptnutzfläche. 

Nach Prüfung der Pavillongrößen, stieß man auf das Land Mexiko, das eine Ausstellungsflä-

che von 1000-1500 m² Bruttogeschossfläche (BGF) benötigte. 
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Bis auf die Landesbauabteilung, die skeptisch war, einen Ausstellungspavillon in einen, von 

den hohen baulichen Anforderungen her gesehenen, anspruchsvollen Bibliotheksbau umzu-

widmen, setzten sich alle maßgeblichen Politiker für dieses nachhaltige Vorhaben ein. 

 

Die Herrichtung zu einer Bibliothek konnte nur gelingen, wenn bereits bei den Planungen des 

Mexikanischen Pavillons auch die Nachfolge-Nutzung des Gebäudes mit berücksichtigt wur-

de. 

 

Das Staatliche Baumanagement Braunschweig und die HBK fertigten daher die nachstehende 

Systemskizze, die mit der Bitte, nun seinerseits die Bau- und Präsentationsabsichten des Lan-

des Mexiko mitzuteilen, an den mexikanischen Botschafter gesandt wurde. 

Vor einem Vertragsabschluss wurden die Anforderungsprofile der Vor- und Nachnutzung 

eindeutig festgelegt, so dass die Nation Mexiko und das Land Niedersachsen die Angemes-

senheit der Baukosten beurteilen konnten. 

Der wirtschaftliche Vorteil gegenüber herkömmlichen Realisierungsmethoden sollte nach 

Auffassung des Landes mindestens 25-30% eines Neubaus betragen und den im Land Nieder-

sachsen üblichen Hochschulbaustandard sicherstellen. 

 

 
 

                 Abb. 13 Systemskizze einer Bibliothek der HBK zum Wettbewerb des 

                               Mexikanischen Pavillons (NILEG 1998) 
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Die Gestalt des Mexikanischen Pavillons ist aus einem im eigenen Lande durchgeführten Ar-

chitektenwettbewerb hervorgegangen. 

 

Der Mexikanische Pavillon EXPO 2000 bestand aus vier miteinander verbundenen Würfeln, 

einem großen und drei gleichgroßen kleinen. 

Während in den kleinen Würfeln landestypische Themen präsentiert wurden, konnten die Be-

sucher im großen Pavillon als Zuschauer in einem 3-D Kino auf der 180° Innenfläche des 

zylindrischen Raumes das Land und die Hauptstadt Mexico-City bei einem virtuellen Flug 

erleben. 

 

In der kubischen Hülle aus Glas und Stahl mit einer Kantenlänge von 18,35 m, sollten später 

die 50.000 Bände und 40.000 Dias umfassende Bibliothek für die 1200 Studierenden der 

Hochschule für Bildende Künste in Braunschweig untergebracht werden. 

 

Die Außenhülle erhielt eine neue Wärme- und Sonnenschutz-Verglasung, die im Dachbereich 

selbst reinigend ausgeführt wurde. 

Die Be- und Entlüftung erfolgt über zu öffnende Glasfelder in einer der oberen Reihen. 

 

Da sich der zylindrische Innenkörper als Stellfläche für Bücherregale nicht eignete, wurde er 

durch einen Quader aus Beton mit einer Grundfläche von 11x11 Metern, der gleichzeitig als 

Bücherturm und Speichermasse dient, ersetzt. 

Seine Wände sind mit einem Wasserrohrsystem zur Kühlung im Sommer und Heizung im 

Winter ausgestattet. 

Er ist gegenüber den Außenwänden um 45° gedreht. 

 

Das Dach des Bücherturms ist als Terrasse ausgebildet. Dort finden kleinere Veranstaltungen, 

wie Lesungen oder Diskussionen statt. 

 

 

 
 

Abb. 14 Blick von der Dachterrasse des Bücherturms (transparent 2002, S. 10) 
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Zwölf Lesebalkone, die wie Schwalbennester an den Turmaußenwänden hängen, erwecken 

die Aufmerksamkeit jeden Besuchers. 

 

 

 
 

             Abb. 15 und 16 Lesebalkone am Bücherturm (transparent 2002, S. 10 und 11) 

 

 

 

 
 

                 Abb. 17 Bibliothek und Hauptgebäude der HBK (transparent 2002, S. 12) 

 

 

Die vorhandenen Hochschulgebäude, die hinter dem nun teilbebauten, ehemals wenig einla-

denden Platz gruppiert sind, kommen mit dem neuen Prachtbau ebenfalls mehr zur Geltung. 

So hat der ehemalige Mexikanische Pavillon der Hochschule nicht nur die am 3. Juli 2002 

eingeweihte, fehlende Bibliothek, sondern auch endlich ein repräsentatives Entree beschert. 

Das Stadtviertel ist durch dieses Hochschulgebäude ebenfalls erheblich aufgewertet worden. 
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3.6.1.4 Eisenbahnausbesserungswerk Lingen / FH Osnabrück, Standort Lingen 

 

Neben dem Wandel in der Verteidigungspolitik hat sich auch die Deutsche Bundesbahn we-

sentlich verändert. 

Komfortable, leistungsfähige Hochgeschwindigkeitszüge, entsprechend neue Schienennetze, 

Zugverkehr im Zeittaktsystem, Bahnhofsmodernisierungen sowie Verbesserungen bei der 

Güterverkehr-Logistik sind hierfür einige Beispiele. 

 

Mit dieser Entwicklung geht die Aufgabe vieler Bahnliegenschaften einher. 

Neben aufgegebenen Bahnhöfen gab und gibt es immer noch eine große Anzahl von alten 

Eisenbahnbrachen, auch wenn einige schon neuen Nutzungen zugeführt wurden. 

So ist z. B. aus der alten Lokhalle in Göttingen, baugleich mit der in Lingen, ein Kulturzent-

rum geworden. 

Insbesondere die Stadt Lingen, aber auch die Region Emsland und die ansässigen Unterneh-

men sind sehr stark an einem Ausbau des Standorts Lingen der Fachhochschule Osnabrück 

und damit auch an einer passenden Unterbringung interessiert. 

Dafür wurde zunächst auch eine nahe liegende Kaserne in Betracht gezogen. Als dann jedoch 

die Deutsche Bundesbahn ihr fast stadtmittig gelegenes, 150 Jahre altes und mehrfach 

umgenutztes Eisenbahnausbesserungswerk aufgab, hat die Stadt Lingen es mit der Absicht, 

hier die Fachhochschule anzusiedeln, erworben. 

Die zweitgrößte unter Denkmalschutz stehende Halle IV auf dieser Liegenschaft ist von der 

Stadt bereits für mehrere Zwecke ausgebaut worden. 

Hier ist auch das „Institut für Kommunikation“ der Fachhochschule, die aus drei Instituten 

besteht, untergebracht. 

Den beiden anderen Instituten für „Management und Technik“ und für „Theaterpädagogik“ 

hat die Stadt eine ehemalige Schule, in der die Hochschule heute noch angesiedelt ist, kosten-

los zur Verfügung gestellt. 

Als viertes soll das „Institut für Wirtschaftspsychologie“ entstehen. 

Die Unterbringung der gesamten Fachhochschule soll in der Halle I/II, deren Hülle ebenfalls 

unter Denkmalschutz steht, erfolgen. 

 

 

 
 

Abb.18 Lage der Halle I/II (Fachhochschule Osnabrück 2008, S. 5) 
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Schon 1986 wies die Stadt Lingen das städtebauliche Sanierungsgebiet „Beiderseits der Bun-

desbahn“ für die Neustrukturierung eines bedeutenden Areals aus. 

Der Bereich umfasst das ehemalige Eisenbahnausbesserungswerk, das ehemalige Wagenwerk 

und das unmittelbare Bahnhofsumfeld. 

Nach bereits richtungsweisenden Projekten soll nun die 200 m lange, 54 m breite und bis zu 

18 m hohe Halle I/II ausgebaut werden. 

Eine Vorstudie, nach der rund 10.000 m² Hauptnutzfläche in Form einer Haus-im-Haus - Lö-

sung realisiert werden sollen, und das von der Fachhochschule und dem MWK ausgearbeitete 

Hochschulkonzept zur Entwicklung des Standortes überzeugten den Wissenschaftsrat, so dass 

er seine Zustimmung zu dem Hochschulbauvorhaben, wie aus der nachstehenden zusammen-

fassenden Stellungnahme hervorgeht, nach einem dreitägigen Besuch in Lingen im Jahre 

2005 gab. 

 

 

  
 

Abb. 19 und 20 Innen- und Außenansicht (Fachhochschule Osnabrück 2008, S. 8 u. 10) 
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Zwei Jahre danach fand für den Ausbau der Halle I/II zur Nutzung durch die Fachhochschule 
Lingen ein europaweiter Realisierungswettbewerb statt. 
Sieger des Wettbewerbs wurde ein Osnabrücker Architekturbüro. 
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Die planerische Umsetzung der Nachhaltigkeit in den Dimensionen Ökologie, Ökonomie und 
Soziokulturell geht aus den Beschreibungen zu den Wettbewerbsentwürfen hervor: 
 

Ökologie 
Durch die Konversion des Eisenbahnausbesserungswerks wird die Ressource Bodenfläche 
geschont. 
Mit dem Haus-im-Haus-Prinzip soll in der Halle ein maritimes Klima erzeugt werden und die 
Temperatur +6 Grad Celsius nicht unterschreiten. 
Durch die Begrünung der Magistrale wird neben einem komfortablen Mikroklima auch hoher 
akustischer Komfort geschaffen. Be- und Entlüftung erfolgen auf natürlichem Wege. Sonnen-
schutzverglasung für die Dach-Sheds, alternativ semitransparente Fotovoltaik und Wärme-
schutzverglasung, sparen mechanische Kühlung. 
Massive Konstruktionen der Institutsgebäude erhöhen die Speichermassen. 
Die Institutsgebäude genießen hohen thermischen Komfort. Die natürliche Belüftung der 
Räume sowie der Kommunikationsflächen erfolgt über die Halle. 
Lediglich die Sonderbereiche, wie Hörsäle und Seminarräume, erhalten eine Zu- und 
Abluftanlage mit Wärmerückgewinnung (WRG). 
Im Sommer wird die Flächenkühlung zur Grundlastabdeckung des Kältebedarfs über Beton-
kernaktivierung und Absorptionskältemaschinen erzeugt. 
Eine zentrale Wärmeversorgung über BHKW und ein Gasbrennwertkessel zur Spitzenlastde-
ckung sorgen im Winter für die erforderlichen Temperaturen in den Institutsräumen. 
Der Wärmebedarf für die Hörsäle und Seminarräume wird durch Flächenheizung über Beton-
kernaktivierung und Zuluftheizung bei Lastspitzen gedeckt (plan concept-architekten 2007). 
 
Ökonomie 
Die Sanierung der Hallenhülle erfolgt durch die Stadt Lingen, die alle möglichen Förderungen 
in Anspruch nimmt. 
Das Haus-im-Haus-Konzept mit seinem die Hochschulbauten umgebenden maritimen Klima 
hat großen Einfluss auf den Energieverbrauch, was zu enormen Einsparungen gegenüber 
Bauvorhaben im Freien führt. 
Die Ausschöpfung aller energiesparenden Möglichkeiten bei der Baudurchführung hat eben-
falls erhebliche Einsparungen beim Betrieb der Gebäude zur Folge. 
 

Soziokulturell 
„Dem Entwurf gelingt es in überzeugender Weise, in der denkmalgeschützten Industriehalle, 
universitäre Einrichtungen zu platzieren, die ein lebendiges Studieren ermöglichen und Frei-
räume lassen für Begegnungen und kreativen Austausch“. 
Aus dieser Schilderung der Entwurfsidee geht der behutsame Umgang mit der denkmalge-
schützten Bausubstanz durch ein zurückhaltendes (stilles) Architekturkonzept hervor. Durch 
lose entlang der äußeren Hallenschiffe eingestellte Baukörper bleibt die Mitte, die zu einem 
kontemplativen Bewegungsraum ausgestaltet wird, frei, wodurch der bemerkenswerte Ge-
samteindruck des Industriegebäudes weiter erhalten bleibt (plan concept architekten 2007, 
S. 2). 
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    Abb. 21 Innenansicht nach der Konversion (FH Osnabrück 2008, Titelseite) 
 
 
3.6.2 Konversion militärischer Liegenschaften zu Hochschuleinrichtungen 
 
Bei den anfänglichen Überlegungen über eine Verwendung von freigezogenen Kasernen ka-
men neben der Schaffung von benötigten Gewerbeflächen und Umgestaltung geeigneter Ge-
bäude zu Wohnhäusern, an den Hochschulstandorten nach dem Motto „Wo Soldaten unterge-
bracht waren, können auch Studenten wohnen“, die Nachnutzung der Mannschaftsgebäude 
durch Studierende ins Spiel. 
Die Herrichtung der meisten, von den staatlichen Bauämtern in Schuss gehaltenen Kasernen-
gebäude erschien nicht all zu aufwendig. 
Auch der Bund war sofort bereit, diese Vorhaben mit einem Nachlass von 50% auf den Kauf-
preis zu unterstützen. 
Einige Zeit später dehnte er jedoch den Preisnachlass auf den Erwerb von militärischen Lie-
genschaften für Hochschulnutzung ebenfalls aus. 
Niedersachsen war das Land, das frühzeitig die Chance erkannte, den Flächenbedarf einiger 
Hochschulen durch frei werdende Kasernen decken zu können. So fanden auch in allen Regi-
onen Konversionen militärischer Liegenschaften zu Hochschuleinrichtungen statt. 
 
Die Struktur einer Hochschule ist kein starres Gebilde. Sie muss aufgrund ständiger Verände-
rungen weitestgehend flexibel sein, was nicht nur für den Hochschulbetrieb, sondern auch für 
die räumliche Unterbringung gilt. 
Hochschullehrer kommen und gehen, Studiengänge werden neu gegründet oder aufgegeben, 
die Zahl der Studierenden kann von Jahr zu Jahr schwanken und Lehre und Forschung stellen 
mit ihrer zukunftsweisenden Entwicklung Forderungen an adäquate räumliche Unterbringung 
und Ausstattung. 
Für diese Herausforderungen können frei gewordene militärische Liegenschaften, insbesonde-
re Kasernen in günstiger Lage und mit wirtschaftlich anzupassendem Gefüge eine große Hilfe 
für die räumliche Optimierung einer Hochschule sein. 
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Die Hochschulstandorte, in denen Konversion militärischer Liegenschaften für Hochschulein-
richtungen stattgefunden hat, liegen über das ganze Land verteilt, wie aus der nachfolgenden 
Übersichtskarte hervorgeht: 
 
 

 
 
          Abb. 22 Standorte mit Hochschulkonversion in Niedersachsen, (www.welt-atlas.de/ 
  datenbank/karten/karte-1-198.gif), 06.11.2009 
 
 
3.6.2.1 Tannenberg-Kaserne Braunschweig 
 
Im Frühjahr 1935 begannen in Braunschweig die Bauarbeiten für einen zivilen Flugplatz, der 
am 18. Mai 1936 durch das Luftfahrtamt Hannover abgenommen und gut drei Jahre später 
von der Luftwaffe übernommen wurde. 
Im Süden entlang der Autobahn wurde die Tannenberg-Kaserne mit Verwaltungs- und Mann-
schaftsgebäuden errichtet. 
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Nach dem Zweiten Weltkrieg besetzten Einheiten der US-Army die Stadt und den Flugplatz, 
den sie am 5. Juni 1945 den Briten übergaben. 
Diese rissen die militärischen Einrichtungen des Flugplatzes ab, der damit seinen militäri-
schen Charakter verlor. 
Da die ursprüngliche Frequentierung wegen der Nähe der Grenze zum Warschauer Pakt nicht 
wieder erreicht werden konnte, bekam der Flugplatz eine neue überregionale Bedeutung - es 
entstand der Forschungsflughafen. 
 
Der Bundesminister für Verkehr entschied, das Luftfahrtbundesamt (LBA) hier anzusiedeln, 
das am 01.05.1955 im ehemaligen Empfangsgebäude seinen Dienst aufnahm. 
Heute sitzt das LBA in einem 1998 errichteten modernen Gebäude auf dem ehemaligen Ka-
sernengelände. 
Aus dem Institut für Luftfahrtmesstechnik und Flugmeteorologie, das ebenfalls zum For-
schungsflughafen gehörte, entstanden neue Institute des Deutschen Zentrums für Luft- und 
Raumfahrt (DLR). Weiter ist hier die Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung (BFU) ange-
siedelt. 
 
Der Kasernenbereich am Südrand des Flugfeldes wurde zunächst von der Bundeswehr  ge-
nutzt. Nachdem diese die Liegenschaft Anfang der 1990er Jahre aufgegeben hatte, fanden 
Asylbewerber darin Platz, denn die TU hatte zunächst keinen Flächenbedarf angemeldet. 
 
Nachdem die Kaserne wieder frei war und die TU Braunschweig für eine Neuberufung Fläche 
für eine Flugzeughalle benötigte, wurde die Tannenberg-Kaserne von der Betreiberin des 
Areals, der Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH, an der die Stadt Braunschweig mit 
42,6%, Land Niedersachsen, Stadt Wolfsburg und die Volkswagen AG mit jeweils 17,8% und 
die Landkreise Gifhorn und Helmstedt mit je 2,0% beteiligt sind, dem Land Niedersachsen 
überlassen, um dort vier auf die Stadt verteilte Institute der Luft- und Raumfahrttechnik der 
Technische Universität Braunschweig unterzubringen. 
Jedes der Institute besaß damals eine Metall-, eine Holz- und eine Kunststoffwerkstatt mit 
entsprechendem Personal. 
Die Zusammenlegung dieser Einrichtungen in einem Zentrum passte zur damaligen Forde-
rung des Landesrechnungshofes, die Anzahl der Werkstätten in den Hochschulen zu reduzie-
ren. 
 
Mit Unterstützung des Staatshochbauamtes Braunschweig stellte die TU Braunschweig für 
die vier ehemaligen Mannschaftsgebäude das Umbauraumprogramm und für den Neubau 
einer Versuchshalle das Raumprogramm auf. 
Das Amt führte danach die Planung durch und das Ministerium sorgte für die Mittel, die für 
die Umbauten auf 5 Mio. DM und für die Halle auf 16 Mio. DM gedeckelt wurden. Dies 
brachte insofern einen Vorteil, weil das BMBF bei gedeckelten Vorhaben auf die Vorlage 
einer Haushaltsunterlage-Bau (HU-Bau) verzichtete und somit Zeit gewonnen wurde. 
 
Während die Umbauten nach Genehmigung sehr bald begannen, erfolgte der Baubeginn des 
Neubaus der Versuchshalle genau ein Jahr nach Planungsbeginn im August 1999. 
Die Fertigstellung der rd. 2.294 m² Hauptnutzfläche erfolgte im März 2001. 
Jedes der vier Institute für 

•Flugführung 
•Luft- und Raumfahrtsysteme 
•Flugzeugbau und Leichtbau 
•Strömungsmechanik 
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fand in den nutzungsgerecht hergerichteten Z-förmigen Mannschaftsgebäuden ausreichend 
Platz, wobei in einem der Häuser noch Raum für einen Hörsaal mit 100 Plätzen blieb. 
Etwa 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind nun im Zentrum für Luft- und Raumfahrt-
technik auf dem Braunschweiger Forschungsflughafen beschäftigt, und 150 Studierende wer-
den hier derzeit ausgebildet. 
 
Das Herzstück der Halle für Luft- und Raumfahrttechnik bildet ein 800 m² großes zentrales 
Versuchsfeld, auf dem große Strukturversuche durchgeführt und ganze Flugzeuge sowie der 
Rumpf eines Jumbo-Jets zu Forschungs- und Zulassungszwecken getestet werden können. 
Darüber hinaus umfasst der Neubau eine kleinere Halle mit Flugsimulatoren sowie die Zent-
rale Werkstatt für alle hier angesiedelten Institute, mit Einrichtungen für Metall, Holz und 
Kunststoff. 
 

 
        Abb. 23 Ehemalige Tannenberg-Kaserne jetzt  ZLR der TUBS (Google Maps 2008) 
 
 
3.6.2.2 BGS-Kaserne Braunschweig 
 
Die Technische Universität Braunschweig hat neben der idealen Unterbringung ihres Zent-
rums für Luft- und Raumfahrttechnik in der Tannenberg-Kaserne am Forschungsflughafen 
auch ihre weit verstreuten Institute der Geisteswissenschaften in einer ehemaligen Kaserne 
zusammenfassend angesiedelt. 
 
Zehn Institute und Seminare, und es sollen noch mehr werden, finden in den hochschulgerecht 
hergerichteten Mannschaftsgebäuden ein neues Zuhause. 
Umfangreiche, nicht gerade preiswerte Anmietungen konnten aufgegeben und ein halbes Dut-
zend landeseigene Villen in 1A-Stadtlage, die von Instituten der TUBS genutzt wurden, ver-
kauft werden. 
Auch bei diesem Vorgehen ist Nachhaltigkeit in allen drei Dimensionen erkennbar. 
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     Abb. 24 Ehemalige Siegfried-Kaserne (BGS-Kaserne) vor der Konversion (TUBS 2000) 
 
 
Die ehemalige Kaserne am Bienroder Weg ist eine der Anfang der 30er Jahre des 20. Jahr-
hunderts in Braunschweig errichteten militärischen Anlagen. 
Sie wurde in der Zeit von 1951- 2000 überwiegend von der Abteilung II/5 des Bundesgrenz-
schutzes genutzt und daher auch BGS-Kaserne genannt. 
Sie hieß ursprünglich Siegfried-Kaserne und diente von 1936-1945 der Nachrichten-
Abteilung 31. 
Die am 28.06.2001 erworbene Kaserne war die letzte der vom Land Niedersachsen für Hoch-
schulnutzung übernommenen militärischen Liegenschaften, bevor der Nachlass von 50% auf 
den Verkehrswert dafür ab 01.07.2001 wegfiel. 
Die Ver- und Entsorgungsleitungen waren vom Staatshochbauamt Braunschweig gerade mit 
einem Umfang von rd. 8 Mio. DM saniert worden, was etwa den Erwerbskosten entspricht. 
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Abb. 25 Campus Nord Gesamtkonzept Freiraum (Roedenbeck + Roedenbeck 2002) 
 
 
Auf dem Campus Nord, zu dem u. a. auch noch die neu gebaute, große zweite Mensa sowie 
die Einrichtungen der Sportwissenschaften gehören, studieren rd. 3000 junge Menschen, die 
sich nach Aussagen der Dozenten dort sehr wohl fühlen. 
 
Wie schon bei der Tannenberg-Kaserne praktiziert, wurden auch hier zwei herzurichtende 
Mannschaftsgebäude (1328 und 1329), im unteren Teil des Lageplans zu erkennen, durch 
einen zwischengesetzten Neubau miteinander verbunden. Dadurch entstand ein zusammen-
hängendes Bauwerk, was zur Folge hatte, dass auch die Umbaukosten der beiden Kasernen-
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gebäude, die unter der Grenze der Mitfinanzierungsfähigkeit lagen, vom Bund dennoch mit-
getragen werden konnten. 
 
Das in der gleichen Reihe links (1301) und das ihm auf der anderen Seite des Teiches gegen-
überliegende ehemalige Mannschaftsgebäude (1404) sind ebenfalls für eine Institutsnutzung 
mit den zugehörigen kleineren Seminar- und Arbeitsräumen sowie PC-Pools etc. umgebaut 
worden. 
Dazwischen liegt links vom Teich noch ein Gebäude (1303), das der Bundesgrenzschutz wei-
terhin nutzt. 
 
Ein Neubau mit zwei Hörsälen (348 und 138 Plätze) und das als Seminargebäude hergerichte-
te ehemalige Lehrgebäude des BGS sind miteinander verbunden und bilden zusammen das 
neue Hörsaal-Zentrum (1407). 
 
Eine zweite Zentral-Bibliothek mit 330.000 Bänden und zusätzlich von Dritten überlassener 
Literatur bildet den Mittelpunkt des Campus` und soll die rd. 15 Teilbibliotheken der geistes-, 
erziehungs- und sozialwissenschaftlichen Institute vereinen. 
Die Umsetzung des bereits seit längerem entschiedenen Wettbewerbs soll in Kürze erfolgen. 
 
Das sich auf der linken Seite der Campus-Achse anschließende Gebäude (1408) hat das 
Staatshochbauamt als Exklave für das Eichamt Braunschweig hergerichtet, weil es sich für  
Hochschulzwecke weniger, aber aufgrund der Gebäudestruktur (z. B. Rampe) für die bisher 
zu beengt untergebrachte Behörde sehr gut eignet. 
 
Den Abschluss der linksseitigen Hochschulbebauung bildet ein zum Seminargebäude umge-
bauter ehemaliger Kasernenkomplex (1411). 
 
Das ehemalige als Atrium gebaute Offiziers-Kasino (1327) dient vorübergehend als Biblio-
thek und wird nach Fertigstellung des Bibliothekneubaus zu einer Cafeteria hergerichtet. 
 
In der sich anschließenden ehemaligen Kfz-Halle ist das Labor für Elektrooptik (LEO) ent-
standen. Da dieses Konversionsvorhaben einen besonderen Fall darstellt, soll der Ablauf hier 
kurz geschildert werden: 
Anruf des Ministers im Hochschulbaureferat: „Wir brauchen in Braunschweig Räume für das 
Institut für Hochfrequenztechnik. Der Leiter, ein weltbekannter Forscher, ist gerade mit dem 
Leibniz-Preis 2002 ausgezeichnet worden und hat einen Ruf nach Dresden“. 
Schnell war mit den Kollegen aus dem Baudezernat der TUBS ein Gebäude auf dem ehemali-
gen militärischen Areal gefunden und vom Staatshochbauamt Braunschweig im Zuge der in 
geringen Zeitabständen stattfindenden Gespräche mit sämtlichen Beteiligten umgeplant wor-
den. 
 
Parallel wurden im Ministerium die Voraussetzungen für die Mitfinanzierung des Bundes  
über eine bereits erwähnte Unbedenklichkeitserklärung und die landesseitige Finanzierung 
über eine außerplanmäßige Ausgabe gesichert. 
Die Gesamtkosten beliefen sich auf 4,860 Mio. €, sodass das Vorhaben im so genannten ver-
einfachten Verfahren abgewickelt werden konnte, d. h. der Bund verzichtet bei Vorhaben un-
ter 5,0 Mio. € auf das Vorliegen einer HU-Bau. 
Zügig fand der Baubeginn statt, und das Laborgebäude konnte kurzfristig zur vollsten Zufrie-
denheit der Nutzer übernommen werden. 
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Abb. 26 Ansicht des Labors für Elektro-Optik (Kowalsky 2004) 
 
 

 
 

Abb. 27 Im LEO (Kowalsky 2004) 
 
 
Auf dem noch zu entwickelnden Bereich mit den weniger verwendbaren und daher abgängi-
gen Hallen (1413 -1424) beabsichtigt u. a. das Studentenwerk Braunschweig nach amerikani-
schem Muster ein Studentenwohnheim sowie ein Gästehaus für ausländische Wissenschaftler 
zu errichten. 
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3.6.2.3 Northampton Barracks Wolfenbüttel 
 
 
  

 
Abb. 28 Lageplan Northampton Barracks (TIW 2007, S. 8) 

 
 
Von den 188.940 m² großen Northampton Barracks wurden zeitgleich mit der Lüneburger 
Scharnhorst-Kaserne vom Land Niedersachsen für Zwecke der Fachhochschule Braun-
schweig/Wolfenbüttel Grundstückanteile von rd. 38.000 m² erworben. 
Zu den sonstigen Eigentümern gehört auch das zuständige Studentenwerk Braunschweig, 
welches das Gebäude Nr. 12 für Studentisches Wohnen hergerichtet hat. 
Der überwiegende Hochschulanteil 46,88% ist im Besitz des Technischen Innovationszent-
rum Wolfenbüttel, TIW e.V. 
„Er ist satzungsmäßig verpflichtet, diese Immobilien im Sinne der Fachhochschule Wolfen-
büttel zu verwalten und wirtschaftlich zu vermarkten“ (TIW 2007, S. 5). 
 
So hat der Verein u. a. Hallen gebaut, in denen Absolventen der Hochschule, die eine Exis-
tenz gründen wollen, ihr „erstes Zuhause“ finden, bevor sie sich dann gegebenenfalls später 
anderswo niederlassen und für die nächsten interessierten Hochschulabgänger Platz machen. 
Aus der nachfolgenden Darstellung geht die Verteilung der Kasernenfläche hervor: 
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Abb. 29 Flächenverteilung der Northampton Barracks (TIW 2007, S. 15) 

 
 
Um den Belangen der verschiedenen Nutzer zu genügen, hat das TIW einen Masterplan erar-
beiten lassen, nach dem die Abwicklung der Konversion durchgeführt wird. 
Mit dem Masterplan ist es leichter möglich, im frühen Planungsstadium in einen öffentlichen  
Planungsdialog zu treten und politische Entscheidungen herbeizuführen, um eine breite Ak-
zeptanz der Ziele und Maßnahmen zu erreichen und so den Planungsprozess ständig zu ver-
feinern und zu konkretisieren. 
Nachstehende Tabelle zeigt die derzeitigen und gegebenenfalls zukünftigen Nutzungen der 
Gebäude durch die Fachhochschule. 
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Geb. Nr.     derzeitige Nutzung                        künftige Nutzung                       Bemerkungen  
 
1                 Büro für Hochschulsport              Büros/ASTA 
2                 Fachbereich Informatik                bleibt 
4                 Fachbereich Wasserwirtschaft      bleibt 
5                 Sport                                             evtl. Abriss u. Neubau 
6                 Asylbewerber                               Fachbereich Sozialwesen          Stadteigentum         
7                 Café Limes / Heizzentrale            Café / Lager 
8                 Bibliothek /Gästehaus                  Erw. Bibliothek/Cafeteria         v. TIW gemietet 
10               Dienstleister/Institut/Büros          Fachhochschule                        TIW-Eigentum 
12               Studentenwohnheim                     Fachhochschule                        StW-Eigentum 
23               St.-Wohnheim/Kindergarten        bleibt      
 

Abb. 30 Nutzung der Gebäude der ehemaligen Northampton-Barracks (TIW 2007) 
 
 
Wie oben bereits erwähnt, übernimmt das TIW als Liegenschaftsverwalter auch Bauaufgaben. 
So hat es u. a. das denkmalgeschützte ehemalige Offizierskasino für die Bibliothek der Hoch-
schule mit 41.000 Bänden hergerichtet. 
Umplanung und Durchführung der rd.1000 m² Fläche übertrug das TIW dem für die FH zu-
ständigen Staatshochbauamt Braunschweig. 
Die vom TIW gemietete Bibliothek wird von der Hochschule auch sehr gern für Repräsentati-
onen genutzt. 
Das Kellergeschoss bietet ausreichend Platz als Magazin und Lager. Das Obergeschoss wurde 
zur Unterbringung von Gästen der Hochschule ausgebaut. 
 
  

 
 

       Abb. 31 Glasdach über dem ehemaligen Innenhof (Walter 2002, S. 35) 
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Abb. 32, 33 u. 34 Die Bibliothek in den Northampton Barracks (TIW 2007, S. 30) 
 
 
3.6.2.4.Zieten-Kaserne Göttingen 
 
Die nachstehend abgebildete Zieten-Kaserne wurde 1936 nach den genormten Gebäudeplä-
nen, die auch für andere Kasernenbauten dieser Zeit dienten, gebaut. 
 
Mit der gleichzeitig errichteten Artillerie-Kaserne und einem Flugplatz der Luftwaffe wurde 
Göttingen zu einer der größten Garnisonsstädte in Deutschland. 
In der Besatzungszeit von 1945-1957 diente die Zieten-Kaserne zunächst den amerikanischen 
Truppen als Unterkunft. Darüber hinaus wurden hier viele Flüchtlingsfamilien notdürftig un-
tergebracht. 
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1947 übernahmen die Briten, die zur Verstärkung der alliierten Schutztruppen 1957 wieder 
nach Berlin abrückten, die Kaserne, die danach von der Bundeswehr belegt wurde. 
Erster Kommandeur war Oberst Wolf Graf Baudissin, der spätere General und Friedensfor-
scher (http://de.wikipedia.org/wiki/Zieten-Kaserne) 25.05.2008. 
 
1993 wurde das städtebaulich sehr günstig im südöstlichen Randbereich der Innenstadt lie-
gende, 48 Hektar große Areal, auf dem durchschnittlich 2.200 Bundeswehrsoldaten und 320 
Zivilbeschäftigte stationiert waren, frei gegeben. 
Bevor auf die Hochschuleinrichtungen, die nur einen geringen Flächenanteil des Kasernenge-
ländes ausmachen, eingegangen wird, soll das Vorgehen bei der Gesamtkonversion geschil-
dert werden. 
Auch wenn schon frühzeitig erkannt wurde, dass der Flächenzuwachs eine Chance für die 
Stadtentwicklung und den regionalwirtschaftlichen Wandel bietet, war der Konversionspro-
zess zehn Jahre nach der Freigabe noch nicht ganz abgeschlossen. 
 
Immobilien Development und Beteiligungsgesellschaft Niedersachsen mbH & Co. – Objekt-
gesellschaft Zieten-Kaserne KG Göttingen (IDKB KG – Zieten-Kaserne) heißt das Unter-
nehmen, in dem sich die beteiligten Akteure zur Entwicklung und Vermarktung der ehemali-
gen militärischen Liegenschaft schon recht früh zusammengeschlossen haben, nachdem be-
reits 1991, also zwei Jahre vor der Freigabe, verwaltungsintern eine Nutzungskonzeption er-
arbeitet wurde. 
Wegen der hervorragenden städtebaulichen Lage der Zieten-Kaserne sollte hier ein neuer 
Stadtteil für die Beseitigung bestehender Defizite wachsen, der mit verschiedenen Bereichen 
des urbanen Lebens, wie Wohnen, Arbeiten, Ausbildung und Freizeit auszustatten ist, und in 
dem unterschiedliche Bevölkerungsgruppen zusammenleben sollten. 
 
Die im nachfolgenden Konsortialmodell dargestellten Beteiligten einigten sich darauf, dieses 
Ziel mit einer Mischung aus Wohnbauten, Studentenwohnungen, einer Altenwohnanlage und 
nicht störenden Gewerbeeinrichtungen, frei finanziert und gefördert, zu erreichen. 
Darüber hinaus sollen Hochschuleinrichtungen, ein Forschungs- und Entwicklungszentrum 
sowie Landes- und Bundesbehörden angesiedelt und eine Verbesserung der sozialen Infra-
struktur der Kommune (Kindergärten, Schulen, Sportflächen) vorgenommen werden. 
Ein besonders effektives Instrument stellte die bereits 1991 von der Stadt eingerichtete „Ar-
beitsgruppe Konversion“ dar. Über zwei Jahre hinweg trafen sich regelmäßig Vertreter der am 
Konversionsprozess beteiligten öffentlichen Institutionen (Bundeswehr, Standortverwaltung, 
Bundesvermögensamt usw.) mit möglichen künftigen Nutzern (Fachhochschule, Wohnungs-
baugesellschaften, Stadtwerke, Sparkasse). 
 
Da die Stadt Göttingen einerseits nicht nur im Rahmen ihrer planungsrechtlichen Befugnisse, 
sondern auch an der Umsetzung des Gesamtvorhabens beteiligt sein wollte, andererseits aber 
frühzeitig klar war, dass der kommunale Haushalt die Finanzierung der Maßnahme nicht zu-
ließ, wurde nach einem Finanzierungs- und Managementmodell gesucht. 
Man entschied sich zur Gründung eines Erwerbs- und Entwicklungskonsortiums in Form ei-
ner Public-Private-Partnership, in der die Stadt Göttingen durch die Gesellschaft für Wirt-
schaftsförderung und Stadtentwicklung mbH Göttingen (GWG) vertreten ist. 
Die NORD/LB und die Sparkasse Göttingen sind aus der Kreditwirtschaft beteiligt. 
Weiteres Mitglied ist die Immobilien Development und Beteiligungsgesellschaft (IDB) Nie-
dersachsen mbH & Co, eine Tochtergesellschaft des Niedersächsischen Sparkassen- und Gi-
roverbandes. 
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Die Auswahl der Gesellschafter zeigt, dass alle für eine erfolgreiche Konversion erforderli-
chen Bereiche abgedeckt sind. Die Stadt lenkt den Prozess über die GWG. Sparkasse und 
NORD/LB bringen, neben ihren Hauptaufgaben als Kreditgeber, ihr Insiderwissen über den 
lokalen und überregionalen Immobilienmarkt ein und die NILEG verfügt nicht nur über Er-
fahrungen aus anderen Konversionsprojekten, sondern auch aus anderen Bereichen der Auf-
bereitung und Entwicklung von Gewerbe- und Industriebrachen. 
Als Geschäftsführerin dieser als „Konsortialmodells“ oder auch als „Göttinger Modell“ be-
zeichneten Institution fungiert die IDB Niedersachsen. 
 
Die „IDB KG – Zieten-Kaserne“ hat die Liegenschaft 1995 vom Bund erworben und mit der 
Stadt einen Erschließungsträgervertrag abgeschlossen, um sie von der Übernahme des nach 
§ 124 BauGB vorgeschriebenen Mindestanteils an den Entwicklungskosten zu entlasten, die 
Bauleitplanung vorzubereiten und die Aufbereitung und Vermarktung vorzunehmen. 
Nach dem Ende der Konversion soll das Konsortium aufgelöst werden 
(www.bicc.de/publications/other/handbuch/teil3/hb-4.pdf, S. 6-9), 25.05.2008. 
 
 

 
 

Abb. 35 Konsortialmodell Zieten-Kaserne (Evangelische Akademie Loccum 1995) 
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Neben der Aufgabe „Konversion“ ist seit Beginn der 90er Jahren des 20. Jahrhunderts 
u. a. auch „Wissenschaft – Wirtschaft“ verstärkt Thema in Deutschland, womit gemeint ist, 
die Potentiale der Hochschulen und der Unternehmen enger zu verknüpfen. 
 
Die Umsetzung dieser Absicht beschreibt eine Pressemitteilung der FH Göttingen: 
 
„Wenn eine Idee, eine Notiz, viel unternehmerischer Ehrgeiz und ein Rektor mit Gestal-
tungswillen aufeinander treffen, dann kann daraus durchaus eine ganze Hochschule neuen 
Typs entstehen“ ( http://www.hawk-hhg.de/hawk/pressestelle/116503_116919.php ), 
25.05.2008. 
 
So ist als erster der Studiengang „PMF“, Physik-, Mess- und Feinwerktechnik mit großer per-
soneller und finanzieller Unterstützung regionaler Unternehmen entstanden. 
Sowohl diese, als auch Institute u. a. der Universität Göttingen sind auf Ingenieure dieser 
Fachrichtung angewiesen, die es nur an Hochschulen in Lübeck, Wilhelmshaven und Kassel 
gibt und somit für eine gedeihliche Kooperation überwiegend weit weg liegen. 
 
Inzwischen ist der Hochschulstandort mit einem einzigen allumfassenden Fachbereich „Na-
turwissenschaften und Technik“ auf etwa 700 Studierenden angewachsen, die in umgebauten 
Kasernengebäuden und auf dem Gelände errichteten Neubauten untergebracht sind. 
 
Der Standort verfügt insgesamt über 5.300 m² Hauptnutzfläche, die sich aufteilt in 1.900 m² 
umgebaute HNF in den Kasernengebäuden A und B und 3.400 m² neu gebaute HNF in den 
Gebäude C, D und E. 
 
 

   
  
    Abb. 36 Lageplan des gesamten Standortes (Staatliches Baumanagement Göttingen 2000) 
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Abb.  37  Ansichten der Häuser A, B und C (bmp architekten (1994-1997) 
 
 

 
 
         Abb. 38 Häuser A und B mit Verbindungsgang zum Haus C (bmp architekten 1997) 
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                 Abb. 39 Neubau Haus C, rechts im Bild Haus A (bmp architekten 1997) 
 
 
Die Ergänzung des Hochschulstandorts Göttingen um die Fachhochschule ist von großer Be-
deutung. Hier wird die Devise „Wirtschaft-Wissenschaft“ spürbar umgesetzt. 
Die in der o. g. Pressemitteilung geäußerte Prognose hat sich in vollem Umfang verwirklicht. 
Die Anzahl der Kooperationspartner ist groß, und die Liste der Wirtschaftsunternehmen, mit 
denen die Hochschule zusammenarbeitet, ist lang. 
Die für die Dualen Studiengänge benötigten Ausbildungsplätze stehen zur Verfügung, die 
Professoren werden von Lehrbeauftragten aus der Wirtschaft unterstützt, Auslandspraktika 
werden vermittelt,  und die Hochschule kann mit monetärer (Stiftungsprofessur) und materiel-
ler (gespendetes Gerät), Unterstützung jederzeit rechnen. 
 
Die Kooperationspartner: 
 

• der Förderverein 
• die Partner in der Industrie 
• Photonic Net 
• Measurement Valley e.V. 
• IMAPH 
• Forschungsnetz bildgebende Sensortechnik 
• Schulen 
• die Universität Göttingen 
• IWF 
• Partner im Auslandsstudium 

 
Die Anzahl ist zu groß, um alle Wirtschaftsunternehmen zu nennen, daher sollen hier nur ei-
nige der Verbundpartner genannt werden: 
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• Deutsches Zentrum für Luft und Raumfahrt (DLR) 
• Carl Zeiss Jena GmbH 
• Sartorius AG 
• Otto Bock GmbH & Co. 
• Linos Photonics GmbH 
• Interpane 
• Rodenstock Präzisionsoptik GmbH 
• Leica Camera AG 
• Bode Energie- und Sicherheitstechnik GmbH 

 
                           (www.hawk-hhg.de/naturwissenschaften/119928.php), 10.01.2009 
 
 
3.6.2.5 Hohnhorst-Kaserne Oldenburg 
 

 

 

Abb.40 Lageplan Fachhochschule Oldenburg (ehem. Hohnhorst-Kaserne)  
    (www.fh-oow.de/planung/?_mdi=0), 06.02.2008. 

Der Standort der Fachhochschule Oldenburg ist ein „Flickenteppich“ aus überwiegend herge-
richteten Kasernengebäuden, zwei Neubauten aus Mitte der 70er Jahre des 20. Jahrhunderts, 
einer umgebauten Villa für die Verwaltung, einem erworbenen Haus mit 1-2 Zimmer Apart-
ments, einer von den Studierenden geplanten und gebauten Infothek sowie Anmietungen in 
drei auf dem Gelände stehenden Häusern. 

Beispielhaft für die Konversion der Kasernengebäude soll die Herrichtung der ehemaligen-
Reithalle zur Bibliothek geschildert werden: 
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       Abb. 41 Zur Bibliothek umgebaute ehemalige Reithalle 
 
 
Das 1903 errichtete, unter Denkmalschutz stehende Gebäude wurde vom Staatshochbauamt 
Oldenburg umsichtig saniert und umgebaut. 
Die nach historischem Vorbild aus Stahl und Einfachverglasung gefertigten Fenster verde-
cken die inneren Holzfenster mit 2-Scheiben-Dämmglas. 
Über einen Behinderten- und Bücheraufzug gelangt man auf eine, ebenfalls über zwei offene 
Stahltreppen zu erreichende, Galerie mit Leseplätzen und Bücherregalen. 
Im abgetrennten Halleneingangsbereich sind Garderobe, Schließfächer und ein verschließba-
res Kompaktmagazin untergebracht. 
Auf der verbleibenden ebenerdigen Hallenfläche befinden sich die Freihandmagazinierung 
und die EDV-gestützte Ausleihe. 
Verwaltungsflächen und die Sanitäranlagen befinden sich in einem Anbau. 
 

 
3.6.2.6 Von-Stein-Kaserne (Woolwich Barracks) Osnabrück 
 
Die von-Stein-Kaserne in Osnabrück wurde ursprünglich als Artilleriekaserne von 1900 -1903 
erbaut. 
Sie wird begrenzt im Norden von der Sedan-, im Westen von der Artillerie- und im Osten von 
der Barbarastraße. Im Süden schließt sich - hinter der Biologie der Universität Osnabrück - 
das Erholungsgebiet des Westerbergs an. 
Nach dem zweiten Weltkrieg übernahmen die britischen Streitkräfte die Anlage. 
Anfang der 70er Jahre des 20. Jahrhunderts wurden Fachhochschule und Universität (neben 
dem Schloss als Hauptsitz), am Westerberg angesiedelt. 
Beide Hochschulen expandierten sehr stark, so dass bald großer Raumbedarf bestand. 
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Abb. 42 Lageplan von-Stein-Kaserne/Hochschulstandort (Staatshochbauamt Osnabrück 1992) 
  



 

75 
 

Begonnen hat die Konversion mit der Anmietung des mit rd. 3000 m² HNF größten von der 
Bundeswehr freigegeben Mannschaftsgebäudes Nr. 44 an der Artilleriestraße. 
Es wurde insbesondere zu elektrotechnischen Laboren von den Nutzern in Eigenarbeit herge-
richtet. Die Materialkosten in einem Umfang von 2x150 TDM wurden vom MWK übernom-
men. 
 
Zeitgleich erstellte das Staatshochbauamt Osnabrück eine Strukturuntersuchung für den 
Hochschulausbau am Westerberg, mit Lage und Nutzung der vorhandenen Hochschulgebäude 
und den Gebäuden der Kaserne, von denen der größte Teil unter Denkmalschutz steht. 
Die Konversion der leer stehenden Liegenschaft wurde von der Fachhochschule in den für 
dringende Nutzung benötigten Gebäuden schon mit Bordmitteln fortgesetzt, als die Erwerbs-
verhandlungen mit dem Bund noch liefen, auch um Leben in das Areal zu bringen und die 
Gefahr von Vandalismus und Verfall zu verhindern. 
Für die Fachhochschule entstand als erster Abschnitt mit den Gebäuden 1, 2, 40, 42, 43 und 
44, ein zusammenhängender Bereich um den mit denkmalgeschütztem Pflaster belegten und 
alten Eichen umsäumten Platz. 
Von den Gebäuden nimmt das mit der Nr.1 eine Sonderstellung ein, weil, unter der Schirm-
herrschaft des Präsidenten der Fachhochschule und mit gespendeten Geldern, in der ehemali-
gen Wache ein Kindergarten entstand. 
 
 

 
 
        Abb. 43 Die zum Kindergarten umgebaute Wache (Staatshochbauamt Osnabrück 1992) 
 
 
Als nächstes wurden die Gebäude 4, 5 und 6 für die Fachhochschule umgeplant. 
Auf das alte Heizgebäude Nr.6 konnte verzichtet werden, weil das vorhandene Blockheiz-
kraftwerk um einen Modul erweitert werden konnte, was für ausreichende Beheizung der 
neuen Gebäude genügte. 
Dienen sollen die Gebäude nach dem Umbau u. a. der Kunststoff- und Schweißtechnik. 
Da aufgrund der Freigabe weiterer Flächen durch die Briten nun auch der gesamte ehemalige 
Pferdestall (Gebäude 28/38), durch den vorher die Grenze verlief, zur Verfügung stand, kann 
die Fachhochschule auch dieses Bauwerk gut gebrauchen, denn hier, sowie in einem passend 
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anzubauenden Neubau, soll aus allen technischen Fachbereichen die Informatik in der neuen 
„Technischen Informatik“ gebündelt untergebracht werden. 
 
Der Gebäudekomplex der Technischen Informatik ist auf der rechten Seite der neu entstande-
nen Hochschulgebäude, in der nachfolgenden Luftaufnahme gut zu erkennen. 
 
Aber auch die Universität macht für die Erweiterung der Biologie und bedeutende For-
schungsbereiche ihren Anspruch auf Flächen in der von-Stein-Kaserne geltend. 
Nachdem die Briten die südliche Fläche einschließlich eines großen Teils ihres Parkplatzes 
freigegeben hatten und das Land diese erwarb, war der Weg dafür frei. 
Als erstes wurden die Holzbaracken (Gebäude Nr. 22 – 25) beseitigt und danach das bereits 
sehr weit verfallene, denkmalgeschützte Gebäude 27 abgerissen, mit der Auflage, bestimmte 
Bauteile aufzubewahren und an passender Stelle wieder einzubauen. 
2001 konnte endlich mit der Planung des Neubaus für die Biologie, des Umbaus der großen 
Reithalle (26) zum Hörsaalgebäude und der ehemaligen Pferdeställe im Gebäudetrakt 29/39 
(gegenüber der Technischen Informatik) für die Umweltsystemforschung begonnen werden. 
 
Zwischenzeitlich sind die britischen Soldaten ganz aus Osnabrück abgezogen, und das Land 
hat die restlichen freigewordenen Flächen der von-Stein-Kaserne mit einer Größe von 5,5 ha 
für die beiden Osnabrücker Hochschulen erworben. 
 
Auf dem Lageplan für den Standort der neuen Mensa, die als nächste gebaut wird, ist eine 
Erweiterung für Hörsaal, Bibliothek usw. schon angedeutet. 
Darüber hinaus hat sich auch die Fachhochschule Osnabrück, wie bereits die Fachhochschule 
Wolfenbüttel, zum Ziel gemacht, Einrichtungen für Existenzgründer zu schaffen, wofür die 
Kasernenanlage reichlich Platz bietet. 
 
 

 
 
Abb. 44 Ausgebauter Teil der v.-Stein-Kaserne, Mensa-Grundstück und Woolwich-Barracks 

   (Stadt Osnabrück 2008) 
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               Abb. 45, 46 u. 47 Ansicht, Schnitt und Lageplan der neuen Mensa (pbr 2008) 
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Die eingetretene Situation, die zu weiterem Flächenbedarf der Hochschule führte, war zum 
einen, dass aus der Musikschule der Stadt Osnabrück der Fachbereich Musikpädagogik an der 
Fachhochschule entstand und bei dieser auch räumlich angesiedelt werden musste, weil die 
Kommune die innerstädtischen Räumlichkeiten dringend benötigte. 
Zum anderen wurde der Raumbedarf bei den technischen Fachbereichen an der Albrechtstra-
ße, dem Hauptsitz der Fachhochschule, immer umfangreicher, so dass die dort angesiedelten 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften ausgelagert werden mussten. 
So wurde beschlossen, die Musikpädagogik in einem der großen Mannschaftsgebäude (CF) 
der Caprivi-Kaserne und die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften in der ehemaligen Frau-
enklinik unterzubringen. 
Kurz vor Beginn der Umbauarbeiten wurde die Unterbringungsstruktur noch einmal dadurch  
optimiert, dass die Musikpädagogik in die Frauenklinik geht und die Wirtschaftswissenschaf-
ten in die Caprivi-Kasernen ziehen. 
Um keinen Zeitverlust zu erleiden, erfolgte die Umplanung ohne Einschaltung der Mittelins-
tanz durch das Staatshochbauamt in engster Zusammenarbeit mit der Fachhochschule und 
Billigung des MWK. 
Weiterer Raum konnte für die Ingenieurwissenschaften durch die Verlagerung des Präsidiums 
und der Zentralverwaltung aus dem Hauptsitz an der Albrechtstraße in das zweite Mann-
schaftsgebäude (CB) der ehemaligen Caprivi-Kaserne frei gemacht werden. 
 
 

 
 
CA: Gästehaus  
 
CB: Präsident/Verw. 
 
CD: Wirtschaft 
 
CF: Verw.-Managem. 
 
CG: Mehrzweckhalle 
 
CH, CJ und CM: 
Wirtschaft u. Verw.- 
Management 
 
X Abriss 
 

 
Abb. 49 Lageplan Caprivi-Kaserne/Unterbringung Fachhochschule (Post/Welters 2001: 20) 
 
 
Oberhalb des Hochschulgrundstücks liegt das Baufeld für die Wohnungen. 
Es werden noch einige Bilder der Hochschulgebäude, die aus dem Archiv der Fachhochschule 
stammen, gezeigt, bevor abschließend auf den Neubau eingegangen wird. 
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                                     Abb. 50 Gebäuderückseite zur Wohnbebauung 
 
 

 
 

Abb. 51 Gebäude CF der Wirtschaftswissenschaften 
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       Abb. 52 Gebäude der Zentral-Verwaltung 

 
 

 
 
                                   Abb. 53 Treppenhaus mit Verbindungsgang im EG 
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Das neue Hörsaal- und Seminargebäude (CN) stellt den „edlen“ Verschluss der wie Perlen 
einer Kette zueinander liegenden und  mit viel handwerklicher Kunst hergerichteten Denk-
malgebäuden dar. 
 
4 Hörsäle von 120-220 m² HNF; 17 Seminarräume; 7 Gruppenräume; 2 Sprachlabore; 
3 Räume für Rechnerpools; mehrere Räume für die Fakultätsverwaltung; 49 Dienstzimmer; 
3 Besprechungsräume; 2 Dienstzimmer für Lehrbeauftragte und 1 Raum für die Fachschaft 
werden im Neubau auf 3.594 m² Hauptnutzfläche untergebracht (Fachhochschule Osnabrück 
2004). 
 
 
 

 
 
 
Abb. 54  Busanbindung Caprivi-Kaserne und Frauenklinik (Fachhochschule Osnabrück 2005) 
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Abb. 55 Haupteingang zum Hörsaalgebäude von der Caprivistraße (Jockers 2004) 
 
 

 
 
            Abb. 56 Erster der drei Innenhöfe mit Blick auf das Gästehaus (Jockers 2004) 
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                  Abb. 57  Rückwärtige Gesamtansicht des Hörsaalgebäudes (Jockers 2004) 
 
 
Die Architekten beschreiben ihr Werk wie folgt: 
 
„Die Caprivi-Kaserne wurde im Rahmen einer Revitalisierung zu einem neuen Standort der  
FH Osnabrück umgewidmet. 
Ziel des Entwurfs war es, die optisch wirksame Baumasse des neuen Hörsaal- und Seminar-
gebäudes zu reduzieren, um die stadträumliche Qualität des denkmalgeschützten Ensembles 
zu erhalten. 
Daher werden alle großflächigen Seminar- und Hörsaalbereiche in einem breit gelagerten ein-
geschossigen Gebäudeteil unter Ausnutzung der vorhandenen Topografie untergebracht. 
In Verlängerung des bisherigen Paradeplatzes wird auf diese Weise eine neue, großräumig 
wirkende Campusanlage erreicht, die als Stadtterrasse durch einen dreigeschossigen, riegelar-
tigen Baukörper künftig auch räumlich gefasst wird. 
Die zentrale Idee der Stadtterrasse besteht aus drei durchgrünten Gartenhöfen, so dass die 
Hörsäle eine natürliche Belichtung und Belüftung erhalten. 
Alle Hörsäle können daher unter Ausnutzung der Überdeckung mit Erdreich, das als reakti-
onsfähige Speichermasse im Sommer wie im Winter zusätzlich aktiviert wird, mit geringem 
technischen Aufwand ein behagliches Gebäudeklima erreichen“ (Jockers 2004). 
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3.6.3.Resümee der Kasernenkonversionen für Hochschulzwecke in Niedersachsen 
 

Wenn es auch keinen bundesweiten Vergleich von Hochschuleinrichtungen in ehemals militä-
risch genutzten Liegenschaften gibt, so können die niedersächsischen z. B. mit den rheinland-
pfälzischen, für die das Finanzministerium des Landes eine dreibändige Dokumentation ver-
öffentlicht hat, verglichen werden. Diese sind: 
 
 Kaserne     Hochschule 
 
 „André Genet“    Universität Trier 
 
 „Kreuzberg-Kaserne“   Standort Zweibrücken, FH Kaiserslautern 
 
 „Pionier-Kaserne“    Universität Koblenz-Landau 
 
 „De la Police“    Fachhochschule Worms 
 
(Ministerium der Finanzen des Landes Rheinland-Pfalz 1996, 2000, 2004) 
 
Damit kommt Niedersachsen mit den oben beschriebenen Kasernennutzungen auf die doppel-
te Anzahl. 
Aus diesem Vergleich geht die umsichtige Konversionspolitik des Landes im Hochschulbe-
reich hervor. 
Das nachfolgend beschriebene und untersuchte „Konversionsbeispiel der ersten Stunde“ in 
Lüneburg hat die Vorteile solcher Vorhaben deutlich gemacht, so dass die meisten nieder-
sächsischen Hochschulen ebenfalls in ehemals militärisch genutzten Liegenschaften ihren 
Raumbedarf auf wirtschaftliche und nutzungsgerechte Art und Weise decken wollten und sehr 
engagiert ihr Vorhaben vertreten und durchgeführt haben. 
Keine dieser Maßnahmen ist aufgrund nicht vorhandener Mittel gescheitert. 
Wenn mit dieser Intensität und Gründlichkeit die Hochschulleitungen ihre Flächenarrondie-
rungen weiter betreiben, wird es keine Schwierigkeiten geben, zukünftig frei werdende Ka-
sernen wieder mit Hochschuleinrichtungen zu füllen. 
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4.          Konversion der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität Lüneburg 

 
4.1        Chronologie und Umsetzung der Entwürfe 
 
4.1.1     Geschichte der Universität Lüneburg 
 

4.1.1.1  Gründung und Entwicklung von 1946 bis 1969 
 
1946     Die Pädagogische Hochschule Lüneburg wird gegründet. 
1954     Die Hochschule bezieht das Gebäude Wilschenbrucher Weg 84. 
1961     Ein Hörsaaltrakt wird angebaut. 
1964     Das Land lässt einen Neubau im Rotenbleicher Weg 69 (Dozenten- und 
             Seminarräume für die Fächer Musik, Kunst, Werken und Sport) errichten. 
1969     Gründung der Pädagogische Hochschule Niedersachsen (PHN), in der die 
             Hochschule, wie die in Alfeld (später Hildesheim), Braunschweig, Göttingen, 
             Hannover, Oldenburg und Osnabrück mit Vechta, eine Abteilung wird. 
1969     Der Niedersächsische Kultusminister hält die Errichtung einer 
             Gesamthochschule in Nordostniedersachsen für erforderlich. 
 
4.1.1.2  Entwicklung von 1970 bis 1977 
 
1970     Der Wissenschaftsrat empfiehlt die Errichtung einer Gesamthochschule in der 
             Nordostregion. 
1971     Das Gebäude Wilschenbrucher Weg 84 wird umgebaut und durch 
             Dozentenarbeitsräume erweitert. 
1971     Die Landesregierung beschließt die Errichtung einer Gesamthochschule in 
             Lüneburg. 
1972     Eine Planungskommission „Gesamthochschule Niedersachsen“ wird gebildet. 
1973     Die vorläufige Zielzahl von 9.000 Studenten wird vereinbart, ein Jahr später 
             wird sie jedoch auf 6.500 reduziert. 
1973     Auch das Gebäude Wilschenbrucher Weg 69 wird für Dozenten- und  

       Seminarräume umgebaut und erweitert. 
1974ff   Studiengänge im Bereich der Geistes-, Natur- und Technikwissenschaften werden 
             geplant. 

 
4.1.1.3  Entwicklung und Ausbau der Hochschule Lüneburg von 1978 bis 1986 
 
1978     Mit Inkrafttreten des Niedersächsischen Hochschulgesetzes wird die Abteilung 
             Lüneburg der PHN selbständige wissenschaftliche Hochschule mit Promotions- und 
             Habilitationsrecht. 
             Die Hochschule besteht zunächst nur aus einem Fachbereich mit den Studiengängen 
             Lehramt an Grund- und Hauptschulen und Diplom in Erziehungswissenschaften. 
1979     Der Wissenschaftsrat genehmigt in Lüneburg die Einrichtung der Fachbereiche 

       Psychologie und Sozialwissenschaften. 
1980     Der Wissenschaftsrat empfiehlt, auf die Errichtung einer Gesamthochschule zu 
             verzichten. Die Zielzahl für die Region Nordostniedersachsen wird auf 2.650 
             Studenten herabgesetzt. Die Errichtung einer Gesamthochschule ist damit gescheitert. 
1980     Die Landesregierung beschließt die Einrichtung der Studiengänge 

       Sozialpädagogik und Sozialwissenschaften an der Hochschule Lüneburg. 
       Die Hochschule gliedert sich in die Fachbereiche Erziehungswissenschaften und 
   Sozialwissenschaften. 
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             Die Planung eines wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Fachbereichs wird einer 
             Aufbaukommission übertragen. 
1981     Zum Wintersemester 1981/82 wird der Studienbetrieb im Studiengang 
             Sozialpädagogik aufgenommen. 
1982     Die Landesregierung beschließt die Errichtung des Studienganges 
             Betriebswirtschaftslehre. Die Planung des Studienganges wird einer 
             Aufbaukommission übertragen. 
1982     Zum Wintersemester 1982/83 wird der Studienbetrieb im Studiengang 

       Wirtschafts- und Sozialwissenschaften aufgenommen. 
1984     Die Aufbaukommission beendet ihre Arbeit. Der Fachbereich Wirtschafts- und 
             Sozialwissenschaften wählt einen Fachbereichsrat und einen Dekan. 
1985     Zum Sommersemester 1985 wird der Studienbetrieb im Studiengang 

        Betriebswirtschaftslehre aufgenommen. 
1986     Der Wissenschaftsrat genehmigt die Einrichtung des Studienganges „Angewandte 
             Kulturwissenschaften“, der den Studienbetrieb noch im selben Jahr aufnimmt. 
1986     Die Um-, Neu- und Erweiterungsbauten für Bibliothek, Mensa und den 

        Fachbereich Wirtschafts- und Sozialwissenschaften werden übergeben 
        (Der Rektor der Hochschule Lüneburg 1986). 

 
4.1.1.4  Entwicklung der Universität Lüneburg von 1987 bis zum Konversionsbeginn 
 
1988     Der Wissenschaftsminister genehmigt die Teilung des Fachbereichs 

        Erziehungswissenschaften in einen Fachbereich Erziehungswissenschaften und 
        einen Fachbereich Kulturwissenschaften. 

1989     Im Zuge der Novellierung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes beschließt 
        der Niedersächsische Landtag die Umbenennung der Hochschule Lüneburg in 
        „Universität Lüneburg“. 

1991     Da die Universität Lüneburg die mit 400% am stärksten überlastete 
        Hochschule in Deutschland ist, erwirbt das Land Niedersachsen, den nördlichen 
        Teil (die Hälfte) der Scharnhorst-Kaserne mit den Unterkunftsgebäuden für den 

             räumlichen Ausbau der Universität Lüneburg mit rd. 6.500 Studierenden. 
             Der südliche Teil soll neues Wohngebiet werden. 
1992     Die Landesregierung genehmigt die Einführung der Präsidialverfassung an der  
             Universität Lüneburg. 
1993     Der erste Präsident wird ernannt. 
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4.1.2 Konversion der Scharnhorst–Kaserne in Lüneburg zur Campus–Universität Lüneburg 
 
4.1.2.1 Lage der Scharnhorst-Kaserne und der Hochschulstandorte in Lüneburg 

 
 

 
 
        Abb. 58 Scharnhorst-Kaserne mit Munstermannskamp (FH) unten, Volgershall (FH) 
                       oben links und Uni-Hauptstandort Mitte (Staathochbauamt Lüneburg 1991) 
 
 
4.1.2.2 Aktivitäten für den Erwerb der Scharnhorst-Kaserne zu Zwecken der Universität 
Lüneburg 
 
In einer Sitzung der vom Niedersächsischen Innenministerium (MI) geleiteten interministe-
riellen Arbeitsgruppe, der auch Vertreter der vier niedersächsischen Bezirksregierungen und 
der Bundeswehr angehören, wird dafür plädiert, eine Prioritätenliste aufzustellen, zumindest 
für Standorte, für die schon abgestimmte Anschlussnutzungen bestehen, da der Bund bei 
Kenntnis der Auffassung des Landes gezielter planen kann (MI 08.03.1991). 
 
Für freiwerdende Kasernen in Osnabrück, Göttingen, Oldenburg, Hildesheim und Lüneburg 
melden die Hochschulen Bedarf an und begründen diesen mit räumlicher Enge und fehlenden 
Studentenwohnungen (MI 05.1991). 
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Bisher konnte kein passender Standort für die Beseitigung der bekannten Raumnot und die 
Zusammenlegung der über die ganze Stadt verteilten Hochschuleinrichtungen gefunden wer-
den. 
 
Die Scharnhorst-Kaserne mit ihrer soliden Bausubstanz eignet sich hervorragend zur 
 

• Verlagerung der gesamten (!) Universität 
• Erweiterung der Fachhochschule 
• Schaffung von Studentenwohnheimen. 

 
200.000 m² Fläche der 300.000 m² Gesamtgröße der Kaserne sind für die Gesamtverlagerung 
erforderlich. 
Durch den Erwerb 

• müssen nur Bibliothek und Mensa neu gebaut werden 
• sind Wachstumsperspektiven weit in die Zukunft gesichert 
• ergeben sich Synergieeffekte durch gemeinsame Nutzung zentraler  
  Einrichtungen mit der Fachhochschule Nordostniedersachsen 
• sind die Probleme am jetzigen Hauptstandort (Bürgerproteste im  
  Wohngebiet) behoben. 

 
Staatshochbauamt und Universität erarbeiten derzeit einen Raumnutzungsplan (Universität 
Lüneburg 26.06.1991). 
 
Stadt und Fachhochschule erheben keinen Anspruch an dem von der Universität vorgesehe-
nen Grundstücksanteil, wohl aber das zuständige Studentenwerk Braunschweig für Wohnen 
und Verwaltung. 
 
Das Ministerium für Wissenschaft und Kultur (MWK) vertritt den Standpunkt, dass zunächst 
die kostenmäßigen Auswirkungen einer Totalverlagerung untersucht werden müssen. 
Es wird Übereinstimmung erzielt, dass vom Staatshochbauamt eine Strukturuntersuchung 
durchgeführt werden soll, die realistische Kostenangaben enthalten muss über den erforderli-
chen Finanzaufwand für Grund- und Gebäudeerwerb, Umbaumaßnahmen und Neubauten am 
Standort Scharnhorst-Kaserne, sowie die gegen zu rechnenden möglichen Einnahmen durch 
Veräußerung der gegenwärtig genutzten landeseigenen Gebäude, evtl. auch Ersparnisse durch 
Unterbringung anderer Landesstellen in den bisherigen Hochschulgebäuden sowie Einsparun-
gen bei Mietaufwendungen. 
 
Das Staatshochbauamt benötigt für die Erfüllung dieser Aufgabe einen Planungsauftrag des 
Niedersächsischen Finanzministeriums (MF)1(s. Anhang!). MWK wird umgehend dieses Anlie-
gen an MF herantragen. Zugleich soll die Wehrbereichsverwaltung wegen der notwendigen 
Begehungen des Kasernengeländes unterrichtet werden. 
Das Staatshochbauamt benötigt für die Strukturuntersuchung 3 Monate (MWK 10.07.1991). 
 
Zwischenzeitlich teilt der Bundesminister für Verteidigung (BMVg) mit, dass die Umgestal-
tung der Streitkräfte erfolgt ist. Nun müssen die aufzugebenden Liegenschaften identifiziert 
werden, damit die Folgenutzungsplanungen frühzeitig begonnen werden können. 
Entbehrliche Liegenschaften werden nach Abschluss der erforderlichen 
Organisationsmaßnahmen und Räumung zügig dem Allgemeinen Grundvermögen des 
Bundes, das vom Bundesministerium der Finanzen (BMF) verwaltet wird, zugeführt2. 
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Zu erwähnen ist hier jedoch, dass Länder und Kommunen vor Investoren Anspruch auf Über-
nahme haben. 
In allen Fällen soll versucht werden, die Nachfolgenutzung so schnell wie möglich zu be-
werkstelligen, um u. a. 
 

• Unterhaltskosten seitens des Bundes zu sparen 
• Vandalismus zu verhindern 
• Substanzverfall zu vermeiden. 

 
Für die Flankierung der Folgen der Personalreduzierung, hat die Bundesregierung den Ent-
wurf des „Personalstärkegesetzes“ und des „Bundeswehrbeamtenanpassungsgesetzes“ be-
schlossen hat. 
Das Personalstärkegesetz soll das Soldatengesetz vorübergehend ergänzen, indem es die 
Rechtsgrundlagen für den erforderlichen Abbau des militärischen Personals schafft. 
Außerdem modifiziert es das Soldatenversorgungsgesetz, indem für die Betroffenen sowohl 
rechtlich unbedenkliche als auch sozial verträgliche Versorgungsbedingungen geschaffen 
werden (BMVg 05.08.1991). 
 
Oberbürgermeister und Oberstadtdirektor aus Lüneburg haben Gespräche, im Beisein eines 
Mitgliedes des Bundestags (MdB) aus der Region mit den Staatssekretären der Bundesmini-
sterien für Verteidigung (BMVg) und Finanzen (BMF) geführt. 
Beide Staatssekretäre sagten ihre volle Unterstützung für eine zügige Räumung und Übergabe 
der Scharnhorst-Kaserne für Zwecke der Universität Lüneburg bis Ende 1993 zu. 
Ob schon vor Ende 1993 eine Teilnutzung der Scharnhorst-Kaserne möglich ist, wird mit den 
örtlichen Militärs geprüft. 
 
Zu gegebener Zeit soll ein Verkehrswertgutachten erstellt werden. 
Vergünstigungen wie für den allgemeinen Wohnungsbau und Studentenwohnungen werden 
der Stadt Lüneburg gewährt, wobei der reine Universitätsbau in den alten Bundesländern ge-
genwärtig noch keine Ermäßigung beim Grunderwerb erfährt. 
Das Kabinett werde jedoch Ende September/Anfang Oktober 1991 über weitere Fördermög-
lichkeiten beschließen3. 
 
MF übernimmt in Abstimmung mit MI die Koordination für frei werdende Liegenschaften 
des Bundes im Zusammenhang mit der Aufgabe von militärischen Standorten. 
Die Ressorts werden gebeten, umgehend ihren Grundstücksbedarf mitzuteilen und, soweit 
möglich, bereits Vorschläge zur Deckung dieses Bedarfs zu unterbreiten (MF 12.09.1991). 
 
Nachfolgende Institutionen beraten sowohl über die Erweiterung alter Standort als auch die 
Ansiedlung der Universität in der Scharnhorst-Kaserne: 
 

• Stadt Lüneburg 
• Niedersächsisches Finanzministerium 
• Oberfinanzdirektion Hannover 
• Staatshochbauamt Lüneburg 
• Architektur-Büro Lüneburg 
• Studentenwerk Braunschweig 
• Fachhochschule Nordostniedersachsen 
• Universität Lüneburg 
• Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur 
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Das Staatshochbauamt stellt mögliche Perspektiven des Hochschulausbaus in Lüneburg vor. 
Dabei wird auch eine räumliche Neu- und Umgestaltung der Fachhochschule vorgeschlagen. 
 
Planungen für den derzeitigen Standort 
 
Die mögliche Erweiterung der Universität neben dem jetzigen Standort trägt das Architektur-
büro vor, das von der Stadt den Auftrag hatte, einen Strukturplan für die Bürgerbeteiligung im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens für dieses Gebiet zu entwerfen. 
Als Grundlage diente der von der Universität Lüneburg aufgestellte Raumbedarfsplan vom 
20.09.1990. 
 
Zu jener Zeit stand ein möglicher neuer Standort in der Scharnhorst-Kaserne noch nicht zur 
Diskussion. Die Kaserne hat tendenziell Vorrang vor der „Feldstraße“ am alten Standort. 
Die Universität befürchtet Verzögerungen des Bebauungsplan-Verfahrens im „Roten Felde“ 
durch Einwände von Bürgern und Bürgerinitiativen gegen die Erweiterung. 
Grund dafür sind auch die Parkplatzprobleme. 
Der Parkplatzbedarf der Universität müsste untersucht werden. Es wird an die Planung eines 
Parkhauses in der gegenüber liegenden Kleingarten-Kolonie erinnert, für das nur wenige Gär-
ten aufgegeben werden müssen. 
Die Universität gibt zu bedenken, dass durch das Freimachen des Grundstücks 80 darauf ste-
hende Garagen entfallen. Zusätzlich macht sie auf die weiteren Kosten der Räumung des 
Grundstücks durch Verlegung einer Tankstelle, eines Supermarktes, eines Fitness-Studios 
sowie weiterer Einrichtungen auf der benötigten Fläche aufmerksam. Außerdem sei der Preis 
für das Privatgrundstück sehr hoch. 
 
Die Universität sieht Beeinträchtigungen des universitären Betriebes durch die Großbaustelle. 
 
Das Staatshochbauamt befürchtet Störungen in den Räumen für Forschung und Lehre durch 
die in der Erdgeschoss-Ebene geplanten Parkplätze. 
Die Hochschule weist darauf hin, dass die Errichtung der Neubauten durch die komplizierte 
Grundstücksstruktur teuer wird. 
Außerdem entstehen im ersten Bauabschnitt durch die Finanzvorgaben des Landes zu wenig 
Neubauflächen. 
 
Auf das nahe gelegene Kleingarten-Grundstück zu hoffen, stellt sich nach einem gescheiterten 
Versuch als schwierig dar. 
Die Stadt ist bemüht, schnell eine Lösung für die Erweiterung der Universität zu finden. Auf-
stellungsbeschlüsse für neue Bebauungspläne der beiden in Frage kommenden Standorte sind 
gefasst. 
Sie befürchtet jedoch, dass durch ein Auseinanderreißen der Universität, der Verkehr zwi-
schen zwei Standorten, sollte der alte nicht aufgegeben werden, zu erheblichen Beeinträchti-
gungen, nicht nur für die Universität, führen wird. 
 
Die Universität will langfristig nur einen Standort. Das wäre nach derzeitiger Planung an der 
Feldstraße möglich, ebenso würde der Gewerbemix dort verschwinden. 
Der Befürchtung, dass nach Fertigstellung eines ersten Bauabschnittes in der Scharnhorst-
Kaserne Studentenströme entstehen, hielt die Hochschule entgegen, dass diese sich durch eine 
sinnvolle Ansiedlung der ersten Institute in Grenzen halten. 
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    Abb. 59 Lage der Scharnhorst-Kaserne zur Universität (Mansberg v. 1992) 
 
 

 
 

     Abb. 60 „Rotes Feld“ Alter Standort (umrandet) mit Erweiterung (Mansberg v. 1990) 
          H die beiden Hauptgebäude, M Mensa, P Parkplätze, E Erweiterung 
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Nach Erläuterung der Struktur wird das Planungskonzept für die Nutzung der Liegenschaft 
durch die Universität vom Staatshochbauamt vorgestellt. 
 
Drei Bauabschnitte wären möglich, wobei nach dem 2. Bauabschnitt nur noch die beiden 
Hauptgebäude des jetzigen Standortes besetzt wären. 
Drei später umzubauende Unterkunftsgebäude werden für studentisches Wohnen zwischen-
genutzt. 
Nach dem 2. Bauabschnitt zieht das Verwaltungsgericht ganz in frei gewordene Häuser um, 
ein Teil des Gerichts bereits nach dem 1. Bauabschnitt. Andere Häuser werden verkauft. 
Es verbleiben danach noch ca. 500 Studierende in beiden Hauptgebäuden. 
Der komplette Umzug der Universität in die Scharnhorst-Kaserne wird aber eher vollzogen 
sein als der Einzug in die Neubauten an der Feldstraße. 
 
MWK erhofft sich durch die Untersuchung genauere Aussagen über die Kosten der einzelnen 
Bauabschnitte. Dabei müssten die Finanzierungszeiträume berücksichtigt werden. 
 
35 Mio. DM sind 1991 als Verpflichtungsermächtigung im Haushalt eingeplant. 
 
Folgende Vereinbarungen werden getroffen: 
 

• bis 15.Oktober 1991 Vorlage der Strukturuntersuchung bei der OFD. 
• nach Erhalt der Unterlagen wird MWK die Vorlage zur Entscheidung 
  des Kabinetts vorbereiten, dazu sind realistische Kostenschätzungen für 
  beide Modelle notwendig (Staatshochbauamt Lüneburg 07.10.1991). 

 
Kosten und Nutzen beider Varianten müssen genau berechnet und verglichen werden. 
Die Antwort auf die Geldfrage ist u. a. wegen des Kaufpreises auch vom Bundesfinanz- 
ministerium abhängig. 
Derzeit wird bei Nutzung für Hochschulzwecke für Kasernen noch der volle Verkehrswert 
verlangt. 
Die Stadt will die gesamte Universität in der Kaserne unterbringen, da ein Pendelverkehr 
zwischen der Kaserne und dem Stadtteil „Rotes Feld“ nicht erwünscht ist (Landeszeitung Lü-
neburg 26.09.1991). 
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Abb. 61 Lageplan Scharnhorst-Kaserne (Staatshochbauamt Lüneburg 1991) 
 
 

 
 

Abb. 62 Struktur der Scharnhorst-Kaserne (Staatshochbauamt Lüneburg 1991) 
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Auch für den Hochschulbau gibt es nun einen Preisabschlag bis zu 50% bei Veräußerungen 
von Kasernengrundstücken (Hannoversche Allgemeine Zeitung 15.10.1991). 
 
Die Bestätigung für die Richtigkeit des Artikels wird eingeholt (MWK 18.10.1991). 
 
Nach einer Liste werden in Niedersachsen an folgenden Hochschulstandorten militärische 
Liegenschaften frei: 

• Braunschweig 
• Buxtehude 
• Clausthal-Zellerfeld 
• Göttingen 
• Lüneburg 
• Nienburg/Weser 
• Osnabrück 

• Wolfenbüttel (BMVg 06.11.1991). 
 
Es wird um kurzfristige Mitteilung gebeten, ob der Bund zur Abgabe der vom MWK favori-
sierten Teilflächen der Scharnhorst-Kaserne bereit ist, und wann und zu welchen Bedingun-
gen verhandelt werden kann (MF 05.12.1991). 
 
4.1.2.3 Inhalt und Ergebnis der Strukturuntersuchung 
 
Das Staatshochbauamt hat die Strukturuntersuchung in enger Zusammenarbeit mit den  Nut-
zern der Universität erarbeitet und mit der Stadt Lüneburg und der Fachhochschule Nordost-
niedersachsen abgestimmt. 
Sie gliedert sich nach: 
 

A Hochschulen in Lüneburg 
B Baubestand der Scharnhorst-Kaserne 
C Planung der Umnutzung eines Mannschaftsgebäudes 
D Gesamtplanung für die Scharnhorst-Kaserne 
E Raumprogramm für die Universität 
F Kostenermittlung 
G Raumprogramm und Kostenvergleich – Zusammenfassung. 

 
Zu A  
Mit derzeit 5.200 Studierenden nutzt die Universität im Bereich des Hauptstandortes „Rotes 
Feld“ 6 landeseigene Gebäude mit rd. 9.000 m² HNF. Darüber hinaus hat sie, über die Stadt 
verteilt, Gebäude bzw. Räume angemietet. 
Lüneburg hat die flächenmäßig am stärksten belegte (400%) Universität in der Bundesrepub-
lik. Mensa und Bibliothek wurden für 1.050 Studierende ausgelegt. 
 
Ein Erweiterungsprogramm in zwei Bauabschnitten wurde am 20.03.1991 genehmigt. 
Die Raumprogramme basieren auf dem Gesamtbedarf vom 21.09.1990, der grundsätzlich gilt. 
Als Zielzahl wurden 3003 Studierende innerhalb der Regelstudienzeit als untere Grenze ange-
sehen und den Planungen zugrunde gelegt. 
 
Eine Erweiterung am jetzigen Standort birgt nachfolgende Nachteile: 
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• Es besteht keine weitere Ausdehnungsmöglichkeit, 
• die Grundstücke befinden sich in Fremdbesitz und 
• die Kosten für Erwerb und Freimachung der Parzellen sind sehr hoch. 
 

Stand der Planung: Die Stadt hat für diesen Bereich ein Bebauungsplanverfahren eingeleitet. 
 
Das o. g. in zwei Bauabschnitten zu realisierende Programm umfasst: 
  
1. Bauabschnitt 4.382 m² HNF4 
2. Bauabschnitt 3.549 m² HNF5 

 
Erweiterung bis zur genehmigten HNF von 3.637 m² HNF6 
Zusätzlich voraussichtlich notwendig: Eine Mensa mit 3.000 m² HNF. 
 
Zu B 
Die Scharnhorst-Kaserne wurde von 1936-1938 errichtet. 
Sie liegt im Süden Lüneburgs, ca. 2 km von der Innenstadt und 1,5 km vom Hauptstandort der 
Universität entfernt. 
Das Gesamtgelände ist 300.000 m² groß und wie Kasernen aus der Zeit in drei Bereiche ge-
gliedert. 
Für die Unterbringung der Universität kommt nur die nördliche Hälfte mit den Mannschafts-, 
Verwaltungs- und Wirtschaftsgebäuden sowie den verwertbaren Panzerhallen infrage. 
Die Gebäude sind dreigeschossig und nach dem gleichen Raster aufgebaut. Die Fenster 
(1,37x1,95) sind in Achsen von 3,00 m angeordnet. 
Die Gebäude sind unterschiedlich lang und haben daher ein Treppenhaus oder zwei Treppen-
häuser. Am Ende befinden sich die Sanitärräume. 
Die Außenwände sind 52 cm, die Wände der 2,50 m breiten Flure 38,5 cm dick. Die Häuser 
sind Zweibünde mit ca. 6,20 m Raumtiefe und 3,50 m Raumhöhe und sind dennoch aufgrund 
der hohen Fenster auch für eine universitäre Nutzung gut geeignet. 
Auch in den Kellern und Dachgeschossen können Räume geschaffen werden. 
 
Die Kaserne wurde im Ziegelmauerwerk der 30er Jahre erbaut. Die Fassaden zeigen Ziegel-
ornamente mit ansprechender Gestaltung. 
Unter Dach und Fach sind die Gebäude gut instand gehalten. Neue Heizungen sowie Sanitär-
anlagen wurden eingebaut. Alle Fenster sind als Kastenfenster ausgebildet. Die Fußböden in 
den meisten Bereichen sind mit rustikalem Parkett und in den Fluren mit Fliesen belegt. 
 
Insgesamt macht die Kaserne einen guten Eindruck, der andere Nutzungen ermöglicht. 
Nur das zentrale Heizwerk entspricht nicht mehr den Vorschriften. 
Der örtliche Wärmeversorger, hat bereits Interesse an einem Kauf und an einer Fernwärmelie-
ferung gezeigt. 
 
Die drei verschiedenen Kasernen-Bereiche sind untereinander deutlich ablesbar. Besonders 
im nördlichen Drittel prägen hohe Bäume den Eindruck der Außenanlagen. Sie bilden schöne 
Platzräume. 
Im Falle einer Umnutzung bietet sich eine Erschließung von der ehemaligen B4 mit Anbin-
dung an die Stadt und die Umgehungsautobahn an. 
Eine Buslinie stellt eine Verbindung zur Stadt und zum Bahnhof her. 
Das Kasernengelände wird z. Zt. von der Scharnhorststraße erschlossen. 
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Zu C 
Gebäude 13 als größtes der Kasernengebäude soll mit Gebäude 16 für den Fachbereich II, 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften hergerichtet werden, da die Gebäudestruktur für die 
Nutzer, die derzeit sehr verstreut untergebracht sind, am besten geeignet erscheint. 
Die Planung legt Wert darauf, dass 
 

• möglichst viel Bausubstanz erhalten bleibt 
• wenig Abriss erfolgt 
• die Gebäude mit einfachen Mitteln eine neue Gestalt bekommen 
• die vorhandene Begrünung der Fassade bleibt, und 
• die Fassade durch bunten Sonnenschutz mehr Leben erhält 
• die Eingänge durch Vordächer sichtbar gemacht werden. 

 
Im Innern kann vieles so bleiben: 
 

• der Parkettfußboden wird nur ausgebessert 
• die Kastenfenster werden aufgearbeitet 
• die Raumhöhe von 3,50 m bleibt. 

 
Ein Teil der Sanitäranlagen wird neu gestaltet, die Elektroinstallationen und die Beleuchtung 
werden der neuen Nutzung angepasst. 
Die Flure erfahren die größten Veränderungen. Ein neuer zentraler Aufzug wird eingebaut. 
Raumerweiterungen vor den Treppenhäusern gliedern den Flur, zusammen mit schalldäm-
menden abgehängten Decken und einer nutzungsgerechten Beleuchtung, neu. 
Am Haupteingang wird eine Informationsstelle eingerichtet. 
Diese aufwendigen Arbeiten sind bei den kürzeren Gebäuden nicht in vollem Umfang erfor-
derlich. 
 
Der Fachbereich II betreut ca. 40% der an der Universität Lüneburg Studierenden. 
Während die Wirtschaftswissenschaften im Gebäude 13 angesiedelt wird, sollen die Sozial-
wissenschaften und das Institut für Freie Berufe im Gebäude 16 untergebracht werden. 
Die Nutzungsverteilung des Erdgeschosses im Gebäude 13 ist dargestellt, die Obergeschosse 
sowie die Flächen im Gebäude 16 sind nur überprüft7. 
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Abb. 63 Gebäude 13, EG Bestand (Staatshochbauamt Lüneburg 1991) 
 
 
 

 
 
 

  Abb. 64 Gebäude 13, EG Umbau (Staatshochbauamt Lüneburg 1991) 
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      Abb. 65 Gebäude 13, Längsansicht (Staatshochbauamt Lüneburg 1991) 
 
 
 

 
 
    Abb. 66 Gebäude 13, Giebelansicht und Querschnitt (Staatshochbauamt Lüneburg 1991) 
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Die rd. 10% mehr an HNF im Gebäude 13 sind Verschnitt, so dass die erforderlichen Raum-
programm – Hauptnutzflächen im Haus realisiert werden können. 
Bei den weiteren Abschätzungen der Gebäude-HNF wird von einem 15%igen „Verschnitt“ 
ausgegangen. 
Legt man die Hauptnutzfläche des Gebäudes 13 mit 1.710 m² sowie die gleiche Fensteranord-
nung und die Geschosszahl bei allen Gebäuden zugrunde, ergibt sich aus der Anzahl der Ge-
schosse und der Fensterachsen folgende HNF/Achse: 
 
1.710 m² : 3 (Geschosse) : 19 (Fensterachsen) = 30 m² HNF/Achse 
 
Nach dieser Berechnungsmethode ergeben sich für die weiteren, der Universität zugedachten 
Gebäude die im Anhang stehenden Hauptnutzflächen8, die um rd. 15 % gemindert, ungefähr 
den Raumprogramm-Flächen entsprechen. 
 
Zu D 
 
 

 
 

        Abb. 67 Gesamtnutzung, Übersicht (Staatshochbauamt Lüneburg 1991) 
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Abb. 68 Übersichtsplan der Außenanlagen (Staatshochbauamt Lüneburg 1991) 
 
 

 
 

      Abb. 69 Gesamtplan Erschließung (Staatshochbauamt Lüneburg 1991) 
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Zu E 
Dem zu genehmigenden und dann umzusetzenden Raum- oder Umbauraumprogramm geht 
die Raumprogrammplanung voraus, die den Bedarf und die Nutzungsarten festlegt. 
Der Raumbedarfsplan vom 21.09.1990 sieht erforderliche Hauptnutzflächen in einem Umfang 
von rd. 20.300 m² vor9. Dieser Bedarf verteilt sich nach derzeitigem Planungsstand am alten 
Standort auf vier erforderliche Neubauten und die vorhandenen Altbauten einschließlich An-
mietungen. 
Das am 20.03.1991 genehmigte Programm stellt im Wesentlichen den o. g. Raumbedarfsplan 
dar und sieht nur Veränderungen im Bereich der Veranstaltungs- und Medienräume,  sowie 
eine Cafeteria und einen Mehrzwecksaal vor. 
Das Raumprogramm umfasst die bereits aufgeführten Neubauflächen. 
 

1.  Bauabschnitt  4.382 m² 
2.  Bauabschnitt  3.549 m² 

           Erweiterung  3.637 m² 
11.568 m² 

 
Daneben bleiben die vorhandenen Gebäude mit 9.705 m² (s. o.). 
 
In der Scharnhorst-Kaserne sieht die Planung die Realisierung von rd. 20.600 m² HNF in drei 
Bauabschnitten vor: 
 

1. Bauabschnitt 
    Neubauten   3.152 m² 
    Umbauten   6.620 m² 

9.772 m² 
2. Bauabschnitt 
    Umbauten     5.211 m² 

 
3. Bauabschnitt 
    Neubauten   2.781 m² 
    Umbauten   3.982 m² 

6.763 m² 
 
Gesamtfläche              20.624 m² 
 
I. Weiternutzung des Hauptstandortes 
Nach den ersten beiden Bauabschnitten in der Scharnhorst-Kaserne werden nur noch die 
beiden Hauptgebäude weitergenutzt, alle anderen Liegenschaften können abgemietet oder 
einer anderen Nutzung zugeführt werden. 
Im Rotenbleicher Weg verbleiben die Fächer Kunst, Musik, Gestaltendes Werken und die 
hinzukommende Geografie. Auch die Schwimmhalle und übergreifenden Veranstaltungsräu-
me werden weiter genutzt. Im rd. 5000 m² HNF umfassenden Gebäude Wilschenbrucher Weg 
bleiben die naturwissenschaftlichen Fächer bis zur Fertigstellung des 3. Bauabschnitts auf 
4.500 m² HNF untergebracht. 
 
Bei dieser Planung entstehen keine Umbaukosten in den Altgebäuden. Es verbleiben rd. 800 
Studierende von den derzeit ca. 5.200 Immatrikulierten am alten Standort. 
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II. Neubauten in der Scharnhorst-Kaserne 
Für die Zentralen Einrichtungen 

• Bibliothek 
• Hörsäle 
• Mensa 

sind Neubauten erforderlich. 
 
Es ist beabsichtigt, diese im ersten und einem dritten Abschnitt zu bauen, während im 
2. Bauabschnitt überwiegend die infrage kommenden Kasernengebäude für die Institute 
hergerichtet werden. 
 
Bibliothek   
Für die Bibliothek waren 2.684 m² HNF im 1. Bauabschnitt und 2.187 m² HNF im 
3. Bauabschnitt vorgesehen. Eine Flächenüberprüfung ergab, dass 200 m² fehlen, so dass im 
ersten Bauabschnitt nunmehr rd. 2.900 m² zu realisieren sind. 
Diese unterteilen sich in 628 m² für Personalräume, die im Gebäude 16 eingerichtet werden, 
während der Freihandbereich mit 2.272 m² in einem direkt angrenzenden Neubau unterge-
bracht Platz findet, der dann im 3. Bauabschnitt um 2.187 m² HNF für die Kompakt-
Magazine zu erweitern ist, so dass für Bibliothekszwecke dann rd. 5.100 m² HNF zur Verfü-
gung stehen. 
 
Hörsaalgebäude 
Die Berechnungen (Teil A Raumbedarfsplan vom 21.09.1990) ergeben als Bedarf: 

 
1. Bauabschnitt 

• Hörsaal   650 Plätze 
• Hörsaal                    230 Plätze 

 880 Plätze 
3. Bauabschnitt1 

• Hörsaal   480 Plätze 
• Hörsaal                    150 Plätze 
• Hörsaal                    100 Plätze 
• Hörsaal                      80 Plätze 

 810 Plätze 
 
III. Raumbedarfspläne für Unterkunftsgebäude in der Scharnhorst-Kaserne 
 
1. und 2. Bauabschnitt 
 
Die Gesamtfläche, die lt. Raumprogramm in den vorhandenen Gebäuden in den ersten beiden 
Bauabschnitten untergebracht werden müssen, beträgt 11.831 m² HNF10. 
 
Die Flächen in den Unterkunftsgebäuden sind unter Berücksichtigung der Institutionen, die 
zunächst am alten Standort verbleiben, geplant. Die Werte ergeben sich aus der Differenz der 
Flächen aus dem Raumbedarfsplan vom 21.09.1991 und den Nutzungen, die unter I. und II. 
dargestellt sind. 
Zur Cafeteria ist anzumerken, dass zunächst eines der vorhandenen Mannschaftsheime ge-
nutzt werden kann. Langfristig wird mit geringen Mitteln das 250 m² HNF große Erdgeschoss 
des Gebäudes 9 zu einer leistungsfähigen Cafeteria umgebaut. 
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Für die Lehrerausbildung und die Magisterstudierenden des Fachs Spiel- und Bewegungser-
ziehung dient die erst 1989 nach neuen Gesichtspunkten renovierte Sporthalle (Gebäude 20). 
Umbaukosten müssen daher nicht veranschlagt werden. 
 
IV. Raumbedarfspläne für Unterkunftsgebäude in der Scharnhorst-Kaserne 
 
3. Bauabschnitt 
 

Für die am alten Standort verbliebenen Fächer werden in der Scharnhorst-Kaserne laut Be-
darfsplan insgesamt 3.982 m² HNF11 hergerichtet. 
 
V. Zusätzliche notwendige Einrichtungen 
 
1. Mensa 
a) Bis zur Fertigstellung des 3. Bauabschnitts werden die vorhandenen Wirtschaftsgebäude als 
Austeilküchen dienen. 
 
Berechnung der Mensagröße: 
 

Studierende innerhalb der Regelstudienzeit                                       3.003 
Studierende insgesamt                                                                 ca.  3.800 
Evtl. Studierende der FH vom Munstermannskamp                   ca.     500 
Beschäftigte                                                                                 ca.     300 
Gesamtzahl maximal möglicher Essensteilnehmer                           4.600 

 
Anwesenheitsfaktor (85%)                                                                  3.910 
Essensteilnehmer (80%)                                                                      2.932 
Anzahl der Plätze (5-facher Wechsel + 10%)                                        586 
Flächenfaktor Speisesaal (einschl. Garderobe)                         1,5 m²/Platz 

 
Speisesaalgröße                                                                        ca. 880 m² 
Küchengröße                                                                            ca. 920 m² 
HNF-Fläche der Mensa                                                         ca. 1.800 m² 

 
 
2. Studentenwerk 
Die über die ganze Stadt verteilten Einrichtungen der Studentenwerksverwaltung werden im 
Gebäude 8 mit 448 m² HNF untergebracht. 
 
3. Hausmeisterwohnung 
Der Hausmeister zieht in die vorhandene Wohnung im Dachgeschoss des Gebäudes 9. 
 
4. Studentenwohnungen, Wohnungen für Gastprofessoren 
Die Gebäude 1 und 2 werden für Studenten- und Gastprofessoren-Wohnungen umgebaut, 
daneben werden zur Linderung der akuten Wohnungsnot nicht sofort benötigte Mannschafts-
gebäude provisorisch für studentisches Wohnen hergerichtet. 
Im südlichen und südwestlichen Teil der Scharnhorst-Kaserne stehen große Freiflächen für 
Neubauten mit Studentenwohnungen zur Verfügung. 
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5. Kindergarten 
Eines der vorhandenen Häuser (z. B. Gebäude 17) wird zu einer Tagesstätte für Kinder von 
Studierenden und Angestellten der Universität umgebaut. 
 
6. Einrichtungen für Studierende 
Für die Freizeitgestaltung sind diesbezügliche Einrichtungen vorhanden. 
 
VI. Grobplanung für die künftige Nutzungsverteilung in der Scharnhorst-Kaserne 
 
Bei der gemeinsam vorgenommenen Flächenverteilung auf die drei Bauabschnitte werden 
zunächst die Bereiche mit den meisten und derzeit am schlechtesten untergebrachten Studie-
renden berücksichtigt. Dafür sind insgesamt 21.620 m² HNF12 herzurichten. 
 

Bauabschnitt Neubauten m² HNF Umbauten m² HNF Gesamt m² HNF 
1. 3.152 6.542 9.694 
2. --- 5.245 5.245 
3. 2.781 3.900 6.681 

Summe 5.933            15.687           21.620 

 

Das mit 11.568 m² HNF genehmigte Raumprogramm vom 20.03.1991, das mehr oder weni-
ger ein Auszug aus dem Raumbedarfsplan vom 21.09.1990 ist, bildet mit den derzeit von der 
Universität genutzten Flächen, wie oben dargestellt, 21.273 m² HNF. 
Die geringe Abweichung zu den auf der Basis des Gesamtraumbedarfsplans vom 21.09.1991 
ermittelten 21.620 m² HNF liegt daran, dass nun eine Cafeteria geplant ist. 
 
VII. Programmvergleich Scharnhorst-Kaserne mit der Erweiterung am alten Standort 
 
Die Bauabschnitte der beiden Standorte sind schlecht miteinander vergleichbar. 
So stehen in der Scharnhorst-Kaserne nach dem 1. Bauabschnitt 9.772 m² HNF zur Verfü-
gung, während im Roten Felde nach den ersten beiden Bauabschnitten mit den Neubauten das 
gesamte genehmigte Raumprogramm mit 7.681 m² HNF umgesetzt ist13. 
 
Im Rahmen der weiteren Bauabschnitte ist ein nachvollziehbarer Vergleich nicht möglich, da 
sich die Alternativen sehr weit auseinander entwickeln. Für die Feldstraße ist die Erweiterung 
noch nicht genehmigt, so dass nur eine pauschale Bewertung erfolgt. 
 
Bei Ausführung der genehmigten Neubauten an der Feldstraße (nur 1. + 2 BA ohne Erweite-
rung) sind auf lange Sicht Anmietungen für die Zentrale Verwaltung, die Fachbereiche I, II 
und III und Zentralen Einrichtungen der Universität erforderlich. 
 
In der Scharnhorst-Kaserne dagegen kämen nach dem 2. Bauabschnitt außer den naturwissen-
schaftlichen und künstlerischen Fächern schon fast alle Einrichtungen an einem Standort zu-
sammen. 
 
Zu F 
I. Übersicht 
 
Im 1. Bauabschnitt werden mit einem Kostenaufwand von rd. 31,5 Mio. DM 9.679 m² HNF 
realisiert. 
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Der 2. Bauabschnitt umfasst 5.245 m² HNF und kostet knapp 12 Mio. DM. 
 
Die Kosten für die 6.681 m² HNF des 3. Bauabschnitts betragen rd. 24,5 Mio. DM. 
Darüber hinaus sind für Zusätzliche Einrichtungen mit einer HNF von 2.343 m² weitere 
14,5 Mio. DM ermittelt14. 
 
II. Berechnung der Basiskosten 

 
Grundlage der Kostenermittlung sind die Baukostenrichtwerte des entsprechenden Rahmen-
plans, die Kostenrichtwerte der Bauverwaltung des Landes und eine Einzelkostenermittlung 
für das Gebäude 13, das bereits im Baubestand und in der Planung dargestellt ist. 
 
a)  KG 1 – Kosten des Baugrundstücks 
     Diese Kosten sind z. Zt. noch nicht zu ermitteln, da die Grundlagen der Veräußerung nicht 
     geklärt sind. 
  
b)  KG 2 – Kosten für Erschließung 
     Für alle 21 Gebäude der Hochschule und des Studentenwerks entstehen Kosten in Höhe 
     von 1.700.000,-- DM. 
     Die Kosten pro Gebäude werden danach (1.700.000/21) 81.000,-- DM betragen. 
     (Nachweis siehe unter III. 1!). 
  
c)  KG 3 – Kosten des Bauwerks (einschl. der KG 4.1 und 4.5) 
     Neubauten 
 Da die Gebäudekosten der Rahmenplanrichtwerte die KG 4.1 und 4.5 nicht enthalten, 
 werden dafür auf der Basis der Kostenrichtwerte des Landes, 80,--DM/m² angenommen, 
 was zu folgenden Kostenrichtwerten führt: 
   •Sprach- Kultur- und Wirtschaftswissenschaften                    4.245,-- DM/m² 
   •Bibliotheken                                                                           4.245,-- DM/m² 
   •Mensen                                                                                   5.854,-- DM/m² 
   •Hörsäle                                                                                   7.183,-- DM/m² 
 
d)  KG 3 – Kosten des Bauwerks (einschl. KG 4.1 und 4.5) 
     Umbauten 
     Um einen Kostenrichtwert zu erhalten, wird das Gebäude 13 näher untersucht, das bereits 
     als Beispiel im Baubestand und in der Planung dargestellt ist. 
     Die Kosten ohne Technikanteil betragen lt. Einzelkostenermittlung 1.746.000,-- DM, bei 
     1.453 m² HNF also 1.202,-- DM/m² HNF (Nachweis siehe III 2). 
     Neubaukosten würden ohne einen 22%igen Technikanteil 4.165,--DM/m² x 78% 
     = 3.248,--DM/m² betragen. 
 
Umbaukosten der betriebstechnischen Anlagen 
 
Die Kosten für die Anpassung der betriebstechnischen Anlagen betragen 480,-- DM/m² 
(Nachweis siehe III. 4!). Daraus ergeben sich Gesamtumbaukosten in Höhe von 1.682,-- 
DM/m²HNF, also rd. 1.700,-- DM/m²HNF. 
 
e)  KG 4 – Kosten des Gerätes 
     Die Kosten der KG 4.1 und KG 4.5 sind bei c) und d) mit berücksichtigt. 
     Die Kosten für die Ersteinrichtung werden gesondert ermittelt. 
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f)  KG 5 – Kosten der Außenanlagen 
     Für das gesamte Hochschulgelände entstehen bei 21 Gebäuden Kosten in Höhe von 
     5.600.000,--DM. 
     Es werden demnach pro Gebäude 5.600.000,--DM/21=267.000,--DM anfallen. 
     (Nachweis siehe unter III. 5!). 
 
g)  KG 6 – Kosten für zusätzliche Maßnahmen 
     Zusätzliche Maßnahmen sind z. Zt. nicht abzusehen. 
 
h)  KG 7 - Baunebenkosten 
     Es werden 12% der KG 1.4-6 angenommen. 
      
III. Nachweis der Basiskosten 
 
1) Nachweis der Kosten für Erschließung 
 
Der örtliche Wärmeversorger übernimmt die abgängige Heizungskesselanlage und errichtet 
eine neue. 
Der Baukostenzuschuss hierfür beträgt gemäß Angebot 
vom 30.05.1990                 1.140.000 DM 
Das Ändern des Rohrnetzes, der Wärmetauscher und die 
Installation von Wärmemessgeräten kostet etwa     360.000 DM 
Das Erdkabelnetz für elektrische Energie ist neuwertig. Entsprechend der 
neuen Nutzung werden Änderungen an der Trassenführung und den 
Zählern vorgenommen. Die geschätzten Kosten dafür betragen     50.000 DM 
 
Das Trinkwassernetz ist vor kurzem saniert worden. Kosten für Zähler 
sind bereits in den Gebäudekosten enthalten. 
Das Fernmeldekabelnetz ist abgängig und auch nicht ausreichend. Auf 
dem künftigen Gelände der Uni werden private Fernmelde- und 
Datenleitungen verlegt. Die Schätzkosten hierfür betragen   150.000 DM 
                                                                 Summe der Erschließungskosten    1.700.000 DM 
 
2) Der Nachweis der Bauwerkskosten - Umbauten (ohne Betriebstechnik)- 
für das Gebäude 13 ergibt insgesamt 1.746 Mio. DM15. 
 
3) Nachweis der Anpassungen der  Betriebstechnik 
 
Die betriebstechnischen Anlagen in den Gebäuden werden teilweise umgebaut. 
 
Nach den Kostenorientierungswerten und Erfahrungen des Staatshochbauamtes werden bei 
Neubauten für Universitäten folgende Richtwertkosten pro m2 HNF zugrunde gelegt (Kosten-
index Mai 1991): 

•Heizung/Warmwasser/Lüftung  264,-- DM 
•Wasser/Abwasser    120,-- DM 
•Starkstrom/Blitzschutz   113,-- DM 
•Schwachstrom/EDV   110,-- DM 
•Aufzug       49,-- DM 
•Teeküchen       20,-- DM 
•Beleuchtung       80,-- DM 
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In der Scharnhorst-Kaserne sind die Heizungs- und Sanitärinstallation weitgehend grund-
instandgesetzt. Daher werden 10% der o. g. Kosten für geringfügige Raumveränderungen und 
für kleinere Lüftungsanlagen innen liegender Räume angesetzt. Die Toilettenräume werden 
teilweise für Damen umgebaut und die nicht mehr benötigten Duschräume demontiert. 
50% der o. g. Kosten sind dafür ausreichend. 
 
Die Elektroinstallation sowie die Fernmelde- und EDV-Verkabelung werden für Zwecke der 
Universität komplett ersetzt. Für Demontage und Stemmarbeiten erfolgt ein Zuschlag von 
10% auf die Richtwertkosten. 
Aufzüge und Teeküchen sind nicht vorhanden, es gilt also der volle Richtwert. 
Die Beleuchtung wird komplett ersetzt, so dass auch hier 100% veranschlagt werden. 
 
Auf dieser Grundlage ergeben sich Gesamtkosten pro m² HNF in Höhe von 480 DM16. 
 
4) Nachweis der Kosten für die Außenanlagen 
 
Die Außenanlagen befinden sich in einem guten Zustand. Große Bäume, Straßen, Wege und 
Plätze sind vorhanden wie auch ausreichende Parkplätze. 
Altlasten sind auf dem Gelände nicht zu erwarten. Der technische Bereich befindet sich süd-
lich des Planungsgebietes. 
Als Flächenrichtwert werden wegen des sehr guten Bestandes 35,-- DM/m² Grundstücksflä-
che gewählt. Dabei ist zu bedenken, dass große Teile des Geländes im jetzigen Zustand blei-
ben können. 
Für 160.000 m² betragen die Kosten somit: 160.000 m² x 35,- DM/m² = 5.600.000,--DM 
 
IV. Kostenermittlung für die einzelnen Gebäude 
 
Die Berechnungen erfolgen durch Summierung der o. ermittelten Werte der Kostengruppen 
 

KG 2                                           81.000,-- DM 
KG 3/4                                        m² HNF x Richtwert 
KG 5                                           267.000,-- DM 
KG 7                                           12% der Summe KG 2 – KG 5 

 
V. Einsparung durch freiwerdende Gebäude 
 
Der Gesamterlös aus der Veräußerung der nicht mehr benötigten Gebäude beträgt 
rd. 15.000.000 DM17. Mieten in Höhe von knapp 470.000 DM18 werden pro Jahr eingespart. 
 
VI. Einsparungen von Betriebskosten 
Besonders bei den Telefonleitungen lassen sich bei einer Zentralisierung Einsparungen der 
Betriebskosten gegenüber der jetzigen Situation erzielen, viele Strom- und Wasserzählerkos-
ten fallen weg, Botendienste sind nicht mehr so aufwendig, und vieles mehr führt zur weiteren 
Betriebskostensenkung. 
 
Zu G 
Die Scharnhorst-Kaserne eignet sich als neuer zentraler Standort für die Universität mit allen 
zugehörigen Infrastruktureinrichtungen. Die vorhandenen Gebäude bieten ausreichend Platz, 
sind auch sonst sehr gut geeignet und bilden mit den großzügigen Freianlagen ideale Bedin-
gungen für eine Campus-Universität. 
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Am Hauptstandort können die Einrichtungen für die Natur- und Kunstwissenschaften mit 
Mensa und eigener Bibliothek erhalten bleiben, bis die erforderlichen Mittel für den weiteren 
Ausbau der Scharnhorst-Kaserne bereitstehen. Aufgrund der weitgehenden Eigenständigkeit 
der Fachbereiche entsteht auch kein starker Pendelverkehr. 
 
Im ersten Bauabschnitt werden in der Scharnhorst-Kaserne 9.772 m² HNF – Hörsäle, Semi-
narräume, Bibliothek und Büroraume – für 31.432.000 DM Baukosten geschaffen. 
Das Land  kann ca. 2.500.000 DM durch Verkauf und Umnutzung sowie 218.000 DM/Jahr 
durch Abmietung von Gebäuden einsparen. 
 
Im zweiten Bauabschnitt werden die Flächen für Rektorat, Zentrale Verwaltung, EDV-
Ausbildung und weitere Teile der Fachbereiche I und III  hergerichtet, so dass am alten 
Standort nur noch die o. g. Einrichtungen verbleiben. 
Es handelt sich um 5.211 m² HNF mit Kosten in Höhe von 11.946.000 DM. 
Weitere gesicherte Einsparungen von 249.000 DM/Jahr werden durch Aufgabe von Anmie-
tungen erzielt. Verkäufe und Umnutzungen von Gebäuden ergeben einen Erlös von noch ein-
mal ca. 2.500.000 DM. 
 
Durch die vollständige Verlagerung der Universität nach dem dritten Bauabschnitt, auch der 
naturwissenschaftlichen und künstlerischen Fächern mit 6.763 m² Hauptnutzfläche und Kos-
ten von 24.482.000 DM, werden die zwei verbleibenden Gebäude mit einem Verkehrswert 
von 10.000.000 DM veräußert. 
Bei den Werten handelt es sich um grob geschätzte Kosten. 
Die Scharnhorst-Kaserne bietet viele Vorteile für die Universität: 
Eine gute Erschließung, ausreichende Parkflächen, ein sehr gute Erweiterbarkeit auf lange 
Sicht, große Freiflächen und eine Zentralisierung der Universitätseinrichtungen in Lüneburg 
zusammen mit Studentenwohnungen (Staatshochbauamt Lüneburg 1991). 
 
Aufgrund des positiven Ergebnisses der Strukturuntersuchung wird der Konversion der 
Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität Lüneburg zugestimmt. Das Land wird die er-
forderliche Teilfläche der Liegenschaft dafür erwerben (MF 19.12.1991). 
 
 
4.1.3 Voraussetzungen für die Planung und Durchführung 
 
Das Land hat aufgrund knapper Mittel Verpflichtungsermächtigungen im Haushalt ausge-
bracht, nach denen die Niedersächsische Entwicklungsgesellschaft als Generalübernehmer 
(GÜ) die Sanierung einer Mensa in Braunschweig und den 1. Bauabschnitt der Herrichtung 
der Scharnhorst-Kaserne in Lüneburg für die Universität Lüneburg durchführen soll. 
 
Die Vergütung des Lüneburger Vorhabens erfolgt durch den baubegleitend gezahlten hälfti-
gen Bundesanteil und vereinbarten Raten an den GÜ für die zweite Kostenhälfte. 
 
25,5 Mio. DM stehen für die Planung und Durchführung des 1. Bauabschnittes zur Verfü-
gung. 
 
Unter diesen Voraussetzungen wird zunächst ein Planungsauftrag bis zur Fertigstellung der 
Haushaltsunterlage – Bau (HU-Bau) an den GÜ erteilt, der die Planung für die Umbauten an 
das Staatshochbauamt Lüneburg und für die Neubauten an ein Lüneburger Architekturbüro 
weitergibt, das bereits die Erweiterung am alten Standort geplant hatte. 
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Das Staatshochbauamt Lüneburg kennt die Liegenschaft seit ihrem Bestehen und hat im Auf-
trage der verschiedenen militärischen Nutzer bis zur Aufgabe der Scharnhorst-Kaserne die 
Bauunterhaltung durchgeführt. Der Auftrag an das Amt versprach daher eine zügige und spar-
same Abwicklung der Umbauarbeiten. 
 
Auf die Durchführung eines Wettbewerbs für die Neubauten ist nach eingehender Erörterung 
der Zuständigen verzichtet worden, weil dadurch zusätzliche Mittel und Zeit beansprucht 
werden. Darüber hinaus hat der Architekt durch seine umfangreichen Planungen für die 
Hochschulerweiterung im „Roten Felde“ einen wertvollen Wissensvorsprung und ist selbst 
ein anerkannter Planer des Hochschulbaus. 
 
Letztlich war Eile geboten, denn 

• in vielen Fällen hat sich gezeigt, wie schnell leer stehende Liegenschaften an Sub- 
  stanz verlieren, was durch Vandalismus noch unterstützt wird. 
• die Bundeswehr war ihrerseits bemüht, die frei gewordenen Liegenschaften so 
  schnell wie möglich los zu werden, und der Nachnutzer seinerseits wollte so schnell 
  es ging mit der Herrichtung beginnen. 
• mit der Planung für die Neubauten, musste so früh, wie möglich begonnen werden, 
  damit die Studierenden, die in die beiden zuerst hergerichteten Kasernengebäude um 
  ziehen, nicht lange zwischen zwei Standorten pendeln müssen. 

 
4.1.3.1 Planung und Durchführung 
 

Planung und Durchführung der Maßnahmen wurden in Form von Gesprächen im Wissen-
schaftsministerium mit den nachfolgenden Teilnehmern 

• Geschäftsführer/Prokurist und Projektleiter des GÜ 
• Präsident und Dezernenten der Universität Lüneburg 
• Referatsleiter (RL) und Referent des Ministeriums begleitet. 

 
Bestandspläne der Kasernengebäude sind beim Staatshochbauamt vorhanden, Statik-
Unterlagen fehlen jedoch. 
Die Bundeswehr wird durch Teilräumungen und eine vorläufige Besitzeinweisung dafür sor-
gen, dass es zu keinen Verzögerungen bei der Umnutzung kommt. 
Erschließungsmaßnahmen finden aufgrund fehlender Mittel noch nicht statt. Zum Bezug der 
ersten beiden herzurichtenden Gebäude müssen allerdings Kommunikationstechnik und 
Wärmeversorgung sichergestellt sein werden. 
Eine Spezialfirma wird das Gelände und die Gebäude auf Kontaminierung untersuchen. 
Der neue Nutzungszweck verlangt die Einhaltung einer Vielzahl von Vorschriften. 
 
Ein Terminplan wird in Kürze vorgelegt. 
Zum weiteren Ablauf wird das MWK mit einer Vorlage im Landtag die Mittelfreigabe bean-
tragen. Nach Zustimmung kann die EG-weite Ausschreibung, für die 3 Monate anzusetzen 
sind, erfolgen (Vermerk v. 30.06.1992). 
 

1. Stand der Planung 
2. Kostensituation 
3. Terminsituation 

Zu 1.: Am Beispiel Gebäude 4 werden Art und Umfang der Umbaumaßnahmen erläutert. 
Untersuchungen haben ergeben, dass sich die Panzerhallen für eine Hörsaalnutzung nicht eig-
nen, daher werden die Hörsäle im zentralen Kasernenbereich neu gebaut. 
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Dafür wird das nachfolgende Grundkonzept vorgestellt, das von allen akzeptiert wird. 
 

 
 
  Abb. 70 Erstes Konzept für die Neubauten der Zentralen Einrichtungen (Mansberg v. 1992) 
 
Zu 2.: Folgende Maßnahmen werden im vorhandenen Kostenrahmen mit dem 1. Bauabschnitt 
realisiert: 
  

Gebäude               Kosten (nach DIN 276, KG 1-7 in Mio. DM) 
 

4 und 6                 ca.   8,0 
9 und 20               ca.   0,5 (nur geringe Instandsetzung) 
12                         ca.   4,5 
Hörsäle A + B      ca. 10,0 
Erschließung        ca.   2,0 
Insgesamt             ca. 25,0 

 
Die Kosten für einen Umbau Geb. 3 zur Mensa belaufen sich auf 4,5 Mio. DM, die derzeit 
nicht zur Verfügung stehen, daher soll versucht werden, die Herrichtung und den Betrieb der 
Mensa, nach Abstimmung mit dem Studentenwerk an einen Privaten zu vergeben. 
Bei dem Ansatz für die Erschließung handelt es sich um eine pauschale Rückstellung. 
Die Ver- und Entsorgung der umzubauenden Gebäude müssen sichergestellt sein. 
 
Zu 3.: Der Beginn der Umbauten ist für Mai 1993 vorgesehen. 
Mit den Hörsaalneubauten soll im August 1993 begonnen werden. Die Bauzeit wird 9 Monate 
betragen. 
Die Universität, wird das Raumprogramm für den 2. Bauabschnitt rechtzeitig aufzustellen, 
denn für 1993 stehen weitere 2,0 Mio. DM für Planung zur Verfügung (Vermerk v. 
27.08.1992). 
 
Die Vorentwürfe für die zwei Hörsäle mit 700 und 480 Plätzen werden vorgestellt. 
Sie sollen beidseitig an einem breiten Glasgang liegen, der mit dem Anschluss an das Gebäu-
de 9 (Cafeteria) beginnt, später für weitere Hörsäle verlängert werden kann und als Foyer die-
nen wird. 
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Abb. 71 Neubauten der beiden Hörsäle des 1. Bauabschnitts (Mansberg v. 1992) 
 
 
Die Hörsäle liegen zur Hälfte im Untergrund und haben ansteigendes Gestühl. 
Unter dem Foyer befinden sich Technikräume, WC-Anlagen und Schränke für die Taschenab-
lage. 
Die Belüftung soll als Quellbelüftung über die Bestuhlung erfolgen. Aus Kostengründen wird 
ein Entfall geprüft. 
Eine neue Kostenübersicht liegt vor. Dem Mensa-Ausbau in Gebäude 3 wird Vorrang gegen-
über dem Ausbau des Gebäudes 12 eingeräumt. 
 

Gebäude                                Baukosten in DM (mit Teuerungszuschlag) 
 

4                                             4.000.000 
6                                             4.000.000 
Hörsäle                                 12.500.000 

20.500.000 
 

3 Mensa                                 2.500.000 
9 Cafeteria     ) 
12 Bibliothek )                         500.000 
20 Sporthalle ) 
Erschließung (Rückstellung) 2.000.000 

  5.000.000 
25.500.000 

 
Die Umrüstung der im Gebäude 3 vorhandenen Bundeswehrküche zur Mensaküche wird das 
Studentenwerk mit Ausrüstung aus seinem Bestand unterstützen. 
 

Erschließung und Versorgung 
Das Staatshochbauamt holt für die Wärmelieferung in Abstimmung mit der Universität Ange-
bote von privaten Energieversorgungsunternehmen ein. 
Die Erschließungs- und Versorgungsproblematik ist ansonsten Aufgabe des GÜ. 
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Kontaminierung 
Das Gelände wird auf Kontaminierung untersucht. 
Termine 
Die Fertigstellung der HU-Bau für die Um- und Neubauten ist für Mitte Dezember1992 vor-
gesehen. Aufgrund des Planungsaufwandes für den Umbau Geb. 3 zur Mensa kann sich je-
doch der angestrebte Vorlagetermin beim Haushaltsausschuss zu seiner Sitzung am 
10.01.1993 auf den nächsten Termin am 13.02.1993 verschieben. 
Haftung/Verkehrssicherungspflicht nach Übergabe der Kaserne 
Die Universität ist sich im Klaren darüber, dass sie nach Übernahme der Liegenschaft für die 
Haftung und Verkehrssicherungspflicht voll verantwortlich ist. Unklarheit herrscht noch über 
diese Pflichten bezüglich der von ihr nicht genutzten Gebäude (Protokoll v. 26.10.1992). 
 
Während für die von der Landesbauabteilung betreuten Bauvorhaben das MF die Vorlagen 
für den Haushaltsausschuss vornimmt, muss das in diesem Fall das MWK tun, allerdings un-
ter Mitzeichnung des MF, jedoch nicht des Bau-, sondern des Haushaltsreferats. Aus diesem 
Grund ist der Teilnehmerkreis in der Sitzung entsprechend erweitert worden. 
 
Neubau Hörsaalgebäude 
Anhand eines Modells wird die Planung für das Hörsaalgebäude im Zusammenhang mit der 
städtebaulichen Gesamtplanung vorgestellt: 
 

◦ Die Grundkonstruktion für die Hörsäle mit Verbindungsgang (Foyer) besteht aus 
  einem Stahlskelett, das auf Stahlbetonfundamenten ruht. Das Ganze wird von  
  Gitterträgern überspannt. 
◦ Die seitlichen oberirdischen Außenwände werden als Glaskonstruktion ausgeführt. 
◦ Aus raumakustischen Gründen wird die Glasfassade im „Sägezahnraster“ aufgestellt. 
◦ Das Dach wird als Flachdach mit wärmegedämmten, innen liegenden Dacheinläufen 
  ausgeführt. 
◦ Die Quellbelüftung soll über das ansteigende Gestühl geführt werden. 

Hierzu wird vereinbart, die Kosten für diese hochwertige und teure Lösung in der Haushalts-
Unterlage-Bau (HU-Bau) gesondert auszuwerfen und bei Überschreitung der Gesamtkosten 
die Lüftungsanlage, mit reinen Baukosten in Höhe von 0,5 Mio. DM, entfallen zu lassen. 
Eine evtl. spätere Nachrüstung ist ohne großen zusätzlichen Aufwand möglich. 
Alternativ gibt es andere Be- und Entlüftungsmöglichkeiten, z. B. eine Abluftanlage im Dach 
und Frischluftzufuhr über die Fenster. 
 
Die Planung muss für die Prüfung durch den Landesrechnungshof, der mit im Haushalts-
schuss sitzt, sehr detailliert begründet werden. 
Die großen Fensterflächen und die Notwendigkeit einer Be- und Entlüftungsanlage werden 
sicherlich angesprochen. 
Die Universität sollte daher Aussagen über die Frequentierung der Hörsäle machen und dieses 
auch aufgrund von Erfahrungswerten belegen. 
 
Umbau der bestehenden Gebäude 
Die geplanten Umbaumaßnahmen der Gebäude des 1. Bauabschnittes werden vorgestellt. 
 
In den Gebäuden 4 und 6 wird der Fachbereich I, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften un-
tergebracht. Die Forderungen des Raumprogramms werden erfüllt. Die beiden Gebäude wer-
den über einen gemeinsamen Innenhof erschlossen. Durch eine Rampe wird der behinderten-
gerechte Zugang gewährleistet. 
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Das Gebäude 9 wird im EG als Cafeteria hergerichtet, die durch den direkten Anbau des brei-
ten Ganges mit dem Hörsaalfoyer verbunden wird. Der Aufwand dafür ist gering. 
 
Gebäude 12 soll im EG zunächst als Bibliothek genutzt werden. Die oberen Räume werden 
mit geringen Instandsetzungsarbeiten zu Seminarräumen hergerichtet. 
 
Im Gebäude 20 (Sporthalle) erfolgt lediglich ein kleiner Umbau im Umkleidebereich. 
 
Die Mensa im Gebäude 3 wird aus mehreren Bausteinen zusammengesetzt: 
Im ersten Bauabschnitt kann aufgrund der begrenzten Mittel nur eine Minimallösung für die 
Ausgabe eines Essens realisiert werden. Daneben werden, soweit wie möglich, Speiseräume 
hierfür hergerichtet. Im zweiten Bauabschnitt soll die Mensa dann Priorität erhalten. 
Die Universität und das Studentenwerk sind mit dieser Lösung einverstanden. 
 
Kosten 
 
Gebäude                                    Baukosten in DM                         Einsparung in DM 
                           (incl. Baunebenkosten u. Teuerungszuschlag) 
 
       3                                               2.500.000 
       4                                               4.170.000                                 350.000 (Dach) 
       6                                               4.050.000                                 420.000 (Dach) 
       9,12 und 20                                 500.000 
Hörsäle (700/480 Plätze)              12.280.000 
Erschließung (Rückstellung)          2.000.000 
Summe                                          25.500.000 
 
Um eine gewisse Flexibilität innerhalb des Kostenrahmens zu erzielen, werden, wie bei den 
Umbauten, auch bei den Neubauten in einer internen Bilanz Einsparungs- bzw. Ergänzungs-
maßnahmen aufgenommen, die in der HU-Bau jedoch nicht erscheinen, die aber bei günstigen 
Ausschreibungsergebnissen noch realisiert werden können. 
 
Im Gebäude 3 wird die abgehängte Decke, wie auch die Quellbelüftung für die Hörsäle, als 
separate Leistung in der HU-Bau aufgeführt, um sie bei ausreichenden Mitteln im 1. Bauab-
schnitt doch noch realisieren zu können. 
 
Termine  
Unter der Voraussetzung, dass der Haushaltsausschuss in seiner Sitzung am 03.02.1993 der 
HU-Bau zustimmt, soll mit den Umbauten Ende Juni 1993 und dem Bau der ersten beiden 
Hörsäle Ende August 1993 begonnen werden. 
MWK erhält die HU-Bau am 25.01.1993. 
Aufgrund der knappen Zeit wird MWK Vorgespräche mit dem Landesrechnungshof führen. 
 
2. Bauabschnitt 
Die Universität legt dem MWK das mit dem Staatshochbauamt bautechnisch abgestimmte 
Raumprogramm für den 2. Bauabschnitt bis Ende Februar 1993 vor. 
Über das Finanzvolumen des 2. Bauabschnitts kann noch keine Aussage getroffen werden. 
 
Erschließungsmaßnahmen 
Die Erschließungsmaßnahmen des gesamten zukünftigen Universitätsgeländes sollten zeit-
gleich mit 2. BA durchgeführt werden. 
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MWK erhält Anfang Januar 1993 den GÜ-Vertragsentwurf für das Gesamtkonzept (Vermerk 
v. 17.12.1992). 
 
1. Bauabschnitt 
Der Haushaltsausschuss hat der HU-Bau unter dem Vorbehalt der Bundesmitfinanzierung 
zugestimmt. 
Einwände sowie Hinweise des Landesrechnungshofs werden vom MWK beachtet. 
Für den Ausbau der Universität Lüneburg auf dem Gelände der Scharnhorst-Kaserne 
(Planungskosten für den 1. Bauabschnitt sind 1993 bereits im 22. Rahmenplan enthalten) 
wird nun mit der Anmeldung zum 23. Rahmenplan (gültig für 1994) die Einstufung des Bau-
vorhabens (1. BA) in die sog. Kategorie I für den Baubeginn beantragt. 
Bauvorhaben mit der Kategorie II dürfen nur geplant werden. Gebaut werden darf erst nach 
Verabschiedung des Rahmenplans, mit dem das Vorhaben die Kategorie I erhält. 
Das bedeutet für das Lüneburger Vorhaben, dass bei einem Baubeginn in 1993 die Bundes-
mittel nicht gesichert sind. Damit dies dennoch gewährleistet ist, beantragt das Land beim 
Bund eine sogenannte Unbedenklichkeitserklärung. Bei positivem Votum teilt der Bund mit, 
dass er einem vorzeitigen Baubeginn nicht entgegensteht. 
 
Für den Hochschulbau hat der Wissenschaftsrat (ein Gremium aus Professoren und Spitzen-
vertretern der Bildungsministerien einiger Länder und des Bundes) einen Ausbau- und einen 
Planungsausschuss konstituiert. 
Der Ausbauausschuss beschäftigt sich mit allen zum Rahmenplan angemeldeten Hochschul-
bauvorhaben, empfiehlt die Eingruppierung und stimmt u. a. deren Gesamtkostenvolumen auf 
die für das jeweilige Jahr vom Bund für den Hochschulbau bereit gestellten Mittel ab und 
verteilt diese nach einem bestimmten Schlüssel an die Länder. 
Die Länder teilen danach dem WR mit, welche ihrer angemeldeten Vorhaben sie mit dem 
zugeteilten Kontingent ausführen wollen. 
Danach tritt der Planungsausschuss zusammen, bewertet alle Vorhaben und legt ihre Katego-
rien fest. 
Nach geraumer Zeit wird der Rahmenplan vom WR verabschiedet. 
Dieses ganze Rahmenplanverfahren dauert im Normalfall vom 28.02. (Anmeldeschluss) bis 
zum Juli (Verabschiedung) eines Jahres. Für 1993 ist vorgesehen: 

 
• Anmeldung zum 23. Rahmenplan  28. Februar 
• Tagung Ausbauausschuss   19./20. April 
• Tagung Planungsausschuss  Anfang Mai 
• Verabschiedung 23. Rahmenplan  Anfang Juli 
• Unbedenklichkeitserklärung  Ende Juli 

 
2. Bauabschnitt 
Grundlage für den 2. Bauabschnitt sind die vorliegenden Raumbedarfspläne, anhand 
derer die Universität die Umbauraumprogramme erstellt, und dafür gemeinsam mit dem 
Staatshochbauamt Lüneburg, eine Kostenvoranmeldung-Bau (KVM-Bau) ausarbeitet. 
Diese ist erforderlich, damit das Bauvorhaben in die Mittelfristige Finanzplanung (MIPLA) 
des Landes aufgenommen wird. 
 
3. Bauabschnitt 
Mit dem 3. Bauabschnitt soll die Verlagerung der Universität Lüneburg abgeschlossen wer-
den. 
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Die Stadt Lüneburg hat der Niedersächsischen Landesentwicklungsgesellschaft, an der auch 
sie beteiligt ist, die Entwicklung der südlichen Kasernenhälfte zu einem Wohngebiet übertra-
gen. 
Durch Kenntnis des Nutzungskonzepts für die ganze ehemalige militärische Liegenschaft ist 
der GÜ in der Lage, die Gesamterschließung für beide Nutzungen zusammenhängend zu pla-
nen. 
 
Zum Konversionsverfahren ist noch anzumerken, dass mit dem Generalübernehmer für jeden 
Bauabschnitt zunächst ein Planungsvertrag abgeschlossen wurde, der die Leistungen bis zur 
Vorlage eines verbindlichen Pauschalangebots im Rahmen der vorhandenen Mittel umfassen 
musste. 
Dieser Pauschalpreis wurde auf der Grundlage verbindlicher Angebote aus einer 
gewerkeweisen, europaweiten Ausschreibung gebildet. Ein Sicherheitsbetrag von 5% war im 
Festpreis enthalten. 
Erst nach erneuter Befassung des Haushaltsausschusses wird das MWK unter Beteiligung der 
Haushaltsabteilung des MF vom Kabinett ermächtigt, einen entsprechenden Realisierungsver-
trag mit dem GÜ abzuschließen (Vermerk v. 12.02.1993). 
 
Wärmeversorgung / Erschließung 
Laut dem für die Wärmeversorgung zuständigen Staatshochbauamt, ist das vorhandene Wär-
meverteilungsnetz intakt und wird dem Bedarf des 1. BA durch Umschlüsse, Trennungen und 
Ergänzungen mit Einspeisung an zentraler Stelle angepasst. 
Nach derzeitigem Kenntnisstand scheint zur Wärmeeinspeisung die Errichtung eines Heiz-
kraftwerkes die sinnvollste Lösung zu sein. 
Das örtliche Energieversorgungsunternehmen soll für die Wärmeversorgung ein Konzept 
entwickeln. 
MWK wird die entsprechenden Voraussetzungen (u. a. die Abstimmung mit der Landesbau-
abteilung) dafür schaffen. 
Hinsichtlich der Verhandlungen mit dem Bund über den Kauf der Liegenschaft hat die Uni-
versität Sorge, dass sich diese über den Oktober 1993 hinausziehen. MWK wird sich in dieser 
Angelegenheit noch einmal an das Bundesfinanzministerium wenden. 
 
Ausschreibung 
Da nach dem Terminplan vom 05.03.1993 die Vorlage des Pauschalangebots des GÜ bis zur 
Höhe der veranschlagten Mittel dem Haushaltsausschuss zu seiner Sitzung am 11.08.1993 
vorgelegt werden soll, müssen die Leistungsverzeichnisse vom Staatshochbauamt und vom 
Architekturbüro bis zum 19.05.1993 vorliegen. 
Für den Versand der Leistungsverzeichnisse in der Zeit vom 21.–27.05.1993 behält sich der 
GÜ ausdrücklich vor, diesen zu verschieben, falls die Ausschreibungsunterlagen nicht die 
geforderte Qualität aufweisen und Nachbesserungen erforderlich sind. 
 
In den Vorbemerkungen der Leistungsverzeichnisse werden geeignete Formulierungen einge-
setzt, die der gegebenen Problematik, der nicht 100%ig sichergestellten Finanzierung (nach 
VOB nicht zulässig), der wohl zu überschreitenden Zuschlagsfristen sowie möglichen Re-
gressansprüchen der Firmen, gerecht werden. 
 
Baubeginn / Grundsteinlegung 
Der Baubeginn ist laut Terminplan am 01.09.1993. Grundsteinlegung durch die Ministerin 
und offizielle Einführung des Rektors der Universität Lüneburg in das Präsidentenamt werden 
zusammen am Freitag dem 29.10.1993 durchgeführt. 
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2. Bauabschnitt  
Planungsauftrag 
Der GÜ wird prüfen, ob die Planungsmittel in Höhe von 2,0 Mio. DM für die Aufstellung der 
HU-Bau für den 2. Bauabschnitts mit einem geschätzten Bauvolumen von 28,0 Mio. DM aus-
kömmlich sind. 
Mögliche Vorfinanzierungskosten werden bei den allgemeinen Baunebenkosten berücksich-
tigt. 
Der Planungsvertrag kann nach dem Ministergespräch (MWK/MF) am 05.05.1993 abge-
schlossen werden. 
 
3. Bauabschnitt  
Raumprogramm 
Die Universität wird dem MWK das Raumprogramm bis Ende 1993 zur Genehmigung vorle-
gen. Zur weiteren Abstimmung findet am 29.04.1993 ein Gespräch zwischen Universität und 
MWK statt. 
 
Sonstiges 
Beim Ausbau der Mensa im Gebäude 3 stellt sich die Frage, ob die Küche „Elt- oder Dampf / 
Elt–Betrieb erhalten soll. 
Bei einem Dampf/Elt-Betrieb könnten einige Brat- und Kochgeräte von der Bundeswehr 
übernommen werden, was zu einer Einsparung von ca. 280.000 DM führte. 
Die Entscheidung muss das Studentenwerk Braunschweig als Betreiber der Mensa treffen 
(Vermerk v. 27.04.1993). 
 
Das örtlich zuständige Unternehmen hat ein Angebot für die Wärmeversorgung des neuen 
Campus´ der Universität durch ein Blockheizkraftwerk (BHKW) abgegeben; danach beträgt 
der durchschnittliche Wärmepreis 71 DM/Megawattstunde. 
MF hält diesen Preis unter Berücksichtigung des BHKW für akzeptabel, obwohl der Preis bei 
Eigenversorgung 63 DM/Megawattstunde beträgt. Das Angebot muss jedoch durch einen 
Wettbewerb mit anderen Bietern abgesichert werden. 
 
Die Ausschreibung des Staatshochbauamtes bezieht sich nur auf die Universität, bezieht den 
Südteil nicht mit ein und sieht auch kein BHKW vor, so dass sie aufgehoben wird. 
Für die Wohnbebauung der südlichen Kasernenhälfte haben Stadt und zukünftige Nutzer der 
Wärmeversorgung durch ein BHKW bereits zugestimmt. 
Benötigt wird nun der Wärmebedarf des neuen Wohngebiets, damit die Gesamtkapazität des 
BHKW ermittelt werden kann. 
 
Der jetzt von der Stadt ins Verfahren gebrachte B-Plan hat Planreife, so dass der Wärmebe-
darf der Universität als feste und der des Wohngebiets als variable Größe mit Ober- und Un-
tergrenze ermittelt werden kann. 
Entscheidend für den Wärmeversorger ist jedoch das außerhalb des Universitätsgeländes zu 
verlegende Rohrnetz. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass das Gesamt-
gelände im Wasserschutzgebiet liegt. 
 
Es wird eine provisorische Wärmeversorgung für die Universität ab kommender Heizperiode 
aufgebaut. Die Betriebserlaubnis des alten Heizwerks mit einem Ölkessel und zwei Kohlekes-
seln endet am 28.02.1994 und muss verlängert werden. 
Der Betrieb wurde eingestellt, u.a. weil die Bundeswehr das Personal abgezogen hat. Eine 
erneute Inbetriebnahme macht daher auch Personal erforderlich. 
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Wegen der Eilbedürftigkeit wird die OFD-LBA bis zum 15.07.1993 entsprechende Angebote 
von Heizungsfirmen einholen und vorlegen. 
Das Bundesvermögensamt wird mit der Universität einen Nutzungsvertrag schließen, der die 
notwendigen Umrüstungen und den provisorischen Betrieb ermöglicht. 
Vom Gewerbeaufsichtsamt ist die Erlaubnis des Betriebs über den 28.02.1994 hinaus einzu-
holen. 
Die Übergabe des Universitätsgeländes vom Bund an das Land soll zum 01.10.1993 erfolgen. 
 
Damit wären der Gefahrenübergang des nördlichen Teils der Liegenschaft und die provisori-
sche Wärmeversorgung durch den Nutzungsvertrag über das alte Heizwerk mit der Universi-
tät sach- und termingerecht möglich. 
Die einzelnen Verfahrensschritte ergeben sich daraus wie folgt: 
 

•  Die OFD-LBA wird kurzfristig das Staatshochbauamt Lüneburg beauftragen, 
   Angebote für den provisorischen Betrieb des alten Heizwerks einzuholen. 
•  Der GÜ wird mit der Stadt die noch offenen Fragen zum Bebauungsplan 
   klären und die Ausschreibung für das BHKW vorbereiten. 
•  Die Universität schließt umgehend mit dem Bundesvermögensamt einen 
   Vertrag über die Nutzung des alten Heizwerks ab. 
•  Das Land wird die Kaufverhandlungen mit dem Bundesvermögensamt 
    zügig weiterführen, so dass die Übernahme der Liegenschaft zum 
    01.10.1993 erfolgen kann (Vermerk v. 21.06.1993). 

 
1. Bauabschnitts 
Stand und weiteres Verfahren 
Der 23. Rahmenplan für den Hochschulbau soll auf der Basis 1,68 Mrd. DM in Kürze be-
schlossen werden. 
Voraussetzung ist, dass das Bundeskabinett den Entwurf des Bundeshaushalts 1994 am 
13.07.1993 beschließt; hierin ist der vorgenannte Ansatz enthalten. 
Diese Summe reicht jedoch gerade, um die laufenden Hochschulbauvorhaben weiterführen zu 
können. Aufgrund der üblichen verminderten Realisierungsquote könnten Niedersachsen zu-
sätzlich 30 Mio. DM zur Verfügung gestellt werden. 
Die Durchführung des 1. Bauabschnitts der Universität Lüneburg erscheint unter den haus-
haltsrechtlichen Anspannungen problematisch. 
Das MWK hat gemeinschaftlich mit MF den Antrag auf Unbedenklichkeit für einen vorzeiti-
gen Baubeginn gestellt. 
Die Entscheidungen des Bundes müssen abgewartet werden, bevor über das weitere Vorgehen 
und mögliche Alternativlösungen beraten wird. 
Falls die baubegleitende Mitfinanzierung des Bundes nicht möglich ist, sind nachfolgende 
Modelle zur Finanzierung der Maßnahme denkbar, die aber eine politische Entscheidung vo-
raussetzen: 

• der GÜ geht in Vorleistung, 
• das Land nimmt ein Kommunal-Darlehen auf, 
• für den Grunderwerb wird Ratenzahlung vereinbart und 
  die dadurch freiwerdende Mittel zum Bau verwandt. 

 
Das letzte Beispiel wird möglich, weil der Bund anbietet, die militärischen Liegenschaften 
mit 20% Anzahlung und neun weiteren Jahresraten bei 5% Zinsen erwerben zu können. 
Nach derzeitigem Stand der Verhandlungen liegt der Preis für den Erwerb der Scharnhorst-
Kaserne bei 12 Mio. DM, wonach sich verfügbare Mittel in Höhe von 9,6 Mio. DM ergeben. 
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Da aber alle o.g. Fällen außerplanmäßige Ausgaben darstellen, müsste dafür vorher die ent-
sprechende Ermächtigung durch Zustimmung des MF oder gar des Kabinetts erfolgen. 
 
Bevor Initiativen ergriffen werden, soll die weitere Entwicklung, Verabschiedung 
23. Rahmenplan, Ausschreibungsergebnisse für den 1. Bauabschnitt usw. abgewartet werden. 
 
Die Submissionen für Hörsaal und Umbauten werden am 13./14.07.1993 stattfinden. An-
schließend werden die Angebote rechnerisch und fachtechnisch geprüft. Es wird mit 300 An-
geboten je Teilbereich gerechnet. Angebote aus dem Ausland sind bisher nicht eingegangen. 
 
Für den Ausbau und die Entsorgung von festgebundenem Asbest (Asbestzementrohre) hat das 
Staatshochbauamt eine beschränkte Ausschreibung durchgeführt. 
 
1. Bauabschnitt 
Ersteinrichtung 
Für Gebäude 20 (Sporthalle) will die Universität schon bald Teile der Ausstattung beschaffen. 
Sie wird aufgrund der unsicheren Finanzlage um Zurückhaltung gebeten. 
 
2. Bauabschnitt 
Vorbereitung 
Das MMK übergibt dem GÜ das genehmigte Raumprogramm19 für den 
2. Bauabschnitt mit der Bitte, die HU-Bau vorzubereiten. 
Der Planungsvertrag dafür ist in Vorbereitung und kann in Kürze abgeschlossen werden. 
 
Gesamtes Kasernengelände 
Erschließung und Freianlagen 
Nach einem Gespräch im Stadtplanungsamt über die Situation des Gesamt-Kasernengeländes, 
soll der GÜ gemeinsam mit dem für die Neubauten der Universität zuständigen Architekten 
ein städtebauliches Konzept als Basis für die Bauleitplanung entwickeln. Der im Verfahren 
befindliche Bebauungsplan wird entsprechend geändert und enthält nur noch notwendige 
Mindestfestsetzungen. 
Als Träger öffentlicher Belange wirkt die Universität und nicht das Staatshochbauamt beim 
Bebauungsplanverfahren mit. 
 
Eine universitäre Arbeitsgruppe beschäftigt sich mit der Gestaltung der Außenanlagen. 
Die Umgestaltung des Kasernengeländes zum Universitäts-Campus ist als Exponat für die 
Weltausstellung EXPO 2000 in Hannover vorgesehen. 
Es soll geprüft werden, ob die Möglichkeit einer Finanzierung von Kunst am Bau gegeben ist. 
Geklärt werden soll mit der Stadt die Gestaltung einer Grünverbindung vom Kurpark über das 
Universitätsgelände durch das neue Wohngebiet bis in das Erholungsgebiet Bockelsberg. 
Die Erschließungsplanung für die Gesamtanlage soll bis Ende 1993 vorliegen. 
  
Logistik für die Nutzung nach Übergabe durch den Bund 
Die Universität hält es nicht für ratsam, das Gebäude 13 von der Fachhochschule zwischen 
nutzen zu lassen, und will am Wilschenbrucher Weg sofort Platz für die „Wirtschaftsrechtler“ 
der FH machen, um doppelten Umzugsaufwand zu vermeiden. 
Der alte Uni-Standort soll komplett durch die FH nachgenutzt werden, was auch mit als Be-
gründung für den Erwerb und den Ausbau der Scharnhorst-Kaserne gegenüber dem Bund 
zum Ausdruck gebracht wurde. So sollen u. a. die Sozialwissenschaften aus dem von der 
Stadt angemieteten Komplex „Munstermannskamp“ in das Gebäude Rotenbleicher Weg um-
ziehen (Vermerk vom 09.07.1993). 
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Da im 23. Rahmenplan nunmehr für Neuvorhaben im niedersächsischen Hochschulbau nur 
38,5 Mio. DM zur Verfügung stehen, beurteilt MF die Chance, hieraus die Baumaßnahme in 
Lüneburg zu bedienen, als sehr gering. 
Ohne die Unbedenklichkeitserklärung, für die das BMBW weitere Erläuterungen und Be-
gründungen vom MWK verlangt, wird der Haushaltsausschuss dem Abschluss des Realisie-
rungsvertrages nicht zustimmen. 
Der GÜ will prüfen, ob der Umfang des Raumprogramms für den 1. BA auch dann noch rea-
lisiert werden kann, wenn die Rückzahlung an ihn erst am 01.04.1995 in einem Betrag erfolgt. 
Zurzeit wird bei der Auswertung der Firmenangebote geprüft, ob die vom Landesrechnungs-
hof geforderten Reduktionen zu Einsparungen führen. 
Der GÜ wird, wie im Planungsvertrag vom 20.05./10.06.1992 vereinbart, das Pauschalange-
bot dem MWK rechtzeitig für die Fertigung der Kabinettsvorlage zuleiten 
(Vermerk vom 30.07.1993). 
 
1. Bauabschnitt 
Nachdem 

1. die Unbedenklichkeitserklärung des Bundes vorliegt, 
2. das Kabinett dem Abschluss des Realisierungsvertrages zugestimmt hat, 
3. die Aufträge an die Firmen erteilt worden sind, 
4. mit dem Umbau begonnen wurde und 
5. die Grundsteinlegung für das Hörsaalgebäude erfolgt ist, 

sind die Grunderwerbsverhandlungen zwischen Bund und Land immer noch nicht abge-
schlossen. 
Die Verfügbarkeit über das Grundstück wurde mit Hilfe einer vorzeitigen Besitzeinweisung 
geschaffen. 
Damit geht auch die Verkehrssicherungspflicht auf die Universität über. Diese wird mit dem 
GÜ diesbezüglich eine Regelung für die Bereiche der genutzten Gebäude sowie des Hörsaal-
neubaus abstimmen. 
Eine Abtrennung zwischen dem Universitätsgelände und dem südlichen Teil der Scharnhorst-
Kaserne durch einen Baustellenzaun wird von allen Beteiligten als nicht für sinnvoll gehalten. 
 
Der 1. Bauabschnitt schreitet termingerecht voran. Die Arbeiten in Gebäude 12 
(EG prov. Bibliothek, 1. und 2. OG Seminarräume) werden voraussichtlich schon Ende No-
vember beendet sein, so dass Anfang Dezember 1993 eine Abnahme und daran anschließend 
die Übergabe des Gebäudes an die Universität erfolgen kann. 
 
Über den Abriss Gebäude 24 (Panzerhalle) kann noch nicht entschieden werden, weil das zu 
überarbeitete Angebot des Unternehmers, der den Rohbau für das Hörsaalgebäude durchführt 
noch nicht vorliegt. 
Diese Firma hat auch von 1936 bis 1938 die Scharnhorst-Kaserne gebaut. 
 
2. Bauabschnitt 
Der GÜ erhält vom MWK den unterschriebenen Planungsvertrag für den 2. Bauabschnitt. 
Voraussetzung für die Aufnahme des Bauvorhabens in den 24. Rahmenplan ist die HU-Bau. 
Diese soll dem MWK bis zum 15. März 1994 vorgelegt werden. Mit der Anmeldung zum 
Rahmenplan sind Angaben über Kosten, Hauptnutzfläche und Durchführungszeitraum anzu-
geben. 
Aus den bekannten Gründen plant das Staatshochbauamt wieder die Umbauten und dasselbe 
Architekturbüro den Neubau zweier kleinerer Hörsäle sowie den Ausbau des Gebäudes 3 zur 
Mensa, incl. eines anzubauenden Speisesaal-Neubaus für 3.000 Verpflegungsteilnehmer. 
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Die Gesamterschließung ist ebenfalls wesentlicher Bestandteil des 2. BA. 
Dazu erläutert der GÜ noch einmal das favorisierte städtebauliche Gesamtkonzept, welches 
im Wesentlichen eine Verknüpfung von Universität und angrenzendem Wohngebiet sowie 
eine Anordnung der Parkplätze im östlichen Randbereich (an der Uelzener Straße) vorsieht. 
Es dürfen maximal 500 Parkplätze angelegt werden. 
Hierbei ist das vorgeschriebene Verhältnis 1:6 (Stellplätze/Studienplätze) maßgebend. 
Für die Universität ist das städtebauliche Gesamtkonzept im Wesentlichen abhängig vom 
Standort der noch zu errichtenden Hochbauten und die zur Diskussion stehende Parkplatzord-
nung nur eine Konsequenz hieraus. 
Universität und Stadt wollen beide eine den Lüneburger Bürgern gegenüber „geöffnete“ 
Hochschule. 
 
Der Universität soll während ihrer Baukommissionssitzung am 03.12.1993 das entwickelte 
städtebauliche Gesamtkonzept vorgestellt werden. 
Über die von der Baukommission getroffenen Entscheidungen bezüglich des Universitätsge-
ländes wird der Senat der Universität Lüneburg am 15.12.1993 endgültig beschließen. 
Die Universität hält die Verkehrsflächen im Foyer und in den Verbindungsgängen für zu klein 
bzw. bezüglich der Studentenströme nach den Vorlesungen für zu eng. 
 
Die Ersteinrichtung ist bis Ende Februar 1994 vorzulegen. 
 
3. Bauabschnitt 
Die Umbauraumprogramme für die Gebäude 13 (Naturwissenschaften) und 16 (Kunst und 
Musik) sowie die Raumprogramme für die neu zu errichtenden Gebäude Bibliothek, Mensa-
anbau und Naturwissenschaftlicher Hörsaal werden zurzeit von der Universität erstellt und bis 
zum Jahresende vorgelegt, denn die Unterlagen sind die wichtigsten Instrumente für den wei-
teren abschließenden Universitätsausbau (Vermerk vom 05.11.1993). 
 
1. Bauabschnitt 
Die Bauarbeiten im 1. Bauabschnitt erfolgen termingerecht. 
Im Außenbereich konnten die Tiefbauarbeiten für die Kommunikations- und Datentechnik 
noch vor der Frostperiode abgeschlossen werden. 
Die Umlegung der Fernwärmeleitung im Bereich der Hörsaalneubauten hat ebenfalls stattge-
funden. 
Im Gebäude 3 (zukünftige Mensa) wurden an der Stahlbetondecke über dem KG und der KG-
Sohle Sanierungsarbeiten zur Stabilität bzw. Tragfähigkeit durchgeführt. 
In den Gebäuden 4 und 6 (Wirtschafts- u. Sozialwissenschaften) läuft zurzeit der Innenaus-
bau. 
Die Baumaßnahmen in Gebäude 9 (Cafeteria) sind weitestgehend abgeschlossen. 
Noch nicht ausgeführt ist der Anschluss des Gebäudes an den Gang, dem Foyer der Hörsäle. 
Die Arbeiten in Gebäude 12 (Teilbibliothek, Seminarräume) incl. Grundreinigung sind fertig-
gestellt. Die Übergabe an die Universität findet am 10.02.1994 statt. 
Die Bauarbeiten im Gebäude 20 (Sporthalle), das von der Universität bereits genutzt wird, 
werden während der Semesterferien im Februar 1994 durchgeführt. Die Universität bittet zu 
prüfen, ob die Zahl der Duschen erhöht werden kann. 
Für das neue Hörsaalgebäude laufen zurzeit die Rohbauarbeiten. Die Stahlmontage beginnt ab 
der 9. KW 1994. 
Ab Anfang April erfolgt der Innenausbau, der Ende August abgeschlossen sein soll. 
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Die Universität befürwortet den Abriss der Panzerhalle (Gebäude 24). Der GÜ weist darauf-
hin, dass diese Leistung nicht Bestandteil des 1. Bauabschnitts ist. Er wird prüfen, ob der ver-
fügbare Kostenrahmen diese zusätzliche Ausgabe zulässt. 
 
2. Bauabschnitt  
Der Abgabetermin der Hu-Bau beim GÜ ist für alle eingeschalteten Architekten und Fachin-
genieure der 28.02.1994. 
Vorgespräche haben bereits ergeben, dass die Kosten für die Umsetzung des Raumprogramms 
für den 2. Bauabschnitt den vorgesehenen Finanzrahmen von 37 Mio. DM sprengen. 
Besonders kritisch aufgrund des vom Rahmenplanverfahren abhängigen Zeitrahmens, ist die 
Erstellung des Konzeptes für die im 2. BA zu realisierende Gesamterschließung, so dass dafür 
auch noch keine detaillierte Kostenermittlung vorliegt. 
 
Zurzeit wird das Abwasserkanalnetz untersucht. Erst mit Vorliegen des Ergebnisses kann eine 
Aussage über die Kosten für die Instandsetzung getroffen werden. 
 
Der gegenüber dem ersten Bauabschnitt um ein Jahr versetzte zweite Bauabschnitt kann nur 
dann realisiert werden, wenn der WR in seiner Sitzung am 15./26.04.1994 dem Vorhaben die 
Kategorie I gibt. Voraussetzung hierfür ist die Vorlage der HU-Bau in der Sitzung des Aus-
schusses für Haushalt und Finanzen am 16.03.1994. 
 
Eine Aufstellung der Ersteinrichtung in vereinfachter Form muss seitens der Universität dem 
MWK spätestens zum 07.03.1994 vorgelegt werden, damit er diese der HU–Bau noch recht-
zeitig beifügen kann. 
 
3. Bauabschnitt 
Es wird davon ausgegangen, dass die Planungskosten für den 3. Bauabschnitt noch in den 
Nachtragshaushalt eingestellt werden können. 
Im Antrag des MWK zur MIPLA 1995-1997 sind für den 3. Bauabschnitt 49 Mio. DM be-
rücksichtigt. 
Die Universität stellt das Raumprogramm für den Neubau der Bibliothek bis Mitte und die 
Umbauraumprogramme für die letzten herzurichtenden Kasernengebäude bis Ende Februar 
1994 zur Verfügung (Vermerk vom 07.02.1994). 
 
2. Bauabschnitt 
Die in der HU-Bau enthaltenen Leistungen für den 2. Bauabschnitt müssen aufgrund der 
Überschreitung des Kostenrahmens von 37 Mio. DM reduziert werden. 
Die verschiedenen Abstimmungsgespräche zwischen den Beteiligten hinsichtlich der mögli-
chen Einsparungen, wie Zurückstellung von Leistungen oder Reduzierung des Ausstattungs-
standards, haben zu folgendem Ergebnis geführt: 
 
Für die Gebäude 5, 7, 8, 10 und 11 bleibt die ursprüngliche Planung erhalten. Die Verände-
rungen der Flur- und Erweiterungszonen in den Gebäuden entfallen nicht, die Kabelkanäle 
bleiben erhalten und werden wie in den Gebäuden 4 und 6 ausgeführt. 
Im Gebäude 9 (Cafeteria) wird zunächst auf eine Kücheneinrichtung verzichtet. 
Neben bauwerkserhaltenden Maßnahmen wird nur eine Aufzugsanlage eingebaut. 
Gebäude 14 erhält eine neue Heizung. Die Seminarräume im EG werden einfach hergerichtet. 
Die Gebäude 26 und 34 werden mit minimalem baulichem Aufwand für den Technischen 
Dienst nutzbar gemacht. 
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Im Gebäude 3 wird die Platzzahl durch Herrichtung des Obergeschosses von 1.200 (1.BA) auf 
2000 bis 2400 erhöht, so dass der Speisesaalanbau vorerst zurückgestellt werden kann. 
Im Gebäude 12 gibt es im 2. Bauabschnitt keine Baumaßnahmen. 
 
Für die Ver- und Entsorgung der Universität werden die erforderlichen Vorkehrungen wie 
Umschlüsse im Heizsystem, Ausbau des Datennetzes und Reparatur des defekten Abwasser-
kanals, dessen Bruchstellen mit Hilfe einer Kamera-Befahrung festgestellt wurden, getroffen. 
 
Von den Außenanlagen wird zunächst nur das Notwendigste in Angriff genommen. So wird 
die Herrichtung der Innenhöfe der Gebäude 5 und 7 sowie 10 und 12, wie bereits zwischen 
den Gebäuden 4 und 6, durchgeführt. Weitere Maßnahmen beschränken sich auf das direkte 
Umfeld der Hörsäle. 
Eine vom Landschaftsarchitekten geplante, das gesamte Gelände durchlaufende Wasserrinne 
kann vorerst nicht realisiert werden. 
Auch die laut Raumprogramm zu schaffenden Sportplätze können erst später gebaut werden. 
Der ehemalige westliche Exerzierplatz muss daher vorübergehend als Sportfläche dienen. 
Sowohl das MWK als auch die Universität akzeptieren den reduzierten Inhalt der HU-Bau. 
Alle hoffen, dass durch ein gutes Ausschreibungsergebnis diese oder jene zurückgestellte 
Teilmaßnahme doch noch realisiert werden kann. 
 
Die HU-Bau-Unterlagen werden beim GÜ am 31.03.1994 mit Ausnahme der Gebäude 3 und 
14 sowie des Neubaus des Hörsaalgebäudes und der Technischen Erschließung eingereicht. 
Er wird dann, nach Ergänzung seiner Leistungen, die mit der Kostenobergrenze stimmige 
HU-Bau dem MWK rechtzeitig für die Haushaltsausschusssitzung am 20.04.1994 vorlegen. 
Zu hoffen bleibt, dass der WR in seiner Sitzung am 25./26.04.1994 den 2. Bauabschnitt in die 
Kategorie I einstuft. 
 
Einweihung/Richtfest 
Die offizielle Einweihung der Gebäude 4 und 6 wird mit dem Richtfest des Hörsaalneubaus 
am 18.04.1994 um 12.00 bzw. 13.00 Uhr stattfinden (Vermerk vom 31.03.1994). 
 
1.Bauabschnitt 
Fertigstellungstermine: 
Die Fertigstellung der noch laufenden Neu- und Umbaumaßnahmen: 

• Gebäude 9 (Cafeteria) bis Ende Juli 1994 
• Gebäude 3 (Mensa) zum 01.10.1994 
•Neubau Hörsäle auch zum 01.10.1994 

Vorlesungsbeginn WS 1994/1995 ist am 10.10.1994. 
 
Heizung 
Die für eine Ausschreibung des BHKW erforderlichen Angaben liegen dem GÜ vor. Er wird 
sich in eigenem Namen mit infrage kommenden Bietern in Verbindung setzen und sich dann 
bezüglich der Beauftragung mit MWK, MF und Universität abstimmen. 
Hierbei geht es darum, ob der Wärmepreis durch einen Baukostenzuschuss gesenkt werden 
soll oder nicht. 
Bei 18 Mio. DM Baukosten, wobei 2/3 auf die Strom- und 1/3, also 6 Mio. DM auf die Wär-
meerzeugung fällt, bedeutet dies bei einem etwa gleich großen Wärmebedarf für die Universi-
tät und das Wohngebiet, anteilige Baukosten in Höhe von 3 Mio. DM für jeden. 
Die Bieter sollen einen Wärmepreis ohne und mit Baukostenzuschuss, auch gestaffelt, abge-
ben. 
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2. Bauabschnitt 
Mensa-Ausbau Gebäude 3 
Für den Mensa-Betrieb in Gebäude 3 wird folgendes vereinbart: 
Eine Essensausgabe findet nur im EG statt, die im OG vorgesehene entfällt. Dafür soll im EG 
des Gebäudes 14 (ehemaliges Wirtschaftsgebäude) eine Nebenausgabe entstehen, so dass zu-
sammen 2000 – 2400 Verpflegungsteilnehmer versorgt werden können. 
Diese Lösung haben Staatshochbauamt Universität und Studentenwerk mithilfe eines Ver-
gleichs von möglichen Varianten bereits vorbesprochen. 
 
Terminplanung 
Nach erfolgter Ausschreibung wird dem MWK spätestens bis Ende Nov.1994 ein Pauschal-
preis für den 2. BA genannt, damit nach Zustimmung des Haushaltsausschusses und Ab-
schluss des Realisierungsvertrags mit den Umbauten im Januar sowie den Neubauten und den 
Erschließungsmaßnahmen im März 1995 begonnen werden kann. 
Eine Verkürzung des Verfahrens könnte erzielt werden, wenn die Bauleistungen für den 
2. Bauabschnitt als Anschlussaufträge an die bereits tätigen Firmen vergeben werden könnten. 
MWK wird in Abstimmung mit dem für solche Fragen zuständigen Wirtschaftsministerium 
(MW) prüfen, ob die Anwendung der VOB, Teil A auch für den GÜ gilt. 

 
3. Bauabschnitt 
Raumprogramm 
Dem MWK liegt das Raumprogramm vor. 
Eine Grobkostenermittlung für die noch zu erbringende Bauleistung führt  aufgrund bisheriger 
Erfahrung unter Berücksichtigung einer Kostensteigerung bis zur Ausführung 1996/97 zu 
einer Gesamtsumme von 77.950.000 DM (Vermerk vom 09.06.1994). 
 
2. Bauabschnitt 
Der 24. Rahmenplan wurde nicht verabschiedet. 
Aus diesem Grund muss nach anderen Möglichkeiten der Finanzierung des 2. Bauabschnitts 
gesucht werden. 
Mit der Bestellung eines Erbbaurechts zugunsten des GÜ könnte z. B. vermieden werden, 
dass der Bund bei den Umbauten 9,5% der Baukosten für unterlassene Bauunterhaltung (Bau-
unterhaltungspauschale) in Abzug bringt. 
So wird überlegt, die bisherige Vertragsform (Werkvertrag) umzustellen auf die Vertragsform 
´Grunderwerbsvertrag`. 
Dies hätte auch den Vorteil, dass der GÜ nicht mehr an das öffentliche Vergabewesen, das 
Ausschreibungen verlangt, gebunden wäre und Anschlussaufträge erteilen könnte, was zu 
einer Zeitersparnis führt. 
Das Land Niedersachsen beabsichtigt daher, einen Entwurf für einen Erbbaurechtsvertrag zu 
entwickeln, der unter Berücksichtigung eines symbolischen Erbbauzinses von 0 DM und einer 
festgelegten Laufzeit, z. B. 2 Jahre mit Verlängerungsoption, die Fälligkeit des Kaufpreises 
genau festlegt. 
Der Leiter des Liegenschafts-Referats im MF und der Justitiar des GÜ werden den Erbbau-
rechtsvertrag gemeinsam ausarbeiten. 
 
Stand der Planung und Baubeginn 
Der gemeinsam festgelegte Terminplan hat weiterhin Gültigkeit. 
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Ungeachtet der Tatsache, dass der 24. Rahmenplan noch nicht verabschiedet wurde, sind die 
Architekten und Fachingenieure damit beschäftigt, die Leistungsverzeichnisse für die Neu- 
und Umbauten zu erstellen. 
Die Arbeiten laufen termingerecht, so dass unabhängig von den o. g. Überlegungen die Sub-
mission Mitte Oktober 1994 stattfinden kann, und – vorbehaltlich einer positiven Entschei-
dung des Haushaltsausschusses des Landtags im Dezember 1994 – ein Baubeginn Anfang 
1995 möglich ist. 
 
3. Bauabschnitt  
Eine Kostenschätzung in Anlehnung an eine KVM-Bau ist zu erstellen. 
Für die Bibliothek werden daneben auf der Grundlage der Konzeptidee und Angabe der Lauf-
zeit Modelle für die Finanzierung aufgestellt. 
 
Wärmeversorgung 
Für die Errichtung und den späteren Betrieb eines Blockheizkraftwerkes hat der GÜ die vom 
Fachingenieur erstellten Planungsunterlagen verschiedenen Bietern zugeleitet. 
Allen wurde zur Bedingung gemacht, bereits zum Wintersemester 1994/1995 die Universität 
mit Wärme zu versorgen, wobei der zu zahlende Wärmepreis sowohl für das Provisorium als 
auch das spätere BHKW gleich sein soll. 
Der Wärmepreis für das Wohngebiet wird voraussichtlich höher sein als der, den die Univer-
sität (als Großabnehmer) zahlt. 
Die Angebote sollen bis Mitte der 30. KW vorliegen (Vermerk vom 25.07.1994). 
 
1. Bauabschnitt 
Abschluss der Bauarbeiten/Ersteinrichtung/Beheizung 
Nachdem drei Institutsgebäude und die Sporthalle bereits im Frühjahr übergeben wurden, 
konnten zum Beginn des Wintersemesters 1994/1995 Mensa, Cafeteria und Hörsaalneubau in 
Betrieb gehen. 
Da es jedoch Lieferschwierigkeiten beim Hörsaalgestühl gab, konnte die Übergabe der Hörsä-
le an die Universität erst nach Abschluss der Arbeiten erfolgen. Die Vorabnutzung durch die 
Universität blieb hiervon unbeeinträchtigt (die Studierenden setzten sich auf die Podeste des 
Gestühls). 
 
Die für die Ersteinrichtung zur Verfügung stehenden Mittel sollen, um den 50%igen Bundes-
anteil zu sichern, bis Ende 1994 ausgegeben und bis Mitte 1995 schlussgerechnet werden. 
 
Das Unternehmen, das den Zuschlag für die Wärmeversorgung erhalten hat, wird diese für 
den kommenden Winter sicherstellen. 
 
2. Bauabschnitt  
Aktueller Terminplan/Ausschreibungsergebnis/Realisierungsvertrag 
Nach den stattgefundenen Submissionen erfolgt derzeit die Angebotsprüfung. 
Die bisher vorliegenden Angebote bewegen sich um +/- 5% gegenüber der HU-Bau. Bis zum 
11.11.1994 liegen alle Ergebnisse vor. MWK wird bis dahin die in die Kalkulation mit einzu-
beziehenden Rückzahlungsraten der Höhe und den Terminen nach benennen. 
 
Auf dieser Grundlage wird der Umfang der Baumaßnahmen im 2. Bauabschnitt als Pauschal-
preis für den abzuschließenden Realisierungsvertrags dem MWK bis zum 29.11.1994 be-
nannt. Wird dieser noch im Dezember 1994 abgeschlossen, kann mit den Umbauarbeiten im 
Januar 1995 begonnen werden. 
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Der Baubeginn der Hörsäle 3 und 4 ist witterungsabhängig. Aus diesem Grund kann die Fer-
tigstellung zum Beginn des Wintersemesters 1995/96 auch nicht garantiert werden. 
 
Verkehrsführung während der Bauzeit 
Das Konzept der Verkehrsführung (Phase 1 und Phase 2) wird vorgestellt. 
In Phase 1 wird zunächst der gesamte Fahrzeugverkehr über die bestehende Einfahrt 
Scharnhorststraße zu den provisorischen Parkplätzen auf den ehemaligen Exerzierplätzen ge-
leitet. 
Der Verkehr zur Sporthalle (Gebäude 20) erfolgt über eine südliche Zufahrt, vorbei am östli-
chen Parkplatz und der alten Panzerhalle (Gebäude 73). 
Für den Baustellenverkehr bleiben alle Straßen frei befahrbar. 
Die Verkehrsführung wird durch entsprechende Beschilderung kenntlich gemacht. 
Nach Erwerb der südlichen Kasernenhälfte durch den GÜ kann die Einfahrt Uelzener Straße 
für den Baustellenverkehr genutzt werden (Phase 2). 
Die Freigabe für den Universitätsverkehr kann erst nach Herstellung der erforderlichen Er-
schließungsmaßnahmen und der „öffentlichen Widmung“ der Straße erfolgen. 
 
Abbruch- und Entsiegelungsmaßnahmen 
Abbruch- und Entsiegelungsarbeiten können z. Zt. nicht durchgeführt werden. Die Universität 
wird daher gebeten, die leer stehenden Fahrzeughallen vorübergehend zu nutzen. 
 
3. Bauabschnitt 
Raumprogramme 
Um schnellstmögliche Zusendung der restlichen Raumprogramme wird gebeten. 
 
Planungsbeginn 
Über die in den Haushalt eingestellte Verpflichtungsermächtigung (VE) für die Planungskos-
ten in Höhe von 2,5 Mio. DM kann erst Anfang 1995 verfügt werden. 
Die Durchführung des 3. Bauabschnittes ohne Verzögerung kann jedoch nur erfolgen, wenn 
die HU-Bau im April 1995 vorliegt. Daher wäre ein Planungsbeginn erst im Januar 1995 zu 
spät, so dass die Planer zunächst ohne Auftrag arbeiten müssten. 
Nach Abwägung der möglichen Risiken werden diesbezügliche Gespräche mit den Planungs-
partnern geführt. 
 
Bebauungsplan 
Die Planung von Ausgleichsflächen im Universitätsgelände für die entfallenden Grünflächen 
durch die Wohnbebauung im südlichen Gebiet, hat beim Land Widerspruch ausgelöst. 
Es wird empfohlen, nur geringstmögliche Festsetzungen im B-Plan für Ausgleichsflächen im 
Universitätsgelände zu treffen, um jegliche Beschränkung zukünftiger Universitätsbauten zu 
vermeiden. 
Die Herrichtung dieser Flächen darf zu keiner Kostenbelastung des Landes führen (Vermerk 
vom 10.11.1994). 
 
 
4.1.3.2 Planung der Zentralbibliothek 
 

An den Planungsgesprächen sind GÜ, Architekt, Fachingenieure, Universität und Ministerium 
beteiligt. 
Anstelle ursprünglicher Überlegungen, den Bibliotheksneubau ins Zentrum der Campus-
Universität zu platzieren, wählen die Architekten als Standort für dieses wichtige Bauwerk im 
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Sinne ihres städtebaulichen Gesamtkonzeptes den Bereich um das Gebäude 73 (ehemalige 
Panzerreparaturhalle) an der südlichen Campusgrenze. 
 
Damit werden die Zielvorstellungen eines mittleren, zentralen „Universitätsparterre“ weiter-
verfolgt, die auch durch die Rahmenplanung des Landschafts- und Gartenarchitekten belegt 
und unterstützt werden. 
 
Durch die Entscheidung, die Halle 73 nicht abzureißen, sondern in den Bibliotheksneubau zu 
integrieren, erweisen sich die ersten Überlegungen, die vorhandene Glaspassage durch die 
Bibliothek nach Süden an einen Platz der Wohnbebauung heranzuführen als außerordentlich 
schwierig. 
Abgesehen davon, dass die Einsparung für Abriss sowie die Weiterverwendung der Hallen-
konstruktion 500 TDM ausmacht, wäre mit diesem ursprünglichen Gedanken die Bibliothek 
in zwei Hälften zerlegt worden, was zu nicht hinnehmbaren Störungen des Betriebs geführt 
hätte. 
Auch lässt das Raumprogramm eine solche, nur im Erdgeschoss vorhandene Teilung nicht zu. 
Letztlich ergibt sich aus der Baustruktur der Halle 73 (hoher Hallenraum mit eingeschossigem 
Längsvorbau), dass sie dann nicht weiter verwendbar ist. 
Es ist jedoch kein Manko, die Bibliothek nicht zum angrenzenden Wohngebiet zu öffnen, 
denn die Vorstellung von einem offenen Campus geht dadurch nicht verloren. 
Die Glaspassage soll nun als „Brücke“ zwischen der zukünftigen Bibliothek und der Cafeteria 
(Gebäude 9) gesehen werden und neben Zugängen zu den Hörsälen als geräumige Kommuni-
kationszone dienen. 
 
Die Umplanung der Halle sieht ein offenes Magazin, Nebenräume für die Verwaltung und 
Flächen für das Kompaktmagazin vor. 
 
Planungsmittel stehen frühestens Mitte März 1995 zur Verfügung. 
Die Architekten erklären sich bereit, sofort mit der Planung zu beginnen und wollen auch die 
Fachingenieure im nächsten Planungsgespräch um Vorleistung bitten (Protokoll vom 
27.10.1994). 
 
Durch die Integration der Halle 73 wird definitiv verzichtet, den Glasverbindungsgang, wie 
bisher in den Stadtmodellen ausgewiesen, nach Süden hin bis an die Wohnbebauung heranzu-
führen. 
Daraus ergibt sich die bereits im 1. Bauabschnitt entwickelte und in Benutzung gegangene 
Erschließung des „mittleren Universitätsparterres“ jeweils seitlich von Osten und Westen über 
den gläsernen Verbindungsgang als zentrale Einrichtung. 
Dies ist auch im Interesse der Universität, weil die Glaspassage nicht in erster Linie als 
Durchgang und Kommunikationszone für Öffentlichkeit gesehen werden kann. Vielmehr ist 
die Hauptwegeachse in Süd- Nord-Richtung im Freigelände die eigentliche Verbindungslinie 
zwischen Wohngebiet, Universität und Stadt. 
 
Die Nutzung der Halle 73 als offenes Büchermagazin wird nach wie vor als richtig und ver-
nünftig angesehen; auch die Unterbringung bestimmter Funktionseinheiten des zentralen Bi-
bliotheksbereichs in der eingeschossigen Nebenraumzone der Halle 73 erscheint sinnvoll. 
Es bleibt zu untersuchen, inwieweit haustechnische Einrichtungen ein Untergeschoss in Teil-
bereichen notwendig machen. Sollte dies der Fall sein, ist die Unterkellerung auf ein Mini-
mum zu beschränken. 
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Das Baukörperkonzept besteht aus einem auf dem Modul 1,20 m entwickelten Skelettsystem 
mit dem die Halle 73 sozusagen umstellt wird, und zwar in 2 Ebenen. 
Der flache Bereich der Nebenräume der Halle 73 wird nicht überbaut. Seine Dachfläche steht 
als möglicher Lese- bzw. Dachgarten zur Verfügung, während die eigentliche Halle wegen 
ihrer Höhe als Stellfläche für ein Regalsystem in mehreren Ebenen für Magazinnutzung her-
gerichtet wird. 
Lüftungsanlagen sollen nur dort eingesetzt werden, wo sie unabdingbar erforderlich sind. 
Die Frage der Oberlichter muss noch geklärt werden. Zuviel Licht schadet einerseits den Bü-
chern, andererseits müssen vernünftige Arbeits- und Leseverhältnisse in beiden Geschossen 
gewährleistet sein. 
Aus diesem Grund ist eine relativ offene Struktur entwickelt worden, die durch „Einlegebö-
den“, Gitterroste und Bühnen das Licht in zwei Ebenen von oben den Benutzern zuführt. Ob 
das Gerüst aus Stahlbeton oder Stahl bestehen wird, ist noch mit der Genehmigungsbehörde 
abzustimmen. 
Die Außenwände der Bibliothek bestehen, wie auch die der Hörsäle und der Gebäude der 
ehemaligen Scharnhorst-Kaserne überhaupt, aus Ziegelmaterial. 
Weite Dachüberstände bieten, wie an den Hörsaalgebäuden, Sonnen- und Witterungsschutz. 
Eine Besprechung beim Bauaufsichtsamt unter Beteiligung des Brandschutzbeauftragten hat 
ergeben, dass auf eine sehr teure, den Büchern und anderen Einrichtungsgegenständen scha-
dende Sprinkleranlage verzichtet werden kann. Stattdessen soll angestrebt werden – und dazu 
bietet die Gebäudestruktur gute Anhaltspunkte – wesentliche Teile des Gebäudes in drei 
Brandabschnitte zu unterteilen. 
Alle Planungsbeteiligten sind bereit, in Vorleistung zu gehen, mit der Arbeit sofort zu begin-
nen und die angestrebten Termine einzuhalten (Protokoll vom 22.11. 1994). 
 
Die Organisation des Gebäudes führt dazu, dass es um eine Achse verlängert werden musste, 
um das Raumprogramm unterzubringen. 
Dem Vorentwurf wird zugestimmt. 
Folgende Termine werden noch einmal bekannt gegeben: 
 

• Pläne an das Bauaufsichtsamt noch 1994 
• Stellungnahme des Amtes bis 15. Januar 1995 
• Gespräche mit Fachingenieuren in der zweiten Januarwoche 1995 
• Vorlage HU-Bau am 15. März 1995 (Protokoll vom 20.12.1994). 

 
Erläuterung der Entwurfspläne im Maßstab 1:200: 
 
Grundrisse 
Die Fluchttreppen wurden aus der Wegeachse um 90° gedreht. 
Alle vier Treppen bilden nunmehr ein System und ermöglichen so eine gute Orientierung. 
Eine Sprinkleranlage entfällt aufgrund der kurzen Fluchtwege zu den einzelnen Treppenhäu-
sern. 
Der mittig gelegene Lesesaal der Bibliothek wird durch Tageslicht über konische Dachöff-
nungen indirekt belichtet. Um eine optische Trennung des Lesesaals von der übrigen Biblio-
theksfläche zu erzeugen, soll dieser Bereich geringfügig tiefer oder höher gelegt werden. 
Die bisher dominante Treppe in der Eingangshalle wird durch zwei einläufige Treppen er-
setzt. 
Die damit verbundene Betonung des Bibliothekseinganges im Erdgeschoss kann möglicher-
weise durch die konische Ausbildung der Begleitwände unterstrichen werden. 
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Durch die Anordnung der Buchsicherung am Eingang liegen alle Räume der Bibliothek im 
gesicherten Bereich. 
 
Einrichtung 
Die ausgewiesene Hauptnutzfläche zur Unterbringung der geforderten Anzahl von Bücher-
bänden (500.000) und Leseplätzen (320) reicht aus. 
Von den Leseplätzen sind 1/3 in einem lesesaalähnlichen Bereich konzentriert und 2/3 im 
Freihandbereich verteilt. 
 
Akustik 
Für die Planung der Akustik ist der gesamte offene Bereich als Einheit zu betrachten und ent-
sprechend zu behandeln. Es ist abzusehen, dass wegen der Notwendigkeit einer Schalldämp-
fung die Decken „verhängt“ werden müssen. 
 
Fassaden 
Die Außenhaut besteht im Süden aus einer schrägen massiven Wand („Stadtmauer“) mit 
Oberlicht. Zur nordwestlichen Richtung erhält das Gebäude eine Glasfassade. 
Den Verwaltungstrakt umschließt eine konventionelle Lochfassade, die möglicherweise aus 
Kostengründen verputzt wird. 
Die Materialien für die Außenfassade werden im Übrigen noch näher untersucht. 
 
Außenanlagen 
Zum Osten, Süden und Westen ist die Schaffung einer Klimahaut durch Großbaumpflanzung 
vorgesehen. Dadurch können teure Anforderungen für Sonnenschutzmaßnahmen weitgehend 
vermieden und zugleich eine attraktive Gestaltung der Freianlagen erreicht werden. 
Eine Grastreppe am Westende der Bibliothek wird Blickfang des Lesesaals, Aufenthaltsfläche 
für Studierende und Dialog zwischen Rastermodulen und Landschaft. 
 
Kosten 
Der Lastenaufzug der Verwaltung soll auch der Beförderung von Behinderten dienen. 
Eine Möglichkeit der Unterbringung der Aufzugsanlage ergibt sich in der Nähe der Aufsicht, 
so dass der Aufzug eine Beziehung sowohl zum Eingangsbereich als auch zur Verwaltung 
hätte. 
 
Die vorliegende Entwurfsplanung wird als Grundlage für die Aufstellung der HU-Bau aner-
kannt. (Protokoll vom 26.01.1995). 
 
Entwurfsplanung im Maßstab 1:100: 
 
1.   Fassade (allgemein) 
1.1 Die Glasflächen in der Bibliotheksfassade sind weiter reduziert worden. 
1.2 Die eher geschlossene Fassade ermöglicht eine bessere Aufstellung von Bücherregalen im 
      Außenwandbereich. 
1.3 Die Benutzerbereiche der Bibliothek werden von einer Ziegelmauerwerksfassade 
      umschlossen. Die Außenwände der Verwaltungstrakte sollen verputzt werden. 
1.4 Die Architekten planen eine Zweiteilung des Lichtbandes. 
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2.   Westfassade 
    2.1 Den Bezug zum westlichen Außenbereich stellen torartige Öffnungen in der Fassade her. 
    2.2 Hinter diesen Öffnungen werden im Erdgeschoss die Leseplätze angeordnet, die vorher 
          neben den Treppenhäusern vorgesehen waren. 

 
    2.3 Eine treppenartige Vertiefung im Außenbereich stellt die Verbindung zur 
          gegenüberliegenden „Orangerie“ (ehem. ABC-Übungsgebäude) und den 
          Freianlagen her. Die Architekten werden dies dem Landschaftsarchitekten vortragen. 
 
    2.4 Der Verzicht auf die Außenfluchttreppe im Westen erfordert eine Rücksprache mit dem 

      Brandschutzbeauftragten der Stadt Lüneburg. 
 
3.   Freihandmagazin 
3.1 Im Obergeschoss entstehen Arbeitszellen bzw. Carrells (Achse N6/S5), die ein intensives 
      Lernen und Arbeiten ermöglichen. 
3.2 Die Treppen zum Lesesaal sind in die Konstruktion des Lesesaalbereichs 
      hinein geschoben worden. 
 
4.   Halle 73 (Offenes Magazin) 
4.1 Von der „eingebauten“ Panzerhalle wird die äußere Giebelwand mit Dämmung und einer 
      Metallverkleidung überdeckt. 
4.2 Die Außenfenster werden erneuert. 
4.3 Die Kranbahn wird abgebaut. 
4.4 Das Betonvordach wird als Ablagemöglichkeit für das Freihandmagazin genutzt. 
4.5 Die Konstruktion der Halle bleibt erhalten (z.B. Konsolen der Kranbahn). 
 
5. Kellergeschoss 
    Das zuständige Ingenieurbüro erstellt einen Leitungsführungsnachweis, um den notwendi- 
    gen Kellerflächenbedarf zu ermitteln. 
 
Weitere Hinweise und Anmerkungen: 
 
•Lage der Bibliothek 
    Der Bebauungsplan besagt, dass das Grundstück der Bibliothek im bombengefährdeten 
    Gebiet liegt. Der GÜ veranlasst eine Kampfmitteluntersuchung. 
• Bücheraufzug 
    Über den Einbau eines Bücheraufzugs kann erst nach Vorliegen aller Kosten im 
    Frühjahr 1996 entschieden werden kann. 
• Kosten 
    Alle Planungsbeteiligten werden erneut ersucht, während der Ausführungsplanung jede 
    Möglichkeit der Kosteneinsparung zu ergreifen. 
• Termine 

◦ Der Bauantrag wird voraussichtlich bis zur 39. Woche 1995 erstellt. 
◦ Die Ausführungsplanung beginnt parallel zur Bauantragsfertigung. 
◦ Die Baugenehmigung wird laut Bauamt bis Ende 1995 vorliegen. 

 
Abschließend wurde die Entwurfsplanung von allen anerkannt (Protokoll vom 06.09.1995). 
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Abb. 72 Die Panzerhalle vor der „Integration“ (v. Mansberg 1995) 
 
 

 
 

Abb. 73 Gebäude 9 (Cafeteria), Verbindungs-Foyer, Hörsäle und Bibliothek mit  
              Tonnendach  über Halle 73 sowie Baufeld für die Wohnbebauung 
              (Universität Lüneburg 2003) 

 
 
4.1.3.3 Planung und Durchführung der Außenanlagen  
 
Das engere Planungsgebiet umfasst die nördliche Hälfte der Scharnhorst-Kaserne, also den 
Campus. Als Verflechtungsbereiche gelten das südliche, für Wohnbebauung vorgesehene 
Kasernengelände sowie der überwiegend für Studentisches Wohnen reservierte Grundstücks-
streifen östlich der Wichernstraße. 
 
Darüber hinaus bezieht die Planung der Außenanlagen die übergeordneten Anbindungen an 
den Bockelsberg im Süden, an den Kurpark/die Verbindung zur Innenstadt im Norden und in 
die Auebereiche von Ilmenau und Hasenburger Mühlenbach mit ein. 
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Unter Berücksichtigung der vorhandenen Gebäude des bestehenden Erschließungssystems 
sowie des Grünraumpotentials, stellt der landschaftsplanerische Rahmenplan entsprechend 
den Entwicklungszielen der Universität eine langfristige Freiflächen-Konzeptplanung dar, mit 
dem Ziel der Sicherung und Entwicklung der Außenräume im Hinblick auf: 
 

• Freiflächennutzungen und -funktionen 
• Ökologische Funktionen 
• Verknüpfung und Überlagerung von Funktionsbereichen. 

 
Die Planung der Außenanlagen geht auf die geplanten Hochschuleinrichtungen ein und be-
rücksichtigt die Entwicklung und Sanierung bestehender Grünraumelemente, Freiflächen und 
Sportanlagen sowie die Entwicklung und Pflege der ökologisch wichtigen Bereiche. Auch 
landschaftshistorische Besonderheiten des Standorts werden mit einbezogen. 
 
 

 
 

Abb. 74 Abgrenzung der Baumodule sowie Verlauf der Höhenlinien (Diekmann 1995) 
 

Die Planung der Außenanlagen umfasst: 
• Maßnahmen das Gesamtgelände betreffend, wie Stellplatzerschließung 
• Außenanlagen der Hörsaalgebäude 
• Außenanlagen des Bibliotheksgebäudes 
• Außenanlagen der Mensa 
• Anlage der Sportflächen 
• Außenanlagen der Innenhöfe 
• Herstellung des Rasenplatzes durch Entsiegelung des östlichen Exerzierplatzes. 
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Die Planer haben die durch die Kasernennutzung überlagerten Geländestrukturen herausgear-
beitet und landschaftliche Bezüge wieder hergestellt. 
Bilder/Sinnbilder des neuen Campus sollen sein: 
◦ Entwicklungslinien, die sich entlang der Höhenlinien bewegen und ein natürliches Element 
in das rationale Erschließungssystem einfügen 
◦ das Campus-Parterre als Sinnbild für die Hochebene/Plateau des Bockelsbergs vereinigt als 
Zentrum der Universität wichtige Funktionen (Erschließung der Zentralen Einrichtungen, 
Kommunikation etc.) 
◦ das Lavendelband symbolisiert die Wasserscheide auf dem Bockelsberg zwischen Ilmenau 
und Hasenburger Mühlenbach. 
◦ der Campus-Boulevard begleitet das Campus-Parterre als Haupt-Nord-Südwegeverbindung 
im Verlauf der ehemaligen Erschließungsstraße 
◦ das Lineament der Contre-Allee im Bereich der westlichen (Mensa) und östlichen Endpunk-
te 
◦ die Grünräume der Rasenplätze (ehemaliger östlicher Exerzierplatz) sowie die Innenhöfe. 
◦ Das Campus-Parterre ist vollständig vom Fahrverkehr freigehalten. Die übergeordneten 
Fuß- und Radwegeverbindungen verlaufen in Nord-Südrichtung auf dem Campus-Boulevard 
als Verbindung zwischen Innenstadt im Norden und Wohngebiet im Süden, sowie in Ost- 
Westrichtung im Verlauf der Contre-Allee als universitätsinterne Verbindung mit Anbindung 
an die Naherholungsgebiete des Hasenburger Waldes im Westen und der Bockelsberganlagen 
/ Ilmenau-Aue im Osten. 
 
Insgesamt werden auf befestigten Aufmarschplätzen Flächen für 650 Kfz-Stellplätze markiert. 
 
Es gibt jeweils nur eine Zufahrt zu den Stellplatzflächen, zu den nördlichen von der 
Scharnhorststraße und zu den südlichen von der Uelzener Straße. 
 
Für den ruhenden Fahrradverkehr stehen insgesamt 800 Stellplätze, die dezentral im Universi-
tätsgelände verteilt sind, zur Verfügung. 
 
▪ Zu den Außenanlagen der Bibliothek gehört neben dem unmittelbaren Umfeld des Gebäu-
des, mit den Zuwegungen südlich der Hörsäle 3 und 4, insbesondere auch die westliche Flä-
che zwischen Bibliothek und Halle 23. Dieser Bereich des ehemaligen Stellplatzes ist als  
Bibliotheks-Lesegarten umgestaltet worden, der einen ruhigen, kontemplativen Ort auf dem 
Campus darstellt. Der Raum dient dem Aufenthalt und Rückzug zum Lesen und Lernen so-
wohl für die Studierenden als auch weitere Hochschulangehörige. 
Dem Charakter der Nutzung entsprechend, ist über Mauerscheiben, Heckenbänder und Baum-
strahlen, die der Ausrichtung und formalen Gestalt der Gebäude folgen bzw. diese in den Au-
ßenraum fortentwickeln, ein teilweise abgeschlossener, beruhigter Gartenraum im Campus 
formuliert. 
An der Südseite der Bibliothek ist der Sonnenschutz des Gebäudes über schattenspendende 
Solitärbäume hergestellt. Eine Baumwand aus Licht liebenden einblättrigen Robinien bildet 
einen Schirm vor dem Gebäude und wirkt somit klimatisch ausgleichend sowie schattierend 
auf die Fassadenflächen der Bibliothek. 
Die östlich der Bibliothek befindliche Betonstraßenfläche bildet, wie bereits gesagt, als Cam-
pus-Boulevard die äußere Verknüpfung der Zentralen Einrichtungen entlang des Campus-
Parterres, quasi als Pendant zur inneren Glaspassage. 
Ein Baumschirm großkroniger Laubbäume, die jeweils mit einer separaten Baumscheibe in 
die Betonfläche eingestellt worden ist, prägt den Boulevardcharakter dieser Haupt-Nord-
Südverbindung, die darüber hinaus die südlichen Wohngebiete mit der Innenstadt verknüpft. 
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▪ Die Außenanlagen der Mensa umfassen die Freiflächen von der Nordseite des ehemaligen 
Gebäudes 3 bis zur untersten Rasenstufe zu den Sportflächen im Süden. 
Der angebaute Speisesaal schiebt sich nach Süden in den von Linden umsäumten Rasenplatz 
der Sportanlagen (ehemaliger Exerzierplatz) und öffnet sich mit seiner großflächigen Vergla-
sung zu den Freiflächen. 
Die Höhendifferenz von ca. einem Meter zwischen Speisesaal und Gelände wird über die 
vorgelagerte Außenterrasse, die Sitzstufen und Rasenstufen in die ebene Rasenfläche im Inne-
ren des Lindenkarrees überwunden. 
Der Übergang von innen nach außen, vom Parkett zur Rasenfläche, von oben nach unten wird 
derart thematisiert, dass sich der Außenbezug der Architektur in der Gestaltung der Freiflä-
chen widerspiegelt und sich mit den vielfältigen Sitz- und Aufenthaltsräumen Möglichkeiten 
zur Pausenerholung und Kommunikation sowie Zuschauerplätze bei Sportveranstaltungen 
ergeben. 
Die Rasentreppe im Übergang von Mensaterrasse zum Sportrasen wird somit einerseits zur 
„Tribüne“ des Rasenplatzes, andererseits zum „Laufsteg“ mit Kommunikations- und Treff-
punktfunktion. 
 
▪ Die Außenanlagen zwischen den Mannschaftsgebäudepaaren 4 und 6, 5 und 7, 10 und 12 
sowie 11 und 13 sind zu Innenhöfen mit verschiedenen Motiven umgestaltet worden. 
 
 

 
 
    Abb. 75 Wasserbecken (Regenrückhalt) im Innenhof zwischen den Gebäuden 10 und 12  
                  (Diekmann 1997) 
 
 
Die Umgestaltung erfolgte jeweils im Zuge der Herrichtung der Kasernengebäude und soll 
beispielhaft für den zuletzt angelegten Freiraum beschrieben werden: 
 
Der Innenhof IV zwischen den Gebäuden 11 und 13 entstand während des 3. Bauabschnittes 
und nimmt den kleinen, vom Staatshochbauamt gebauten Hörsaal der Naturwissenschaften 
auf. 
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Die Innenhofgestaltung umfasst im Wesentlichen den Erschließungsbereich der Gebäude und 
des Hörsaals, ausgehend von der Contre-Allee. 
Mittels eines Rampenkeils, der nach oben verjüngend zur Erschließungsebene vom Hörsaal 
und Gebäude 13 ansteigt, wird die behindertengerechte Erschließung der Einrichtungen er-
möglicht. Das Gebäude 11 wird ebenfalls über Rampen hofseitig erschlossen. 
Dem Rampenkeil entspricht ein Baumkeil, der auf einer zum Inneren des Hofes ansteigende 
Wiesenfläche die Zugangssituation räumlich formuliert. Ein aus dem Baumkeil „entwachse-
ner“ Solitärbaum markiert den Hofeingang in seiner Stellung auf der geneigten Rampenflä-
che. 
Vom Eingangsniveau des Hörsaals wird über eine seitliche Treppe der südliche Hofteil er-
schlossen, der als extensive Wildwiese, in der die vorhandenen Kastanien markante Fixpunkte 
bilden, gestaltet ist. 
Der Rampenkeil wird mit vorhandenen, alten Großpflastersteinen materialisiert; eine Wegein-
tarsie aus glatten Betonsteinen zeigt den gefälletechnisch günstigsten Wegeverlauf für den 
Rollstuhlfahrer an. 
Die östliche Rampenkante wird mit einer Winkelstützmauer abgefangen. Die treppenartigen 
Übergänge im Bereich Eingangsebene Hörsaal/Rampe zum Gebäude 11 dienen dem Aufent-
halt (Sitzen, Stehen) der Studierenden während der Vorlesungspausen. 
Die notwendige Feuerwehrzufahrt von Süden wird in Form einer markierten Schotterrasen-
spur hergestellt. 
 
▪ Der ehemalige westliche Exerzierplatz, auf dem im nördlichen Bereich der neue Speisesaal 
der Mensa entstand, und von dessen untersten Terrassenstufen sich die Sportflächen bis zur 
Sporthalle im Süden hinziehen, ist rekultiviert worden; er war ursprünglich überwiegend mit 
einer 2 – 4 cm dicken Asphaltbitumendecke und einer Betondecke nördlich der Sporthalle 
bedeckt. Die seitlichen Begrenzungen bilden 70 Jahre alte Linden. 
Die leicht zu entsiegelnde Fläche ist zu dem großen Rasenplatz umgestaltet, während auf den 
Betonflächen zwei Kleinspielfelder entstanden sind, wobei zum Ausgleich des Gefälles und 
zur besseren Bespielbarkeit die Betonoberfläche mit einer Bitumenausgleichsschicht belegt 
wurde. 
Da die Entsiegelung gleichzeitig als Ausgleichsmaßnahme im Rahmen der südlichen Wohn-
bebauung diente, sind dafür keine Kosten angefallen, so dass lediglich der Platzaufbau kos-
tenrelevant war. 
 
Im Einzelnen sind auf der Rasen-Sportfläche angelegt: 
 

• Kleinspielfelder (3), versehen mit Steckhülsen zum Aufstellen  
 von Fuß- oder Handballtoren, Volleyballanlagen usw., 
• Sandfläche für Beachvolleyball, 
• Sprunggrube, 
• Kunststoff-Anlaufbahn. 

 
Die Hartplätze sind mit Steckhülsen für Rollhockey, Basketball bzw. Streetball versehen. 
An der Westseite der Sporthalle befindet sich ein separater Gymnastikrasen, der durch 
Schnitthecken begrenzt ist. 
 
Die 620 Stellplätze sind auf 4 größere Stellplatzanlagen und eine Besucherstellplatzfläche 
verteilt (Abb. 74). Im Norden werden der Blaue Parkplatz, der Rote Parkplatz sowie der Be-
sucherparkplatz von der Scharnhorststraße erschlossen. 
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Der westlich liegende Blaue Parkplatz mit 117 Stellplätzen ist der Mensa und den Wohnhei-
men längs der Wichernstraße zugeordnet. Der blaue Farbaspekt wird durch eine Bepflanzung 
mit blau blühenden Paulowien erreicht, die als lockerer Hain die Stellplatzanlage überstehen. 
Dazu werden die vorhandenen Asphaltdecken entsprechend aufgebrochen. 
Der östlich liegende Rote Parkplatz umfasst 103 Stellplätze und ist mit Ahornarten bzw. Sor-
ten bepflanzt, die durch intensive Herbstfärbungen Farbaspekte in verschiedenen Rottönungen 
hervorbringen, die das Sommerbild akzentuieren. 
Die beiden im Süden liegenden Parkplätze, der Silbergraue mit 176 und der Fliederhecken-
Parkplatz mit 186 Stellplätzen, werden von der Uelzener Straße erschlossen. Neben Ahorn- 
und Lindenreihen sowie Sanddornpflanzen gibt das silbrige bzw. graue Blattwerk der Weiden 
den bezeichnenden Farbaspekt. 
Der Fliederhecken-Parkplatz liegt auf dem südlichen Teil des ehemaligen Exerzierplatzes. 
Die Gesamtstellplatzanlage ist von einer hohen Fliederhecke umgeben. Die Beleuchtung er-
folgt, wie bei den anderen Großparkplätzen auch, über einen Lichtmast, der den ganzen Platz 
ausleuchtet. 
Im Anschluss an die Zufahrten aller Stellplatzanlagen befinden sich Absperrungen, z. T. als 
herausnehmbare Poller, um unerwünschten Verkehr im Inneren des Geländes zu unterbinden. 
Die erforderlichen Zufahrtsmöglichkeiten für Ver- und Entsorgungs- sowie Rettungsfahrzeu-
ge sind gewährleistet. Dadurch herrscht auf dem Campus nur Fuß- und Radfahrverkehr. 
Abschließend kann gesagt werden: Alle mit Beton versiegelten Flächen dienen als Parkplätze. 
Alle verbleibenden Asphaltflächen wurden entsiegelt und zu Sport- oder nur Rasenflächen 
umgewandelt (Diekmann 1996). 
 
In den vom Landschaftsarchitekten gestalteten Außenanlagen liegt eine 1 ha große Enklave, 
der von Studierenden angelegte Biotopgarten. 
Er befindet sich in der Obhut des Fachbereichs Umweltwissenschaften zwischen den 
Gebäuden 13 und 16. 
Angelegt wurde er 1997 auf einem anfangs von der Universität genutzten Parkplatz. 
Studierende des Instituts für Ökologie und Umweltchemie verwandelten die ehemalige As-
phaltfläche in eine bunte, reich strukturierte Landschaft „en Miniatur“. 
Die so geschaffenen Standorte mit unterschiedlichen Wuchsbedingungen (feucht-trocken, 
kühlschattig-sonnenexponiert, nährstoffarm-nährstoffreich) bieten dem Besucher naturnahe 
und kulturhistorische Lebensräume („Biotope“) an. 
Die dort zu findenden Pflanzengemeinschaften sind keine detailgetreuen Nachbildungen tat-
sächlich existierender Pflanzengesellschaften. Der Pflanzplan wurde so erstellt, dass artenrei-
che, stark abstrahierte Gesellschaftstypen entstanden. 
Die Samen und Pflanzen stammen überwiegend aus ökologischem Anbau. 
Der Garten stellt auf dem Campus ein Kleinod dar, in dem sich die Studierenden und andere 
Besucher, denen auch Führungen angeboten werden, recht wohl fühlen (Friedel 2004). 
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Abb. 76 Biotopgarten (Friedel 2004). 
 

 
4.1.3.4 Bebauung in der südlichen Kasernenhälfte 
 
Aus der unten stehenden Abbildung ist die vorgesehene Bebauung der südlichen Hälfte der 
Scharnhorst-Kaserne zu erkennen. Sie besteht neben einigen Gewerbeeinrichtungen im östli-
chen Randbereich und dem Blockheizkraftwerk sowie Supermarkt, Bäckerei, kleineren Läden 
und Sparkasse im Grenzbereich zur Universität, überwiegend aus Wohngebäuden. 
Das rd. 15 ha. große Südgelände wurde in Abstimmung mit der Stadt Lüneburg durch den GÜ 
vom Bund erworben, frei gemacht, erschlossen und an städtische Wohnbauunternehmungen 
veräußert. 
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Abb. 77 Nutzungskonzept für das Gelände der ehemaligen Scharnhorst-Kaserne (Vogel 1997) 
 
 
Die Gesamtbebauung mit Geschossbauten, sowohl Mietobjekten als auch Eigentumswohnun-
gen und einigen Reihenhäusern, erfolgte recht zügig, und die Belegung der Wohneinheiten 
mit Mietern oder Eigentümern war in kürzester Zeit abgeschlossen. Es entstanden insgesamt 
rd. 700 Wohneinheiten. 
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               Abb. 78 Gesamtentwurf für die Bebauung (Bebauungsplan) der ehemaligen 
                             Scharnhorst-Kaserne (Vogel 1997) 
 
 
Für die Eigentümer bestand Anschlusspflicht an das Nahwärmenetz des Blockheizkraftwerks, 
das für die Wärmeversorgung der Universität und das Wohngebiet ausgelegt und neu errichtet 
wurde. 
Neben den nahegelegenen o. g. Versorgungseinrichtungen darf auch der zum Wohngebiet 
gehörende Kindergarten von Kindern der Universitätsangehörigen genutzt werden. 
 
Nicht nur die dem Erscheinungsbild der angrenzenden Alt-Wohngebäude angeglichenen 
ehemaligen Kasernengebäude, sondern auch die Universitäts-Neubauten und die neue Wohn-
bebauung auf dem ehemals isolierten Militärgelände verleihen dem Stadtteil „Bockelsberg“ 
nun eine ausgewogene Infrastruktur, wie aus der nachfolgenden Abbildung hervorgeht. 
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       Abb. 79 Universitätsareal mit südlich angrenzenden Wohnungs- und Geschäftsneubauten 
                     (Vogel 1997)) 
 
 
4.1.4 Ereignisse an der Universität Lüneburg nach der Konversion 
Bedeutende Ereignisse haben die Universität Lüneburg nach dem Umzug auf den neuen 
Campus völlig neu geprägt. Diese Geschehnisse wären ohne die optimale räumliche Unter-
bringung nicht möglich gewesen. 
 
4.1.4.1 Umwandlung in die Rechtsform „Stiftung Universität Lüneburg“ 
Die fünf niedersächsischen Hochschulen 

• Georg-August-Universität Göttingen 
• Universität Hildesheim 
• Tierärztliche Hochschule Hannover 
• Universität Lüneburg 
• Fachhochschule Osnabrück 

haben die nach dem Niedersächsischen Hochschulgesetz (NHG) von 2002 gegebene Mög-
lichkeit, von öffentlich-rechtlichen Zuwendungsstiftungen getragen zu werden, ab 01.01.2003 
wahrgenommen. 
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Hauptgrund für diesen Schritt war der Befund, dass deutsche Hochschulen zunehmend an 
Geltung im internationalen Wettbewerb verlieren. 
Durch Loslösung von der staatlichen Detailsteuerung soll die Eigenverantwortung gestärkt 
und die Hochschulautonomie vergrößert werden. Damit werden staatliche Steuerungsmög-
lichkeiten auf finanzierungs- und gesamtplanerische Aufgaben, die mithilfe von Landeshoch-
schulentwicklungsplan, Zielvereinbarungen, Controlling und Berichtswesen umgesetzt wer-
den, beschränkt. 
Das Verhältnis von Staat und Hochschule hat sich durch Veränderung der Rechtsform zu ei-
nem von Hochschule – Staat – Gesellschaft gewandelt. 
Die öffentlich-rechtlichen Stiftungen stehen, was die Landeshochschulplanung und Finanzie-
rung der Hochschulen betrifft, wie die anderen Hochschulen des Landes auch, in staatlicher 
Verantwortung. 
Die wesentliche Veränderung besteht darin, dass die staatliche Trägerschaft durch die einer 
Stiftung ersetzt wurde, die nun die vom Land bisher wahrgenommenen Aufgaben ausführt. 
Sie unterhält und fördert die Hochschule als Körperschaft, um die Qualität ihrer Kernaufga-
ben durch wirkungsvolle und eigenverantwortliche Verwendung der vorhandenen Mittel zu 
erhöhen. 
Durch die Übertragung der Dienstherreneigenschaft vom Land auf die Stiftung ist diese Ar-
beitgeber. 
So sind die Landesbeamten nun Beamte der Stiftung. 
Ihnen steht, wie allen anderen Hochschulangehörigen auch, der Präsident oder die Präsidentin 
vor, die ihrerseits dem Stiftungsrat unterstehen. Diese berufen auch die von der Kommission 
vorgeschlagenen Professoren. 
 
Das Kapital der Stiftung setzt sich zusammen aus dem ihr vom Land übertragenen Grund-
stockvermögen (sämtliche Liegenschaften sind mit Gründung der Stiftung in deren Eigentum 
übergegangen), den jährlichen Zuwendungen durch das Land und dem Stiftungsvermögen, 
das durch Spenden und Zuwendungen Dritter erhöht werden kann, aber auf die jährliche Fi-
nanzhilfe des Landes nicht angerechnet werden darf. 
Der unverbrauchte Anteil der Landeshilfe kann bis zu fünf Jahre in Rücklagen eingehen und 
nach drei Jahren in das Stiftungsvermögen einfließen. 
Kredite können bis zu einer Höhe von 5 Mio. € aufgenommen und Grundstücke verpachtet 
bzw. vermietet oder mit Zustimmung des Landes auch veräußert werden. 
Die Höhe der Finanzhilfe des Landes steht im Zusammenhang mit den Zielvereinbarungen 
auf der Grundlage der Landeshochschulplanung und Entwicklungsplanung der Stiftungshoch-
schule. 
Zielvereinbarungen werden zwischen Land und Stiftung geschlossen. 
Der Stiftungsrat setzt sich aus sieben Mitgliedern, von denen fünf aus den Bereichen Wissen-
schaft, Wirtschaft und Kultur kommen. Ein Mitglied wird aus dem Fachministerium bestellt 
und eins aus dem Senat entsandt. Alle sind ehrenamtlich tätig, ihre Amtszeit ist auf fünf Jahre 
begrenzt. 
Die Stiftung übernimmt die Rechtsaufsicht. Die Fachaufsicht entfällt, weil die Verwaltung der 
Mittel und Ressourcen nicht mehr von staatlicher Seite wahrgenommen wird (CHE 2008). 
 
4.1.4.2 Fusion der Universität mit der Fachhochschule Nordostniedersachsen 
 
Nach dem Regierungswechsel im Frühjahr 2003 wurde im Zuge der Haushaltssanierung vom 
MWK das Hochschuloptimierungskonzept (HOK) erarbeitet, das dann im Oktober 2003 vom 
Landeskabinett beschlossen wurde. Es sollte die niedersächsische Hochschullandschaft Kos-
ten mindernd arrondieren. 
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Für den Standort Lüneburg sah das HOK die Fusion der Universität Lüneburg mit der Fach-
hochschule Nordostniedersachsen vor. 
Die Zusammenlegung beider Hochschulen sollte zu einem sich strikt an den Zielen des Bo-
logna-Prozesses orientierenden neuen Hochschultyps führen, einer Universität, in die die 
Strukturen beider Einrichtungen – Wissenschaftsorientierung und Anwendungs- und Praxis-
bezug – in Lehre, Forschung und Transfer einzubeziehen waren. Die neue, fusionierte Univer-
sität verbleibt in der Stiftungsträgerschaft. 
 
Neben einer sehr schnellen Umstellung sämtlicher Studiengänge in die BA/MA – Struktur, 
sollten mit der Fusion erhebliche Einsparungen erzielt werden. 
 
Der Standort Buxtehude der Fachhochschule Nordostniedersachsen soll geschlossen, und die 
Überschneidungsbereiche, wie „Wirtschaft und Soziales“, abgebaut werden. 
Auch durch die Zusammenlegung beider Verwaltungen versprach man sich erhebliche Ein-
sparungen. Als geldlicher Sofortbeitrag wurde beiden Hochschulen der Landeszuschuss um 
1,7 Mio. € dauerhaft gekürzt. 
Allerdings wurden, verteilt auf drei Jahre, 2,6 Mio. € „Fusionsanschubmittel“ zur Verfügung 
gestellt. 
 
Bereits im Oktober 2003 vereinbarten beide Hochschulleitungen, eine gemeinsame Projekt-
struktur für die Vorbereitung der Fusion zu schaffen. Das Centrum für Hochschulentwicklung 
(CHE) moderierte den Prozess von Anfang an. 
Ein aus beiden Präsidien zusammengesetzter Ausschuss (PA) sollte die wesentlichen Projekt-
aktivitäten initiieren und für abgestimmte Entscheidungen in der Vorfusionsphase sorgen. 
Eine Stufe tiefer bildeten sich auf gleicher Ebene das Umsetzungsteam (UT) und das 
Querschnittsteam (QT). 
 
Das UT, das im Frühjahr 2004 gebildet und von den beiden hauptamtlichen Vizepräsidenten 
geleitet wurde, bearbeitete die Aufgaben im Zusammenhang mit Kommunikation, Rechtsfra-
gen, neuen Studien-, Personal- und Organisationsstrukturen usw. 
 
Das QT bestand aus den Personalvertretungen, Vertretern der Studierendenschaften und den 
Gleichstellungskommissionen beider Hochschulen. 
 
Das CHE richtete eine für alle Hochschulangehörigen zugängliche Projekthomepage ein, 
auf der alle wesentlichen Dokumente aus dem Projekt zu finden waren. 
 
Wichtigste Aufgabe war, rechtzeitig zur Fusion am 01.01.2005 die Arbeitsfähigkeit der zent-
ralen Verwaltungsbereiche wie Personal-, Finanz- und Liegenschaftsverwaltung, die Studie-
renden- und Prüfungsverwaltung, Justiziariat, Innenrevision und EDV-Unterstützung sicher-
zustellen. Ziele darüber hinaus waren Abbau von Doppelbesetzungen und Geschäftsprozess-
optimierung, ohne dass die Servicequalität darunter leiden durfte. 
Durch die bloße Zusammenführung konnte eine Stellenreduzierung in den beteiligten Verwal-
tungsbereichen von ca. 15% erreicht werden; der Stellenabbau erfolgte durch Nicht-
Wiederbesetzung freier oder freiwerdender Stellen und Stellenanteilen. 
Während die zentralen Verwaltungsbereiche sehr schnell zusammengeführt werden konnten, 
dauerte der Prozess des Aufbaus der Fakultätsverwaltungen aufgrund der erst im Januar 2006 
abgeschlossen Fakultätsbildungen etwas länger (Chantelau 2006). 
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Die Fusion war nicht nur aus monetären Gründen ein Erfolg, sondern sie hat dazu geführt, 
dass sich die beiden „Alteinrichtungen“ nun in einer neuen Universität zukunftsgerecht und 
nachhaltig orientieren, was ihr bereits in mehrfacher Hinsicht große Anerkennung eingebracht 
hat. 
 
An dieser Stelle muss aber auch hervorgehoben werden, dass ohne die vorangegangene Kon-
version der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität Lüneburg diese Fusion aus räumli-
chen Gründen kaum vorstellbar gewesen wäre. 
 
4.1.4.3 Änderung des Namens in „Leuphana Universität Lüneburg“ 
 
Leuphana war eine römische Siedlung im nördlichen Germanien, nahe des Unterlaufs der 
Elbe. Dieser Ortsname taucht erstmals im Atlas des griechischen Gelehrten Claudius Ptole-
mäus auf. 
Er nannte sein Werk Geographiké Hyphégesis, ein „geographisches Meisterstück“. Jahrhun-
derte lang galt es als Standardwerk der Länderkunde und stellte den Ursprung der heutigen 
Breitengrade dar. 
1909 wurde Leuphana dann von Johann Georg Theodor Grässes in seinem Verzeichnis der 
wichtigsten lateinischen Orts- und Ländernamen mit Lüneburg identifiziert. 
Da Ptolemäus jedoch fast ein Jahrtausend vor der Gründung der Stadt Lüneburg seinen Atlas 
entwarf und weil heute bekannt ist, dass auch die gründlichsten Karten aus der Zeit des Römi-
schen Reiches unzulänglich sind, ist diese Zuordnung nicht unumstritten. Die Verbindung 
Leuphana – Lüneburg bleibt wie so vieles in der Wissenschaft eine Hypothese. 
Der Erforschung der Welt waren im zweiten Jahrhundert enge Grenzen gesetzt; aber allein die 
Tatsache, dass Ptolemäus unbeirrt das, was er von der Welt wusste, in fundierte Theorien um-
setzte, ist nicht nur bemerkenswert, sondern sein Weltbild prägte das Denken der Menschen 
länger als ein Jahrtausend. 
Die ptolemäische Leidenschaft und Neugier sind heute immer noch „die wichtigsten Voraus-
setzungen für eine lebendige Wissenschaft – ebenso wie die Bereitschaft, dazu zu lernen, ge-
wonnene Erkenntnisse in Frage zu stellen, kritisch zu prüfen und weiterzuentwickeln. 
Diesem Geist entdeckenden Forschens und Lernens fühlt sich die Universität Lüneburg durch 
den Namen Leuphana verbunden“ (Leuphana 2009). 
 
4.1.5 Nachhaltige Entwicklung der Universität Lüneburg 
 
Nachhaltigkeit ist schon lange ein Thema an der Universität Lüneburg. 
So sind Fragen des Umweltschutzes und der Nachhaltigkeit bereits seit den 90er Jahren 
ein Schwerpunkt in Forschung und Lehre. 
Seit dem Jahr 2000 geht die Universität noch einen Schritt weiter und setzt die theoretischen 
Erkenntnisse in die Praxis um: 
Als erste Universität führt sie umfassend ein Umweltmanagementsystem (UMS) nach der EG-
Öko-Auditverordnung, der so genannten EMAS, ein. Dieses wird regelmäßig durch einen 
externen Umweltgutachter überprüft und zertifiziert. 
Gerade frisch erschienen: „Schritte in die Zukunft“, der Nachhaltigkeitsbericht 2009. 
Darin beleuchtet die Universität neben Umweltaspekten auch die wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Dimension der nachhaltigen Entwicklung in Forschung, Lehre und Transfer sowie 
in der eigenen Organisation. 
  



 

144 
 

4.1.5.1 Wesentliche Aktivitäten der Universität Lüneburg zur Nachhaltigen Entwicklung 
 
1993     Einrichtung eines Arbeitskreises „Umwelt“ zur Diskussion der 
             Umweltschutzmaßnahmen. 
1993     Einrichtung einer Kommission „Hochschule und Agenda 21“ und die Bestellung 

        eines Senatsbeauftragten für die Agenda 21. 
1994     Beginn des Projekts „Agenda 21 und die Universität Lüneburg“ (1999-2001). 
1997     Unterzeichnung der COPERNIKUS-Charta der Europäischen Rektorenkonferenz 
             (CRE) für eine nachhaltige Entwicklung. 
             Damit unterstützt die Universität Lüneburg die Einbeziehung des Gedankens der 
             Nachhaltigkeit in Forschung, Lehre und Verwaltung. 
2000     Verabschiedung von Leitlinien zur Nachhaltigkeit durch den Universitätssenat. 
2000     Verabschiedung der „Grundsätze der Universität Lüneburg zum Umweltschutz“. 
2000     Validierung des Campusstandorts Scharnhorststraße nach dem 
             Umweltmanagementsystem EMAS. 
2001     Ausrichtung der internationalen COPERNICUS-Konferenz „Higher Education for 
             Sustainability: Towards the world summit on Sustainable Development (Rio + 10) 
             in 2002”. 
             Hier wurde die “Lüneburger Declaration on Higher Education for Sustainability” ver- 
             abschiedet. 
2002     Einrichtung der Stelle einer Umweltkoordinatorin. 
2003     Einrichtung des Arbeitskreises „Gesundheitsmanagement“. 
2003     Revalidierung nach dem Öko-Audit (EMAS II). 
2004     Projekt Gender-Kompetenz in naturwissenschaftlich-technischen Studiengängen 
             und in der Hochschulorganisation. 

             2004     Beginn des Forschungs- und Entwicklungsprojekts „Sustainable University“. 
             Nachhaltige Entwicklung im Kontext universitärer Aufgabenstellungen“ (2004-2007). 
2004     Verabschiedung der Dienstvereinbarung zum Rauchverbot in allen universitären 
             Gebäuden. 

        2005     Einrichtung des UNESCO Lehrstuhls „Hochschulbildung für eine nachhaltige 
             Entwicklung“ an der Universität Lüneburg. 
2006     Revalidierung nach dem Öko-Audit (EMAS II). 
2006     Auszeichnung von vier Forschungsprojekten der Leuphana Universität Lüneburg 
             in der UNESCO Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“. 
2007     Einbeziehung eines weiteren Standorts in das UMS nach EMAS. 
2007     „Schritte in die Zukunft“ Nachhaltigkeitsbericht 2005/2006. 
2009     Revalidierung nach dem Öko-Audit (EMAS II) (Deloitte 2009). 
2010     „Schritte in die Zukunft“ Nachhaltigkeitsbericht 2009. 
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         Abb. 80 Bauplanungen für eine nachhaltige Campusentwicklung (Leuphana 2009) 
 
Seit 2007, als der bekannte amerikanische Architekt Daniel Libeskind mit einer Gruppe Lü-
neburger Studierender in seinem New Yorker Büro in 14-tägiger Arbeit ein neues Zentralge-
bäude für die Leuphana-Universität konzipiert hat, ist dieses Vorhaben in aller Munde. 
 
In dem Bauwerk mit 11.350 m2 Nutzfläche sollen ein Studierendenzentrum (4.700 m2), ein 
Forschungszentrum (2.500 m2), ein Auditorium Maximum (2.100 m2) sowie weitere Flächen 
für Zentrumsverwaltung und Infrastruktur untergebracht werden. 
 
Die Kosten sollen sich auf rd. 64 Mio. € belaufen, wovon knapp die Hälfte das Land Nieder-
sachsen (21 Mio. €) und die EU (10 Mio. €) aufbringen. 13 Mio. € werden vom Bundesum-
weltministerium erwartet als Förderung für ein Gebäude, das mehr Energie erzeugt als es ver-
braucht und 7 Mio. € zahlen Stadt und Landkreis, weil durch Mitbenutzung des Zentralgebäu-
des die Kosten für die Sanierung der „Nordhalle“ in Lüneburg entfallen. 
 
Das Modell des Zentralgebäudes ist als Exponat im Deutschen Pavillon für die EXPO 2010 in 
Shanghai ausgewählt worden und hat zwischenzeitlich von der DGNB für die Planung ein 
„Vorzertifikat in Silber“ verliehen bekommen (Landeszeitung 2010). 
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5. Nachhaltigkeit und Indikatoren 
 
5.1 Nachhaltige Entwicklung 
 
5.1.1 Definition der Nachhaltigkeit 
 
Der Begriff der Nachhaltigkeit wurde im 18. Jahrhundert in der Waldwirtschaft geprägt und 
besagt, dass nicht mehr Holz eingeschlagen werden darf als nachwächst, um den wirtschaftli-
chen Ertrag zu sichern. 
Belegt wurde eine nachhaltige Waldbewirtschaftung allerdings bereits in der Nürnberger 
Waldordnung von 1294 (Held 2000, s. 24). 
 
Weltweit wurde Nachhaltigkeit bekannt durch den Begriff ´Sustainable Development` als 
Leitbild zukünftiger Entwicklung durch den Brundtland-Bericht. Darin wird unter 
´Dauerhafter Entwicklung` eine solche verstanden, die den Bedürfnissen der heutigen Genera-
tionen entspricht, ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen 
Bedürfnisse zu befriedigen und ihren eigenen Lebensstil zu wählen (Hauff 1987, S. XV). 
 
Hingewiesen wird dabei auf inter- und intragenerative Gerechtigkeit, was einerseits bedeutet, 
dass das Handeln zukünftiger Generationen nicht durch heutiges Verhalten eingeschränkt 
werden darf, und andererseits eine gerechte Verteilung von Gütern und Handelsoptionen so-
wohl zwischen dem Norden und dem Süden als auch innerhalb der einzelnen Staaten gewähr-
leistet sein muss (Hauff 1987). 
Diese Aspekte werden im folgenden Zitat verdeutlicht: 
„Mögen die Bilanzen unserer Generation auch noch Gewinne aufweisen – unseren Kindern 
werden wir die Verluste hinterlassen. Ohne Absicht und Aussicht auf Rückzahlung borgen 
wir heute von zukünftigen Generationen unser ´Umweltkapital`. Unsere Nachfahren mögen 
uns ob unseres verschwenderischen Vorgehens verfluchen – unsere Schulden werden sie nicht 
mehr eintreiben können. Unser Verhalten ist bestimmt von dem Bewusstsein, dass uns keiner 
zur Rechenschaft ziehen kann. Künftige Generationen haben heute kein Wahlrecht, sie verfü-
gen über keinerlei politische oder finanzielle Macht und sind uns daher ohnmächtig ausgelie-
fert“(Hauff 1987, S. 9). 
 
Erkannt wird, dass ökonomische, ökologische und soziokulturelle Faktoren nicht voneinander 
getrennt oder gegeneinander ausgespielt werden dürfen, sondern als voneinander abhängig 
angesehen werden müssen. 
 
5.1.2 Leitbild und Konzept der Nachhaltigkeit 
 
Das Leitbild der Nachhaltigen Entwicklung stellt eine bildhafte Vorstellung von zukünftigen 
Zuständen dar; es ist also ein Gegenstand, der sich nicht genau definieren lässt, unvollständig 
bleibt und teilweise zu positiv gefärbt ist (Curdes 1997, S. 201). 
 
Leitbilder dienen der Annäherung an komplexe Lösungen. Sie enthalten bewährte und neue 
Eigenschaften, die durch die Anwendungen laufend ergänzt und korrigiert werden. 
Das Leitbild der Nachhaltigen Entwicklung bedarf daher, wie andere Leitbilder auch, einer 
differenzierten Operationalisierung. 
„Mit der Suche nach einer allgemein gültigen Definition oder gar abschließenden Theorie 
einer Nachhaltigen Entwicklung würde der falsche Weg eingeschlagen. 
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Das Leitbild der Nachhaltigen Entwicklung wirkt gerade dadurch, dass es Raum für Interpre-
tationen lässt. Es muss für Variationen und Alternativen offen sein und grundlegende Wir-
kungszusammenhänge einer gedachten Zukunft erfassen, ohne sie im Detail festzulegen“ 
(Birkmann 1999, S. 14). 
 
Das Konzept der Nachhaltigen Entwicklung dagegen enthält ein umfassendes System von 
aufeinander abgestimmten Zielen und Maßnahmen für den angestrebten Entwicklungsstand, 
den das Leitbild beschreibt. 
Konzepte unterscheiden sich also von Leitbildern dadurch, dass sie nicht auf die Festlegung 
von Zielen beschränkt sind, sondern Aussagen darüber geben, was zu tun ist, um die Ziele zu 
erreichen (Schweizerische Vereinigung für Landesplanung, VPL 1996: 77 f.). 
 
Die wirtschaftswissenschaftliche Praxis teilt die Ressourcen, über die die Menschheit für ihre 
Entwicklung und die Befriedigung ihrer Bedürfnisse verfügt, häufig in natürliches Kapital 
(Luft, Boden, Gewässer, Biodiversität, Rohstoffe) und künstliches Kapital (Maschinen, Ge-
bäude, Wissen, soziale Strukturen, Viehherden usw.) ein. 
Diese Ressourcen sind ungeschmälert oder sogar erweitert an nachfolgende Generationen 
weiterzugeben. Soll dieses als Summe der beiden Komponenten geschehen, spricht man von 
schwacher Nachhaltigkeit, wobei eine Minderung des natürlichen Kapitals durch Vermeh-
rung des künstlichen Kapitals ausgeglichen werden kann. 
Im Gegensatz zu diesem Ansatz steht die Meinung der Nicht-Austauschbarkeit natürlicher 
und künstlicher Ressourcen, d. h. beide Anteile für sich müssen erhalten bleiben und sich 
entwickeln, was dann mit starker Nachhaltigkeit bezeichnet wird.  
Diese Position hat die von ihren Vertretern beabsichtigten, weit reichenden Folgen für Um-
welt- und Naturschutz, sowohl für die Gesamtmenge der natürlichen Ressourcen als auch für 
ihre Zusammensetzung Klima, Landschaften, Biodiversität usw.). 
Wenn überhaupt, kann es nur zu einem Austausch innerhalb der einzelnen Komponenten 
kommen, wie etwa die Abholzung eines Waldes durch die Wiederaufforstung in einer anderen 
Gegend ersetzt, oder der Erdölverbrauch durch Investitionen in erneuerbare Energien kom-
pensiert werden kann (Grunwald, Kopfmüller 2006 S. 37/38). 
 
Die beiden o. g. Ansprüche werden für die schwache Nachhaltigkeit mit dem Konzept der 
Hermann-von-Helmholtz-Gemeinschaft (HGF) und für die starke Nachhaltigkeit durch den 
„Greifswalder Ansatz“ erhoben. 
„Während das HGF-Konzept Nachhaltigkeit als Frage der „internen Organisation der Gesell-
schaft unter der selbst gesetzten Idee der Gerechtigkeit“ sehr umfassend definiert, fasst der 
Greifswalder Ansatz Nachhaltigkeit primär als Frage distributiver Gerechtigkeit im Umgang 
mit der Natur (auf)“ (Voget 2008). 
Aufgrund dieses Standpunktes besteht der Greifswalder Ansatz auf weitreichende Forderun-
gen bezüglich des Umgangs mit der Natur, die in einer Constant Natural Capital Rule 
(CNCR) münden, weil Naturkapital nicht durch andere Kapitalarten ersetzt werden kann. 
Die CNCR-Forderung wird mit den folgenden drei Regeln operationalisiert, die fordern: 
 
• „erneuerbare Ressourcen nur in dem Maße zu nutzen, in dem sie sich regenerieren 
•  nicht erneuerbare Ressourcen nur in dem Maße zu nutzen, in dem simultan gleichwertiger 
   Ersatz an regenerierbaren Ressourcen geschaffen wird und 
•  Schadstoffemissionen auf ein Maß zu begrenzen, das die Aufnahmekapazität der 
   Umweltmedien nicht überschreitet“ (Voget 2008). 
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Unter der Voraussetzung, dass die Befriedigung der Bedürfnisse heutiger und zukünftiger 
Generationen nur möglich ist, wenn die Natur als Lebens- und Wirtschaftsgrundlage erhalten 
bleibt, haben in so genannten Ein-Säulen-Konzepten die ökologischen Belange im Zweifels-
fall Vorrang vor allen anderen. 
Im Gegensatz hierzu wird in Mehr-Säulen-Konzepten ein genereller Vorrang der ökologi-
schen Dimension abgelehnt und den einzelnen Dimensionen nachhaltiger Entwicklung Öko-
nomie, Ökologie und Soziokulturellem gleich große Bedeutung beigemessen. 
 
So ist zur ökonomischen Dimension z. B. auszuführen, dass die menschliche Wirtschaftswei-
se zentralen Einfluss auf ganz wesentliche Aspekte nachhaltiger Entwicklung hat. Dies be-
trifft direkt den Umgang mit natürlichen Energie- und Materialressourcen, welche den „Roh-
stoff“ des Wirtschaftens bilden. Die Art und Weise des Wirtschaftens beeinflusst Menge und 
Zusammensetzung von Emissionen und Abfällen. 
Darüber hinaus sind auch Fragen der Entwicklung der „Dritten Welt“, die Sicherstellung der 
Grundversorgung aller Menschen oder sozialer Angelegenheiten, wie Arbeitslosigkeit, mit 
ökonomischen Aspekten eng verbunden. Eine Ausrichtung auf nachhaltige Entwicklung muss 
daher auch wirtschaftliche Prozesse berücksichtigen. 
Viele Akteursgruppen wie z. B. private Haushalte, Unternehmen und Staat gehören zum wirt-
schaftlichen System. Funktion und Handlungszweck dieses Systems bzw. des Wirtschaftspro-
zesses sind Produktion von Gütern und Dienstleistungen. Der Konsum dieser Gegenstände 
sowie die damit erzielten Einkommen dienen der Befriedigung materieller Bedürfnisse der 
Gesellschaftsmitglieder sowie deren Existenz. Sie tragen somit zum Nutzen und zur Wohl-
fahrt der Einzelnen bzw. der ganzen Gesellschaft bei. 
Wie weit eine Trennung von Wirtschaftsleistung und Umweltverbrauch möglich ist, ist eine 
offene Frage in der Nachhaltigkeitsdebatte. 
 
Die soziokulturelle Dimension einer nachhaltigen Entwicklung beinhaltet die gerechte Vertei-
lung so genannter sozialer Grundgüter sowie ihre Weiterentwicklung für heutige Generatio-
nen und die Weitergabe an zukünftige. 
Grundgüter sind einerseits individuelle Güter, wie das Leben selbst, Gesundheit, Grundver-
sorgung mit Lebensmitteln, Kleidung und Wohnung sowie elementare politische Rechte. Da-
rüber hinaus gehören auch soziale Ressourcen wie Toleranz, Solidarität, Integrationsfähigkeit, 
Gemeinwohlorientierung und Gerechtigkeitssinn zu diesen Grundgütern, die sich auf den Zu-
sammenhalt von Teilen oder der ganzen Gesellschaft beziehen. 
Ziel der soziokulturellen Dimension der nachhaltigen Entwicklung ist im Wesentlichen der 
Erhalt des sozialen Friedens (Grunwald, Kopfmüller 2006, S. 46-49). 
 
„Die Operationalisierung des Leitbildes der Nachhaltigkeit erfordert ein realistisches und 
pragmatisches Konzept, das im jeweiligen Untersuchungsraum die gegenwärtig ablaufenden 
Prozesse, die rechtlichen bzw. organisatorischen Rahmenbedingungen, die natürlichen und 
gesellschaftlichen Gestaltungspotentiale und die Bedürfnisse der Akteure berücksichtigt“ 
(Birkmann 1999, S. 15). 
 
5.1.3 Weltweite Aktivitäten für eine Nachhaltige Entwicklung 
 
1789 entwickelte der Engländer Thomas Robert Malthus ein Modell, wonach sich die Nah-
rungsmittelproduktion in Form einer arithmetischen Reihe steigert. Seine Arbeit war die erste 
systematische Abhandlung über Wachstumsgrenzen in einer endlichen Welt, wenn sie auch 
lediglich das Verhältnis von Bevölkerung und Nahrungsmittelproduktion betrachtet. (vgl. 
Harborth 1993, S.18). 
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Allerdings verstärkte sich die Diskussion über die Folgen und Grenzen des technischen Fort-
schritts sowie des wirtschaftlichen Wachstums erst in den 60er Jahren des 20. Jahrhunderts. 
 
Wesentlich dazu beigetragen hat die Veröffentlichung des Berichts von Mitarbeitern des Mas-
sachusetts Institute of Technology (MIT) an den Club of Rome - „Grenzen des Wachstums“-, 
der eine weltweite Erörterung über die Tragfähigkeit unserer Umwelt auslöste (Meadows et 
al. 1972). 
 
Weiter aufgewertet und ausgebreitet wurde die Ökologiedebatte 1972 durch die Gründung des 
Umweltprogramms der Vereinten Nationen (United Nations Environment Programme – 
UNEP) sowie die erste große UN-Umwelt-Konferenz „Human Environment“ in Stockholm. 
UNEP erarbeitete den „Ecodevelopment“-Ansatz, der bereits die Komponenten Grundbedürf-
nisbefriedigung, Umweltschutz und Partizipation zu integrieren versuchte. 
Der Ansatz geriet jedoch in die Kritik, weil er Macht- und Verteilungsfragen auf internationa-
ler und nationaler Ebene ansprach (vgl. Harborth 1993, S 27). 
 
Nach weiteren Berichten verschiedener Institutionen kam es 1983 zur Gründung der UN-
Weltkommission für Umwelt und Entwicklung (WCED). 
 
Unter dem Vorsitz der norwegischen Ministerpräsidentin Gro Harlem Brundtland sollte die 
Kommission ein „weltweites Programm des Wandels“ und langfristige Umweltstrategien vor-
schlagen, um „bis zum Jahr 2000 und darüber hinaus dauerhafte Entwicklung zu erreichen“ 
(Hauff 1987, S. XIX). 
 
1987 wurde der einstimmig verabschiedete Bericht „Our Common Future“ -  auch bekannt als 
Brundtland-Bericht - vorgelegt. 
Darin wird eine Strategie nachhaltiger Entwicklung mit umfangreichen Maßnahmen in den 
Bereichen Wirtschaft, Technik, Gesellschaft und Politik vorgeschlagen. 
Die folgenden Handlungsziele wurden dabei abgeleitet: 

• die Beendigung des Bevölkerungswachstums 
• die Umsetzung einer Strategie der Grundbedürfnisbefriedigung 
• die dauerhafte Sicherung der Nahrungsmittelversorgung 
• der Erhalt der Artenvielfalt 
• die Senkung des Verbrauchs nicht erneuerbarer Energien 
• die Steigerung der industriellen Produktion vor allem in den Entwicklungs- 
   ländern mittels ressourcen- und umweltschonender Technologien 
• die Beendigung des unkontrollierten Wachstums der Großstädte  
   (Hauff 1987, S. 13 ff.). 

 
Im Juni 1992 fand in Rio de Janeiro die Konferenz der Vereinten Nationen zum Thema 
„Umwelt und Entwicklung“ statt. 
Mit Bezug auf den Brundtland-Bericht wurden von über 170 Staaten folgende wichtige Do-
kumente verabschiedet): 
 

• die Erklärung von Rio zu Umwelt und Entwicklung (,Rio-Deklaration’); 
• die Agenda 21; 
• die ,Wald-Deklaration’; 
• die ,Klimakonvention’; 
• die ,Konvention über die biologische Vielfalt’ (BMZ 1992). 
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Die Agenda 21, ein nicht rechtsverbindliches Dokument, festigt die Erkenntnis, dass nur eine 
gemeinsame Betrachtung ökologischer, soziokultureller und ökonomischer Belange und die 
Untersuchung ihrer Wechselwirkungen zur Lösung von Umwelt- und Entwicklungsaufgaben  
führen. 
Die Rio-Konferenz fordert neben einer integrativen Problemanalyse und Entwicklungsstrate-
gie auch, dass den Kommunen bei der Umsetzung einer Nachhaltigen Entwicklung eine zent-
rale Rolle übertragen wird. Diese stehen als Politik- und Verwaltungsebene den Bürgern am 
nächsten und bieten so eine Umsetzungsplattform für die Formulierung der Agenda 21. 
 
Für die Umsetzung und das Erreichen der inhaltlichen Ziele wird eine basisorientierte 
Operationalisierungs- und Implementierungsstrategie gefordert (Birkmann 1999, S. 16). 
 
Zur Überwachung, Umsetzung und Fortentwicklung der Agenda 21 ist die Kommission für 
nachhaltige Entwicklung (Commission on Sustainable Development, CSD) gebildet worden. 
 
Nach Rio gab es weitere, u. a. nachfolgend genannte UN-Weltkonferenzen: 
1996 Habitat-Konferenz in Istanbul, wo zum Wachstum der Großstädte die „Habitat-Agenda“ 
verabschiedet wurde. 
Als Fortsetzung folgte die Konferenz zur Zukunft der Städte, URBAN 21 in Berlin im Juli 
2000. 
Auch zu den Themen Bevölkerung, Frauen, Soziales und Klimaschutz wurden Konferenzen 
abgehalten. 
 
Die Inhalte gehen jedoch in ihrer Mehrzahl nicht über die bereits vereinbarten Ziele und Ab-
sichten der vorherigen Konferenzen hinaus (BMU 2002, S. 178 ff.). 
 
Das Leitbild der Nachhaltigkeit wird kontrovers diskutiert und beruht, wie bereits erwähnt, 
nicht auf der Grundlage einer verbindlichen Definition. Es ist im Rahmen einer offenen Dis-
kussion, die von unterschiedlichen Interpretationen und Auslegungen geprägt ist, entwickelt 
worden. 
Der Minimalkonsens, der bisher zur Integration der drei Dimensionen einer auf Nachhaltig-
keit zielenden Entwicklung erreicht wurde, ist in der nachfolgenden Abbildung schematisch 
dargestellt: 
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Ökologische Verträglichkeit 
Einhaltung der Pufferkapazität der Biosphäre 

Nachhaltige Nutzung der erneuerbaren Ressourcen 

Minimale Nutzung nicht erneuerbarer Ressourcen 
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Abb. 81 Dimensionen einer auf Nachhaltigkeit zielenden Entwicklung (Birkmann 1999) 
 
 
5.1.4 Bewertung des Konzepts der Nachhaltigkeit 
 
Um Nachhaltigkeit beschreiben und bewerten zu können, muss eine Vielzahl von Beobach-
tungen und Informationen systematisiert und zu Schlüsselmerkmalen verdichtet werden. Die 
Operationalisierung des Begriffs Nachhaltige Entwicklung erfolgt in den meisten Fällen mit-
hilfe von Indikatorensystemen. 
 
Ein Leitbild stellt die Grundlage bei der Entwicklung eines Indikatorensatzes dar. Wichtig 
dabei ist die Verknüpfung mit dem Leitbild. Handelt es sich um das Leitbild der Nachhaltigen 
Entwicklung, ist die Verknüpfung nur dann vollständig, wenn alle drei Dimensionen von den 
Indikatoren erfasst werden und eine nur einseitige Ausrichtung des Indikatorensatzes, z. B. 
auf Umweltaspekte, vermieden wird (Lang 2003, S. 207). 
 
Wie im nächsten Abschnitt eingehender erläutert wird, sind Indikatoren Messgrößen. 
Mit ihrer Hilfe werden Zustände festgestellt, z. B. die Arbeitslosigkeit einer Stadt. 
Um nun beurteilen zu können, ob diese hoch oder gering ist, muss sie verglichen werden mit 
der in gleichgroßen Städten, in der Region, im Land oder mit der in Deutschland. 
Wenn die benötigten Vergleichsdaten wie in diesem Fall vorliegen, kann der Indikator seine 
Aufgabe erfüllen. 
Andernfalls kann für eine Nachhaltigkeitsbewertung auch eine Kombination von datenge-
stützten Indikatoren und textlichen Bewertungen gewählt werden. 
  



 

152 
 

5.2 Allgemeines zu Indikatoren 
 
5.2.1 Indikator / Indikandum 
 
Indikatoren sind Messgrößen und Anzeiger, die Aussagen über einen bestimmten Sachverhalt 
treffen. Das eigentliche Interesse gilt dabei dem Indikandum, d. h. dem angezeigten Sachver-
halt und seiner Zustandsveränderung. 
Voraussetzung für die Zeigerfunktion ist eine Beziehung zwischen dem Indikator und dem 
Indikandum, die je nach dem angestrebten Zweck eine hinreichend genaue Charakterisierung 
des Indikators ermöglicht. 
Durch die Wahl der richtigen Indikatoren reicht oft schon ein Teil der verfügbaren Informati-
onen aus, um eine komplexe Situation zu beschreiben oder aufzuklären zu können. 
Beispielsweise lässt sich die durch die Menschheit verursachte Verminderung der Ozon-
schicht über die Konzentration von Wasserstoff-Fluorid in der oberen Atmosphäre nachwei-
sen; diese Verbindung kann nicht natürlich entstehen, sondern allein als Abbauprodukt von 
anthropogenem FCKW. 
Mit einer Messgröße allein kann selten auf den Zustand eines Systems geschlossen werden. 
Daher setzt man vielfach verschiedene Informationen unterschiedlicher Herkunft zu einem 
aussagekräftigen Indikator zusammen. 
Ist der Beweis der Anzeigerfunktion so nicht möglich, müssen in einem weiteren Schritt die 
Wechselwirkungen zwischen den Messgrößen analysiert werden (Birkmann 1996, S 17). 
 
„Kernaufgaben solcher Indikatoren sind die Situations- und Trenddiagnose, die Identifikation 
und Kommunikation von Fehlentwicklungen, die Ableitung von Handlungsbedarf sowie die 
Erfolgskontrolle politischer Steuerungsprozesse“ (Grunwald, Kopfmüller 2006, S. 59). 
 
5.2.2 Indikatorenarten 
• Einfache Indikatoren sind einzelne Werte, die auf einer Skale gemessen oder in ein 
   Spektrum eingeordnet werden können, z. B. Uhrzeit, PH-Wert von Wasser usw. 
• Zusammengesetzte Indikatoren sind Kombinationen von Systemgrößen mit spezifischer 
Aussagekraft. Hierbei werden verwandte oder sich ergänzende Merkmale  
zusammengefasst, um komplexe Systemeigenschaften anzuzeigen. Ein Beispiel hierzu ist  
die Bodenverschmutzung. Die Belastung der Böden kann durch die Konzentration des 
dominierenden Bestandteils aller enthaltenen Schadstoffgruppen ( Schwermetalle, 
Organika, radioaktive Substanzen) indiziert werden. 
• Systemare Indikatoren bilden darüber hinaus Systemeigenschaften wie z. B. Stabilität, 
Reparaturfähigkeit oder Vernetztheit ab. Ein Systemarer Indikator ist beispielsweise die 
Artenvielfalt eines Ökosystems, die die Evolutionsfähigkeit des tropischen Regenwalds 
misst. Biodiversität kann nicht allein mit der Anzahl der vorgefundenen Arten bewertet 
werden, sondern es müssen auch die Verwandtschaftsverhältnisse (Taxonomie) und die 
funktionale Lastenverteilung im Rahmen der ökologischen Leistung mit berücksichtigt 
werden. 
 
Indikatoren sind Messgrößen und keine Sollgrößen wie z. B. Grenzwerte. Erst wenn ein 
Handlungsbedarf bestimmt ist, muss ein Indikator zu einer Zielgröße bzw. zu einem Zielzu-
stand in Beziehung gebracht werden, wobei die Zielgröße nicht mit dem Indikator verwech-
selt werden darf (Birkmann 1999, S. 18). 
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5.2.3 Ziele und Funktionen von Indikatoren 
 
Eine zentrale Funktion von Indikatoren ist, Wirkungszusammenhänge, die in ihrer ganzen 
Komplexität nicht anschaulich erfassbar sind, zu vermitteln. 
Es lässt sich die Umweltverschmutzung, die sich ihrerseits aus der Verschmutzung des Bo-
dens, des Wassers und der Luft zusammensetzt, mit vertretbaren Mitteln nicht durch die Be-
nennung der Abfall- und Schadstoffe wie Giften, Mikroorganismen und radioaktiven Sub-
stanzen interpretieren. 
Die Luftverschmutzung ist nicht immer auf ihren Entstehungsort begrenzt, sondern kann auch 
in weiter entfernten Regionen durch Übertragung von Wind, Wasser oder anderen Mechanis-
men auftreten. Daher lässt sich z.B. die Luftverschmutzung nicht nur durch Angabe der An-
teile sämtlicher Gase, Aerosole oder Staubpartikeln beschreiben, sondern ist dazu ständig ver-
änderlich. 
 
Die Verdichtung von Informationen mit Hilfe von Indikatoren macht es möglich, die für ein 
Ziel relevanten Anzeiger zu bündeln und Zustände zeitlich und räumlich zu vergleichen und 
zu bewerten. 
Indikatoren tragen damit wesentlich dazu bei, den Umsetzungsgrad von Leitbildern und Ent-
wicklungszielen deutlich zu machen. Sie zeigen Zustände oder auch deren Veränderungen 
qualitativ und quantitativ an. 
Der Sachverständigenrat für Umweltfragen betont, dass insbesondere das Leitbild der Nach-
haltigen Entwicklung mit konkreten, operationalisierbaren Indikatoren gefüllt werden sollte 
(SRU 1998). 
 
Auch wenn die Operationalisierung mit vielen Unwegsamkeiten verbunden ist, kann sie ver-
einfacht auf folgenden Nenner gebracht werden: 
Aus dem Leitbild (Nachhaltige Entwicklung) entstehen Leitlinien (z. B. Gesetze, Verordnun-
gen, Normen), diese stellen die erste Konkretisierung dar. 
Der nächste Schritt ist die Ausarbeitung eines Zielsystems, dem folgt das Aufstellen eines 
Indikatorensystems. 
 

 
 
               Abb. 82 Ziele und Funktionen von Indikatoren (Birkmann, 2001, S. 3) 
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5.2.4 Basisdaten, Normen und Indikatoren 
 
„Indikatoren lassen sich zwischen Normensystemen, die Leitbilder und Ziele beschreiben, 
und Datensystemen, z. B. zu Mensch-Umwelt-Interaktionen, einordnen. 
Wie Abb. 83 zeigt, beruht ein Indikatorensystem im Vergleich zu Basisdaten auf einer bereits 
getroffenen Auswahl von Informationen, die besonders relevante Aspekte des Zielsystems 
fokussiert. 
Dabei werden aus dem breiten Spektrum zu erhebender oder schon erfasster Basisdaten dieje-
nigen Anzeiger und Messgrößen ausgewählt und zueinander in Beziehung gesetzt, die eine 
besondere Bedeutung für das Leit- und Zielsystem aufweisen. 
Diese Informationsverdichtung erfolgt über die Selektion und Aggregation von Basisdaten. 
Auf der anderen Seite des Diagramms steht das Leitbild  bzw. das Entwicklungsziel, welches 
die theoretische Fundierung des Indikators ermöglicht und das übergeordnete Indikandum 
darstellt. 
Die Indikatoren werden als Messgrößen und nicht als Zielgrößen aufgefasst. 
Ein Indikator sollte jedoch auch mit einer Zielgröße versehen werden, so dass aus der Diffe-
renz dem durch ihn und dem angezeigten Ist-Zustand und dem durch die Zielgröße festgeleg-
ten Soll-Zustand der Handlungsbedarf ersichtlich wird. 
In diesem Zusammenhang wird die Ansicht vertreten, dass Zielkonzepte für ihren Handlungs-
raum maßgeschneidert sein sollten“ (Birkmann 1999, S. 19). 
 

 
 

Abb. 83 Indikatoren zwischen Basisdaten und Normen (Birkmann 1999, S. 20) 
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5.3 Nachhaltigkeitsindikatorensysteme der verschiedenen Ebenen 
 
5.3.1 Globale Indikatorensysteme 
 
5.3.1.1 OECD: Set for Indicators for Environmental Performance Reviews 
 
Von Experten der OECD 1994 erarbeitet, kontinuierlich weiterentwickelt und 1998 grundle-
gend überarbeitet, dient der Indikatorensatz häufig als Mustersystem für die Entwicklung von 
Indikatorensystemen. Ziel des entwickelten Ansatzes ist die Standardisierung und Harmoni-
sierung von Informationssystemen zur Evaluation von umweltrelevanter Politik und Umwelt-
leistungen der OECD-Länder (OECD 1993, S. 4). 
Hierzu wird eine international vergleichbare Umweltberichterstattung den Mitgliedsländern 
zur Verfügung gestellt. 
Auch wenn das Konzept in manchen Teilbereichen, wie der Interaktion zwischen Umwelt und 
Wirtschaft, über den klassischen Rahmen von Umweltindikatoren hinausgeht, ist der 
70 Indikatoren umfassende, in zwölf Umweltbereiche unterteilte Rahmen auf Umwelt- und 
Ressourcenfragen ausgerichtet (OECD 1998). 
Das Indikatorenprogramm strebt eine horizontale Kompatibilität an. 
Es erreicht heute bereits alle Mitgliedstaaten der OECD (OECD 1998, S. 13 ff.). 
Das Indikatorenprogramm ist ein Expertensystem, das für partizipative Prozesse und zur Be-
wusstseinsbildung der Allgemeinheit erklärungsbedürftig ist (Birkmann et al. 1999b, 
S. 23 ff.). 
 
5.3.1.2 Commission on Sustainable Development (CSD):  
 
Das “Work Programme on Indicators for Sustainable Development“ der Kommission für 
nachhaltige Entwicklung (CSD) mit rd. 130 Indikatoren wurde 1995 gestartet und von 
Deutschland wie auch von 21 weiteren Pilotländern zwischen 1996 und 1999 getestet (Bun-
desregierung 1999). Es dient dazu, zwischen den Nationalstaaten ein neues Informations- und 
Berichtssystem für eine auf Nachhaltigkeit zielende Entwicklung aufzubauen. Darüber hinaus 
sollen Indikatoren für politische Entscheidungsvorbereitungen sowie Entscheidungen auf na-
tionaler Ebene etabliert und international standardisiert werden. (Mortensen 1995, S. 28-31). 
 
Adressat sind in erster Linie nationale Regierungen und Behörden. 
Das System soll einerseits eine weitgehende internationale Harmonisierung der Nachhaltig-
keit herbeiführen, es kann aber andererseits auch bei spezifischen Problemlagen einzelner 
Länder angewandt und nach politischem Willen strukturiert werden (Birkmann et al. 1999b, 
S. 29). 
 
5.3.2 Indikatoren auf Europa-Ebene 
 
Vom Statistischen Amt der EU (Eurostat) wurde ein europäisches Indikatorenprogramm ge-
startet, das sich an das der CSD anlehnt. 
Aus den 134 Indikatoren der CSD wurden diejenigen ausgewählt, die für den europäischen 
Kontext relevant erschienen und für die darüber hinaus die entsprechenden Daten für die Mit-
gliedstaaten verfügbar waren (Gehrlein 2004, S. 50). 
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5.3.3 Indikatoren der Bundesregierung 
 
Das Indikatorensystem ist mit der im April 2002 von der Bundesregierung verabschiedeten, 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie entstanden. Es soll in erster Linie der Erfolgskontrolle der 
in der Nachhaltigkeitsstrategie vorgegebenen Ziele dienen, sowie ein umfassendes Bild nach-
haltiger Entwicklung abgeben. Das Indikatorensystem soll der Bundesregierung bei ihrer Ar-
beit helfen; da die formulierten quantitativen Ziele als Orientierungswerte für alle staatlichen 
und gesellschaftlichen Akteure fungieren, richtet es sich ebenfalls an weitere zuständigen Ak-
teure. Das System mit den nachfolgenden 21 Einzelindikatoren: 
 

1.   Energie- Rohstoffproduktivität 
2.   Emissionen der sechs Treibhausgase des Kyoto-Protokolls 
3.   Anteil erneuerbarer Energien am Energieverbrauch 
4.   Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
5.   Entwicklung der Bestände ausgewählter Tierarten 
6.   Finanzierungssaldo des Staatssektors 
7.   Investitionsquote 
8.   Private und öffentliche Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
9.   Ausbildungsabschlüsse der 25jährigen und Zahl der Studienanfänger 
10. Bruttoinlandsprodukt 
11. Transportintensität und Anteil der Bahn an der Güterverkehrsleistung 
12. Anteil des ökologischen Landbaus und Gesamtbilanz Stickstoff-Überschuss 
13. Schadstoffbelastung der Luft 
14. Zufriedenheit mit der Gesundheit 
15. Zahl der Wohnungseinbruchsdiebstähle 
16. Erwerbstätigenquote 
17. Ganztagsbetreuungsangebote 
18. Verhältnis der Bruttojahresverdienste von Frauen und Männern 
19. Zahl der ausländischen Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss 
20. Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit 
21. Einfuhren der EU aus Entwicklungsländern 

 
ist in die vier Themenfelder „Generationengerechtigkeit“, „Lebensqualität“, „sozialer Zu-
sammenhalt“ und „Internationale Verantwortung“ eingeordnet und weicht damit vom bisher 
diskutierten Modellrahmen ab. 
Es soll flexibel sein und neueren Entwicklungen und Erkenntnissen angepasst werden. Die 
Betrachtungsebene ist national. Eine vertikale oder horizontale Kompatibilität wird nicht ver-
folgt. 
 
Die einzelnen Themen und Indikatoren werden eher additiv betrachtet. Es wird zwar betont, 
dass das Indikatorensystem in seiner Gesamtheit zu betrachten ist, um ein Bild von der nach-
haltigen Entwicklung zu bekommen, Wechselwirkungen und Zusammenhänge sind jedoch 
nicht erkennbar. 
Problematisch ist auch, dass Nachhaltigkeitsindikatoren und -ziele gleichgesetzt werden, weil 
damit die Gefahr besteht, dass nur die formulierten Einzelziele verfolgt werden, während die 
ihnen zugrunde liegenden Probleme u. U. nicht bearbeitet werden (Gehrlein 2004, S. 50-51). 
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5.3.4 Indikatorensysteme auf Landesebene 
 
Wissenschaftler der Akademie für Technikfolgenabschätzung haben ein Indikatorensystem 
entwickelt, das die Grundlage für ein operationales Konzept zur Umsetzung einer nachhalti-
gen Entwicklung in Baden-Württemberg liefern und u. a. dazu dienen soll, die Entwicklung 
des Landes aufzuzeigen und zu prüfen, ob sie den Kriterien einer nachhaltigen Entwicklung 
entspricht. Die Ergebnisse sollen Aufschluss für politische Maßnahmen in der Umweltpolitik 
bringen. Das System soll vertikal und horizontal kompatibel zu anderen Indikatorensystemen 
sein; es ist aber in seinen Wechselwirkungen zu den anderen Dimensionen beschränkt, da es 
sich nur auf den Umweltbereich bezieht (Gehrlein 2004, S. 51-52). 
 
5.3.5 Indikatorensätze auf regionaler Ebene 
 
5.3.5.1 BBR-Indikatoren 
 
Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) hat im Auftrag des Bundesministeri-
ums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) in der Zeit von 1995 bis zur Preis-
verleihung am 6. Juli 2000 den Wettbewerb „Regionen der Zukunft“ durchgeführt und dafür 
einen Satz von 37 Indikatoren vorgegeben, um die Vergleichbarkeit herzustellen. Die Indika-
toren finden sich wieder in den drei Dimensionen: 
1. Ökonomische Wettbewerbsfähigkeit und nachhaltiges Wirtschaften 
2. Soziale und räumliche Gerechtigkeit, unterteilt in „Teilhabe“ und „Versorgung“ 
3. Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, 
aus denen zwölf Ziele – vier pro Dimension - und achtundzwanzig dazu definierte Unterziele 
abgeleitet worden sind (Cassing 2002, S. 36-38). 
 
5.3.5.2 FEST-Indikatoren 
 
Die Forschungsstätte der evangelischen Studiengemeinschaft (FEST) mit Sitz in Heidelberg 
hat den ersten und bisher weitreichendsten Indikatorensatz für nachhaltige Entwicklung auf 
regionaler Ebene in Deutschland entwickelt. 
Mit dem Indikatorensatz sollen die Begriffe Wohlfahrt und Wohlstand, bezogen auf das Leit-
bild der nachhaltigen Entwicklung gefüllt und die Veränderungen messbar gemacht werden. 
Er soll vor allem in regionale und kommunale Agenda-Prozesse eingebunden und weiterent-
wickelt werden. 
Die Indikatoren wurden primär für Heidelberg und den Rhein-Neckar-Kreis exemplarisch 
angewandt, so dass in erster Linie die Akteure aus der Region angesprochen waren. 
Das von FEST entwickelte Indikatorensystem ist wie folgt aufgebaut: 
 
Die drei Säulen Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft/Soziales der Nachhaltigkeit werden in 
Form von drei Kreisen dargestellt, den so genannten „Zauberscheiben“, die gegenseitig um-
schlungen sind und jede in sechs Teilbereiche untergliedert ist. Damit soll zum Ausdruck ge-
bracht werden, dass die einzelnen Nachhaltigkeitsbereiche in Beziehung zueinander stehen 
und nicht isoliert betrachtet werden können: 
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Abb. 84 „Zauberscheiben“ der FEST-Indikatoren (Teichert 2000) 
 
 
Für jedes der insgesamt 18 Teilziele wurden drei Indikatoren ausgewählt, die das einzelne 
Teilziel konkretisieren. Ergänzt werden diese 54 Indikatoren in einem dritten Schritt durch 
sechs regionsspezifische Indikatoren, die die Besonderheiten der Untersuchungsregionen be-
rücksichtigen, so z. B. spezifisch für den Stadtkreis Heidelberg: 
 

X1   Zahl der Eintritts-Billets zum Heidelberger Schloss 
X2   Durchschnittliche Übernachtungsdauer der Besucher Heidelbergs 
X3   Zahl der Studenten pro Einwohner 
X4   Zahl der Beschäftigten an der Universität 
X5   Zahl der Beschäftigten im Gaststättenbereich 
X6   Menge des Mülls der amerikanischen Streitkräfte 

 
Insgesamt trägt das regionale Indikatorenkonzept für die Region Heidelberg den drei Dimen-
sionen einer Nachhaltigen Entwicklung Rechnung. 
Eine eingehende Analyse der Wechselwirkungen zwischen den ökologischen, ökonomischen 
und soziokulturellen Dimensionen wird zwar durch die „Zauberscheiben“ angedeutet, jedoch 
nicht methodisch erfasst. 
Auch wenn fraglich ist, ob dem Ziel der Gleichgewichtung aller Nachhaltigkeitsindikatoren 
durch Vergabe einer gleichen Anzahl von Indikatoren Rechnung getragen wird, kann festge-
stellt werden, dass die Darstellung der Indikatoren sehr verständlich ist und einen direkten 
Vergleich ermöglicht. 
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Der Aufwand der Datenerhebung ist auf Kreisebene sehr hoch, da die Daten aus den einzel-
nen Gemeinden und dort wiederum aus verschiedenen Ämtern zusammengetragen werden 
müssen. 
Ungeklärt bleibt, wie die Wechselwirkungen innerhalb des Indikatorensystems berücksichtigt 
werden können. Wechselseitige Abhängigkeiten von soziokulturellen, ökonomischen und 
ökologischen Entwicklungsmustern werden nur angedeutet, eine Identifikation von Wir-
kungsbeziehungen wird nicht vorgenommen, was dazu führt, dass Prioritäten innerhalb des 
Indikatorensystems nicht geklärt werden. Daraus folgt, dass sich bei Konkurrenz untereinan-
der die Frage stellt, welchem Aspekt der Vorrang gegeben werden soll (Birkmann, 1999, S. 
35-38). 
 
5.3.6 Indikatoren auf kommunaler Ebene 
 
5.3.6.1 BBR-Indikatoren 
 
Im Zuge des Forschungsprogramms des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung „Experimenteller Wohnungs- und Städtebau“ (ExWoSt), das vom Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung (BBR) betreut wurde, hat dieses sich zur Aufgabe gemacht, für 
das Forschungsfeld „Städte der Zukunft“ Erfolgsindikatoren zu verschiedenen städtebaulichen 
Handlungsfeldern zu erarbeiten. 
Erreicht werden sollte, eine nachhaltige Stadtentwicklungspolitik auszugestalten und die 
Überprüfung ihrer Fortschritte mithilfe von Indikatoren zu ermöglichen (BBR 2003). 
 
Das Forschungsfeld „Städte der Zukunft“ stellt einen städtebaulichen Beitrag zur Nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie dar. 
Für die Entwicklung eines praxistauglichen Indikatorensystems standen folgende städtebauli-
chen Handlungsfelder im Mittelpunkt: 

□  Haushälterisches Bodenmanagement 
□  Vorsorgender Umweltschutz 
□  Stadtverträgliche Mobilitätssteuerung 
□  Sozialverantwortliche Wohnungsversorgung 
□  Standortsichernde Wirtschaftsförderung 

Zum Aufbau der Handlungsfelder wurden in einem mehrjährigen Kooperationsprozess 
21 Strategien als Zielvorgaben für eine nachhaltige Stadtentwicklungspolitik soweit in Indika-
toren übersetzt und umgeformt, dass eine aussagekräftige Erfolgskontrolle auf kommunaler 
Ebene möglich ist. 
 
Die Strategien zu den Handlungsfeldern: 

Boden 
• Reduzierung des Zuwachses an bebauter Siedlungsfläche 
• Wiedernutzung von städtebaulichen Brachen und leer stehenden Gebäuden 
• Optimale Nutzung städtebaulicher Dichte 
• Erhaltung und Vernetzung klimawirksamer Freiflächen 
• Reduzierung der Bodenversiegelung 
Mobilität 
• Anbindung von Wohngebieten und Arbeitsstätten an den ÖPNV 
• Reduzierung des Flächenbedarfs des motorisierten Individualverkehrs 
• Ausbau des Fahrradwegenetzes 
• Erhöhung der Aufenthaltsqualität für Fußgänger/innen 
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Wirtschaft 
• Sicherung innerstädtischer Wirtschaftsstandorte 
• Schaffung wohngebietsverträglicher Arbeitsplätze 
• Stärkung und Entwicklung innerstädtischer Zentren 
• Gezielte Standortförderung für umweltschonende Betriebe 
Wohnen 
• Ressourcenschonender, kostenreduzierter Wohnungsbau 
• Versorgung von Wohnungssuchenden mit besonderem Wohnbedarf 
• Förderung nachbarschaftlicher Selbsthilfe 
• Sicherung wohnungsnaher Grundversorgung 
Umwelt 
• Energieeinsparung und Ausweitung des Anteils regenerativer Energien 
• Minderung der Luftschadstoffe und der Treibhausgase 
• Schutz und Pflege des Grundwassers und lokaler Wasservorkommen 
• Stärkung von Stoffkreisläufen und Reduzierung des Restmüllaufkommens 

 
Es zeigte sich, dass die Handlungsfelder auf sehr unterschiedlich qualifizierte Datengrundla-
gen aufbauen können. Daher sind die erarbeiteten 24 Indikatorenprofile auch aufgeteilt in  
12 Standardindikatoren, die aus vorhandenen statistischen Daten bedient werden können und 
12 Zusatzindikatoren, die einen erhöhten Erhebungsaufwand verlangen: 
 

Liste der erfolgsanzeigenden Nachhaltigkeitsindikatoren 
 

Standardindikatoren     Zusatzindikatoren 
 
                                    Haushälterisches Bodenmanagement 
 
B1  Siedlungs- und Verkehrsfläche  B4  Wiedernutzung von Brachen 
B2  Intensität der Flächennutzung   B5  Zuwachs von Siedlungsflächen Innen:Außen 
B3  Schutzflächen     B6  Baulandmobilisierung im Bestand 
 

Stadtverträgliche Mobilitätssteuerung 
 
M1  Gefahrene Kilometer von -   M4  PKW-Nutzung in der Stadt (Modal-Split) 
       Bus und Bahn 
 
M2  PKW-Dichte     M5  ÖPNV-erschlossener Siedlungsbereich 
 
M3  Gesamtlänge des Fahrradwegenetzes  M6  Verkehrssicherheit (Verkehrsopfer) 
  

Vorsorgender Umweltschutz 
 
U1  Restmüll     U3  CO2-Ausstoß 
U2  Trinkwasserverbrauch   U4  Energieverbrauch 
 

Sozialverantwortliche Wohnungsversorgung 
 

W1  Fortzüge ins Umland    W3  Grundversorgung 
W2  Wohngeld    W4  Wohnungseinbrüche 
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Standortsichernde Wirtschaftsförderung 
 

Ö1  Arbeitslosenquote   Ö3  Flächenbedarf von Arbeitsplätzen 
Ö2  Pendlersumme    Ö4  Lokale Wirtschaftsstruktur 

 (BBR 2004). 
 
 
5.3.6.2 Die kommunale und regionale Nachhaltigkeitsinventur (KORENA) 
 
Das vom ECOLOG - Institut für sozial-ökologische Forschung GmbH Hannover entwickelte 
Nachhaltigkeitssystem soll die Regionen und Kommunen bei der Bestandsaufnahme sowie 
beim Erfassen und Bewerten von Stärken und Schwächen unterstützen. 
Es wendet sich an die Städte des Städtenetzes der EXPO2000-Region. 
 
Die Nachhaltigkeitsinventur, die zur Operationalisierung des Bildes der Nachhaltigen Ent-
wicklung beiträgt, kann auch zum Vergleich der Städte in der Region dienen. 
Den zehn Leitindikatoren 

• Ökologischer Wohlstand 
• Ressourceneffizienz 
• Mobilität 
• Wohlbefinden 
• Sicherheit 
• Materieller Wohlstand 
• Bildung und Kultur 
• Integration und Gerechtigkeit 
• Bürgerengagement 
• Wirtschaftliche Fitness 

wurden 101 Indikatoren zugeordnet (Behrendt/Neitzke 2001, S.10f). 
 
5.3.6.3 Gemeinsam empfohlene Indikatoren zur kommunalen Nachhaltigkeit 
 
Auf Einladung der Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft e.V. (FEST), der 
Deutschen Umwelthilfe e.V. (DUH) und der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsvereinfachung (KGSt) beteiligten sich 12 Institutionen an den ab Oktober 2002 mehr-
fach stattfindenden Treffen. 
Diese sollten dazu dienen, „die Diskussion um Nachhaltigkeitsindikatoren zu beleben und 
deren Einsatz zu fördern, die bisherigen Erfahrungen gemeinsam auszuwerten und zu bündeln 
und eine Abstimmung zwischen den Indikatorensätzen in die Wege zu leiten“. 
Federführend für diese Aktivitäten, war die Agenda-Transfer/Bundesweite Servicestelle Lo-
kale Agenda 21. 
Man verständigte sich auf einen Satz mit 20 Basisindikatoren zu den drei Nachhaltigkeitsdi-
mensionen Ökologie, Ökonomie und Gesellschaft. 
Alle Indikatoren sind in der Praxis erprobt, leicht zugänglich, kompatibel mit anderen 
Indikatorensystemen und können durch weitere Indikatoren ergänzt werden. 
„Der erarbeitete Satz bündelt die Erfahrungen der letzten Jahre und soll zu einer weiteren 
Verbreitung von Indikatoren in lokalen Agenda-21-Prozessen und der Stadtentwicklungspla-
nung beitragen“. 
Jeder Basisindikator wird verständlich beschrieben, und die Datenquellen werden umfassend 
genannt (Agenda-Transfer 2003, S. 1). 
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5.4 Messbarkeit der Nachhaltigen Entwicklung 
 
Mit der Frage, ob Nachhaltigkeit überhaupt messbar ist, und ob eine Vereinheitlichung der 
Messbarkeit möglich ist, haben sich viele Personen und Institutionen befasst. 
In der Zusammenfassung der Dokumentation einer mit hochkarätigen Persönlichkeiten be-
setzten Veranstaltung zum Thema „ Nordrhein-Westfalen im Dickicht der Nachhaltigkeitsin-
dikatoren“ wird dargestellt, wie die Akteure, die Indikatorenmodelle entwickeln, vorgehen 
sollten. Es heißt unter 2.: „Als Ergebnisse wurden deutlich: 
 
•  Es gibt für Dörfer, Städte, Kreise oder Regionen nicht das eine allgemeingültige Modell der 

Entwicklung von Nachhaltigkeitsindikatoren. Bezogen auf unterschiedliche Zwecke, die mit 
der Entwicklung von Indikatoren verfolgt werden, sind unterschiedliche Anforderungen zu 
erfüllen. 

•  Es gibt einzelne Indikatoren, die in möglichst vielen Dörfern, Städten, Kreisen oder Regio-
nen erhoben werden sollten, um Vergleiche anstellen zu können. Diese sind in den jeweili-
gen individuellen Ansatz zu integrieren. 

•  Alle Modelle haben ihre Stärken (Paten des Modells der Modellregion MK, Unterstützung 
des Landes bei den Indikatoren der Energieagentur, wissenschaftliche Begleitung bei meh-
reren Modellen usw.). Diese sollten verstärkt genutzt werden. 

•  Daher erscheint es sinnvoll, dass die Akteure, die die Modelle entwickeln (Deutsche Um-
welthilfe, Energieagentur, private Beratungsbüros, wissenschaftliche Institute, lokale und 
regionale Initiativen zur Indikatorenentwicklung u. a.) sich auch auf Landesebene austau-
schen, sogar zusammenarbeiten, zumindest aber voneinander lernen. Die Bereitschaft dazu 
haben die Vertreter der vorgestellten Modelle in der o. g. Veranstaltung bekundet. 

•  Es ist außerdem sinnvoll, wenn eine Reihe von Akteuren in den Kommunen und Regionen 
gezielt auf ihre Nutzungsinteressen von Verbänden, Politik, Verwaltung usw. angesprochen 
werden, um zur Stützung der Indikatorenentwicklung und -anwendung beizutragen. Mit ent-
sprechender Strukturierung der Prozesse ist es möglich, auch eine größere Anzahl von Ak-
teuren auf der lokalen und regionalen Ebene einzubinden. 

•  Insgesamt braucht das Thema eine Art „Marketing“ in den Kommunen und Regionen mit 
Schlüsselpersonen, die hinter dem Gedanken stehen, dass Nachhaltige Entwicklung auf 
kommunaler und lokaler Ebene außer mit qualitativen auch mit „Maß und Zahl“ zu steuern 
ist“ (Koitka 2001). 

 
Diese sehr dienlichen Äußerungen machen aber auch klar, dass ständige Motivation und 
Optimierungen im Prozess der Nachhaltigen Entwicklung erforderlich sind. 
 
Annette Lang kommt in ihrer Dissertation „Ist Nachhaltigkeit messbar?“ im Fazit zu folgen-
dem Ergebnis: 
 •  „Eine Bewertung nachhaltiger Entwicklung – bzw. grundsätzlich allgemein oder offen 
     gehaltener Fragestellungen – nach einem einheitlichen, überall anwendbaren Muster ist 
     nicht möglich. Eine Annäherung ist jedoch anzustreben (bzw. wird für einige Zielgruppen 
     aus Gründen der Überzeugung benötigt). 
 •  Nur unter bestimmten Bedingungen und in einem begrenzten lokalen oder regionalen 
     Bezugsraum ist eine quantitative Bewertung sinnvoll durchzuführen. Ortsspezifische 
     Rahmenbedingungen beeinflussen Bewertungen und ihre Ergebnisse und müssen daher in 
     Bewertungsverfahren integriert werden. 
 •  Quantitative Bewertungen bis hin zur Aggregierung auf eine Kennzahl haben ihre Grenzen 
     und liefern kaum wissenschaftlich verwertbare Ergebnisse. Ihre Bedeutung liegt in der 
     öffentlichkeitswirksamen Aufbereitung (Beispiel: Ökologischer Fußabdruck)“ 
     (Lang 2003, S. 313). 
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Der 1.Vorsitzende der Umweltverträglichkeitsprüfungsgesellschaft (UVP) schreibt in seinem 
Bericht: 
„Alle diese Versuche, Indikatorensets zu entwickeln, scheiterten jedoch an der Komplexität 
der Aufgabe. Die selbst gesetzten Ziele sind oft bereits theoretisch nicht zu erreichen, da Indi-
katoren etwas anzeigen, nicht jedoch bewerten können. Zum Bewerten braucht man Ziele und 
Standards, die auch eine politische Dimension haben und somit nicht allein in naturwissen-
schaftlicher Forschung erarbeitet werden können“ (Scholles 2003). 
 
In der Einleitung zum Thema „Eckpunkte für ein kommunales Nachhaltigkeitsindikatorensys-
tem – insbesondere für die räumlich Planung“ schreibt Birkmann: 
„ Obwohl die Städte und Gemeinden in der Agenda 21 als wichtigste Umsetzungsebene für 
eine auf Nachhaltigkeit zielende Entwicklung angesehen werden, befinden sich die Aktivitä-
ten zur Operationalisierung des Leitbildes der Nachhaltigkeit noch in den Anfängen. 
In letzter Zeit ist zwar eine zunehmende Diskussion über Indikatoren und Zielgrößen für eine 
Nachhaltige Entwicklung zu verzeichnen, jedoch ist man noch weit davon entfernt, konsens-
fähige Indikatoren zu entwickeln. 
Schon die Frage, welche Kriterien bei der Entwicklung eines kommunalen Indikatorensys-
tems zu beachten und zu berücksichtigen sind, ist umstritten und unklar. 
Insgesamt ist festzustellen, dass es bisher noch keinen gemeinsamen Rahmen für ein kommu-
nales Nachhaltigkeitsindikatorensystem gibt“ (Birkmann 1999, S. 57). 
 
5.5 Eigenschaften eines Nachhaltigkeitsindikatorensystems 
 
„Der häufigste Fehler, der begangen wird, ist die Erstellung von Indikatoren, die zum einen 
am Bedarf vorbei entwickelt werden und zum anderen auf keiner realistischen Datenbasis 
beruhen“ (Lang 2003, S. 133). 
Indikatorensätze müssen leicht verständlich, d.h., ohne große Interpretationshilfen und Erklä-
rungen zu verstehen sein. 
Indikatorensysteme, die als Planungs- und Steuerungsinstrumente dienen, sollten einen ein-
deutigen Adressaten aufweisen. 
Die Ausrichtung eines Indikatorenkonzepts auf einen Anwender bedarf einer Orientierung an 
dessen Handlungsfeldern und - kompetenzen. Indikatoren, die diesem Aspekt zu wenig Be-
achtung schenken, werden leicht zu einem „Datenfriedhof“. 
  



 

 

6. Nachhaltigkeitsprüfung der Planung und
burg auf dem Gelände
 
Während 
rischen und planenden Handelns durchgeführt werden bzw. durchgeführt werden sollen, war 
dies vor knapp zwanzig Jahren (Beginn der Planungen, für die Unterbringung der Universität 
Lüneburg in der Scharnhorst
 
Zehn Jahre
übergeordnete Leitorientierung für die Raumentwicklung festgelegt.
Nachhaltiges Planen und Bauen bedeutet, Baukonstruktionen, Liegenschaften sowie Stadtteile 
unter Beachtung ges
scher Randbedingungen mit Hilfe einer Analyse der ökonomischen und ökologischen Erst
und Folgewirkungen planerisch zu optimieren.
Für die jeweiligen Planungsträger wird damit die Ford
den ökol
Die bisherige Umsetzungspraxis wird jedoch vielfach noch defizitär eingeschätzt u. a. durch 
das Fehlen eines einheitlichen, umfassend
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Aufgrund seines hohen Anteils am Wirtschaftsvolumen erfährt das Handlungsfeld Bauen und 
Wohnen seit geraumer Zeit einen großen Wandel und stellt Auftraggeber und Bauherren, die 
sich auf diesem Gebiet noch zu wenig auskennen, vor große Herausforderungen. 
Auch wenn einige Bauunternehmen und Bauprodukthersteller sich in Richtung Nachhaltigkeit 
orientieren und bemüht sind, diese auch umzusetzen, hat die ökonomische Dimension jedoch 
immer noch ein erhebliches Übergewicht gegenüber den Dimensionen Ökologie und Sozio-
kulturellem. 
Praktikable, wirtschaftlich verträgliche Umsetzungsvorschläge für nachhaltiges Planen und 
Bauen werden benötigt. 
Auch reicht die Verarbeitung ökoeffizienter Bauprodukte allein nicht aus, weil andere in der 
Nutzungsphase wirkende Einflussgrößen weit überwiegen. 
Der Bausektor nimmt eine Schlüsselrolle für eine nachhaltige Entwicklung ein und kann so-
mit einen bedeutenden Beitrag für sie leisten. 
Nachfolgende Abbildung stellt die ökologischen, ökonomischen und soziokulturellen Wir-
kungen menschlichen Handelns dieses Feldes dar: 
 
Die Bauwirtschaft verbraucht 
pro Jahr und Einwohner 11t 
Sand, Kies, Naturstein und 
Ton 

In der Bauwirtschaft werden 
ca. 12 % des Bruttosozial-
produkts erwirtschaftet 

Menschen halten sich durch-
schnittlich 90 % ihrer Le-
benszeit in Gebäuden auf. 
Großer Einfluss auf das 
Wohlbefinden. 

 
                Ökologie 

 
             Ökonomie 

 
             Gesellschaft 
 

 
             Abb. 86 Daten und Fakten zum nachhaltigen Bauen (Graubner 2007, S. 468) 
 
Bauwerke haben insbesondere in der Nutzungsphase einen hohen Energieverbrauch, großen 
Ressourcenbedarf und einen nicht zu vernachlässigenden Instandhaltungsaufwand, so dass im 
Hinblick auf die Umweltwirkungen des Bauens umfangreiche Optimierungsmöglichkeiten 
bestehen. 
 
Aufgrund der Abnahme fossiler Energieträger und einhergehender Preissteigerungen kommt 
der Energieeffizienz von Gebäuden eine Schlüsselrolle für die Gesamt-Ökoeffizienz zu. 
Durch Einsparung von Energie werden Kosten und Umweltwirkungen positiv beeinflusst. 
Im deutschsprachigen Raum ist die Nachhaltigkeitsdebatte in erster Linie durch den Gedan-
ken Umweltschutz geprägt. In dem Zusammenhang wird vordergründig über Ressourcen-
schonung, Abfallvermeidung und insbesondere Energieeinsparung diskutiert. 
 
Nachhaltiges Bauen umfasst aber definitionsgemäß die gleichwertige Berücksichtigung öko-
logischer, ökonomischer und gesellschaftlicher Auswirkungen. Die Umweltwirkungen dürfen 
daher nicht allein im Mittelpunkt politischen Handelns stehen, sondern die Leistung des Ge-
bäudes und die positiven Folgen von Kostenoptimierung, Nutzerzufriedenheit sowie die Bau-
qualität, die für die Akzeptanz innovativer Handlungsansätze eine entscheidende Rolle spielt, 
sind mit einzubeziehen. 
Nachfolgende Abbildung macht diesen Zusammenhang deutlich. 
In der Bauqualität sind folgende Gesichtspunkte zusammengefasst: 
 
„• Funktionalität, d. h. Grad, in dem die Gebäudeeigenschaften die Nutzungsanforderungen 
    erfüllen und die damit verbundenen Bedürfnisse der Akteure befriedigen, 
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 • Planungsqualität, d.h. Gewährleistung eines angemessenen Planungsniveaus und Einhaltung 
    von normativen Vorgaben und Standards (z. B. Brandschutz, Schallschutz) und 
 • Technische Qualität bzw. Ausführungsqualität, d. h. Erfüllung vorher festgelegter 
    Baueigenschaften (z. B. Verarbeitung, Materialbeschaffenheit)“ (Graubner 2007, S 469). 
 
 

 
 
 
                   Abb. 87 Bauqualität in der Bauwerksbewertung (Graubner 2007, S 469) 
 
 
Auch gehen aus der Abbildung die Abhängigkeiten hervor, und es wird verdeutlicht, dass die 
Beurteilung der Nachhaltigkeit für ein konkretes Bauwerk eine komplexe und anspruchsvolle 
Aufgabe darstellt. 
Darüber hinaus ist jedes Bauwerk ein Unikat, was zur Folge hat, dass Beurteilungskriterien 
und Vorgehensweisen immer gebäudebezogen abzustimmen sind. 
In der nachstehenden Abbildung sind die wesentlichen Kriterien zur Bewertung der Nachhal-
tigkeit in ihren drei Dimensionen erfasst. 
Die Anzahl der zu verwertenden Kriterien und deren Wichtung gegeneinander hängen vom 
Betrachtungshorizont ab. 
So sind z. B. Flexibilität und Umnutzungsmöglichkeiten für einen im Schnitt alle 7 Jahre 
wechselnden Gewerbebetrieb anders einzuschätzen als für ein Einfamilienhaus eines kinder-
losen Ehepaars. 
Auch findet der Teilaspekt Denkmalschutz nur dann Anwendung, wenn die Rahmenbedin-
gungen eines Bauvorhabens beeinflusst werden. 
Die quantitative Bewertung mancher Kriterien ist schwierig. Die Praxis fokussiert sich derzeit 
auf diejenigen Kriterien, für die ein weitgehender wissenschaftlicher Konsens vorliegt. 
Die ökonomische Bewertung basiert hauptsächlich auf der Berechnung von Lebenszykluskos-
ten. Barrierefreiheit, Thermische Behaglichkeit und Raumluftqualität sind Kriterien, die im 
sozialen Bereich in der engeren Diskussion sind. 
Der Runde Tisch „Nachhaltiges Bauen“ des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS) diskutiert für die ökologische Beurteilung von Bauwerken eine Mini-
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malliste von Kriterien, die sich an die Ergebnisse der deutschen, europäischen und internatio-
nalen Normungsgremien hält. 
Bezüglich Anwendung und Aggregation der meisten Kriterien besteht wissenschaftlich weit-
gehende Einigkeit, obwohl für die Berechnung der jeweiligen Indikatoren unterschiedliche 
Modelle benutzt werden. Für die wichtigen Kriterien Rohstoff- und Flächenverbrauch sowie 
Abfallaufkommen ist die quantitative Bewertung nach heutigem Diskussionsstand noch nicht 
geklärt. 
 
 
• Treibhauspotential 
• Ozonabbaupotential 
• Versauerungspotential 
• Eutrophierungspotential 
• Sommersmog 
• Primärenergiebedarf 
• Rohstoffinanspruchnahme 
• Anteil nachwachsender 
   Rohstoffe 
•Versiegelung/ 
  Flächenverbrauch 
• Abfallaufkommen 
 

• Lebenszykluskosten 
• Baukosten nach DIN 276 
• Nutzungskosten 
   nach DIN 18060 
• Kosten für bauliche 
   Änderungen 
   (z. B. Modernisierung) 
• Entwicklung von Wert 
   und Ertrag 
• Flexibilität/ 
  Umnutzungsmöglichkeiten 
• Reduzierung des Risikos 
• Wirtschaftlichkeit 

• (Thermische) Behaglichkeit 
• Gesundes Wohnen 
• Nutzerzufriedenheit 
• Raumluftqualität 
• Belästigung durch Gebäude 
   und Nutzung 
• Vernetzung von Arbeit, 
   Wohnen und Freizeit 
• Denkmalschutz 
• Sicherheit 
• Schaffung und Sicherung 
   von Arbeitsplätzen 
• Erhalt von Wissen und 
   Fähigkeiten am Bau 
• Barrierefreiheit 

 
               Ökologie 
 

 
              Ökonomie 

 
            Gesellschaft 

 
           Abb. 88 Aspekte und Kriterien zur Bewertung der Nachhaltigkeit im Bauwesen 
                         (Graubner 2007, S. 470) 
 
 
„Die Vollständigkeit und Aktualität der den Nachhaltigkeitsuntersuchungen zu Grunde lie-
genden Basisdaten sind ebenfalls von großer Wichtigkeit. Diesbezüglich bedarf es noch er-
heblicher Anstrengungen, um zu einer einheitlichen und für alle Beteiligten verbindlichen 
Datenbasis zu gelangen. Das Deutsche Netzwerk Lebenszyklusdaten und der Leitfaden für 
„Nachhaltiges Bauen“ wollen hier einen wichtigen Beitrag leisten“ (Graubner 2007, S. 470). 
 
 
6.1 Untersuchung des Konversionsprozesses auf Nachhaltigkeitsaspekte durch Auswertung 
qualitativer leitfadengestützter Interviews 
 
Interviews mit Akteuren, die in den verschiedenen Phasen und Bereichen der Konversion der 
Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität Lüneburg tätig waren, sollen u. a. Aufschluss 
über die Nachhaltigkeit dieses Vorhabens geben. Festzustellen ist, inwieweit die Beteiligten 
bereits zum damaligen Zeitpunkt bei ihren Aktivitäten intuitiv auf nachhaltige Aspekte geach-
tet haben und worauf nicht geachtet worden ist. 
Für diese Untersuchung wird ein System von Kriterien zu den drei Dimensionen Ökologie, 
Ökonomie und Soziokulturell der Nachhaltigen Entwicklung, bezogen auf den Hochschulbau, 
entwickelt. 
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6.1.1 Art und Anzahl der Interviews 
 
Für die erhofften Aufschlüsse und Erkenntnisse wurde, wie bereits erwähnt, das qualitative 
leitfadengestützte Interview gewählt. 
 
Dafür wurde zunächst ein Leitfaden mit ca. 25 Fragen entwickelt, die dann den verschiedenen 
Aufgaben der Akteure entsprechend angepasst wurden. 
Die Fragen der Leitfäden wurden z. T. nach Abschnitten des Konversionsprozesses 

• Vorphase 
• Entwicklungsphase 
• Planungsphase 
• Bauphase 
• Nutzungsphase geordnet. 

Zum Schluss wurden den Interviewten noch einige Fragen zur Nachhaltigkeit gestellt. 
 
Die empirische Datenerhebung erfolgte in insgesamt 14 Interviews, davon waren bei einem 
Termin zwei Gesprächspartner anwesend, so dass 15 Interviewpartner zu Wort kamen. 
Die Interviewpartner haben spezifische Erfahrungen und Arbeitsschwerpunkte in den Berei-
chen Politik, Universität, Planung und Event-/Projektmanagement, die sie in den Gesprächen 
auch in den Vordergrund stellten. 
Die Gespräche dauerten größtenteils eine Stunde, zwei endeten nach 45 Minuten, während 
sich das längste über 90 Minuten hinzog. 
 
Beispielhaft soll nachfolgend das Interview mit der Baudezernentin der Universität (S) und 
dem Verfasser (I) wiedergegeben werden: 
 
 
I: „Die Fragen orientieren sich nach den verschiedenen Phasen des Konversionsprozesses“. 
 
Vorphase 
 
Frage 1: Gab es weitere aufgegebene Kasernen, die als Standort für die Hochschule infrage 
kamen und wenn ja, warum hat man sich für die Scharnhorst-Kaserne entschieden? 
 
S: „Es wurden in Lüneburg gleichzeitig zwei militärische Liegenschaften, die Scharnhorst-
Kaserne und eine BGS-Kaserne, frei. Zum Glück, denn sonst hätten wir diesen Standort nicht 
so kurzfristig bekommen, weil das zuständige Ministerium für die Aufnahme von Asylbewer-
bern ebenfalls seine Ansprüche geltend machte. Man einigte sich dann darauf, dass die  
Zentrale Anlaufstelle für Asylbewerber (ZASt) in der BGS-Kaserne eingerichtet wurde, so 
dass die Scharnhorst-Kaserne als Standort für universitäre Zwecke zur Verfügung stand“. 
 
Entwicklungsphase 
 
Frage 2: In welcher Form hat die Universität bei der vom Staatshochbauamt durchgeführten 
Strukturuntersuchung mitgewirkt? 
 
S: „Es gab eine Raumbedarfsplanung für die Universität, nach der dann die entsprechenden 
Raumprogramme aufgestellt wurden. Diese waren auch schon mit dem Ministerium abge-
stimmt worden. 
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Der Raumbedarf wurde dann gemeinsam von Universität und Staatshochbauamt in die vor-
handenen Grundrisspläne der für die jeweilige Nutzung am geeignetsten erscheinenden Ka-
sernengebäude nach den vorgegebenen Kriterien, insbesondere vorgeschriebene Raumgrößen, 
eingepasst, das Umbauprogramm dafür erstellt und dem MWK zur Genehmigung vorgelegt“. 
 
Frage 3: Gab es Meinungsverschiedenheiten mit dem Staatshochbauamt bei der Ausarbeitung 
der Strukturuntersuchung? 
 
S: „Nein, die Zusammenarbeit verlief vollkommen reibungslos“. 
 
Planungsphase 
 
Frage 4: Wie war die Zusammenarbeit mit dem Generalübernehmer und den Planern? 
 
S: „Das ging ebenfalls völlig reibungslos. Alle Beteiligten haben sich als Team verstanden, in 
dem auch Personen waren, die bevollmächtigt waren, Entscheidungen zu treffen und dies 
auch taten. Allen war bekannt, dass unter einem „Kostendeckel“ gearbeitet werden musste, so 
dass von Anfang an sparsamste Maßstäbe angelegt wurden“. 
 
Frage 5: Ist während des Planungsprozesses stets auf Kostenminimierung geachtet worden? 
 
S: „Auf jeden Fall! Insofern, dass die Gebäude dahingehend untersucht wurden, wo man mit 
den geringsten baulichen Eingriffen die neuen Funktionen realisieren konnte. So z. B. wurden 
die Seminarräume in den Gebäuden eingerichtet, die der Bundeswehr auch schon zu Schu-
lungszwecken dienten und daher über entsprechend große Räume verfügten“. 
 
Frage 6: Haben Einsparungszwänge zur Minderung von Quantität und Qualität geführt? 
 
S: „Was die Quantität betraf, war ausreichend Fläche in den Gebäuden vorhanden, so dass der 
Bedarf auf jeden Fall, ohne großen Aufwand zu betreiben, gedeckt werden konnte. 
Bei der Qualität sind wir ja immer so vorgegangen, dass man erst einen optimalen Plan ge-
macht hat, dann die Kosten dafür ermittelte; und wenn sie zu hoch waren, wurde geprüft, an 
welchen Stellen sie heruntergefahren werden konnten“. 
 
Frage 7: Sind eventuelle Forderungen der Betriebstechnik der Universität bei der Planung 
unberücksichtigt geblieben? 
 
S: „Die Betriebstechnik der Universität setzte sich damals aus dem Hausmeister und einem 
Kollegen, der eigentlich für die Ersteinrichtung zuständig war, zusammen. 
Für die Planung der betriebstechnischen Einrichtungen für die Neubauten haben wir auf das 
Know-how der Betriebstechnischen Abteilung des Staatshochbauamtes zurückgegriffen. 
Die Umbauten hat das Amt selbst geplant und dabei den für Landesbauten üblichen Standard 
zugrunde gelegt. 
Wir hätten gern warmes Wasser gehabt; das gibt es aber nur für die Duschen beim Sport. 
Das sind bewusst eingeleitete Sparmaßnahmen, die nicht nur die Installation, sondern auch 
die spätere Unterhaltung sowie den Energieverbrauch betreffen“. 
 
Frage 8: Sind bei der Planung schon Umweltaspekte berücksichtigt worden? 
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S: „Da fallen mir die in den Toiletten von Anfang an eingebauten wassersparenden Einrich-
tungen ein. Weiter wurde eine auf dem neusten Stand der Technik stehende Gebäudeleittech-
nik (GLT) geplant, die u. a. Licht und Heizung so steuert, dass z. B. die Seminarräume ent-
sprechend dem Stundenplan beheizt werden. 
Ein Antrag auf  die Förderung für eine Fotovoltaik-Anlage auf dem Mensadach wurde aller-
dings damals von Jülich abgelehnt. Aber dazu weiß Herr von Mansberg mehr, denn der hat 
sich damals um die Sache gekümmert. 
Alles konnten wir uns natürlich nicht leisten. Wir hätten gerne alle Fenster neu gehabt oder 
neue Dächer mit einer Wärmedämmung“. 
 
Frage 9: Wurde bei der Planung auch bereits an Kinderbetreuung, Studentisches Wohnen und 
weitere Infrastruktureinrichtungen gedacht? 
 
S: „Ja, auf jeden Fall! Es gab damals schon diesbezüglich eine Zusammenarbeit mit den stu-
dentischen Vertretern, und die Hochschulleitung hat sich sehr unterstützend dafür eingesetzt, 
dass für ein ASTA-Wohnprojekt ein Kasernengebäude zum Studentenwohnheim umgebaut 
werden konnte, noch bevor die Kaserne in den Besitz des Landes übergegangen war. 
Der ASTA hat damals mit Unterstützung des Landes ein Mannschaftsgebäude mit der Er-
laubnis für den Umbau von der Bundeswehrverwaltung angemietet, allerdings mit der Aufla-
ge, dass, wenn es nicht zum Erwerb der Liegenschaft durch das Land käme, das Gebäude 
wieder in den Ursprungszustand zu versetzen sei. 
Für die Kinderbetreuung ist das Studentenwerk Braunschweig zuständig, welches einen Ge-
ländestreifen am westlichen Rand der Scharnhorst-Kaserne erworben hat, auf dem es später 
einen Neubau für Studentisches Wohnen errichtete und ein vorhandenes Gebäude zu einer 
Kindestagestätte umbaute“. 
 
Frage 10: Wie hat die Universität sich bei der Planung der Erschließung und Außenanlagen, 
insbesondere der Parkplätze eingebracht? 
 
S: „Ziel war der autofreie Campus, der dann auch entsprechend geplant worden ist. 
Die Parkplätze erreicht man, ohne das Gelände kreuzen zu müssen. Die Zufahrt auf das Uni-
versitätsgelände erfolgt von der Uelzener Straße direkt auf den großen Studierendenparkplatz 
und von der Scharnhorststraße über zwei Zufahrten direkt zu den beiden kleineren Parkplät-
zen“. 
 
Bauphase 
 
Frage 11: Konnten während der Bauphase durch Hinweise der Universität oder durch Vor-
schläge der Planer noch Kosten eingespart werden? 
 
S: „Was heißt Bauphase? Kosten mussten aufgrund der Deckelung im Zuge der Aufstellung 
der HU-Bau bereits reduziert werden, um im Kostenrahmen zu bleiben. 
Dabei ging man so vor, dass die unabdingbar notwendigen Bauleistungen als A-Maßnahmen 
bezeichnet wurden, die dann dem Ansatz in der HU-Bau entsprachen. 
Weiter wurden in der Haushaltsunterlage B-Maßnahmen erfasst, welche die nächst wichtigen 
Teilleistungen darstellten, und schließlich nahm man unter den C-Maßnahmen wünschens-
werte aber verzichtbare Bauleistungen auf. 
Je nach Ausschreibungsergebnis sollten dann über die A-Maßnahmen hinaus der Reihenfolge 
nach weitere Teilleistungen ausgeführt werden“. 
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I: „ Da fällt mir ein, dass das Staatshochbauamt die Dächer erneuern wollte, und auch der 
Landesrechnungshof die Erneuerung der Dächer verlangte, so dass die Dachsanierung eine C-
Maßnahme bildete. 
Ich war damals nicht nur aus Geldmangel dagegen, sondern vertrat den Standpunkt, dass die 
ca. 55 Jahre alten Ziegeldächer eine Standzeit von ca. 90 Jahren haben, und dass bei einem 
späteren Dachausbau, aufgrund der Gauben- und Fenstereinbauten sowie sonstiger Durchlässe 
die neuen Dächer hätten wieder aufgerissen werden müssen. Auf die Dacherneuerung ist dann 
auch verzichtet worden; und das war richtig, denn heute, knapp 15 Jahren später, sind fast alle 
Dachgeschosse ausgebaut und dabei alle Dächer nicht nur neu eingedeckt, sondern auch den 
neusten Bestimmungen entsprechend gedämmt worden“. 
 
Frage 12: War die Universität mit der Bauausführung und der Wahl der Materialien immer 
einverstanden, und wie weit konnte sie dabei mitbestimmen? 
 
S: „Alle Materialien sind gemeinsam bemustert und festgelegt worden“. 
 
Frage 13: Sind die geplanten Infrastruktureinrichtungen auch so wie geplant realisiert wor-
den? 
 
S: „Wie oben erwähnt, ist ja ein Mannschaftsgebäude schon vor der eigentlichen Bauphase 
von Studierenden zum Wohnhaus umgewidmet worden. Danach hatte sich aus der ersten Ei-
geninitiative heraus der Campus-Verein gebildet, der dann noch ein weiteres Mannschaftsge-
bäude, das insbesondere für studentische Familien mit Kind geeignet war, als Wohnheim her-
gerichtet hat; und später kam noch der Ausbau von gezielt behindertengerechten Wohnungen, 
das war im Gebäude 35, dem ehemaligen Arrestgebäude“. 
 
Frage 14: Waren die Mittel für die Ersteinrichtung auskömmlich, und sind auch „Alteinrich-
tungen“ und vorhandenes Gerät mit umgezogen? 
 
S: „Alteinrichtungen und vorhandenes Gerät sind mit umgezogen und ergänzt worden durch 
die Ersteinrichtungsmittel, die insofern auskömmlich waren“. 
 
Nutzungsphase 
 
Frage 15: Gab es seitens der Nutzer Beschwerden nach dem Umzug? 
 
S: „Wir haben zu Beginn der Nutzungszeit ganz vereinzelt ´mal Probleme bekommen in der 
Tat mit nicht ganz klaren Ausdünstungen. Die wurden gemessen, die Ursachen ermittelt und 
abgestellt“. 
 
Frage 16: Haben sich die Kosten des Verwaltungsbetriebs nach dem Umzug verringert, und 
konnten die Betriebskosten pro m2 HNF gegenüber den alten Standorten gesenkt werden? 
 
S: „Die Verwaltungskosten sind auf jeden Fall durch die Zusammenlegung aller Funktionen 
an einem Ort erheblich gesenkt worden. Das kann ich aber jetzt nicht genau belegen. Allein 
der Verkehr zwischen den vielen verstreuten Standorten bedeutete nicht nur wesentlich mehr 
Zeit für Universitätspersonal und Studierende, sondern führte auch zu einigem CO2-Ausstoß, 
der nun entfällt. 
Was die Betriebskosten angeht, habe ich oben bereits auf die moderne Zentrale Leittechnik 
hingewiesen. Während damit nun alle Hochschulgebäude betriebstechnisch gesteuert werden, 
gab es so etwas für die alten Standorte nicht. 
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Bei den vielen Anmietungen waren der Universität, was Einsparen von Betriebskosten betraf, 
ohnehin die Hände gebunden. 
Erwähnenswert in diesem Zusammenhang ist noch, dass wir z. B. die Anordnung von Semi-
narräumen in den Häusern 12 und 14 konzentriert haben. Die Gebäude können insgesamt hei-
zungstechnisch ´runter gefahren werden, und was noch wesentlicher ist, Sonderveranstaltun-
gen wie z. B. Kongresse, Tagungen usw. werden gezielt in ein Haus gelegt, damit nur dieses 
beheizt werden muss. Darüber hinaus werden weitere Energieeinsparungen erzielt durch stän-
dige Optimierung der Regelungseinrichtungen. 
Wir haben übrigens eine Umweltschutzkoordinatorin, die mit uns ein Umweltmanagement-
system aufgebaut hat, was zur Zertifizierung der Universität nach EMAS geführt hat. Dadurch 
erhält auch die Betriebstechnikabteilung ständig Anregungen für Verbesserungen“. 
 
Frage 17: Wie haben sich in der 15-jährigen Nutzungsdauer die Bauunterhaltungskosten spe-
ziell für die hergerichteten Kasernengebäude entwickelt? 
 
S: „Wir haben in den ersten Jahren unwesentliche Bauunterhaltungskosten gehabt. 
Das hat uns ja ermöglicht, die Bauunterhaltungsmittel (die Stiftungshochschulen erhalten ei-
nen Pauschalbetrag zur Selbstverwaltung, während die übrigen Hochschulen die Mittel für die 
Bauunterhaltung nach wie vor beantragen müssen) nach und nach in für uns wichtige Bau-
maßnahmen zu stecken wie z. B. den Dachgeschossausbau. Die in die Gebäude neu eingebau-
ten Aufzüge führen bereits bis in die Dachgeschosse“. 
 
Frage 18: Wie erfolgt überwiegend der Pendelverkehr zwischen Campus und Innenstadt? 
 
S: „Da gibt es eine Zusammenarbeit mit der KVG, einer Busgesellschaft und der Stadt. Es 
besteht eine Direktlinie zwischen Campus-Innenstadt-Bahnhof, die auch an die Ankunftszei-
ten der Züge angepasst ist, um die Pendler abzufangen und direkt zum Campus zu bringen. 
Dies ist auch ein Konzept zur Vermeidung des Privatverkehrs“. 
 
I: „Und wie hoch sind die Kosten für die Studierenden?“ 
 
S: „Das kann ich nicht sagen. Die sind in den Semestertickets enthalten“. 
 
Nachhaltigkeit 
 
Frage 19: Was bedeutet für Sie Nachhaltigkeit? 
 
S: „Hier in der Universität bedeutet nachhaltig, dass z. B. versucht wird, Ressourcen zu spa-
ren und nicht in einem Maße zu verbrauchen, dass zukünftige Generationen dadurch belastet 
werden. 
Das ist eben ein ständiges Bemühen, was wir mit einem System, das eben die Erfolge kontrol-
liert und weiterführt, versuchen zu erreichen und nicht mit einzelnen Aktionen“. 
 
Frage 20: Hat dieses Verständnis Einfluss auf Ihr Handeln beim Konversionsprozess gehabt? 
 
S: „Ja, aus gutem Grund, denn Mittel sind immer nur begrenzt vorhanden, und wir haben im-
mer im Kopf gehabt, dass ein wirtschaftliches Handeln auch nachhaltig ist. 
 
I: „ Gut, das bezieht sich auf die Ökonomie. Und wie war das in Bezug auf den Umwelt-
schutz, also auf die ökologische Dimension der Nachhaltigen Entwicklung?“. 
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S: „Da haben wir uns insbesondere bei der Gestaltung der Außenanlagen bemüht, nachhaltig 
zu handeln. Wir haben z. B. die riesengroßen, asphaltierten Antreteplätze entsiegelt, wir ha-
ben in hohem Maße entsiegelt. So wurde aus dem einen ein Sportrasen, und der andere ist zu 
einem Biotop derart umgestaltet worden, dass es auch Lehrzwecken dient. 
Wir haben die Bepflanzung hier, die sehr kasernenmäßig war, versucht zu ergänzen. Insbe-
sondere den Baumfaktor haben wir dabei erheblich erhöht und wie auch bei der übrigen Zu-
satzbepflanzung darauf geachtet, dass heimische Bäume, insbesondere Laubbäume und Pflan-
zen eingesetzt wurden“. 
 
Frage 21: Worauf müsste ein Leitfaden für Nachhaltige Entwicklung achten, damit er den 
Entwicklungsalltag der Baudezernentin oder des Baudezernenten einer Hochschule qualifi-
ziert? 
 
S: „Da gibt es verschiedene Aspekte, die wir noch gar nicht benannt haben, z. B. die Wahl der 
Baustoffe. Man musste deren Nachhaltigkeit prüfen, ob sie zertifiziert sind. So ist es ein Un-
terschied, ob man ein Material verwendet, welches einmal um die Welt gekreist ist oder aus 
nahe gelegenen Produktionsstätten stammt. So war es z. B. auch bei der Einrichtung, die wir 
dazu gekauft haben. Die Gegenstände stammen aus zertifizierten Betrieben, darauf wurde hier 
Wert gelegt. 
Gut, also ich behaupte, dass jemand, der in der Planung einer solchen Maßnahme tätig ist, 
sich mit dem Begriff der Nachhaltigen Entwicklung sehr intensiv befasst haben sollte, weil 
seine Tätigkeit sehr vielseitig ist und sich nicht in ein paar Grünanlagen erschöpft, sondern es 
ist ein umfassendes Wissen vonnöten z. B. über eventuelle Abgabe von Giftstoffen der zu 
verwendenden Materialien oder den CO2-Emissionen von Gebäuden und des zu beeinflussen-
den universitären Kfz-Verkehrs“. 
 
I: „ Einen Aspekt hätte ich gern noch angesprochen zur sozio-kulturellen Dimension der 
Nachhaltigen Entwicklung“. 
 
Frage 22: Was trägt die Universität Lüneburg zur Zufriedenheit der Studierenden bei? 
 
S: „Einmal haben wir natürlich schon beim Bau versucht, uns die Studenten vorzustellen in 
ihren Räumen, wir haben versucht, obwohl das schwierig durchzusetzen war, Aufenthalts-
räume für die Studierenden zu schaffen. Wir haben die Mensa so gebaut, dass sie tagsüber, 
also außerhalb der Essenszeiten, den Studierenden zur Verfügung steht, denn wir haben sehr 
viele Pendler, die sich `mal irgendwo hinsetzen und arbeiten oder sich nur einmal treffen wol-
len, das ist schon berücksichtigt worden. Solche Flächen sind auch im Neubau der Bibliothek 
geschaffen worden. 
Zum Weiteren kommt natürlich die Versorgung dazu, die hat wiederum zum einen das Stu-
dentenwerk Braunschweig inne, weil das seine Aufgabe ist, also das betreibt die Mensa und 
hat damals auch ein Cafe betrieben. Dann hat zum anderen der spätere Campus e.V. sich pa-
rallel immer bemüht, diesbezüglich zusätzliche Angebote zu machen, und das hat die Univer-
sitätsleitung stets unterstützt. So kam es schon sehr früh z. B. zu einem Café  in einer alten 
Sporthalle, die sich für angedachte Bibliothekszwecke dann doch nicht eignete. Der Verein 
hat daraufhin dort zunächst Café-Betrieb, dann Partys durchgeführt, die Halle immer weiter 
hergerichtet, so dass heute größere Veranstaltungen darin stattfinden, ohne dass die Halle ih-
ren ursprünglichen Namen „Café Vamos“ verloren hätte, woraus heute noch die ursprüngliche 
Nutzung hervorgeht. Die ehemalige Sporthalle hat nun eine bedeutende Stellung in der Stadt 
und der Region als Kulturzentrum. Darüber hinaus dient sie der Universität für Großveranstal-
tungen als Aula“. 
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I: „Das ist ein schöner Abschluss. Vielen Dank für das Gespräch“. 
 
 
6.1.2 Auswertung der Interviews 
 
Die Auswertung der Interviews liefert den Hauptbeitrag der Forschungsarbeit bei der Beant-
wortung der Frage: 
„Kann die Konversion der Scharnhorst-Kaserne und damit die Entwicklung der Universität 
Lüneburg seit Anfang der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts als nachhaltig bezeichnet werden?“. 
 
Dazu werden nach einer Paraphrase der Texte diese generalisiert. 
Im nächsten Schritt werden den generalisierten Interviewabschnitten die entsprechenden Di-
mensionen der Nachhaltigkeit in einer tabellarischen Darstellung zugeordnet. In eine weitere 
Spalte daneben werden die zutreffenden Kriterien eingetragen. Die letzte Spalte enthält den 
zugehörigen Hinweis auf die Art der Bewertung, die, bis auf die quantitative Kostenbewer-
tung, qualitativ erfolgt. 
Das vorstehende Interview wird später, nach der Entwicklung des erforderlichen 
Kriteriensystems, in ausgewerteter Form dargestellt. 
 
 
6.2 Grundlagen für die Bewertung der Nachhaltigkeit von Planung, Herstellung und Betrieb 
von Gebäuden und Liegenschaften 
 
So umfangreich und teilweise auch weitreichend auf den verschiedenen Ebenen, angefangen 
bei der globalen über die nationalen, der bundesländerseitigen sowie regionalen und kommu-
nalen bereits geforscht wird (s. Kapitel 5), und unzählige Indikatorensysteme aufgestellt wor-
den sind, so wenig Kriteriensätze gibt es zur Bewertung der Nachhaltigkeit von Liegenschaf-
ten bzw. Bauwerken. 
Die beiden Ausarbeitungen  
 

1. „Leitfaden für Nachhaltiges Bauen“ (BBR 2001) und 
2. „Das Deutsche Gütesiegel Nachhaltiges Bauen“ (DNGB 2009).  

 
dienen u. a. als geeignete Instrumente für die Aufstellung eines Kriteriensystems zur Untersu-
chung der Nachhaltigkeit bei der Konversion der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-
Universität Lüneburg: 
 
Die Ausarbeitung zu 1. ist eine „Arbeitshilfe für die Planung, das Bauen, die Bauunterhaltung, 
den Baubetrieb und die Nutzung auf und von Liegenschaften oder Gebäuden des Bundes ge-
mäß RBBau“ (BBR 2001, S. 1). 
 
Das Gütesiegel zu 2. ist ein Zertifizierungssystem bezogen auf Nachhaltigkeit für Büroneu-
bauten. 
Die zwei Werke unterscheiden sich zwar in ihren Zielen, sie haben jedoch beide das „Nach-
haltige Bauen“ zum Inhalt. Daher soll aus ihnen und eigenen Erfahrungen ein für die Bewer-
tung der Nachhaltigkeit von Planung und Herstellung des Universitäts-Campus` und der 
Wohnbebauung auf dem Gelände der ehemaligen Scharnhorst-Kaserne sowie vom Gesamt-
quartier anzuwendendes, möglichst allumfassendes System von Kriterien zur Beantwortung 
der Prüfungsfrage gebildet werden. 
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6.2.1 Leitfaden Nachhaltiges Bauen 
 
Wie bereits gesagt, ist der Leitfaden für Nachhaltiges Bauen eine Arbeitshilfe für Planen, 
Bauen, Nutzen und Beseitigen von Bundesbauten. 
Da der Hochschulbau eine Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern ist und in der Regel 
von den Landesbauabteilungen abgewickelt wird, ist der Leitfaden auch hierfür ein brauchba-
res Instrument zur Entwicklung eines geeigneten Kriteriensystems für die Untersuchung, ob 
Nachhaltigkeits-Aspekte bei der Konversion der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität 
bereits intuitiv beachtet wurden, bzw. was schon damals hätte besser gemacht werden können. 
 
6.2.1.1 Aspekte des nachhaltigen Planens und Bauens 
 
Mit nachhaltigem Planen und Bauen soll über alle Phasen des Lebenszyklus‘ eines Gebäudes 
u. a. der Verbrauch an Energie und Ressourcen minimiert und der Naturhaushalt dadurch 
möglichst gering belastet werden. Zu erreichen ist dies durch 

• Senkung des Verbrauchs von Energie und Betriebsmitteln 
• Geringhalten der Kosten beim Transport von Baustoffen und -teilen 
• Wiederverwendung von Bauprodukten/Baustoffen 
• Verlängerung der Lebensdauer von Baukonstruktionen 
• Rückführung von Stoffen in den Kreislauf ohne Gefahr für die Natur 
• Schonung von Naturräumen durch Flächen sparendes Bauen. 

 
Ökonomischer  Aspekt 
Eine erhebliche Verbesserung der Gesamtwirtschaftlichkeit von Gebäuden bezüglich der 
Bau-, Betriebs-, Nutzungs-, Umwelt-, Gesundheitskosten sowie der nicht monetären Werte 
kann durch Beachtung nachhaltiger Ansätze bereits in der Programmierungs- und Konzeptio-
nierungsphase erreicht werden. 
Darüber hinaus ist nach § 7 BHO jeder weitere Planungsschritt auf Wirtschaftlichkeit zu prü-
fen. 
Hierfür sind eine enge Zusammenarbeit aller Fachplaner unter der Federführung eines ge-
samtverantwortlichen Koordinators sowie die Einbeziehung der Nutzer und Betreiber in den 
Planungsprozess erforderlich (integrale Planung). 
Für die Qualitätssicherung sind die Ergebnisse der Baudurchführung und des Betriebs an den 
Vorgaben der Planung zu messen, zu dokumentieren und zu bewerten. 
 

 
 

Abb. 89 Mögliche Kostenbeeinflussung eines Bauvorhabens (Vogdt 2002) 
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Ökologischer Aspekt 
Wie oben für das Bauwerk geschildert, sind die gleichen Forderungen auch für hiermit ein-
hergehende Umweltbeeinträchtigungen zu stellen. Dazu gehören Fragen zur Erschließung 
sowie städtebauliche, planungs- und bauordnungsrechtliche Belange, die bereits in der Vor-
planung und bei Wettbewerben in der Gesamtheit zu erfassen und im Sinne der Nachhaltig-
keit zu optimieren sind. 
 
Soziokultureller Aspekt 
Nachhaltiges Planen muss auch die sozialen und kulturellen Auswirkungen des Bauwerkes 
gleichberechtigt mit berücksichtigen. Neben der städtebaulichen bzw. landschaftsräumlichen 
Einbeziehung, gelten auch funktionale, gestalterische, denkmalpflegerische und andere den 
Menschen berührende Faktoren als sehr wichtig. 
Nachhaltiges Bauen erfolgt nicht nach einem vorgegebenen Konzept, sondern erfordert für 
jedes einzelne Vorhaben unterschiedliche Lösungsansätze und Alternativen. 
 
6.2.1.2 Planungsgrundsätze 
 
Beim Entwerfen von Bauwerken und deren technischer Ausrüstung ist auf Folgendes zu ach-
ten: 

• die gestalterischen und die funktionellen Anforderungen müssen erfüllt sein, 
• das Wohlbefinden der Nutzer ist zu gewährleisten, 
• das Gebäude ist wirtschaftlich sowie umwelt- und ressourcenschonend zu erstellen, 
• Energiebedarf, Betriebskosten und Unterhaltungsaufwand sind zu minimieren, 
• der Reinigungsaufwand für das Gebäude, auch an der Außenhaut (Dächer und  
   Fassaden) durch weitestgehende Selbstreinigung, ist gering zu halten, 
• Inspektionen und Wartungen müssen wirtschaftlich durchzuführen sein, 
• möglichst geringe nutzerbedingte Verkehrsströme sind anzustreben. 
 

Um die Betriebskosten letztlich so gering wie möglich zu halten, müssen Architekt und Fach-
planer zum frühsten Zeitpunkt vernetzt werden, denn nur so kann durch richtige Wahl von 
Geometrien und Bauprodukten die technische Ausrüstung minimiert und optimiert werden. 
Auch die Bau- und Folgekosten werden so gesenkt, was gleichzeitig zu einer Minderung der 
Umweltbelastung führt. 
 
Ein integrales Planungsverfahren sollte 

 • Funktionalität 
 • Gesundheitsverträglichkeit 
 • Behaglichkeit 
 • Architektur 
 • Wirtschaftlichkeit 
 • Konstruktion und 
 • Ökologische Qualität eines Bauwerks sicherstellen. 

 
Das BBR hat zur besseren Übersicht die vorstehenden Planungsgrundsätze in Anlagen zu-
sammengestellt, aus denen Anforderungen, soweit sie Planen und Bauen betreffen, für die 
Ausarbeitung entnommen werden können. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um 

• nachhaltige Gebäudeplanung 
• Anforderungen an Gesundheit und Behaglichkeit 
• Planungskriterien für die Technische Gebäudeausrüstung 
• Grundsätze für die Außenanlagenplanung. 
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In der Checkliste (Anlage 1) sind die wesentlichen Anforderungen aus den übrigen Anlagen, 
sortiert nach den drei Dimensionen der Nachhaltigkeit Ökologie, Ökonomie und Soziokultu-
rell, zusammengefasst. Sie soll als Aufgabenbeschreibungs- und Überprüfungsinstrument 
dienen. 
 
6.2.1.3 Bewertungen zum Planen und Bauen von Gebäuden 
 
Im Folgenden werden Aussagen über die Bewertung von Gebäuden bezogen auf ökologische, 
ökonomische und soziokulturelle Aspekte getroffen. 
 
Ökologische Aspekte  Planen und Bauen 
Mit der Bauwerkserstellung werden die Rahmenbedingungen für die ökologischen, ökonomi-
schen und soziokulturellen Auswirkungen eines Gebäudes in der Nutzungsphase gesetzt. 
Es gibt Gebäude, dessen aufsummierte Betriebs- und Nutzungskosten bereits nach zehn Jah-
ren die Erstellungskosten überschreiten, daher kommt der Betriebs- und Nutzungsphase im 
Vergleich zur Bauphase ökologisch gesehen eine viel stärkere Bedeutung zu. Dies gilt insbe-
sondere bei einem langjährigen Bewertungszeitraum von 50–100 Jahren (BBR 2001, S. 9). 
 
„Auch wenn die wissenschaftlichen Arbeiten und Vereinbarungen zu vergleichbaren objekti-
ven Ökobilanzen über den Lebenszyklus von Gebäuden noch nicht abgeschlossen sind, bildet 
die „ökologische Erstbewertung“ (Anlage 6) als Planungshilfe zum nachhaltigen Bauen eine 
hinreichende Grundlage. 
Günstige Betriebs- und Nutzungskosten lassen sich in aller Regel durch Verzicht auf ver-
meidbare aufwendige Bauteile und Gebäudetechnik, im Einzelfall aber auch durch deren ge-
zielten Einsatz, erreichen“ (BBR 2001, S. 10). 
 
Im Zusammenhang mit den Umweltbelastungen ist darauf hinzuweisen, dass sektoral um-
weltbezogene Schäden zwar erfasst (Waldschadensbericht, Bauschadensbericht der Bundes-
regierung, Statistiken der Versicherer) und monetär bewertet werden können, eine umfassen-
de Kosten-Bewertung aller in den Wirkungskategorien erfassten Folgen auf Mensch und 
Umwelt ist derzeit jedoch nicht möglich. 
Allein die Wald- und Bauwerksschäden infolge der Schadstoffemission über den Luftweg 
verursachen deutschlandweit jährlich Milliardenschäden, daher muss das wesentliche Ziel des 
nachhaltigen Bauens von Gebäuden die Reduzierung des Energieverbrauchs sein. 
Die ökologische Bewertung von Gebäuden, die neben der ökonomischen und soziokulturellen 
Bewertung ein Teil der Bewertung ihrer Nachhaltigkeit ist, umfasst drei Schutzziele: 
 

• Schutz der menschlichen Gesundheit 
• Schutz des Ökosystems und 
• Schutz der Ressourcen. 

  
„Alle ökologischen Auswirkungen beruhen auf Energie- und Stoffflüssen. Bewertungen bau-
en deshalb auf der Abschätzung oder Berechnung von deren Größe auf. Fehlen genaue Anga-
ben zu den Energie- und Stoffflüssen, kann versucht werden, das relative Ausmaß durch ge-
eignete Maßnahmen an der Quelle zu beschränken (Vermeidungsstrategie). 
Jede Bewertung beruht auf Systemgrenzen, die bekannt sein müssen. Ohne diese Angaben 
sind Bewertungen nutzlos. 
Grundsätzlich ist zwischen qualitativen (beschreibenden) und quantitativen (rechnenden) Me-
thoden zur ökologischen Bewertung von Gebäuden und Liegenschaften zu unterscheiden. 
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Qualitative Bewertungen sind im Vergleich zu quantitativen Verfahren einfacher durchführ-
bar. Die Ergebnisse sind jedoch aufgrund unterschiedlicher Systemabgrenzungen oder Be-
zugsgrößen oft nicht miteinander vergleichbar oder nicht exakt genug. 
Quantitative Bewertungen sind dagegen mit deutlich höherem Aufwand verbunden, insbeson-
dere aufgrund der erforderlichen Datenmenge. Dies macht den Einsatz von EDV-Werkzeugen 
notwendig und sinnvoll. 
 
In frühen Planungsphasen (Wettbewerb etc.) liegen diese erforderlichen Eingabedaten noch 
nicht vor, so dass für eine Erstbewertung zunächst ein qualitatives Verfahren angegeben wird. 
Mit zunehmender Konkretisierung des Planungsprozesses kann dieses in eine quantitative 
Bewertung überführt werden (siehe Anlage 6)“ (BBR 2001, S. 11-12). 
 
Ökonomische Aspekte 
Da hohe Bau- und Betriebskosten auch hohe Umweltbelastungen zur Folge haben, ist streng 
auf ihre Minimierung zu achten. 
Über die Planungsanforderungen zum wirtschaftlichen Bauen wird z. B im § 7 BHO/LHO 
sowie in RBBau/RLBau, auf drei Bereiche besonders aufmerksam gemacht: 
 

• die Analyse der Bedarfsforderung hinsichtlich Art und Umfang 
• die Berücksichtigung wirtschaftlicher Gebäudeerstellungs- und Bauverfahren bereits bei 
  der Planung 
• die Betriebs- und Nutzungskostenreduzierung, ggf. unter Inkaufnahme einer Baukosten- 
  erhöhung bei Einzelkomponenten, soweit § 7 BHO/LHO beachtet ist (BBR 2001, S. 12). 

 

Soziokulturelle Aspekte 
Gebäude müssen den Menschen, die sich in ihnen aufhalten, neben der Erfüllung ihrer Be-
dürfnisse vor allem Wohlbefinden bieten. 
Die Wirkung von Bauwerken nach innen und außen ist ein weiteres Kriterium für die Bewer-
tung. 
Gefährdungen der Gesundheit durch Problemstoffe sind grundsätzlich auszuschließen und 
bestmögliche Bedingungen für den Aufenthalt auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu 
schaffen. 
Das Wohlbefinden und auch die Leistungsfähigkeit der Menschen werden beeinflusst, insbe-
sondere durch 

• die Architektur des Gebäudes 
• die Gebäude- und Raumgeometrie 
• die gute Gestaltung, Material- und Farbwahl 
• die gefühlte Raumtemperatur 
• die Raumluftfeuchtigkeit 
• die Reinheit der Luft 
• die Luftbewegung 
• die künstliche und natürliche Beleuchtung 
• die Bauakustik / Lärmimmissionen und 
• die technische Ausstattung und Möblierung 

 
Für diese Indikatoren sind die planerisch festzulegenden Daten z. T. in den technischen Re-
gelwerken (DIN, VDI-Richtlinien, AMEV-Hinweisen etc.) in Abwägung der Anforderungen 
des konkreten Einzelfalls zu ermitteln. 
Die Länder haben die Anforderungen an die Gesundheitsverträglichkeit von Bauprodukten 
über das Bauproduktengesetz in ihre Bauordnungen aufgenommen. 
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Bauprodukte werden gemäß der Erfüllung der Anforderungen 
  

• Dauerhaftigkeit 
• Gebrauchstauglichkeit 
• Mechanische Festigkeit 
• Brandschutz 
• Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz 
• Nutzungssicherheit 
• Schallschutz 
• Energieeinsparung, Wärmeschutz 

 
entsprechend der Bauproduktenrichtlinie beurteilt. Erkannte Gesundheitsrisiken müssen somit 
bei Bauproduktspezifikationen beachtet werden. 
 
Im Verhältnis Gebäude / Mensch spielen öffentliche Gebäude eine besondere Rolle, denn 
aufgrund ihrer meist exponierten Lage und Funktion stehen sie verstärkt im Blickfeld der Öf-
fentlichkeit. 
Sie bilden einen wichtigen Teil unserer Baukultur. „Interesse am Erhalt dieser Gebäude, an 
ihrer Bestandspflege als Zeitzeugen, an behutsamer Anpassung sind Faktoren nachhaltigen 
Bauens, die neben den allgemein ökologischen und ökonomischen Aspekten gleichermaßen in 
die Gestaltung einzubeziehen sind“ (BBR 2001, S. 12-14). 
 
Sparsamer Umgang mit Energie und Ressourcen muss auch von den Nutzern der Gebäude 
verlangt werden. Dazu sind sie durch geeignete Maßnahmen wie z. B. Visualisierung der ei-
genen Verbräuche (Heizenergie, Strom, Wasser usw.) anzuregen. 
Die abschließenden Kapitel 7 – 10 der Arbeitshilfe des BBR treffen Aussagen zu 

 
Kap.  7 Ausschreibung und Baudurchführung 
Kap.  8 Betrieb/Nutzung/Bauunterhaltung 
Kap.  9 Qualitätssicherung 
Kap.10 Anwendung des Leitfadens 

Zu 7.: 
◦ Die ökologischen Anforderungen sind in Ausschreibungen zu verankern. 
◦ Nebenangebote und Sondervorschläge können zu einer günstigen Erfüllung der 
  Anforderungen führen. 
◦ Die Wiederverwendung von Baustoffen und Bauteilen kann zugelassen werden,  
  wenn langfristige ökonomische Vorteile zu erwarten sind. 
◦ Die Bauüberwachung muss gewährleisten, dass die verlangten Leistungen auch 
  erbracht werden. 
◦ Im Titel „Baustelleneinrichtung und -betrieb“ sind Hinweise auf den  
  Umweltschutz zu machen. 

Zu 8.: 
◦ Leistungs- und Verbrauchskontrollen 
◦ Unterrichtung der Betreiber und Nutzer über die Wirkungszusammenhänge der  
  Nachhaltigkeit 
◦ Wiederkehrende Betriebs- und Nutzungsanalyse z. B. über Monitoring- 
  Einrichtungen senken die Kosten in der Nutzungsphase. 
◦ Bei regelmäßig gemeinsam durchzuführenden Begehungen werden erforderlicher 
  Bauunterhalt und kleine Baumaßnahmen sowie auch Betriebs- und Nutzungsver- 
  besserungen festgelegt. 
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Zu 9.: 
◦ Die Realisierung der Anforderungen an nachhaltiges Bauen soll von der 
  Konzipierung bis zur Entsorgung eines Gebäudes sichergestellt werden. 
◦ Dem Preisgericht eines Wettbewerbs sollen auch Fachpreisrichter der Bereiche 
  Betrieb, Energie und Ökologie angehören. 
◦ Die Projektleitung muss Erfahrung auf den Gebieten Ökologie und Ökonomie 
   nachweisen. 
◦ Über Monitoring während der Nutzungsphase können erforderliche Vergleichs- 
   prozesse stattfinden, mit dem Ziel, die Kosten zu senken. 

Zu 10.: 
◦ Die Grundsätze des Leitfadens gelten für den gesamten Gebäudelebenszyklus, 
  dennoch ist der Schwerpunkt seiner konkreten Anwendung die jeweilige 
  Planungsphase nach HOAI. 
◦ Am Anfang steht die Beratung des Nutzers zur Umsetzung seines Raumpro- 
  gramms. Dazu gehört auch die Klärung, ob durch optimierte Nutzung auf einen 
  Neubau verzichtet werden kann. Ebenso zur Erörterung gehören die Beachtung 
  der Verkehrsströme und die Minimierung der Flächeninanspruchnahme. 
◦ Nach der Entscheidung für die Art der Baumaßnahme sollen in jedem folgenden 
  Planungsabschnitt die Aspekte 

• Ökologie 
• Ökonomie 
• Baukultur / soziale Auswirkungen 

 getrennt für einen Nutzungszeitraum von 50–100 Jahren bewertet werden. 
 

Gemäß § 7 BHO/LHO wird die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach der 
Kapitalwertmethode durchgeführt. 
Als Wert für Vergleichszwecke gilt  €/m² HNF und ergänzend €/m² BGF (BBR 2001, 
S. 14-16). 
 
6.2.1.4 Bewerten der Nachhaltigkeit von Gebäuden und Liegenschaften 
 
Ökologische Erstbewertung 
Die auf die Umwelt aufgrund eines Bauprozesses wirkenden Folgen werden i. A. durch Stoff- 
und Energieflüsse beschrieben. Aus Gründen der aufwendigen Modellierung dieser Vorgänge 
beschränken sich die meisten vorliegenden Planungshilfen (Gütesiegel, Empfehlungen, La-
bels, Deklarationsraster, Positiv-/Negativlisten usw.) auf qualitative Aspekte. 
Da die Bewertungsergebnisse schwierig zu vergleichen sind, ist das Verfahren nur geeignet, 
um in einer ersten groben Näherung die zu erwartenden Umwelteinwirkungen abzuschätzen. 
 
Die Arbeitshilfe führt die ökologische Erstbewertung tabellarisch in Anlage 6 durch, deren 
Bewertungskriterien in Spalte 1 mit den Kriterien in der Checkliste (Anlage 1) identisch sind. 
Diese sind noch einmal in Kriterienkomplexe zusammengefasst, die unter Beachtung der 
konkreten Gegebenheiten des Objektes alternativ bewertet werden. 
Die Gewichtung der Kriterienkomplexe untereinander muss gleichwertig vorgenommen wer-
den. Jeder muss mindestens mit „ausreichend“ bewertet werden können, um nicht verworfen 
zu werden. 
 
In die zweite Spalte sind die für das Kriterium einzuhaltenden „Vorgaben“ einzutragen. Sie 
sind den gültigen Normen und Richtlinien sowie den Anlagen im Leitfaden Nachhaltiges 
Bauen zu entnehmen. Falls es keinen Vorgabewert gibt, ist die Anforderung zu beschreiben. 
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Zu jeder Vorgabe wird in die dritte Spalte der „Planwert“ eingesetzt, der dem Vorgabewert 
mindestens entsprechen muss, und der grundsätzlich jedoch zu einer ökologischen Besserbe-
wertung führen sollte. 
Liegt kein Ausnahmefall vor, der dann aber stichhaltig begründet werden müsste, ist auch 
eine Planungsvariante, die diese Voraussetzung nicht erfüllt, auszuschließen. 
 
Die letzte Spalte „Bewertungen“ besteht aus zwei Unterspalten „Einzelkriterien“ und 
„Kriterienkomplexe“, wobei die Einzelkriterien noch einmal in „qualitativ“ und „quantitativ“ 
unterteilt sind. 
 
Als Bewertungszeichen dienen für die Spalten qualitativ und Kriterienkomplex 
 
                                                   +    ausreichend 
                                                   ++  gut 
                                                   +++ sehr gut 
                                                   -    mangelhaft 
                                                   - -  unzureichend 
                                                     ●   keine Angaben 
 
und für die Spalte quantitativ      ja         Zielvorgabe eingehalten 
 nein     Zielvorgabe nicht eingehalten. 
 
Ökonomische Bewertung 
Das Bewertungskriterium für die Wirtschaftlichkeit von Bauinvestitionen umfasst die Erstin-
vestition und die Baufolgekosten. 
Bei der Bewertung ist nicht nur die Gesamtwirtschaftlichkeit zu gewährleisten, es muss auch 
jeder Planungsschritt für sich nach § 7 BHO/LHO auf Wirtschaftlichkeit untersucht werden. 
 
Die dazu benötigte Kostenplanung ist differenziert für die jeweiligen Leistungsphasen nach 
HOAI durchzuführen, belegt z. B. durch Kostenvergleich abgerechneter Bauvorhaben. 
Als Grundlage werden vorhandene aktuelle Datensammlungen des Bundes, der Länderarchi-
tektenkammern und weiteren anerkannten Institutionen verwandt. 
Von der in der Anlage 6 der Arbeitshilfe dargestellten Tabelle zur ökonomischen Bewertung, 
in der die Investitions- und Baufolgekosten zusammenfasst werden, kommt für die Ausarbei-
tung nur der erste Teil zum Tragen, da der Betrieb der Universität nach der Konversion hier 
nicht zu behandeln ist. Die Tabelle enthält in der ersten ihrer vier Spalten die „Bewertungskri-
terien“ für die Ausgaben des Bauvorhabens nach DIN 276. 
In der zweiten Spalte „Einheit“ steht [€]. 
In Spalte drei sind die entsprechenden „Kosten“ einzutragen, während die Spalte vier für 
„Bemerkungen“ vorgesehen ist. 
 
Soziokulturelle Bewertung 
Als Aspekte hierfür werden die Kunst am Bau sowie der Umgang mit kulturhistorischen Fun-
den genannt, die in der RBBau 1995 geregelt sind. Einen weiteren Aspekt stellt das 
barrierefreie Bauen dar, das ebenfalls in die Bewertung mit einzubeziehen ist. 
„Der Erhalt von Wissen und Fähigkeiten beim Bau und Umgang mit Gebäuden und Liegen-
schaften ist ebenso wie der Aspekt der qualifizierten Arbeitsplätze zwar ein soziokultureller 
Aspekt der Nachhaltigkeit, kann aber im Rahmen dieses Leitfadens nicht geregelt werden“ 
(BBR 2001, S. 6.9). 
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Die Wirkung von öffentlichen Gebäuden nach außen und innen spiegelt in der Regel die de-
mokratische Kultur wider. 
Der Umgang mit dem Bürger und geschaffene historische Werte können sich in der Wirkung 
der Gebäude ausdrücken, so dass sie in der Bewertung Berücksichtigung finden sollte. 
Die Kriterien dafür sind schwer zu konkretisieren, sie sind jedoch in den Anforderungen, ggf. 
im freien Text, zu finden. 
 

Zusammenfassende Bewertung 
Auch für die Gesamtbewertung wird eine Tabelle verwandt, die in der ersten Spalte enthält: 

• die ökologische Erstbewertung mit ihren Kriterienkomplexen 1 - 6 
• die ökonomische Bewertung mit den Kosten für Erstellung, Betrieb und Nutzung sowie 
  den Bauunterhaltungsaufwand 
• soziokulturelle Bewertung mit Außenwirkung/Umfeldeinbindung, Innenwirkung/ 
   (Nutzer/Besucher), barrierefreies Bauen 
• Gesamturteil. 

„Das Gesamturteil ergibt sich aus der gleichwertigen Gewichtung der Einzelbewertungen. 
Hier ist kurz zu erläutern, inwieweit der Entwurf die Kriterien der Nachhaltigkeit erfüllt oder 
nicht erfüllt“ (BBR 2001, S. 6.10). 
 
Bei einer späteren zusammenfassenden Bewertung in dieser Forschungsarbeit wird nur, wie 
oben bereits angedeutet, der Zeitraum von der Planung bis zur Übergabe der hergerichteten 
Kaserne an die Universität Lüneburg berücksichtigt. 
 
Das Kapitel 7 der Anlage 6 stellt zunächst sehr umfangreich die Lebensdauer von Bauteilen 
und Bauteilschichten tabellarisch dar. Die tatsächliche Lebensdauer hängt ab von den Bauteil-
eigenschaften, der Ausführungsqualität, der Beanspruchung sowie der Wartung / Instandhal-
tung. 
In weiteren Tabellen sind dargestellt: 
 

• Fußbodenreinigung – Indexwerte der Kosten 
• Gebäudereinigungskosten nach Gebäudetypen 
• Fassadenreinigung – Zyklen und Indexwerte der Kosten 
• Kosten für Bedienung, Wartung, Inspektion nach Gebäudetypen 
• Kosten für Sonstiges nach Gebäudetypen 
• Kosten für Bauunterhaltungsaufwand 
• Warmwasser – Nutzungsgrade. 
 

Diese Datenbasis dient Kriterien der Nutzung und ist somit nicht Gegenstand der Ausarbei-
tung. 
 
6.2.1.5 Eignung der Arbeitshilfe „Leitfaden Nachhaltiges Bauen“ für die Untersuchung des 
Forschungsgegenstandes 
Der „Leitfaden Nachhaltiges Bauen“ ist eine Arbeitshilfe, mit der ganzheitliche Grundsätze 
zum nachhaltigen Planen und Bauen, Betreiben und Unterhalten sowie zur Nutzung von Lie-
genschaften und Gebäuden des Bundes umgesetzt werden. 
Die Broschüre ist vor fast zehn Jahren entstanden und bedarf der Überarbeitung, die, wie der 
Verfasser auf Nachfrage erfuhr, in Vorbereitung ist. 
Da die Arbeitshilfe auf der anderen Seite jedoch 10 Jahre nach Beginn der Konversion der 
Scharnhorst-Kaserne in Lüneburg erschien, eignen sich die in ihr beschriebenen Kriterien für  
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nachhaltiges Planen und Bauen gut für die Entwicklung eines Kriterien-Systems zum Bewer-
ten der Nachhaltigkeit der zu untersuchenden Kasernenkonversion, zumal es sich dabei, wie 
schon erwähnt, um ein Gemeinschaftsbauvorhaben des Bundes und des Landes Niedersachsen 
handelt. 
 
Im Leitfaden wird allerdings zu wenig auf die Aspekte zur Einhaltung von Bauzeiten, Bau-
kosten und Bauqualität eingegangen. 
Zwar wird diesbezüglich in Ansätzen darauf hingewiesen, dass die Beeinflussung beim 
Objekt„anstoß“ am größten ist, was jedoch nicht ausreicht (BBR 2001, Seite 1-3). 
 
Kriterien zur Vermeidung von Termin- und Kostenüberschreitung sowie Sicherstellung der 
Qualität sind nicht deutlich genug herausgearbeitet worden. 
Bei Großprojekten kann immer wieder beobachtet werden, wie sie zeitlich, kosten- und quali-
tätsmäßig „aus dem Ruder laufen“, was in besonderem Maße die drei Dimensionen der Nach-
haltigkeit im Bauwesen stark beeinflusst. 
 
 

6.2.2 Das Deutsche Gütesiegel Nachhaltiges Bauen, Aufbau - Anwendung - Kriterien 
 
Das Gütesiegel ist ein Instrument zur Bewertung der Nachhaltigkeit von Bauwerken. 
Außer weiteren Merkmalen 
• leistet es einen aktiven Beitrag zur Nachhaltigkeit, indem es die positiven Effekte eines 
   Bauwerks für Umwelt und Gesellschaft ausweist 
• stellt es sicher, dass die Leistungsziele eines Gebäudes bei der Fertigstellung erreicht werden 
   können 
• sorgt es für Transparenz und klare Prozesse bei Planung und Bau, erschließt 
   Optimierungspotentiale und reduziert Risiken bei Erstellung, Betrieb, Um- und Rückbau 
• basiert es auf dem Lebenszyklusgedanken, der für eine nachhaltige Bewertung 
   unumgänglich ist 
• geht es über die ökologischen Aspekte hinaus und bezieht ökonomische Leistungsfähigkeit 
   von Gebäuden sowie soziokulturelle und funktionale Aspekte gleichberechtigt ein. 
 
„Das Deutsche Gütesiegel basiert auf dem Gedanken einer integralen Planung, die frühzeitig 
die Ziele des nachhaltigen Bauens für ein Projekt definiert. So können mit dem aktuellen 
Stand der Technik zukunftsfähige Gebäude entstehen – und ihre Qualität mit dem neuen Gü-
tesiegel vermitteln“ (DGNB 2009, S. 04). 
 
Das nachfolgend dargestellte Ratingsystem umfasst sechs Themenfelder: 
 

• Ökologie 
• Ökonomie 
• soziokulturelle und funktionale Aspekte 
• Technik 
• Prozesse 
• Standort. 

 
Die Themenfelder werden in der Gesamtbewertung des Gebäudes prozentual gewichtet, wo-
bei beim Gütesiegel für „Neubau Büro und Verwaltung“ die ökonomische, die ökologische 
und die technische Qualität je zu 22,5%, die soziokulturelle und funktionale mit 25,0% und 
die Prozessqualität mit 10,0% in die Bewertung eingehen. 
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Die Standortqualität ist nicht Gegenstand der Bewertung, sondern wird extra beurteilt. 
Den 6 Themenfelder sind die insgesamt 49 Kriterien entsprechend zugeordnet. 
Für jedes Kriterium werden messbare Zielwerte definiert, die maximal 10 Punkte erreichen 
können. 
Darüber hinaus wird jedes Kriterium mit einem Gewichtungsfaktor versehen, mit dem es bis 
zu dreifach in die Bewertung des jeweiligen Themenfeldes eingehen kann. 
So hat z. B. der Energiebedarf bei neuen Verwaltungsgebäuden einen höheren Stellenwert als 
der akustische Komfort. 
 
Alle Kriterien fließen auf verschiedene Weise in die Gesamtwertung ein. Eine softwarege-
stützte Berechnung zeigt das Wertungsergebnis für das Gebäude. 
Je nach Erfüllungsgrad erhält es Gold, Silber oder Bronze. Außerdem erfolgt eine Benotung 
für die Leistungsfähigkeit des Gebäudes insgesamt wie für die einzelnen Themenfelder. 
Auf dieser Grundlage kann die Bewertung in praktikabler Weise auf die Anforderungen un-
terschiedlicher Bauwerkstypen zugeschnitten werden. 
  
Die Standortqualität mit sechs Kriterien geht, wie gesagt, nicht in die Gesamtbewertung ein, 
damit jedes Gebäude unabhängig vom Standort bewertet werden kann. 
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Abb. 90 Matrix zur Bewertung der Nachhaltigkeit von Gebäuden (DGNB 2009, S. 11) 
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Abb. 91 Grafische Darstellung des Bewertungsergebnisses (DGNB 2009, S. 10) 
 
 
Die Bewertung wird nach dem Gesamterfüllungsgrad vorgenommen: 
 
bei 50% gibt es das Gütesiegel in Bronze, ab 65% in Silber und ab 80% in Gold. 
 
Daneben kann der Erfüllungsgrad auch benotet werden, wobei er bei 95% die Note 1,0, bei 
80% die Note 1,5 und 65% die Note 2,0 erhält. 
 
Die vorstehende, von der Software generierte Bewertungsgrafik fasst die Ergebnisse der 
Themenfelder und der einzelnen Kriterien der Bewertungsmatrix zusammen. 
 
Ursprünglich umfassten die sechs Themenfelder 63 Kriterien, von denen im Rahmen der Er-
probung des Systems die Ausarbeitung von 14 Kriterien zurückgestellt wurde, so dass das 
Gütesiegel für „Neubau Büro und Verwaltung“ in der Version 2008 auf insgesamt 49 Kriteri-
en basiert, 43 für die Gebäudequalität und sechs für die Standortqualität, wie aus der oben 
stehenden, beispielhaft dargestellten Matrix hervorgeht (die entfallenden Kriterien wurden in 
der Matrix gelöscht, ohne dass das System neu durchnummeriert wurde). 
 
Aus der Auswahl der nachfolgend beschriebenen Kriterien werden die, die für die Untersu-
chung auf Nachhaltigkeit der Konversion der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität 
Lüneburg bis zur Übergabe des Hochschulbauvorhabens relevant sind, in dem später noch zu 
entwickelnden Bewertungssystem mit berücksichtigt. 
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         Abb. 92 Themenfelder zur Bewertung der Gebäude-Nachhaltigkeit (DGNB 2009, S. 08) 
 
 
6.2.2.1 ÖKOLOGISCHE QUALITÄT 
 
• Kriterium 06  Risiken für die lokale Umwelt 
Ziel 
Von Produkten, die während der Nutzung von Gebäuden mit der Außenluft, dem Erdreich 
sowie dem Oberflächen- und Grundwasser in Berührung kommen, können Risiken für die 
lokale Umwelt ausgehen, die möglichst klein gehalten werden sollen. 
Methode 
Diese Stoffe und Materialien müssen auf Halogene, Schwermetalle, organische Lösungsmittel 
abgefragt werden. Weiter muss geprüft werden, ob sie unter die Bioxid- oder die REACH-
Richtlinie fallen. 
 
• Kriterium 09  Mikroklima 
Ziel 
Geeignete Produkte im Bereich der Gebäudeaußenhaut sollen die negative Wirkung auf das 
lokale Mikroklima infolge ihres Beitrags zum Wärmeinseleffekt reduzieren. Dieser kann 
durch Schaffung von unversiegelten Bereichen, Begrünung oder Verwendung von gering ab-
sorbierenden Materialien verkleinert werden. Städte heizen sich tagsüber stärker auf als das 
Umland und kühlen nachts weniger ab. 
Methode 
Dach- und Fassadenmaterialien werden mit Hilfe der Referenztabelle „Albedowerte“ doku-
mentiert. 
 
• Kriterium 15  Flächeninanspruchnahme 
Ziel 
Die ständig zunehmenden Verkehrs- und Siedlungsflächen zu reduzieren und Flächen ver-
wenden, die bereits Verkehrs- und Siedlungszwecken dienten. 
Methode 
Bewertet wird, in welchem Ausmaß und in welcher Richtung sich die Flächennutzung durch 
das Bauvorhaben ändert. 
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6.2.2.2 ÖKONOMISCHE QUALITÄT  
 
• Kriterium 16  Gebäudebezogene Kosten bis zur Übergabe/Übernahme 
Ziel 
Die Lebenszykluskosten von Gebäuden sollen auf ein Minimum gesenkt werden. Auch die 
relative Kostensenkung von Umbau- und Erhaltungsinvestitionen im Vergleich zum Neubau 
gehören zu den ökonomischen Nachhaltigkeitszielen. Zukünftig darf nicht wie bisher nur 
nach einer Minimierung der Herstellungskosten eines Gebäudes getrachtet werden, sondern 
vielmehr müssen die gebäudespezifischen Folgekosten beachtet werden, denn die belasten die 
zukünftigen Nutzer und Besitzer. 
Methode 
Die Bewertung fällt umso besser aus, je geringer die Lebenszykluskosten, berechnet nach der 
Barwertmethode in (€/m²NGF) - im Hochschulbau in (€/m²HNF) -, sind. 
Die Kosten von der Projektidee über die Herstellung bis zur mängelfreien Übergabe bilden 
die Erstellungskosten.  
Datengrundlagen 
Leitfaden Nachhaltiges Bauen des BMVBS als Hilfsmittel für Lebensdauern, für LCC- Be-
rechnung: Kostenprognose-Tools verschiedener Anbieter. 
 
• Kriterium 17  Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit 
Ziel 
Die Wertstabilität eines Gebäudes spiegelt sich in hoher Effizienz, Flexibilität und Anpas-
sungsfähigkeit an wandelnde Anforderungen wider. Eine hohe Umnutzungsfähigkeit von Ge-
bäuden liegt unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten vor, wenn der Wandel mit wenig Ver-
brauch an Ressourcen durchgeführt werden kann. 
Methode 
Flächeneffizienz und Umnutzungsfähigkeit des Gebäudes werden an Hand einer Checkliste 
mit nachfolgenden Indikatoren überprüft: 
Nachweis der Prüfung der Flächeneffizienz 

1. Modularität des Gebäudes 
2. Räumliche Struktur des Gebäudes 
3. Elektro- und Medienversorgung 
4. Heizung, Klimatisierung, Wasserversorgung/Abwasser 

 
6.2.2.3 SOZIOKULTURELLE QUALITÄT  
 
• Kriterium 18  Thermischer Komfort im Winter 
Ziel 
Das Raumklima im Winter wird im Wesentlichen durch Temperatur, Geschwindigkeit und 
relative Feuchtigkeit der Luft sowie durch die Strahlungstemperatur der Oberflächen im 
Raum bestimmt. 
Methode 
Für den thermischen Komfort müssen alle Kriterien erfüllt sein. Diese sind 
1. Operative Temperatur (quantitativ) 
2. Zugluft (qualitativ) 
3. Strahlungstemperaturasymmetrie und Fußbodentemperatur (qualitativ) 
4. Relative Luftfeuchte (qualitativ) 
Datengrundlage 
Erforderliche Unterlagen liefern die Beschreibung der Auslegungsbedingungen des Heizsys-
tems bzw. der raumlufttechnischen Anlage und die Kenndaten der Luftauslässe. 
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• Kriterium 19  Thermischer Komfort im Sommer 
Ziel 
Hier gelten die gleichen Kriterien wie im Winterfall. Überhitzung kann sowohl mit baulichen 
Maßnahmen als auch mit raumlufttechnischen Anlagen begegnet werden. Mindestanforde-
rungen stehen in der DIN 4108-2. Alle Maßnahmen zur Lüftung müssen dem thermischen 
Komfort genügen. 
 
 • Kriterium 20  Innenraumhygiene 
Ziel 
Die Innenraumhygiene soll sichergestellt sein, und negative Einflüsse auf das Befinden der 
Raumnutzer sollen vermieden werden. 
Methode 
Die Planung schafft die Grundlage für die Auswahl von geruchlosen und emissionsarmen 
Bauprodukten. Die Einhaltung wird spätestens vier Wochen nach Fertigstellung, jedoch vor 
der Möblierung durch den Nutzer, mittels Messungen der Raumluft festgestellt. 
Datengrundlage 
Liste der Neubau-Orientierungswerte Version 2008 für Bewertung der Raumluftmessungen 
und einschlägige Normen: DIN ISO 16000, VDI 4300 Blatt 6. 
 
• Kriterium 21  Akustischer Komfort 
Ziel 
Ziel ist, die Gesundheit und die Leistungsfähigkeit der Nutzer nicht zu beeinträchtigen, indem 
niedrige Stör- und Fremdgeräuschpegel sowie Nachhallzeiten und eine gute Sprachverständ-
lichkeit angestrebt werden. In Kommunikationsräumen sind eine hohe Sprachverständlichkeit 
und eine starke Schallausbreitungsdämpfung besonders wichtig. 
Methode 
Die Bewertung erfolgt zunächst nach der Nachhallzeit im Hörfrequenzbereich: 
Nachhallzeit T in s, bezogen auf die Werte nach DIN 18041. Sie wird berechnet oder gemes-
sen. Nur fest eingebautes Mobiliar darf einbezogen werden. 
 
• Kriterium 22  Visueller Komfort 
Ziel 
Erreicht werden soll ein visueller Komfort, der, mit ausgewogener Beleuchtung und ohne 
wesentliche Störungen durch Direkt- oder Reflexblendung, auf die jeweiligen Bedürfnisse 
angepasst ist. Großen Einfluss auf die Zufriedenheit am Arbeitsplatz hat der Ausblick, weil er 
über Tageszeit, Ort, Wetter usw. informiert. 
Methode 
Eine rechtzeitige, integrale allumfassende Lichtplanung führt zu einer optimalen Beleuch-
tungsqualität bei niedrigem Energiebedarf. Tageslichtnutzung erhöht nachweislich die Leis-
tungsfähigkeit und die Gesundheit am Arbeitsplatz und senkt die Betriebskosten. 
Kriterien für den visuellen Komfort sind: 

1. Tageslichtverfügbarkeit Gesamtgebäude (quantitativ) 
2. Tageslichtverfügbarkeit ständige Arbeitsplätze (quantitativ) 
3. Sichtverbindung nach außen (quantitativ) 
4. Blendfreiheit Tageslicht (qualitativ) 
5. Blendfreiheit Kunstlicht (quantitativ) 
6. Lichtverteilung Kunstlicht (qualitativ) 
7. Farbwiedergabe und Lichtfarbe (quantitativ) 
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• Kriterium 23  Einflussnahme des Nutzers 
Ziel 
Der Nutzer soll Einfluss nehmen können auf die Bereiche Lüftung, Sonnen- und Blendschutz, 
Temperatur sowie Steuerung von Tages- und Kunstlicht an seinem Arbeitsplatz. 
Methode 
Eine frühzeitige diesbezügliche integrale Planung kann die Einflussnahme der Nutzer fördern 
und damit die Behaglichkeit steigern, was wiederum zu einer größeren Zufriedenheit und 
Steigerung der Leistungsfähigkeit führt. Mithilfe einer Checkliste mit nachfolgenden Kriteri-
en wird die Einflussnahme der Nutzer beurteilt: 

1. Lüftung 
2. Sonnenschutz 
3. Blendschutz 
4. Temperatur während der Heizperiode 
5. Temperatur in der sonstigen Zeit 
6. Steuerung von Kunst- und Tageslicht. 

 
• Kriterium 24  Dachgestaltung 
Ziel 
Mit der Dachgestaltung soll das Optimum erreicht werden, bezogen auf 

◦ die Einbindung in das urbane Umfeld 
◦ die Reduktion des CO2-Ausstoßes 
◦ die Verbesserung des Mikroklimas, 
◦ die Lage der technischen Aufbauten und 
◦ die Herrichtung von Flächen für das Allgemeinwohl. 

Solche Flächen sind Dachdeckungen, die mit ihrer Material- und Farbwahl z. B. den histori-
schen Bezug zum direkten Umfeld darstellen, Gründächer, Dachterrassen oder solaraktive 
Flächen. 
Methode 
Technische und weitere Aufbauten sind zu reduzieren und intelligent in die Dachgestaltung 
einzubeziehen. Funktionsflächen zur Förderung des Allgemeinwohls sind dem Zweck ent-
sprechend zu schaffen. 
 
• Kriterium 26  Barrierefreiheit 
Ziel 
Ein barrierefrei gebautes Gebäude erhöht den Wert und die Attraktivität für alle Bevölke-
rungsgruppen, insbesondere für motorisch und sensorisch eingeschränkte Menschen. 
Methode 
Die Barrierefreiheit wird qualitativ nach dem Grad der Erfüllung bewertet. Je mehr Gebäude-
bereiche und Außenanlagen den Bedürfnissen beeinträchtigter Personen angepasst sind, umso 
höher ist die Gesamtliegenschaft zu bewerten. Die Bewertung erfolgt nach DIN 18024-1 und 
DIN 18024-2. 
 
• Kriterium 27  Flächeneffizienz 
Ziel 
Wirtschaftlicher Umgang mit Flächen. Die Flächeneffizienz stellt die Flächenausnutzung von 
Gebäuden dar und soll durch kostenbezogene Optimierung (Senkung der Bau- und Betriebs-
kosten, Vermeidung schlecht nutzbarer Flächen) gesteigert werden. 
Methode 
Der Flächeneffizienzkennwert ist der Quotient von Nutz- und Bruttogrundfläche in (m2/m2). 
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• Kriterium 29  Zugänglichkeit 
Ziel 
Die Akzeptanz und Einbettung von Gebäuden innerhalb des Stadtviertels, der Kommune und 
der Region soll durch eine Steigerung der Zugänglichkeit optimiert werden. Die Gemein-
schaft und die Kommunikation werden durch öffentliche Zugänglichkeit gefördert. 
Methode 
Folgende Punkte einer Checkliste bewerten die Zugänglichkeit 
1. Grundsätzliche Zugänglichkeit 
2. Öffnung der Außenanlagen für die Öffentlichkeit 
3. Öffnung gebäudeinterner Einrichtungen für die Öffentlichkeit wie z. B. Bibliothek oder 
    Cafeteria 
4. Möglichkeit der Anmietung von Räumlichkeiten innerhalb des Gebäudes durch Dritte. 
 
• Kriterium 30  Fahrradkomfort 
Ziel 
Steigerung des Anteils der Radfahrer. Da die meisten Autofahrten kürzer als fünf Kilometer 
sind, kann der Umstieg auf das Fahrrad maßgeblich zu einer umweltgerechten und energieef-
fizienten Mobilität beitragen. Unterstützt wird dieser Prozess durch eine sachgerechte, gebäu-
debezogene Fahrradinfrastruktur. 
Methode 
Der Fahrradkomfort wird anhand folgender Kriterien bewertet: 

◦ Anordnungsprinzip Fahrradabstellplätze und Angaben zu Anzahl und Lage 
◦ Lage und Entfernung der Fahrradabstellplätze zum Haupteingang 
◦ Serviceniveau der Fahrradparkeinrichtungen 
◦ Duschen, Umkleiden und Trocknungsmöglichkeiten für die Fahrradbekleidung. 

 
• Kriterium 32  Kunst am Bau 
Ziel  
Förderung von Kunst am Bau, die einen direkten Bezug zwischen Öffentlichkeit und Gebäude 
herstellen soll. Durch einen speziellen Orts- und Objektbezug soll sie die Akzeptanz und 
Identifikation der Nutzer mit ihrem Bauwerk stärken, Aufmerksamkeit herstellen und Stan-
dorten ein zusätzliches Profil verleihen. 
Methode 
Eine Checkliste bewertet die Kunst am Bau nach folgenden Kriterien: 
1. Verdient das Objekt eine „Kunst am Bau“, und soll sie durch einen Wettbewerb gefunden 
    werden? 
2. Wie viele Empfehlungen für die Umsetzung des Leitfadens „Kunst am Bau“ wurden 
     berücksichtigt? 
3. Wie wurde die Umsetzung des Prozesses „Kunst am Bau“ in der Öffentlichkeit 
    kommuniziert? 
 
6.2.2.4 PROZESSQUALITÄT  
 
• Kriterium 43  Qualität der Projektvorbereitung 
Ziel 
Die Qualität der Projektvorbereitung soll verbessert werden. Dazu gehören 

◦ Bedarfsplanung 
◦ Zielfindungsdiskussion 
◦ Zielvereinbarung 
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◦ Vorbereitung eines Wettbewerbs 
◦ Einflussnahmen auf den nutzer- und nutzungsbedingten Energieverbrauch. 

Methode  
Die o. g. Aspekte werden mit einer Checkliste abgefragt. 
 
6.2.2.5 STANDORTQUALITÄT  
 
• Kriterium 57  Verhältnisse am Mikrostandort 
Ziel 
Die Verhältnisse am Mikrostandort sollen erfasst werden. Dazu gehören: 

1. Außenluftqualität 
2. Außenlärmpegel 
3. Baugrundverhältnisse/Bodenbelastungen 
4. elektromagnetische Felder 
5. Vorkommen von Radon 
6. Stadt- und Landschaftsbild/Sichtbeziehungen. 

Methode 
Zu 1. wird festgestellt auf der Basis einer Einschätzung der Außenluft gemäß Größe und 
         Struktur des Gebietes mittels veröffentlichter Messwerte 
zu 2. dafür kann auf bestehende öffentlich zugängliche Lärmkarten zurückgegriffen werden 
zu 3. hierzu geben Bodengutachten und Baugrunduntersuchungen Aufschluss 
zu 4. können durch Messungen geortet werden 
zu 5. ist in veröffentlichten Radonkarten verzeichnet 
zu 6. die Qualität wird eingeschätzt. 
 
• Kriterium 58  Image und Zustand von Standort und Quartier 
Ziel 
Standort und Umgebung sollen Sicherheit und Behaglichkeit ausstrahlen. Dazu gehören: 
1. Gutes Image und Attraktivität, wodurch die Nachhaltigkeit der Gebäude unterstützt wird. 
2. Kriminalität führt im Gebiet zu Qualitätsverlust. 
3. Pflege und Erhaltungszustand erhöhen die Qualität des Quartiers. 
Methode 
1. Image: Übereinstimmung von Image und Nutzungsart wird eingeschätzt. 
2. Kriminalitätsrate: Beurteilung anhand der regionalen Statistiken oder Befragung der 
    zuständigen Ämter. 
3. Zustand der Umgebungsbebauung: Der optische Eindruck wird eingeschätzt. 
 
• Kriterium 59  Verkehrsanbindung 
Ziel 
Durch entsprechende Standortwahl sollen die durch die Gebäudenutzung verursachten Ver-
kehrsströme verringert werden. Diese werden durch das Nutzerverhalten und die Qualität der 
Verkehrsanbindung beeinflusst. Für eine gute Gebäudelage ist die Verkehrsanbindung ver-
schiedener Verkehrsmittel ein wichtiges Kriterium. Dazu gehört ein kleinräumiger Ausbau 
des Verkehrssystems sowie die Vernetzung und Taktabstimmung von Bahn, Bus, S-Bahn. 
Methode 
Gemessen und beurteilt werden benötigte Wegstrecken, Fahrzeiten und Erreichbarkeit mittels 
verschiedener Verkehrsträger: 

1. Erreichbarkeit des nächstgelegenen Hauptbahnhofs 
2. Erreichbarkeit der nächstgelegenen Haltestelle des ÖPNV 
3. Vorhandene Radwege. 
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• Kriterium 60  Nähe zu nutzungsspezifischen Einrichtungen 
Ziel 
Die Wahl des Standorts hat Einfluss auf die Lebensqualität der Nutzer, für die entsprechende 
Einrichtungen im Umfeld vorhanden sein sollten. 
Für eine Büronutzung sind ergänzend erforderlich: Gastronomie, Nahversorgung, Freiräume; 
wünschenswert sind öffentliche Verwaltung, medizinische Versorgung, Sport und Freizeit. 
Methode 
Beurteilt werden Dichte und Bandbreite der o. g. Einrichtungen und die Entfernungen zu die-
sen. 
 
• Kriterium 61  Anliegende Medien/Erschließung 
Ziel 
Im Vorfeld ist zu prüfen, welche Medien der Liegenschaft zur Verfügung stehen. 
Methode 
Folgende Aspekte werden beschrieben und bewertet: 
1. Anschlussmöglichkeiten bei leistungsgebundener Energie (Fernwärme, Nahwärme, Erdgas) 
2. Solares Strahlungsangebot (Verschattung, Bauleitplanung) 
3. Versorgung mit Breitband-Anschluss (DSL) 
4. Möglichkeiten für Regenwasserversickerung auf dem Grundstück (Bodenbeschaffenheit, 
    Bauleitplanung) (DGNB 2009, S. 01-43). 
 
 
6.2.2.6 Eignung des „Deutschen Gütesiegels Nachhaltiges Bauen“ für die Untersuchung des 
Forschungsgegenstandes 
  
Im Zusammenhang mit der Entwicklung eines mit internationalen Bewertungssystemen wie 
z. B. LEED oder BREEAM  konkurrierenden und für den deutschen Markt eine passgenaue 
Bewertung ermöglichenden Kriteriensystems für nachhaltiges Bauen werden von der Bundes-
architektenkammer (BAK) vier wesentliche Fragen gestellt: 
 
„1) Wie sind die deutschen Vorschriften, Standards und Normen im Zusammenhang mit der 
Nachhaltigkeitsbewertung von Gebäuden mit Blick auf die bestehenden Systeme qualitativ 
einzuordnen? 
   
2) Welche Parameter haben mit Blick auf den Lebenszyklus eines Gebäudes den größten Ein-
fluss auf die Nachhaltigkeit? 
 
3) Wie könnte es gelingen, eine Nachhaltigkeitszertifizierung ohne Baukostensteigerung in-
folge eines zusätzlichen Planungs- und Bewertungsaufwandes zu generieren und trotzdem ein 
auf dem internationalen Immobilienmarkt konkurrenzfähiges Label anzubieten, das die hohe 
Planungs- und Ausführungsqualität der deutschen Baubranche transparent kommuniziert? 
 
4) Wie können die unterschiedlichen Anforderungen von Neubau und Bestand in ein schlan-
kes System integriert werden?“ 
 
Weiter heißt es in dem Statement: 
„Die ca. 65 Kriterien des vom BMVBS vorgeschlagenen DGNB-Zertifizierungssystems sind 
auf deren tatsächliche Relevanz zu überprüfen. 
Die Zahl der Kriterien ist auf die unbedingt nötige Zahl zu reduzieren und sollte - nicht nur 
aus ökonomischen Gründen - so klein wie möglich gehalten werden“ (BAK, 2008, S.1-3). 
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6.2.3 Bewertungsverfahren für die Nachhaltigkeit bei der Planung und Herstellung der 
Campus-Universität Lüneburg durch Konversion der Scharnhorst-Kaserne 
 
Nachzuholen ist an dieser Stelle noch der Hinweis, dass die 400%ige Überbelegung der Uni-
versität Lüneburg, die 10 Jahre vor Konversionsbeginn auch noch mit einer Schließungsemp-
fehlung des Wissenschaftsrates behaftet war, allein nicht für eine Totalverlagerung in die 
Scharnhorst-Kaserne ausreichte. 
 
Für diesen Aufwand, den das Staatshochbauamt Lüneburg in seiner Strukturuntersuchung auf 
knapp 100 Mio. DM schätzte, mussten weitere Voraussetzungen vorhanden sein. 
Eine war, dass die Fachhochschule Nordostniedersachsen die beiden freiwerdenden, landesei-
genen Hauptgebäude der Universität übernimmt und dafür auf einen weiteren Neubau für die 
Sozialwissenschaften am Standort Volgershall verzichtet, zumal die Universität das eine der 
beiden Gebäude ebenfalls mit dem gleichen Fachbereich genutzt hat. 
 
Dadurch konnte die große teure Anmietung des „Sozialwesens“ der FH am Standort 
Munstermannskamp aufgegeben werden, weil die weiteren FH-Einrichtungen wie Wirtschaft-
psychologie, das Zentrum für angewandte Gesundheitswissenschaften, das Institut für ange-
wandte Medien (iam) und das Institut für Evaluation (evalue), die nach Fertigstellung des 
Neubaus und Auszug der Sozialwissenschaften ursprünglich in das Gebäude am 
Munstermannskamp hätten ziehen sollen, nun im zweiten Uni-Hauptgebäude untergebracht 
werden konnten. 
Außerdem verfügt der Standort über die ehemalige Uni-Bibliothek und eine Mensa. 
 
Darüber hinaus konnten alle, auf das gesamte Stadtgebiet verstreuten Hochschulanmietungen 
ebenfalls aufgegeben werden; und schließlich entfielen so auch die Kosten für eine Erweite-
rung der Universität an anderer Stelle. 
 
Diese Begründungen waren so überzeugend, dass der Wissenschaftsrat ohne weitere Nachfra-
gen seine Zustimmung zur Neuansiedlung der Universität in der ehemaligen Scharnhorst-
Kaserne gab. 
 
Dieser „Ringtausch“ mit all seinen Folgewirkungen kann in vielfacher Hinsicht bereits in ho-
hem Maße als nachhaltig eingestuft werden. 
 
6.2.3.1 Entwicklung des Kriteriensystems 
 
Ein für die Untersuchung der Konversion der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität 
auf Nachhaltigkeit anwendbares Kriteriensystem gibt es nicht; daher wird ein solches aus den 
Kriterien der zuvor beschriebenen Ausarbeitungen von BBR und DGNB sowie aus dem eige-
nen Erfahrungswissen entwickelt. 
 
Das Kriteriensystem der Enquete-Kommission ist nur zum Vergleich aufgeführt, um zu zei-
gen, dass es die wesentlichen Merkmale nachhaltigen Bauens im Wohnungsbau bereits vor 12 
Jahren bereits gab. 
 
Bei der Ableitung aus den beiden anderen Systemen handelt es sich um direkt übernommene, 
abgeleitete oder zusammengesetzte Kriterien. 
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Enquete-Kom. 1998 BBR 2001 DGNB 2009 Verfasser 
Ökologie 

•Reduzierung des 
Flächenbedarfs 
•Beendigung der 
Zersiedelung der 
Landschaft 
•Geringhaltung zu-
sätzlicher Bodenver-
siegelung und Aus-
schöpfung von Ent-
siegelungspotentia-
len 
•Orientierung der 
Stoffströme im Bau-
bereich an den Zie-
len der Ressourcen-
schonung 
•Vermeidung der 
Verwendung und 
des Eintrags von 
Schadstoffen in Ge-
bäude 
•Verringerung der 
CO2-Emissionen der 
Gebäude  

•Baubedarf 
•Weitere Nutzung bestehender 
Gebäude 
•Nutzung/Umnutzung Indust-
riebrachen/militärischer Anla-
gen/Baulücken 
•Oberflächenversiegelung 
•Flächenaufwand Verkehrsflä-
chen 
•Bodenaushub innerhalb der 
Liegenschaft nutzen (Massen-
ausgleich) 
•Eingliederung in das städti-
sche Umfeld bzw. in den Land-
schaftsraum 
•Erhalt von Naturräumen und 
ökologischen Strukturen, Ver-
besserung der Biodiversität des 
nicht bebauten Bodens 
•Sanierung von Bodenbelas-
tungen 
•Dauerhaftigkeit Gebäude 
•Nutzbarkeit Gebäude 
•Rückbaumöglichkeiten Ge-
bäude 
•Wieder Verwendbarkeit Bau-
teile/Baustoffe 
•Einsatz emissionsarmer Pro-
dukte 
•Energiegerechte Bauweise 
•Durchlüftung Siedlungsbe-
reich/natürliche Belüftung der 
Gebäude 
•Tageslichtnutzung 
•Natürlicher sommerlicher 
Wärmeschutz/Vermeidung 
maschineller Kühlung 
•Voraussetzung für aktive 
Umweltenergienutzung 
•Integriertes Energieversor-
gungskonzept 
•Anbindung an ÖPNV 

•Risiken für die 
lokale Umwelt 
•Mikroklima 
•Flächeninan- 
spruchnahme 

•Vorrang der Wieder-
nutzung von Brach- 
und Konversionsflä-
chen gegenüber Sied-
lungserweiterungen 
•Ausgewogene Be-
bauungsdich-
te/hochwertige Frei-
flächen 
•Eingliederung in das 
städtische Umfeld 
•Bodensanierung/ 
Schadstoffbeseitigung 
•Wiederverwendung 
bzw. -verwertung von 
Materialien 
•Einsatz emissionsar-
mer Stoffe 
•Energieeffizienz 
•Minimierung der 
CO2-Emissionen 
•Mikroklima 
•ÖPNV-Anbindung/ 
Fußgänger- und Fahr-
radkomfort 

Ökonomie 
•Minimierung der 
Lebenszykluskosten 
von Gebäuden (Er-
stellung, Betrieb, 
Instandhaltung usw.) 
•Relative Verbilli-

•Hauptnutzfläche 
•Ausgaben Bauvorhaben nach 
DIN 276 
◦ 100 Grundstück 
◦ 200 Herrichten und  
         Erschließen 

•Gebäudebezoge-
ne Kosten 
•Wertstabilität 

•Angemessener 
Grunderwerb 
•Umsetzung des 
Raumbedarfs / Flä-
cheneffizienz 
•Einhaltung der 
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gung von Umbau- 
und Erhaltungsin-
vestitionen im Ver-
gleich zum Neubau 
•Optimierung der 
Aufwendungen für 
technische und sozi-
ale Infrastruktur 
•Verringerung des 
Subventionsaufwan-
des 

◦ 300 und  400 Bauwerk 
◦ 500 Außenanlagen 
◦ 600 Ausstattung und 
          Kunstwerk 
◦ 700 Baunebenkosten 
  

Baukostenrichtwerte 
für Neu- und Um-
bauten 
•Kostenminimierung 
durch Ausschöpfung 
der Umbau- und 
Umnutzungspotenti-
ale 
•Einbeziehung ge-
eigneter Bausubstanz 
•Wirtschaftliche 
Auslegung der Ge-
bäude unter energe-
tischen Gesichts-
punkten 
•Wirtschaftliche 
Herrichtung der Au-
ßenanlagen und Er-
schließung 
•Wertstabilität/Um- 
nutzungsfähigkeit/ 
Instandhaltung 
•Wirtschaftliche 
Auswirkung auf die 
Kommune 

 Soziokulturell   
•Sicherung bedarfs-
gerechten Wohn-
raums 
•Schaffung eines 
geeigneten Wohn-
umfeldes, soziale 
Integration 
•Vernetzen von Ar-
beiten, Wohnen und 
Freizeit in der Sied-
lungsstruktur 
•“Gesundes Woh-
nen“ innerhalb wie 
außerhalb der Woh-
nung 
 

•Außenwirkung/Umfeldein-
bindung 
•Innenwirkung Nutzer/  
Besucher 
•Barrierefreies Bauen 

•Thermischer 
Komfort Innen-
raumhygiene 
•Akustischer Kom-
fort 
•Visueller Komfort 
•Einflussnahme des 
Nutzers 
•Dachgestaltung 
•Barrierefreiheit 
•Flächeneffizienz 
•Umnutzungsfähig-
keit 
•Zugänglichkeit 
•Fahrradkomfort 
•Kunst am Bau 
•Qualität der Pro-
jektvorbereitung 

•Qualität der Pro-
jektvorbereitung/Ein
beziehung der Betei-
ligten 
•Sozialintegrative 
städtebauliche Ge-
samtkonzeption 
•Bedienbarkeit der 
TGA (Technischen 
Gebäudeausrüstung) 
•Nähe zu Nutzungs-
spezifischen Einrich-
tungen 
•Innenraumqualität 
•Barrierefreiheit 
•Kunst am Bau 
 

 
Abb. 93 Kriterien der Enquete-Kommission (Lützkendorf 2002), des BBR, der DGNB 

   und des Verfassers 
  



 

 

       
               
 
               Abb. 94 Kriteriensystem zur Bewertung der Nachhaltigkeit bei der Konversion

Ökologie

1. Vorrang der Wiedernutzung von 
Brach- und Konversionsflächen 
gegenüber Siedlungserweiterungen

2. Ausgewogene             
Bebauungsdichte / hochwertige 
Freiflächen       

3. Eingliederung in das städtische 
Umfeld

4. Bodensanierung / 
Schadstoffbeseitigung

5. Wiederverwendung bzw. 

-verwertung von Materialien

6. Einsatz emissionsarmer 
Produkte

7. Energieeffizienz

8. Minimierung der 
Emissionen

9. Mikroklima  

10. ÖPNV-Anbindung / 
Fußgänger- und Fahrradkomfort

Kriteriensystem zur Bewertung der Nachhaltigkeit bei der Konversion
 

1. Vorrang der Wiedernutzung von 
und Konversionsflächen 

gegenüber Siedlungserweiterungen

2. Ausgewogene             
Bebauungsdichte / hochwertige 
Freiflächen       

3. Eingliederung in das städtische 

4. Bodensanierung / 
Schadstoffbeseitigung

5. Wiederverwendung bzw. 

verwertung von Materialien

6. Einsatz emissionsarmer 

7. Energieeffizienz

8. Minimierung der CO2 -

9. Mikroklima  

Anbindung / 
und Fahrradkomfort

Kriteriensystem zur Bewertung der Nachhaltigkeit bei der Konversion
 

Nachhaltigkeit

1. Vorrang der Wiedernutzung von 
und Konversionsflächen 

gegenüber Siedlungserweiterungen

Bebauungsdichte / hochwertige 

3. Eingliederung in das städtische 

verwertung von Materialien

und Fahrradkomfort

Ökonomie

11. Angemessener 
Grunderwerb

12. Umsetzung des 
Raumbedarfs

13. Einhaltung der 
Baukostenrichtwerte für Neu
und Umbauten

14. Kostenminimierung durch 
Ausschöpfung der Umbau
Umnutzungspotentiale

15. Einbeziehung geeigneter 
Bausubstanz

16. Wirtschaftliche Auslegung 
der Gebäude unter 
energetischen Gesichtspunkten

17 Wirtschaftliche Herrichtung 
der Außenanlagen und 
Erschließung

18. Wertstabilität/ 
Umnutzungsfähigkeit/ 
Instandhaltung

19. Wirtschaftliche 
Auswirkungen von 
Konversionen auf Kommunen 
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Kriteriensystem zur Bewertung der Nachhaltigkeit bei der Konversion

Nachhaltigkeit

Ökonomie

11. Angemessener 
Grunderwerb

12. Umsetzung des 
Raumbedarfs

13. Einhaltung der 
Baukostenrichtwerte für Neu
und Umbauten

14. Kostenminimierung durch 
Ausschöpfung der Umbau
Umnutzungspotentiale

15. Einbeziehung geeigneter 
Bausubstanz

16. Wirtschaftliche Auslegung 
der Gebäude unter 
energetischen Gesichtspunkten

17 Wirtschaftliche Herrichtung 
der Außenanlagen und 
Erschließung

18. Wertstabilität/ 
Umnutzungsfähigkeit/ 
Instandhaltung

19. Wirtschaftliche 
Auswirkungen von 
Konversionen auf Kommunen 
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21. Sozialintegrative 
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Einrichtungen

24. Innenraumqualität

25. Barrierefreiheit

26. Kunst am Bau

Kriteriensystem zur Bewertung der Nachhaltigkeit bei der Konversion

Soziokulturell

20. Qualität der 
Projektvorbereitung / 
Einbeziehung der Beteiligten

21. Sozialintegrative 
städtebauliche 
Gesamtkonzeption

22. Bedienbarkeit der TGA

23. Nähe nutzungsspezifischer 
Einrichtungen

24. Innenraumqualität

25. Barrierefreiheit

26. Kunst am Bau

Kriteriensystem zur Bewertung der Nachhaltigkeit bei der Konversion 

Einbeziehung der Beteiligten

22. Bedienbarkeit der TGA

23. Nähe nutzungsspezifischer 
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Vorstehend ist das Kriteriensystem des Verfassers noch einmal durchnummeriert dargestellt. 
 
Bei der Entwicklung des Systems wurde darauf geachtet, dass es die wesentlichen Aspekte 
der Nachhaltigkeit bei einem Konversionsprozess enthält und zahlenmäßig überschaubar 
bleibt. 
Im Einzelnen sind die Kriterien wie folgt entwickelt worden: 
 
Kriterium 1 „Vorrang der Wiedernutzung von Brach- und Konversionsflächen gegenüber 
Siedlungserweiterungen“ 
deckt die fünf erstgenannten BBR-Kriterien der ökologischen Dimension ab. Auch das von 
der DGNB genannte Kriterium „Flächeninanspruchnahme“ ist darin enthalten. 
 
Kriterium 2 „Ausgewogene Bebauungsdichte/hochwertige Freiflächen“ 
ist aus dem BBR-Kriterium „Erhalt von Naturräumen und ökologischen Strukturen, Verbesse-
rung der Biodiversität des nicht bebauten Bodens“ entwickelt worden. 
 
Kriterium 3 „Eingliederung in das städtische Umfeld“ 
stellt den ersten Teil des BBR-Kriteriums „Eingliederung in das städtische Umfeld bzw. 
Landschaftsraum“ dar. 
 
Kriterium 4 „Bodensanierung/Schadstoffbeseitigung“ 
ist zum Teil im Kriterium „Sanierung von Bodenbelastungen“ des BBR enthalten. 
 
Kriterium 5 „Wiederverwendung bzw. -verwertung von Materialien“ 
ist eine Umformulierung des BBR-Kriteriums „Wiederverwendbarkeit Bauteile/Baustoffe“. 
 
Kriterium 6 „Einsatz emissionsarmer Produkte“ 
ist vom BBR übernommen worden. 
 
Kriterium 7 „Energieeffizienz“ 
beinhaltet das BBR-Kriterium „Energetische Bauweise“. 
 
Kriterium 8 „Minimierung der CO2-Emissionen“ 
stammt vom Verfasser. 
 
Kriterium 9 „Mikroklima“ 
ist dem DGNB-System entnommen. 
 
Kriterium 10 „ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- und Fahrradkomfort“ 
hat die Kriterien „Anbindung an ÖPNV“ vom BBR und die in der soziokulturellen Dimension 
der DGNB befindlichen Kriterien „Zugänglichkeit“, „Fahrradkomfort“ und Verkehrsanbin-
dung“ zum Inhalt. 
 
Kriterium 11 „Angemessener Grunderwerb“ 
 
Kriterium 12 „Umsetzung des Raumbedarfs/Flächeneffizienz“ 
 
Kriterium 13 „Einhaltung der Baukostenrichtwerte für Neu- und Umbauten“ 
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Kriterium 14 „Kostenminimierung durch Ausschöpfung der Umbau- und 
Umnutzungspotentiale“ 
 
Kriterium 15 „Einbeziehung geeigneter Bausubstanz“ 
Die Kriterien 11–15 sind vom Verfasser für Konversion im Hochschulbau gewählt worden. 
 
Kriterium 16 „Wirtschaftliche Auslegung der Gebäude unter energetischen Gesichtspunkten“ 
spiegelt sich im BBR-Kriterium „Energetische Bauweise“ wider. 
 
Kriterium 17 „Wirtschaftliche Herrichtung der Außenanlagen“ 
stammt ebenfalls vom Verfasser. 
 
Kriterium 18 „Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/Instandhaltung“ 
stellt eine Zusammenfassung der BBR-Kriterien „Dauerhaftigkeit Gebäude“, „ Nutzbarkeit 
Gebäude“, „Rückbaumöglichkeit Gebäude“ dar. Es schließt die Kriterien „Wertstabilität und 
„Umnutzungsfähigkeit“ der DGNB ein. 
 
Kriterium 19 „Wirtschaftliche Auswirkungen von Konversion auf die Kommunen“ 
ist speziell für die Konversion der Scharnhorst-Kaserne entwickelt worden. 
 
Kriterium 20 „Qualität der Projektvorbereitung/Einbeziehung der Beteiligten“ 
ist aus dem Kriterium „Qualität der Projektvorbereitung“ von der DGNB entstanden. 
 
Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ 
fasst die Kriterien „Verhältnisse am Mikrostandort“ und „Image und Zustand von Standort 
und Quartier“ von der DGNB zusammen. 
 
Kriterium 22 „Bedienbarkeit der TGA“ 
ist im BBR-Kriterium „Energetische Bauweise“ enthalten. 
 
Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“, 
ist dem DGNB-System entnommen. 
 
Kriterium24 „Innenraumqualität“ 
vereint im weitesten Sinne die Kriterien „Durchlüftung Siedlungsbereich/Natürliche Belüf-
tung der Gebäude“, „Tageslichtnutzung“, „Natürlicher sommerlicher Wärmeschutz/ 
Vermeidung maschineller Kühlung“  und „Innenwirkung/(Nutzer/Besucher)“ vom BBR, 
„Thermischer Komfort“, „Innenraumhygiene“, „Akustischer Komfort“, „Visueller Komfort“ 
und „Einflussnahme des Nutzers“ von der DGNB. 
 
Kriterium 25 „Barrierefreiheit“ 
ist identisch mit einem DGNB-Kriterium, und es ist auch mit „Barrierefreies Bauen“ im BBR-
System enthalten. 
 
Kriterium 26 „Kunst am Bau“ 
gehört zu den Kriterien der soziokulturellen Dimension der DGNB. 
 
Die oben stehenden Kriterien decken die Gegenstände, die bei der Untersuchung der Konver-
sion der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität Lüneburg behandelt werden müssen, 
weitestgehend ab. 
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6.3 Untersuchung der Planung und Herstellung der Baumaßnahmen auf Aspekte der 
      Nachhaltigkeit 
 
Die Untersuchung erstreckt sich über die Umbauten, die Neubauten, die Außenanlagen sowie 
weitere Einrichtungen auf dem Gelände der ehemaligen Scharnhorst-Kaserne. 
Die Nachhaltigkeitsprüfung der oben genannten Baumaßnahmen wird, wie bereits erwähnt, 
im Wesentlichen auf der Grundlage der Aussagen in den Interviews durchgeführt. 
Darüber hinaus werden aber auch weitere Ausarbeitungen, die während der Planung und 
Durchführung der Konversion erfolgten, und das Erfahrungswissen des Verfassers in die Prü-
fung einbezogen. 
Die oben stehenden Kriterien bilden dabei den Untersuchungsleitfaden. 
 
Wie unter Punkt 6.1.2 angedeutet, wird das unter Punkt 6.1.1 entsprechend bearbeitete Inter-
view zur Veranschaulichung des weiteren Vorgehens exemplarisch nachfolgend in tabellari-
scher Form dargestellt, die weiteren bearbeiteten Interviews werden  im Anhang wiedergege-
ben. 
 
 

Bearbeitetes Interview mit der Baudezernentin der Universität Lüneburg 
Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 

Vorphase 
 
 
 
 
 
 

Entwick-
lungs-
phase 

1 
 

- Zum Glück gleichzeitig 
zwei Kasernen frei, An-
spruch bestand auch für 
Asylbewerber. 
Raumbedarfsplan und 
Raumprogramm bereits mit 
Ministerium abgestimmt. 
Gemeinsam mit Staatshoch-
bauamt anhand der Grund-
risspläne optimales Umbau-
programm erstellt. 
Zusammenarbeit verlief rei-
bungslos. Alle Beteiligten ein 
Team. Auch Personen, die 
entscheiden konnten. 

Soziokul-
turell 

Qualität der Pro-
jektvorbereitung 
/Einbeziehung der 
Beteiligten 

qualitativ 
 

Planungs-
Phase 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bauphase 

 
 
 
 
 
 
 
2 

- Wegen Kostendeckels spar-
samste Maßstäbe. Mit ge-
ringsten baulichen Eingriffen 
die neuen Funktionen reali-
sieren, z. B. Schulungsräu-
men des Bundes zu Seminar-
räumen. 
Optimalen Plan gemacht, 
Kosten ermittelt, wenn zu 
hoch, herunter gefahren. 
In Toiletten von Anfang an 
wassereinsparende Einrich-
tungen eingebaut. 

Ökonomie Kostenminimie-
rung durch Aus-
schöpfung der 
Umbau- und Um-
nutzungspotenziale 

qualitativ 

  - Weiter auf neustem Stand 
stehende Gebäudeleittechnik 
(GLT), Licht und Heizung so 

Soziokul-
turell 

Bedienbarkeit der 
TGA 

qualitativ 
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gesteuert, dass Seminarräume 
nach Stundenplan beheizt. 
Gerne neue Fenster und neue 
Dächer mit Wärmedämmung 
gehabt. 

  - ASTA hat zuerst Kasernen-
gebäude zum Studenten-
wohnheim umgebaut. 
Für Kinderbetreuung Studen-
tenwerk zuständig, hat west-
lichen Randstreifen erwor-
ben, Neubau für Studenti-
sches Wohnen und vorhan-
denes Gebäude zur Kinderta-
gesstätte umgebaut. 

Soziokul-
turell 

Sozialintegrative 
städtebauliche 
Gesamtkonzeption 

qualitativ 

 3 - Autofreien Campus geplant, 
Erreichen der Parkplätze, 
ohne Gelände kreuzen zu 
müssen, Zufahrt zum Haupt-
parkplatz von Uelzener Stra-
ße, direkte Zufahrten von 
Scharnhorststraße zu zwei 
weiteren kleinen Parkplätzen. 

Ökologie Minimierung der 
CO2-Emissionen 

qualitativ 

  - Kosten aufgrund Deckelung 
bereits in HU-Bau reduziert 
auf die erforderlichen  
A-Maßnahmen, auch  
enthalten sog. wichtige  
B-Maßnahmen und wün-
schenswerte C-Maßnahmen, 
wurden je nach Ausschrei-
bungsergebnis und Wichtig-
keit ausgeführt. 

Ökonomie Kostenminimie-
rung durch Aus-
schöpfung der 
Umbau- und Um-
nutzungspotenziale 

qualitativ 

  - Fast alle Dächer knapp 15 
Jahre später nach neusten 
Bestimmungen im Zuge des 
Ausbaus gedämmt und er-
neuert. 

Ökologie Energieeffizienz qualitativ 

  - Gegründeter Campusverein 
baut weiteres Kasernenge-
bäude für studentische Fami-
lien mit Kind und ehemaliges 
Arresthaus zu gezielt behin-
dertengerechtem Wohnheim 
um.  

Soziokul-
turell 

Sozialintegrative 
städtebauliche 
Gesamtkonzeption 

qualitativ 

 4 - Zu Beginn der Nutzungszeit 
Ausdünstungen. Gemessen, 
Ursachen ermittelt, abge-
stellt. 

Ökologie Einsatz emissions-
armer Produkte 

qualitativ 
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Nutzungs-
phase 

 - Verwaltungskosten durch 
Zusammenlegung erheblich 
gesenkt. Kein Autoverkehr 
mehr zwischen 12 bis 15 
Standorten, CO2-Ausstoß 
entfällt dadurch, und Zeit 
wird eingespart. 
Betriebskosten pro m2 HNF 
wesentlich geringer. 

Ökologie Minimierung der 
CO2-Emissionen 

Qualitative 

  - Seminarräume in zwei Häu-
sern konzentriert. Daher bei 
Sonderveranstaltungen wie 
Kongresse, Tagungen usw. 
an Wochenenden mit GLT 
gezielte Heizung und daher 
Energieeinsparung möglich. 
Umweltsystemmanagement 
aufgebaut, nach EMAS zerti-
fiziert, dadurch ständige An-
regungen für Verbesserungen 
an Betriebstechnikabteilung. 

Ökologie Energieeffizienz qualitativ 

  -Unwesentliche Bauunterhal-
tung, dadurch dafür zugewie-
senen Mittel in Dachausbau 
gesteckt. Aufzüge führen 
bereits bis in die Dachge-
schosse. 

Ökonomie Umsetzung des 
Raumbedarfs/ Flä-
cheneffizienz 

qualitativ 

Nachhal-
tigkeit 

 
 
 
 
 
 
5 

- Zusammenarbeit mit Bus-
gesellschaft (KVG) und 
Stadt, zwei Haltestellen, Di-
rektlinie Campus-Innenstadt-
Bahnhof, an Ankunftszeiten 
der Züge angepasst. 
Für Universität ist nachhal-
tig, Ressourcen zu sparen. 
Mit System Erfolge kontrol-
lieren. 
Auch wirtschaftliches Han-
deln ist nachhaltig. 

Ökologie ÖPNV-Anbindung 
/Fußgänger- und 
Fahrradkomfort 

qualitativ 
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  - Bei Gestaltung der Außen-
anlagen stets bemüht, nach-
haltig zu handeln: 
Riesengroße, asphaltierte 
Antreteplätze entsiegelt und 
zu Sportrasen und Biotop, 
das auch Lehrzwecken dient, 
umgestaltet. Bepflanzungen 
ergänzt, Baumfaktor erheb-
lich erhöht, darauf geachtet, 
dass heimische Bäume, ins-
besondere Laubbäume einge-
setzt wurden. 

Ökologie Mikroklima Qualitative 

  - Baustoffe geprüft, ob zerti-
fiziert, kein Material ver-
wendet, das um die halbe 
Welt gereist ist, sondern aus 
nahe gelegenen und zertifi-
zierten Produktionsstätten 
stammt. Jemand der Konver-
sions-Maßnahmen plant, 
muss sich intensiv mit Nach-
haltigkeit befassen u. a. be-
zogen auf Abgabe giftiger 
Stoffe aus verwendeten Ma-
terialien, CO2-Emissionen 
von Gebäuden und des zu 
beeinflussenden universitären 
Kfz-Verkehrs. 

Ökologie Einsatz emissions-
armer Produkte 

qualitativ 

 6 - Aufenthaltsräume für Stu-
dierende schaffen. Mensa so 
gebaut, dass sie auch außer-
halb der Essenszeit zum Ar-
beiten oder auch nur als 
Treffpunkt zur Verfügung 
steht. Solche Flächen auch in 
der Bibliothek. 
Campus-Verein hat Café in 
ursprünglich als Bibliotheks-
archiv gedachter, alter Sport-
halle eingerichtet, dann Par-
tys, Halle immer weiter her-
gerichtet. Heute große Ver-
anstaltungen darin, bedeu-
tende Stellung in Stadt und 
Region. Dient Universität als 
„Aula“ für Großveranstal-
tungen. 

Soziokul-
turell 

Sozialintegrierte 
städtebauliche 
Gesamtkonzeption 

qualitativ 

 
          Abb. 95 Generalisiertes Interview mit der Baudezernentin der Universität Lüneburg 
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Die Untersuchung der Konversion der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität auf 
Nachhaltigkeit erfolgt mit geringfügigen Änderungen in Anlehnung an das Verfahren der 
DGNB, mit dem der Erfüllungsgrad der Kriterien zum Nachweis der Nachhaltigkeit eines 
Gebäudes ermittelt wird. 
Die dabei zu erstellende Matrix enthält zwei Faktoren, von denen der eine je nach dokumen-
tierter Qualität das Kriterium mit Punkten bewertet, der andere die Bedeutung des Kriteriums 
gewichtet. 
Mit dem Vergleich des entstehenden Produkts mit der maximal zu erreichenden Punktezahl 
wird der prozentuale Erfüllungsgrad ermittelt. 
Für die Bewertung der Nachhaltigkeit wird außerdem auf das im Leitfaden Nachhaltiges Bau-
en enthaltene Kapitel „Bewertung der Nachhaltigkeit von Gebäuden und Liegenschaften“ 
zurückgegriffen (BBR 2001, S. 6.1-6.10). 
 
Das Verfahren erfolgt bis auf wenige Ausnahmen (Flächen und Kosten) mit qualitativer Be-
wertung. 
 
6.3.1 Bestimmung des Erfüllungsgrades der Nachhaltigkeit mithilfe der Interviews 
  
Die Punkte für die Bewertung mithilfe der Interviews werden aus der Häufigkeit, mit der die 
Kriterien angesprochen wurden, abgeleitet. Es erfolgt an dieser Stelle noch keine inhaltliche 
Bewertung der Äußerungen. 
 
Dafür ist die nachstehende tabellarische Auswertung durchgeführt worden. 
 
Um eine angemessene Bewertung zu bekommen, werden die beste und schlechteste Wertung 
(1 und 17) gestrichen und die verbleibende Gesamtzahl der Äußerungen von 132 (44+45+43) 
um 18 (1+17) auf 114 reduziert. 
 
Der Quotient aus dieser Zahl mit den um 2 auf 24 geminderten Kriterien, ergibt einen Durch-
schnitt von knapp 5 Äußerungen pro Kriterium. 
 
Für die qualitative Bewertung wird dieser Mittelwert als gut mit + + bewertet. 
 
Alle darüber liegenden Häufigkeiten sind sehr gut + + +, 
 
und die darunter liegenden sind ausreichend +.  
  
Werden zu einem Kriterium keine Aussagen gemacht erfolgt die Bewertung mit keine Anga-
ben  ○  (BBR 2001, S. 6.3). 
 
Der letzte Bewertungsfall ist nicht eingetreten. Zu allen Kriterien hat es Äußerungen gegeben. 
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Kriterium / Interview - Nr. 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 S  R 
                                 Ökologie      
  1. Vorrang der Wiedernutzung von Brach- u. Konver-

ionsflächen gegenüber Siedlungserweiterungen 
    1     1 1   1           4 7 

  2. Ausgewogene Bebauungsdichte/hochwertige  
Freiflächen 

        2   1 1             4 7 

  3. Eingliederung in das städtische Umfeld         2 1 
 

2 1           6 5 

  4. Bodensanierung 1     2                     3 8 

  5. Wiederverwendung/ -verwertung von Materialien     1   1         
 

        2 9 

  6. Einsatz emissionsarmer Produkte 1 2               1         4 7 

  7. Energieeffizienz   2   1                     3 8 

  8. Minimierung der CO2-Emissionen   3       1       1   1     6 5 

  9. Mikroklima 1 1     2                   4 7 

10. ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- und Fahrradkomfort 1 1             2 1   1   2 8 4 

  44   

                                 Ökonomie    

11. Angemessener Grunderwerb 1 
  

2 
         

1 4 7 

12. Umsetzung des Raumbedarfs / Flächeneffizienz  
1 3 1 

   
2 1 

 
1 2 

 
1 12 2 

13. Einhaltung der Baukostenrichtwerte für Neu- und Um-
bauten 

1 
      

1 
      

2 9 

14. Kostenminimierung durch Ausschöpfung der Umbau- 
und Umnutzungspotentiale  

2 
 

2 
   

2 
      

6 5 

15. Einbeziehung geeigneter Bausubstanz 2 
           

1 
 

3 8 
16. Wirtschaftliche Auslegung der Gebäude unter energeti-

schen Gesichtspunkten   
1 

    
3 

 
1 

 
1 

  
6 5 

17. Wirtschaftliche Herrichtung der Außenanlagen und 
Erschließung 

1 
   

2 
         

3 8 

18. Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/Instandhaltung 1 
  

1 1 
  

1 
      

4 7 
19. Wirtschaftliche Auswirkungen von Konversionen auf 

die Kommunen      
1 1 

 
2 

   
1 

 
5 6 
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                              Soziokulturell    
20. Qualität der Projektvorbereitung/Einbeziehung der 

Beteiligten 
2 1 2 4 2 

 
1 1 1 

   
2 1 17 1 

21. Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption  
3 2 

 
2 

    
1 1 1 

 
1 11 3 

22. Bedienbarkeit der TGA  
1 

            
1 10 

23. Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen      
1 

   
2 

  
1 

 
4 7 

24. Innenraumqualität    
1 

   
3 

      
4 7 

25. Barrierefreiheit 1 
 

1 1 1 
         

4 7 

26. Kunst am Bau   
1 

        
1 

  
2 9 

  43   

    

1 Vogel, NILEG; 2 Schwarz, Uni; 3 Donner, Uni; 4 Tinnermann,  S R 
SBM; 5 Diekmann, Planer Außenanlagen; 6 Mädge, OB; U A 
7 Faulhaber, OSD a. D.; 8 v. Mansberg, Architekt; 9 Schurreit, M N 
MdL a. D.; 10 Hoppe, Campus e. V.; 11 Stoller, Uni; 12 Michelsen,  M G 
Uni; 13 Söhnholz, Uni; 14 Stiens, Stadtbaurat a. D. E   
                                  

 
Abb. 96 Häufigkeit der Äußerungen zu den entsprechenden Kriterien in den Interviews 
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In der nachfolgenden Übersicht werden die Kriterien je nach dokumentierter Qualität nach 
dem oben beschriebenen Verfahren bewertet und die Kriterien zusätzlich erläutert: 
 
 

Kriterium Erläuterung Häufigkeit/ 
(Interview) 

qualitativ 
Merkmale 

quantitativ 
Kennwerte 

Ökologische Aspekte 
1.Vorrang der Wie-
dernutzung von 
Brach- und Konversi-
onsflächen gegenüber 
Siedlungs- 
erweiterungen 

Ziel einer nachhaltigen Städ-
tebaupolitik ist u. a. sparsa-
mer und schonender Um-
gang mit Flächen. Diese 
werden durch Abbau von 
Rohstoffen (Steinbrüche, 
Kies-, Sand- und Mergelgru-
ben), insbesondere jedoch 
durch Bauwerke und Er-
schließung in Anspruch ge-
nommen. Die Folgen sind 
umfangreiche Veränderun-
gen der Landschaft. Daher 
sollen Flächen, die bereits 
Verkehrsflächen oder bebaut 
sind, möglichst weiter ver-
wendet werden. 

1 (3) 
1 (6) 
1 (7) 
1 (9) 

  = 4 

 
 
 
 

+ 

 

2. Ausgewogene Be-
bauungsdichte / hoch-
wertige Freiflächen 

Wirtschaftliche Grund-
stücksausnutzung und bauli-
che Verdichtung ermögli-
chen einen sinnvollen Um-
gang mit der knappen Res-
source Boden, schaffen 
hochwertige Freiflächen und 
sorgen damit für den Erhalt 
natürlicher Lebensräume und 
Sicherung der Artenvielfalt. 

2 (5) 
1 (7) 
1 (8) 

  = 4 
 

 
 
 
       +   

 

3. Eingliederung in 
das städtische Umfeld  

Bedeutsam ist die städtebau-
liche Einbindung der neuen 
Vorhaben in das vorhandene 
Umfeld. Ausrichtung und  
insbesondere die Äußere 
Gestaltung sind der Umge-
bung anzupassen. 

2 (5) 
1 (6) 
2 (8) 
1 (9) 

   = 8 
 

 
 
 
 
   + + + 

 

4. Bodensanierung/ 
Schadstoffbeseitigung 

Die örtliche Situation ist im 
Hinblick auf Verdacht von 
Altlasten, schadstoffbelaste-
te Bausubstanzen sowie 
Wasser- und Bodenverun-
reinigungen zu beurteilen 
und Maßnahmen zur Dekon-
taminierung sind durchzu-
führen. 

1 (1) 
2 (4) 

   = 3 
 

 
 

+ 

 

5. Wiederverwendung/ Zur Minimierung des Ver- 1 (3)   
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-verwertung von Ma-
terialien  

brauchs von Energie und 
Ressourcen sowie einer 
möglichst geringen Belas-
tung des Naturhaushalts, 
sind bei in Frage kommen-
den Bauvorhaben wieder-
verwendbare oder –verwert-
bare Bauteile einzusetzen. 

1 (5) 
   = 2 
 

 
       + 

6. Einsatz emissions- 
armer Produkte  

Die Anforderungen an die 
Gesundheitsverträglichkeit 
von Bauprodukten sind zu 
beachten. Durch eine sorg-
fältige Auswahl von emissi-
onsarmen bzw. –freien Bau-
stoffen und Einrichtungen 
lässt sich die Schadstoffbe-
lastung in Innenräumen 
deutlich vermindern. 

1 (1) 
2 (2) 

      1 (10) 
   = 4 

 
 

 
+ 

 

7. Energieeffizienz Unter Energieeffizienz wird 
verstanden, dass ein ge-
wünschter Nutzen mit mög-
lichst wenig Energieeinsatz 
erreicht wird. Gemäß dem 
ökonomischen Prinzip sind 
Vorgänge nur dann nachhal-
tig erfolgreich, wenn jeder 
unnütze Verbrauch vermie-
den wird. 

2 (2) 
1 (4) 

   = 3 

 
 

+ 

 

8. Minimierung 
derCO2-Emission  

Minimierung des Ver-
brauchs von nicht erneuerba-
rer Energie ist die wichtigste 
Voraussetzung für die Redu-
zierung des sog. Treibhaus-
effekts. 
Das Treibhauspotenzial ist 
der potentielle Beitrag eines 
Stoffes zur Erwärmung der 
bodennahen Luftschicht.  

3 (2) 
1 (6) 

      1 (10) 
      1 (12) 
    =6 

 
 
 
 
   + + + 

 

9. Mikroklima Mit geeigneter Gestaltung 
von Dach und Fassade der 
Gebäude kann die negative 
Wirkung (Wärmeinseleffekt) 
auf das lokale Mikroklima 
gemindert werden. Weiter 
positiv beeinflusst wird das 
Mikroklima durch Schaffung 
unversiegelter Bereiche und 
Anpflanzungen. Auch die 
Umgebung wie Masse der 
umliegenden Gebäude, Stra-
ßenbreiten und Ausrichtung 

      1 (1) 
1 (2) 
2 (5) 

  = 4 

 
 
 

       + 
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der Gebäude im Zusammen-
hang mit gebietstypischen 
Windströmungen erzeugen 
eine natürliche Belüftung 
des Siedlungsbereichs und 
beeinflussen somit ebenfalls 
das Mikroklima. 

10. ÖPNV-Anbindung 
/ Fußgänger- und 
Fahrradkomfort 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verkehrsströme sind zu mi-
nimieren, Verkehrsanlagen 
innerhalb der Liegenschaft 
größenmäßig zu beschrän-
ken. 
Da viele Autofahrten kürzer 
als 5 km sind, soll der Anteil 
an Fahrradfahrern gesteigert 
werden. Voraussetzung da-
für ist u. a. eine komfortable 
auf den Standort zugeschnit-
tene Fahrrad- und Fußgän-
gerinfrastruktur. 
Der Kfz-Verkehr ist auf öf-
fentliche Verkehrsmittel zu 
verlagern. Diese Entwick-
lung wird durch Anreizsys-
teme und Förderung des 
ÖPNV unterstützt. 

1 (1) 
1 (2) 
2 (9) 

      1 (10) 
  1 (12) 
  2 (14) 

   = 8 

 
 
 
 
 

 
+ + + 

 

Ökonomische Aspekte 
11. Angemessener 
Grunderwerb 

Beim Erwerb von Industrie-
brachen und militärischen 
Anlagen lassen sich in der 
Regel angemessene Preise 
erreichen. So gewährt  
z. B. der Bund Nachlässe für 
bestimmte Nutzungszwecke 
bei der Veräußerung militä-
rischer Liegenschaften. 

1 (1) 
2 (4) 

  1 (14) 
  = 4 

 
 
 
 

 
 
 

+ 
(DM/m2) 

12. Umsetzung des 
Raumbedarfs/Flächen-
effizienz  

Der von Nutzern beantragte 
Raumbedarf ist auf Erfor-
dernis und Angemessenheit 
zu hinterfragen, wobei die 
beabsichtigte Ausstattung 
einzubeziehen ist. 
Vor der Entscheidung für 
eine Neubaumaßnahme ist 
zu prüfen, ob der Raumbe-
darf nicht auch durch Bele-
gungsoptimierung oder 
durch Gebäude im Bestand 
mithilfe von Umnutzung, 
Umbau oder Erweiterung 
(Anbau, Aufstockung) ge-

1 (2) 
3 (3) 
1 (4) 
2 (8) 
1 (9) 

  1 (11) 
  2 (12) 
  1 (14) 

 = 12 

  
 
 
 
 
 
 
 

+ + + 
(m2 HNF) 
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deckt werden kann. 
13. Einhalten der Bau-
kostenrichtwerte für 
Neu- und Umbauten 

Begrenzung der Neubaukos-
ten durch die in den Rah-
menplänen für den Hoch-
schulbau vorgegebenen 
Baukostenrichtwerte.  

1 (1) 
1 (8) 

   = 2 

 
 
 

 
 

+ 
(DM/ 

m2HNF) 
14. Kostenminimie-
rung durch Ausschöp-
fung der Umbau- und 
Umnutzungspotenziale 

Bei guter Bausubstanz und 
geeigneter Gebäudestruktur 
lässt sich Raumbedarf durch 
Sanierung und Umbau von 
Altbauten in vielen Fällen 
kostengünstiger als durch 
Neubauten verwirklichen. 

2 (2) 
2 (4) 
2 (8) 

  = 6 

 
 
 

    + + + 

 

15. Einbeziehung ge-
eigneter Altbausub-
stanz 

Vor Abriss von Gebäuden ist 
zu untersuchen, ob nicht 
Teile der Altbausubstanz in 
einen vorgesehenen Neubau 
an gleicher Stelle einbezo-
gen werden können. 

2 (1) 
  1 (13) 

  = 3 

 
 

+ 

 

16. Wirtschaftliche 
Auslegung der Gebäu-
de unter energetischen 
Gesichtspunkten 

Auf maschinelle Kühlung 
kann z. B. durch natürlichen 
Sonnenschutz (Anpflanzung 
geeigneter Bäume auf den 
wärmintensivsten, verglasten 
Gebäudeseiten) bzw. mit 
entsprechenden Dachüber-
ständen verzichtet werden. 

1 (3) 
3 (8) 

      1 (10) 
      1 (12) 
   = 6 

 
 
 
 

+ + + 

 

17. Wirtschaftliche 
Herrichtung der Au-
ßenanlagen und der 
Erschließung 

Erschließungsstraßen sind 
auf dem kürzesten Weg an 
das öffentliche Verkehrsnetz 
anzuschließen. Anschlüsse 
der Gebäude an ein Inneres 
Radfahr- und Fußgängersys-
tem werden berücksichtigt. 
Mehrfachnutzung von Ver-
kehrsflächen, bevorzugt für 
Fußgänger, ist anzustreben. 
Bei der Schaffung von Park-
plätzen ist die Anzahl der 
Zufahrten zu minimieren. 
Verkehrslenkung und –beru-
higung sollen Emissionen 
vermeiden. Anpflanzungen 
und Begrünung innerhalb 
der Verkehrsanlagen verbes-
sern das Kleinklima und den 
äußeren Eindruck. 

1 (1) 
2 (5) 

 =  3 

 
 

       + 
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18. Wertstabilität / 
Umnutzungsfähigkeit/ 
Instandhaltung 

Sorgfältige Planung, die 
Wahl langlebiger, unter-
haltsfreundlicher Materialien 
und Konstruktionen tragen 
u. a. zur Verringerung der 
Betriebskosten bei und er-
höhen die Wertstabilität. 
Nachhaltig geplante Gebäu-
de zeichnen sich auch da-
durch aus, dass sie mit ge-
ringem Aufwand an wan-
delnde Anforderungen ange-
passt werden können. Bei 
entsprechender Flächeneffi-
zienz können durch opti-
mierte Flächennutzung er-
hebliche Ressourcen einge-
spart werden. Die Qualität 
der Bausubstanz und ihre 
sachgemäße Erhaltung sind 
also wichtige Faktoren der 
Wertstabilität. 

1 (1) 
1 (4) 
1 (5) 
1 (8) 

   = 4 

 
 
 
 

       + 

 

19. Wirtschaftliche 
Auswirkung von Kon-
versionen auf die 
Kommunen 

Konversionen erhöhen die 
Wirtschaftskraft von Kom-
munen direkt oder indirekt 
durch gezielte städtebauliche 
Bedarfsentwicklung. 

1 (6) 
1 (7) 
2 (9) 

  1 (13) 
   = 5 

 
 
 
 

     + + 

 

Soziokulturelle Aspekte 
20. Qualität der Pro-
jektvorbereitung / 
Einbeziehung der Be-
teiligten 

Die frühzeitige Mitwirkung 
von Nutzern und Betroffe-
nen am Planungsprozess 
unterstützt die Akzeptanz 
und verbessert die Nut-
zungsqualität.  

2 (1) 
1 (2) 
2 (3) 
4 (4) 
2 (5) 
1 (7) 
1 (8) 
1 (9) 

  2 (13) 
  1 (14) 

 = 17 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
    + + + 

 

21.Sozialintegrative 
städtebauliche Ge-
samtkonzeption 

Die Revitalisierung von In-
dustriebrachen oder Konver-
sion militärischer Liegen-
schaften sind entsprechend 
ihrer neuen Nutzung sozial-
integrativ und städtebaulich 
angemessen zu konzipieren. 

3 (2) 
2 (3) 
2 (5) 

  1 (10) 
  1 (11) 
  1 (12) 
  1 (14) 

 = 11 

 
 
 
 
 
 
 

+ + + 

 

22. Bedienbarkeit der 
TGA 

Die TGA soll örtlich kon-
zentriert, gut zugänglich und 
einfach zu bedienen sein. 
Übersichtliche Kontrollein-

1 (2) 
   = 1 

 
+ 
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richtungen sorgen darüber 
hinaus für einen reibungslo-
sen Betrieb. 

23. Nähe nutzungs-
spezifischer Einrich-
tungen 

Gastronomie, Nahversor-
gung, medizinische Versor-
gung, Parkanlagen und Frei-
räume sollen gut erreichbar 
sein. 

1 (6) 
      2 (10)   

  1 (13) 
  = 4 

 
 
 

+ 

 

24. Innenraumqualität Thermischer Komfort so-
wohl im Winter als auch im 
Sommer, Raumluft, akusti-
scher und visueller Komfort 
sowie Sicherheit müssen in 
den Räumen gewährleistet 
sein. 

1 (4) 
3 (8) 

  = 4 
 

 
 
 

 
 

+ 

 

25. Barrierefreiheit Zugänglichkeit und Nutz-
barkeit der Gebäude und 
Anlagen sind für alle, die in 
ihrer Bewegungsfreiheit 
eingeschränkt sind, zu ge-
währleisten. 

1 (1) 
1 (3) 
1 (4) 
1 (5) 

   = 4 

 
 
 
 

+ 
 

 

26. Kunst am Bau Prüfung des Erfordernisses, 
Kommunikation über die in 
Frage kommende Kunst soll-
te stattfinden und die aussa-
gekräftigste Variante reali-
siert werden. 

1 (3) 
  1 (11) 

   = 2 

 
 

+ 

 

 
     Abb. 97 Bewertung der Häufigkeit der kriterienbezogenen Aussagen in den Interviews 
 
 
Für die Anwendung des oben beschriebenen Bewertungssystems der DGNB werden die 
Kreuze in Zahlenwerte umgewandelt: 
 
                                                    +        entspricht        5,0 Punkten 
                                                    ++     entsprechen     7,5 Punkten 
                                                    +++   entsprechen   10,0 Punkten 
 
Die  nachstehende Bewertungsmatrix Abb. 98 wird gegenüber der in Abb. 90 dargestellten 
DGNB-Matrix wie folgt geändert: 
 

• Aus der Spalte „Hauptkriteriengruppe“ wird „Dimension“. 
• Die Spalte „Kriteriengruppe“ entfällt. 
• Von der Doppelspalte „Punkte Kriterium“ entfällt die Spalte „max. möglich“, da 
   dieser Wert für alle Kriterien 10 Punkte beträgt. 
• Spalte „Gewichtung Gruppe“ entfällt, da alle Dimensionen gleich gewichtet werden. 

 
Die Werte in der Spalte „Bedeutungsfaktor“ werden, soweit sie auch für Hochschulgebäude 
anzuwenden sind, übernommen. Andernfalls erfolgt die Festsetzung nach eigenem Ermessen. 
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    Abb. 98 Bewertungsmatrix für die Nachhaltigkeit aufgrund der Häufigkeit 

        der Interviewaussagen zu den entsprechenden Kriterien 
 
 
 

 
 
 

Abb. 99. Bewertungsgrafik für die Nachhaltigkeit der Häufigkeit 
    der Interviewaussagen zu den entsprechenden Kriterien 
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Datenreihen1

Di-     Bewer- Bedeu- gewich- Erfül- Gesamt- 
men- Nr. Kriterium tungs- tungs- tete lungs- füllungs- 
sion     punkte faktor Punkte grad grad 
  1 Vorrang der Wiedernutzung … 5,0 3,0 15,0 50% 
  2 Ausgewogene Bebauungsdichte … 5,0 1,0 5,0 50% 

Ö 3 Eingliederung in das städtische … 10,0 2,0 20,0 100% 
K 4 Bodensanierung/ … 5,0 3,0 15,0 50% 
O 5 Wiederverwendung bzw. … 5,0 2,0 10,0 50% 
L 6 Einsatz emissionsarmer Produkte 5,0 2,0 10,0 50% 
O 7 Energieeffizienz 5,0 2,0 10,0 50% 
G 8 Minimierung der CO2-Emissionen 7,5 3,0 22,5 75% 
I 9 Mikroklima 5,0 2,0 10,0 50% 
E 10 ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- u. .. 10,0 3,0 30,0 100% 

  11 Angemessener Grunderwerb 5,0 2,0 10,0 50% 
Ö 12 Umsetzung des Raumbedarfs/… 10,0 3,0 30,0 100% 
K 13 Einhaltung der Baukostenrichtwerte  5,0 3,0 15,0 50% 65% 
O 14 Kostenminimierung durch … 10,0 3,0 30,0 100% 
N 15 Einbeziehung geeigneter Bausubst. . 5,0 2,0 10,0 50% 
O 16 Wirtschaftliche Auslegung der … 10,0 3,0 30,0 100% 
M 17 Wirtschaftliche Herrichtung der … 5,0 2,0 10,0 50% 
I 18 Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/ 5,0 3,0 15,0 50% 
E 19 Wirtschaftliche Auswirkungen v. … 7,5 2,0 15,0 75% 

  20 Qualität der Projektvorbereitung/… 10,0 3,0 30,0 100% 
  21 Sozialintegrative städtebauliche … 10,0 3,0 30,0 100% 

SO 22 Bedienbarkeit der TGA 5,0 2,0 10,0 50% 
ZIO 23 Nähe nutzungsspezifischer … 5,0 1,0 5,0 50% 
KUL 24 Innenraumqualität 5,0 2,0 10,0 50% 
TU 25 Barrierefreiheit 5,0 3,0 15,0 50% 

RELL 26 Kunst am Bau 5,0 2,0 10,0 50% 
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6.3.2 Nachhaltigkeitsbezogene Auswertung der Interviews 
 
Nachfolgend soll mit den Aussagen der Interviewpartner festgestellt werden, wie vor der Ver-
breitung des Nachhaltigkeitskonzepts aus der allgemeinen fachlichen Praxis heraus mit den 
heutigen Ansprüchen an das nachhaltige Bauen umgegangen wurde. 
 
Am häufigsten in den Interviews angesprochen wurde 
 
Kriterium 20 „Qualität der Projektvorbereitung/Einbeziehung der Beteiligten“ 
 
Bis auf vier nicht direkt am Konversionsprozess Beteiligte wiederholte die Mehrzahl der In-
terviewpartner diesen Aspekt mehrfach, was seine Bedeutung noch hervorhebt. 
So begründete der Vertreter des GÜ im Interview die Beauftragung für die Planung der 
Hochbaumaßnahmen: das Staatshochbauamt Lüneburg (Umbau) und ein Lüneburger Archi-
tekturbüro (Neubau), damit, dass beide bereits mit intensiven Voruntersuchungen zur Unter-
bringung der räumlich überfüllten Universität befasst waren, und dass aufgrund dieses Wis-
sensvorsprungs mit einer zügigen und kostengünstigen Projektvorbereitung zu rechnen war. 
Von der Durchführung eines Wettbewerbs wurde daher abgesehen. 
 
Da der GÜ auch für die Stadt Lüneburg die südliche Kasernenhälfte zu entwickeln hatte, war 
automatisch der Kreis der Hauptbeteiligten wie Ministerium, Universität, Stadt und Hochbau-
planern frühestmöglich abgesteckt. 
Die Qualität der Projektvorbereitung und die Einbeziehung der Beteiligten zum passenden 
Zeitpunkt sind die beiden Voraussetzungen, die von Anfang an das Vorhaben auf den richti-
gen Weg führen und dafür sorgen, dass das Projekt so kostengünstig, so zügig und so qualita-
tiv wie möglich abgewickelt wird. 
Dies gilt heute umso mehr und wird auch in Zukunft nicht an Bedeutung verlieren, denn Bei-
spiele dafür, dass die Nichtbeachtung dieser Kriterien zu Kostenexplosionen, großen Verzö-
gerungen oder umfangreichen Baumängeln führen, gibt es genug. 
 
Die Baudezernentin der Universität, die Mitarbeiter des Staatshochbauamtes sowie das Archi-
tekturbüro betonten in ihren Interviews, dass die Beteiligten ein Team bildeten, alle an einem 
Strang und in die gleiche Richtung zogen. 
Der Planer der Außenanlagen wies darauf hin, dass damals die Studierenden von sich aus, 
bezogen auf die Außengestaltung des Campus, Interessensgruppen gebildet hatten, die dann 
aber gleich zu Beginn, wie auch die Beschäftigten der Hochschule, in den Planungsprozess 
einbezogen wurden. Heute erfolgt die Einbeziehung nach seiner Meinung automatisch. 
 
Daraus ist zu schließen, dass dieses Kriterium vor fast zwanzig Jahren sehr strikt eingehalten 
wurde und die Einhaltung auch heute sowohl für den Auftraggeber wie auch für den Auftrag-
nehmer eine reibungslose Abwicklung eines (Bau-) Vorhabens garantiert. 
 
Kriterium 12 „Umsetzung des Raumbedarfs/Flächeneffizienz“ hat bei den Interviewpartnern 
ebenfalls einen sehr hohen Stellenwert. 
 
Das Raumprogramm kann umso effektiver umgesetzt werden, je genauer es aufgestellt und 
vom Auftraggeber, in diesem Fall dem Ministerium, schriftlich genehmigt worden ist. 
Handelt es sich bei dem Vorhaben um einen Umbau, wird ein Umbauraumprogramm aufge-
stellt, das weitere Spalten z. B. für Angaben, wie Bezeichnung der alten Nutzung und der bis-
herigen Raumnummern und -größen,  enthält. Somit können die Abweichungen von den zu-
lässigen Raumgrößen abgelesen und berechnet werden. 
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Bei der Konversion der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität Lüneburg, deren Räum-
lichkeiten etwa zur Hälfte aus umgebauten Mannschafts- und Wirtschaftsgebäuden besteht, 
konnten die rd. 32.000 m2 Soll-HNF fast im Verhältnis 1 : 1 umgesetzt werden, da die Kaser-
nengebäude ausreichend Fläche boten. Bei den Umbauten ergab sich ein geringer Flächenver-
schnitt von ca. 5%. 
Bei der Umgestaltung der Nutzflächen der ehemaligen Scharnhorst-Kaserne zu Hauptnutzflä-
chen der Universität Lüneburg wurden bezüglich Wirtschaftlichkeit Raumgrößen und Um-
bauaufwand stets gegeneinander abgewogen. 
 
Die Flächeneffizienz gibt die Ausnutzung von Flächen innerhalb von Gebäuden wieder. 
So sind die Größen der Mannschaftsräume mit durchschnittlich 35,00 m2 für die Dozenten, 
denen mit Besprechungsecke nur 24,00 m2 HNF zustehen, so belassen worden, weil die 
Raumverkleinerung zu aufwendig war und zu größerem Verschnitt führte, falls die Restfläche 
dann nur noch untergeordneten Zwecken hätte dienen können. 
 
Der Flächeneffizienzkennwert ist der Quotient aus Hauptnutzfläche und Bruttogrundfläche 
(BGF). 
Er beträgt z. B. für das ehemalige Mannschaftsgebäude 4: 
 

1.433 m2 HNF / 2.623 m2 BGF = 0,55 
  
und liegt damit knapp unter dem Referenzwert des „Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen“ 
(BNB), der allerdings für das Verhältnis von Nutzfläche (NF) zur Bruttogrundfläche beim 
Neubau von Büro- und Verwaltungsbauten gilt und somit nicht ganz vergleichbar ist. 
Aus dem Gesagten geht hervor, dass die am Planungsprozess Beteiligten, Universität und das 
Staatshochbauamt, insbesondere bei den Umbauten die Umsetzung des Raumprogramms, 
bezogen auf seine Erfüllung einerseits und die Kosten für die Herrichtung andererseits im 
Auge hatten, wenn auch in einigen Fällen die vorgeschriebenen Raumgrößen nicht immer 
eingehalten worden sind. 
Dennoch hat sich eine durchschnittliche Flächeneffizienz ergeben. 
 
Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ war für die Hälfte der  
Gesprächsteilnehmer ebenfalls von großer Wichtigkeit. 
 
Dieses, besonders für Hochschulen, sehr bedeutsame Kriterium stellt die Aggregation mehre-
rer Aspekte dar wie z. B. 

 
• kurze Wege zwischen den Zentralen Einrichtungen 
• Räume zum Aufenthalt (allein oder in der Gruppe), zur Entspannung oder Bewegung 
• Möglichst abgasfreie, kurze fußläufige Verbindung zur Innenstadt 
• Campusnahe Unterkunft 
• Kinderbetreuung auf dem Campus. 

 
Diese Aspekte wurden mit der Konversion der Kaserne zur Campus-Hochschule voll erfüllt. 
 
Kriterium 10 „ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- und Fahrradkomfort“ gehört auch zu den am 
meisten erwähnten Aspekten in den Interviews. 
 
Zur Vermeidung der PKW-Nutzung und damit des Ausstoßes von Abgasen, legten knapp die  
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Hälfte der Interview-Teilnehmer, insbesondere auch die Vertreter aus der Politik, großen Wert 
auf eine dem Bedarf angepasste Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr. 
Darüber hinaus müssen Wege für Fußgänger und Radfahrer so angelegt sein, dass sie mög-
lichst von Straßen getrennt verlaufen. 
Das Abstellen der Fahrräder muss ausreichend, an den wichtigsten Punkten möglich und auch 
sicher sein. 
 
Oberbürgermeister, MdL, der Planer der Neubauten und der Außenanlagenplaner halten das  
 
Kriterium 3 „Eingliederung in das städtische Umfeld“ für einen bedeutenden Aspekt. 
 
Der Architekt der Neubauten und der Planer der Außenanlagen betonen in den Interviews die 
gute Zusammenarbeit und geben zum Ausdruck, dass die Eingliederung des ehemals herme-
tisch abgeriegelten Militärgeländes in das städtische Umfeld sowohl durch die Anordnung 
und Gestaltung der Zentralen Einrichtungen wie Bibliothek, Hörsäle und Mensa, als auch 
durch die Außenanlagen, bei deren Planung der Bezug zu den angrenzenden Naturräumen und 
der benachbarten Wohnbebauung hergestellt wurde, gut gelungen ist. 
 
Aber nicht nur der Campus, sondern auch das im südlichen Kasernenteil errichtete Wohnge-
biet hat eine Lücke im Stadtgefüge geschlossen. 
 
Ein weiterer Grund dafür, dass sich das konvertierte Areal gut in das städtische Umfeld ein-
gliedert, sind nach Meinung des Verfassers auch die Altgebäude auf dem Campus, die damals 
schon der Fassaden- und Dachgestaltung der Häuser in der direkten Nachbarschaft angepasst 
wurden. 
 
Kriterium 8 „Minimierung der CO2-Emissionen“ 
 
Universität und Stadt waren in erhöhtem Maße darauf bedacht, die CO2-Emissionen in dem 
neuen Quartier so gering wie möglich zu halten. 
Auch wenn der CO2-Ausstoß und damit seine Minimierung nicht exakt erfasst werden kön-
nen, ist seitens der Stadt und der Universität bei der Konversion sehr darauf geachtet worden, 
den Kohlendioxydgehalt der Luft im Vergleich zum früheren Kasernenbetrieb zu reduzieren. 
  
Die Hochschule hat mit Planungsbeginn darauf bestanden, einen „autofreien Campus“ zu 
schaffen. So sind KFZ-Abstellplätze an der Peripherie im Süden und im Norden des Geländes 
jeweils mit nur einer Zufahrt von der Uelzener Straße und der Scharnhorststr. angeordnet, 
was gegenüber dem vorherigen Panzerverkehr zur Verbesserung der Luftqualität führt. 
 
Darüber hinaus erfolgt die Nahwärmeversorgung von einem an der Grenze Campus / Wohn-
gebiet errichteten modernen Blockheizkraftwerk, von dem auch die Hauseigentümer im neuen 
Wohngebiet¸ die von der Stadt Lüneburg dazu verpflichtet wurden, ihre Wärme beziehen. 
Durch die Bündelung der Abgase am Blockheizkraftwerk wird die CO2-Emission im Ver-
gleich zur Selbstversorgung mit Wärme ebenfalls erheblich minimiert. 
 
Kriterium 14 „Kostenminimierung durch Ausschöpfung der Umbau- und Umnutzungspoten-
tiale“ 
 
Staatshochbauamt, Architekturbüro und Universität haben in hohem Maße dazu beigetragen, 
dass die Kosten durch Ausschöpfung der Umbau- und Umnutzungspotentiale gegenüber nor-
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malen Umbauten minimiert werden konnten. Möglich war dies, weil das Staatshochbauamt 
die Struktur der Kasernengebäude und den Zustandes ihrer Substanz sehr gut kannte. 
 
Auch die Umbaupotentiale konnten aus diesem Grunde weitestgehend ausgeschöpft werden. 
Da die großflächigen, beheizbaren Dachgeschosse der Mannschafts- und Wirtschaftsgebäude 
ein umfangreiches Raumpotential darstellen, führen die einzubauenden Fahrstühle gleich bis 
in die Dachgeschosse. 
Vorhandene Heizkörper, die zusätzliche Aufzugsstation und kein weiterer Grundstücksbedarf 
führen damit bei einem späteren Dachausbau zu einer spürbaren Kostenminimierung. 
 
Auf einen kompletten Mensaneubau konnte deswegen verzichtet werden, weil das ehemalige 
Wirtschaftsgebäude 3, mit seiner Großküche und den weiteren Einrichtungen einer Kantine 
für die Soldaten, sich für den Umbau zu einer Mensa eignete. 
Der Umbau des Gebäudes erfolgte schrittweise mit der steigenden Zahl der während des Um-
zugs zu versorgenden Hochschulangehörigen. 
Um alle Personen versorgen zu können, musste mit dem letzten Bauabschnitt ein neuer Spei-
sesaal längsseitig an das Altgebäude angebaut werden. 
Auf diese Weise konnte eine hohe Einsparung der Baukosten erzielt werden. 
 
Kriterium 16 „Wirtschaftliche Auslegung der Gebäude unter energetischen Gesichtspunkten“ 
 
Bei den Altgebäuden sind energetische Gesichtspunkte bereits vorhanden, denn die 52 cm 
starken Außenwände schützen im Sommer vor eindringender Wärme und halten die Räume 
dadurch kühl. Umgekehrt halten sie im Winter die Kälte von außen ab und lassen die innere 
Wärme nicht so leicht nach außen wandern. 
Auch die Doppelfenster aus Holz mit gut dimensionierten Abmessungen bieten einen entspre-
chenden Schutz. 
Darüber hinaus befinden sich als Schutz vor Bomben Betongewölbe, die ebenfalls einen ge-
wissen Wärme- bzw. Kälteschutz bieten, unterhalb der eigentlichen Satteldächer. 
Zusätzliche Wärmedämmmaßnahmen an den Außenwänden sind an diesen Gebäuden aus 
optischen und finanziellen Gründen nicht vorgenommen worden. 
Die Dachgeschosse werden mit einem späteren Ausbau den gültigen Vorschriften entspre-
chend gedämmt. 
 
Die Baudezernentin der Universität erklärte, dass gleich mit dem Umbau der Kasernengebäu-
de wassersparende Toilettenspülungen eingebaut worden sind, und dass es bis auf die Du-
schen in der Sporthalle und den Studentenwohnheimen kein warmes Wasser auf dem Campus 
gibt. 
 
Der Architekt führt im Interview aus, dass der Mensaspeisesaal mit Heizwasser, das durch die 
Hohlprofile der Stahl-Glas-Konstruktion der Fassade fließt, versorgt wird. Der Förderungs-
antrag für eine Solaranlage, um das Wasser über eine auf der großen nach Süden gerichteten 
Satteldach-Hälfte zu erwärmen, ist sowohl bei der seinerzeit zuständigen Behörde in Jülich als 
auch beim Land gescheitert. Der Architekt wies im Interview weiter darauf hin, dass mithilfe 
des sogenannten „Kühlschrankeffekts“ mit der Anlage im Sommer auch zusätzlich zum wir-
kungsvollen Schattenschirm der Lindenreihe längs des Speisesaals hätte gekühlt werden kön-
nen. 
Weiter machte der Planer deutlich, dass die neuen Hörsäle mit wirkungsvollen Dachüberstän-
den ausgestattet sind, die als Sonnen- und Wetterschutz dienen. 
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Die Beheizung und Belüftung erfolgen über die gelochten Stuhlsäulen des ansteigenden Hör-
saalgestühls. 
 
Auf der Südseite der Bibliothek ist der Sonnenschutz des Gebäudes über schattenspendende 
Solitärbäume hergestellt. Eine Baumwand aus lichtliebenden einblättrigen Robinien bildet 
einen natürlichen Sonnenschutz, wirkt klimatisch ausgleichend und schattiert die Fassadenflä-
chen der Bibliothek, erklärte der Außenanlagenplaner im Interview. 
Im Inneren der Bibliothek gibt es eine Be- und Entlüftungsanlage in Verbindung mit einer 
Grundlastheizung (ohne Kühlung). Senkklappfenster sorgen für frische Luft und ausgegliche-
ne Temperatur. 
 
Kriterium 19 „Wirtschaftliche Auswirkungen von Konversionen auf die Kommunen“ 
 
Konversionen, gleich, ob es sich dabei um brachgefallene Liegenschaften oder militärische 
Anlagen handelt, wirken sich im Allgemeinen wirtschaftlich positiv auf die betroffenen 
Kommunen aus, weil in den meisten Fällen aus „toten“ Problemzonen „lebendige“ Nutzflä-
chen werden. 
Durch die Konversion der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität stiegen die Studie-
rendenzahlen an, was sich bezogen auf die Wirtschaft, die Anzahl der kulturellen Veranstal-
tungen und den Tourismus für Lüneburg sehr positiv auswirkt, wie die 5 Erwähnungen insbe-
sondere der Stadtpolitiker und des ehemaligen Landtagsabgeordneten in den Interviews zum 
Ausdruck brachten, und wie es auch aus dem Artikel der Hannoverschen Allgemeinen Zei-
tung vom 29.04.2005 hervorgeht. 
 
Die restlichen 16 Kriterien fanden in den Interviews weniger Resonanz. Allerdings wurden 9 
von ihnen noch mit 4 Erwähnungen bedacht. 
Grund dafür ist, dass es sich bei den Kriterien um Spezialaspekte wie z. B. „Bedienbarkeit der 
TGA“, „Wirtschaftliche Herrichtung der Außenanlagen und Erschließung“ oder „Einhaltung 
der Baukostenrichtwerte für Neu- und Umbauten“ handelt. 
 
Obwohl es den Begriff des „nachhaltigen“ Handelns Anfang der 90er Jahre des 20. Jahrhun-
derts noch nicht gab, kann gesagt werden, dass mit den damaligen Planungs- und Herstel-
lungsprozessen bereits Nachhaltigkeit in hohem Maße praktiziert wurde. 
Neben der Einhaltung der Vorschriften waren alle an der Konversion Beteiligten darauf be-
dacht, mit den geringsten Mitteln das Beste für die zukünftige Nutzung „herauszuholen“. 
Möglich war dieses insbesondere durch die optimale Qualität der Projektvorbereitung und die 
Einbeziehung aller Beteiligten. Waren einige mit irgendwelchen Dingen nicht einverstanden, 
wurde die Disharmonie ausgeräumt, indem nach Prüfung entweder darauf eingegangen wur-
de, oder die Zweifler vom Gegenteil überzeugt wurden, so dass alle mit der gleich großen 
Motivation ihren Teil zum Gelingen der Konversion beigetragen haben. 
 
Deutlich geworden ist, dass bei den meisten Projektbeteiligten in die Zukunft weisende Ge-
danken und Handlungen in den Dimensionen der Nachhaltigen Entwicklung in hohem Maße 
vorhanden waren. Die Akteure waren sich im Klaren darüber, dass dieser Campus für seine 
Studierenden und weitere Menschen Zukunft haben wird. 
Wie gesagt, der Begriff „Nachhaltigkeit“ war zum damaligen Zeitpunkt noch nicht gebräuch-
lich. 
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Auch, wenn seinerzeit bekannt war, dass die Betriebskosten eines Gebäudes bei entsprechen-
der Lebensdauer die Herstellungskosten bei Weitem überstiegen, waren in dem Sinne wie 
heute die Lebenszykluskosten eines Bauwerks nicht zu berechnen, und tiefgreifende Ökobi-
lanzen wurden ebenfalls noch nicht aufgestellt. 
Aus den genannten Gründen sind Kriterien zu diesen Aspekten nicht angesprochen worden, 
wobei die Frage bleibt, ob z. B. Ökobilanzen hin bis zu jedem verarbeiteten Baustoff über-
haupt förderlich für Nachhaltiges Bauen ist. 
 
 
6.3.3 Untersuchung der Maßnahmen auf Nachhaltigkeit 
 
6.3.3.1 Umbauten 
 
Den Großteil der reinen Umbauten bilden die Mannschaftsgebäude, die für Institutszwecke 
und zwei für Studentisches Wohnen hergerichtet wurden. Ein weiteres ist zum Laborgebäude 
für die Naturwissenschaftlichen Fächer des Fachbereichs Erziehungswissenschaften umgebaut 
worden. 
Die zwei Wirtschaftsgebäude sind aufgrund der vorhandenen, größeren Räumlichkeiten,  
(Küche und Speisesäle) zu Seminargebäuden umfunktioniert, wobei in einem der beiden Ge-
bäude im Erdgeschoss die Küche für die neue Mensa hergerichtet worden ist. 
 
Im Universitätsbereich musste nur eine ohnehin nicht wirtschaftlich nachnutzbare Unterstell-
halle den Hörsaalneubauten weichen, während alle anderen Hallen mit geringem Aufwand 
neuen Nutzungszwecken zugeführt werden konnten, wobei das „Vamos“, entstanden aus ei-
ner alten, von der Bundeswehr bereits nicht mehr genutzten Sport- und Exerzierhalle, als be-
sonderes Beispiel hervorzuheben ist. 
 
 

 
 

Abb. 100 Mannschaftsgebäude der ehemaligen Scharnhorst-Kaserne (Vogel 1997) 
  



 

219 
 

• Mannschaftsgebäude zu Institutsgebäuden  
 
Es sei hier noch einmal darauf hingewiesen, dass die Entscheidung, die Universität Lüneburg 
komplett in die Scharnhorst-Kaserne zu verlagern, sowohl dem Land Niedersachsen als auch 
dem Bund dadurch leichter fiel, weil mit der Weiternutzung der beiden landeseigenen 
Uni-Hauptgebäude durch die Fachhochschule Nordostniedersachsen auf eine weitere Flächen-
inanspruchnahme am Standort Volgershall in Form von Neubauten für die Sozial- und 
Rechtswissenschaften der FH verzichtet werden konnte. 
Da eines der beiden Uni-Gebäude bereits vom Fachbereich Sozialwissenschaften der Univer-
sität genutzt wurde und die Folgenutzung durch die Fachhochschule dem gleichen Zweck 
dienen sollte, verlief die Herrichtung äußerst zügig, war kostengünstig und verhalf der Fach-
hochschule kurzfristig, ihre Raumnot zu beseitigen. 
Ein erheblicher Einsparungseffekt wurde auch dadurch erzielt, dass die große und teure An-
mietung „Munstermannskamp“, in der das Sozialwesen der FH bis dahin untergebracht war, 
aufgegeben werden konnte. 
 
Für die Beurteilung der Nachhaltigkeit bei den Umbauprozessen dienen hauptsächlich die 
Äußerungen derer, die an der Herrichtung der Kasernengebäude für Einrichtungen der Uni-
versität beteiligt waren. Das sind GÜ, Universität und Staatshochbauamt Lüneburg. 
Die nachfolgenden Bewertungen orientieren sich an der Reihenfolge der in den Interviews 
gemachten Äußerungen zu den einzelnen Kriterien, die daher nicht fortlaufend aufgeführt 
sind. 
 
Kriterium 1 „Vorrang der Wiedernutzung von Brach- und Konversionsflächen gegenüber 
Siedlungserweiterungen“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Auf die Erweiterung der Universität am alten Standort, für die bereits eine komplette Vorpla-
nung vorlag, konnte verzichtet werden. 
  
Im Interview mit dem GÜ wird deutlich, dass erforderliche Einsparungen nie zu Lasten der 
Qualität erfolgten und Qualitätsforderungen stets realisiert worden sind, damit die Objekte 
langfristig genutzt werden können. Weiter wurde immer darauf geachtet, dass später keine 
großen Aufwendungen für Reparaturen oder Eingriffe in die Bausubstanz bei Umbau erfor-
derlich sein werden. Darüber hinaus ist die Herrichtung so erfolgt, dass Modernisierungen 
leicht durchzuführen sind. Die Planungen sahen vor, dass strukturelle Veränderungen auch 
mit organisatorischen Maßnahmen ohne Umbau durch die Universität möglich sind. Damit 
wird 
 
Kriterium 18 „Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/Instandhaltung“ in hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 13 „Einhaltung der Baukostenrichtwerte für Neu- und Umbauten“ ist in sehr hohem 
Maße erfüllt. 
 
Bis auf die Totalerneuerung der Elektro- und Sanitäranlagen waren keine größeren Eingriffe 
in die Bausubstanz erforderlich. 
Lediglich das ebenfalls aus einem Mannschaftsgebäude hervorgegangene Laborgebäude er-
forderte einen höheren Bauaufwand, der 90% der Neubaukosten betrug und daher in dem 
nachfolgenden Kostenvergleich nicht berücksichtigt wird. 
  



 

220 
 

              

                   Höhe der Kosten für die hergerichteten Institutsgebäude   

    

Umbauten 
Kosten 
[DM] m

2
HNF (ist) Der Nachweis für die Einhaltung der Umbaukosten, 

Gebäude 1 4.234.000 1.906 die bis zu 70% der Neubaukosten betragen dürfen,  

Gebäude 4 4.013.000 1.433 wird durch Vergleich der Gesamtkosten (Umbau- und    

Gebäude 5 4.546.000 1.781 Gebäudeerwerbskosten) mit 0,7 der Neubaukosten   

Gebäude 6 3.838.000 1.775 erbracht:   

Gebäude 7 4.498.000 1.469 Neubaukosten: 15.919 m
2
x 5.500 DM/m

2
 = 

Gebäude 8 3.391.000 912 87.554.500 DM davon 70% = 61.288.150 DM 

Gebäude 9 803.000 870   

Gebäude 10 4.276.000 1.665 Die wirklichen Umbaukosten betragen rd. 80% der  

Gebäude 11 5.057.000 1.771 
zulässigen: 48.687.000 DM : 61.288.150 DM = 
0,7944. 

Gebäude 12 3.189.000 1.665   

Gebäude 14 2.226.000 672   

Umbau 40.071.000 15.919   

Gebäudewert 8.616.000   

Gesamtwert 48.687.000 ( Vogel 1997 ), ( Harms 1994 )   

              

 
   Abb. 101 Kosten der hergerichteten Kasernengebäude im Vergleich zu den Neubaukosten 
 
 
Kriterium 6 „Einsatz emissionsarmer Produkte“ ist erfüllt. 
Vom GÜ wird bestätigt, dass nur schadstofffreie Baustoffe verwendet worden sind. 
 
Kriterium 25 „Barrierefreiheit“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
Durch den Einbau von Aufzügen, die Herstellung behindertengerechter Zustände (große 
Raumtüren, Behinderten-WCs usw.) innerhalb der Gebäude sowie der Gebäudezugänge von 
den Innenhöfen sind die Institutsgebäude zu 100% behindertengerecht, was auch durch das 
Zertifikat des Sozialverbandes Niedersachsen-Bremen bestätigt wird (VdK 2002). 
 
Kriterium 20 „Qualität der Projektvorbereitung/Einbeziehung der Beteiligten“ ist in sehr ho-
hem Maße erfüllt. 
Die frühzeitige Abstimmung des Raumbedarfsplans und des Raumprogramms mit dem Minis-
terium hat die Universität rechtzeitig in die Lage versetzt, gemeinsam mit dem Staatshoch-
bauamt und den Dekanen anhand der Grundrisspläne der Kasernengebäude ein optimales 
Umbauprogramm zu erstellen. Dies hatte zur Folge, dass 
 
Kriterium 12 „Umsetzung des Raumbedarfs/Flächeneffizienz“ in hohem Maße erfüllt ist. 
Das Bestreben war, auch aufgrund des Kostendeckels, sparsamste Maßstäbe anzulegen und 
mit geringsten Eingriffen in die Bausubstanz die neuen Funktionen zu realisieren, indem z. B. 
ehemalige Schulungsräume der Bundeswehr zu Seminarräumen hergerichtet wurden. 
Licht und Heizung der Lehrräume werden nach Stundenplan von der auf neustem Stand ste-
henden Gebäudeleittechnik (GLT) gesteuert, auch bei Wochenendveranstaltungen (Kongres-
se, Tagungen, Seminare usw.), die nicht verstreut, sondern konzentriert in zwei Häusern statt-
finden. Mit den vorgenannten Maßnahmen sind 
 
Kriterium 14 „Kostenminimierung durch Ausschöpfung der Umbau- und Umnutzungspoten-
tiale“, 
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Kriterium 16 „Wirtschaftliche Auslegung der Gebäude unter energetischen Gesichtspunkten“ 
in hohem Maße und 
 
Kriterium 22 „Bedienbarkeit der TGA“ erfüllt. 
 
Das Staatshochbauamt sowie der Landesrechnungshof hatten vorgeschlagen, die Dächer mit 
entsprechender Wärmedämmung zu erneuern und die Holzkastendoppelfenster gegen neue 
auszutauschen. Dagegen hatte sich jedoch der Verfasser, nicht nur aus Kostengründen, ge-
wandt. 
Er hat im Haushaltsausschuss seinen Standpunkt damit begründet, dass einerseits die Dächer 
erst Zweidrittel ihrer Standzeit hinter sich haben, und dass andererseits bei einem baldigen 
Ausbau der Dachgeschosse, in die die Aufzüge bereits fahren, die Dächer wieder aufgerissen 
werden. 
Die Frage nach der Einhaltung der damals gültigen Wärmeschutzverordnung wurde im Inter-
view mit dem Staatshochbauamt mit „Nein“ beantwortet. 
 
Kriterium 7 „Energieeffizienz“ ist hier nicht erfüllt. 
 
Weitere Aspekte, die in dem Interview mit der Dezernentin der Universität angesprochen 
wurden, waren zum einen, dass in allen Toiletten von Anfang an Wasser sparende Einrichtun-
gen eingebaut worden sind. 
 
Kriterium 16 „Wirtschaftliche Auslegung der Gebäude unter energetischen (und ressourcen-
sparenden) Gesichtspunkten“ ist erfüllt. 
 
Zum anderen, wurde geäußert, dass sämtliche eingebauten Baustoffe vorher darauf geprüft 
worden sind, ob sie zertifiziert und auch nicht um die halbe Welt gereist waren, sondern aus 
nahegelegenen zertifizierten Produktionsstätten stammten, womit 
  
Kriterium 6 „Einsatz emissionsarmer Produkte“ und auch 
 
Kriterium 24 „Innenraumqualität“  erfüllt sind. 
 
Der damalige Präsident der Universität unterstreicht im Interview, dass die Raumforderungen 
der Universität, jede Wissenschaftlerin und jeder Wissenschaftler mit Dauerstelle sollen einen 
eigenen Raum bekommen, durchgesetzt worden sind. Hierdurch wird deutlich, dass 
 
Kriterium 12 „Umsetzung des Raumbedarfs/Flächeneffizienz“ in hohem Maße und 
 
Kriterium 24 „Innenraumqualität“ erfüllt ist. 
  
Darüber hinaus sagte er aus, dass die Campus-Universität die einzige zu 100% behindertenge-
rechte in Deutschland sei, womit 
 
Kriterium 25 „Barrierefreiheit“ in sehr hohem Maße erfüllt ist. 
 
Die beiden Vertreter des Staatshochbauamtes Lüneburg wiesen im Interview ebenfalls noch 
daraufhin, dass das Amt Struktur und Zustand sowohl der Scharnhorst-Kaserne als auch der 
Universitätsgebäude kannte, und bestätigten, dass die Liegenschaft auf Grund der immer  
vorhandenen Bauunterhaltungsmittel bei der Bundeswehr gut in Dach und Fach gehalten 
wurde. Insofern war die Konversion der richtige Schritt. 
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Damit ist 
 
Kriterium 1 „Vorrang der Wiedernutzung von Brach- und Konversionsflächen gegenüber 
Siedlungserweiterungen“ in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 11 „Angemessener Grunderwerb“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Die Erwerbskosten für das Land betrugen durch den 50%igen Nachlass des Bundes und die 
Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau mit 50% Bundesbeteiligung 25% des Verkehrswertes. 
 
Kriterium 20 „Qualität der Projektvorbereitung/Einbeziehung der Beteiligten“ 
ist in hohem Maße erfüllt. 
 
Diesen Sachverhalt hat das Staatshochbauamtes auf seine frühe Einschaltung und die gute 
Zusammenarbeit mit der Universität bei der Erstellung der Strukturuntersuchung zurückge-
führt, denn dadurch war es möglich, den Raumbedarf der Universität ohne Zeitdruck in die 
Kasernenstruktur einzupassen. Damit ist auch 
 
Kriterium 12 „Umsetzung des Raumbedarfs/Flächeneffizienz“ in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Da die Staatshochbauämter befähigt sind, bei Landesbauten anstelle des Baugenehmigungs-
verfahrens mit Zustimmung der damaligen Bezirksregierung und Anerkennung durch die 
Stadt, das bauaufsichtliche Zustimmungsverfahren durchzuführen, wurde wesentliche Zeit 
und Kosten eingespart, so dass auch aus diesem Grund 
 
Kriterium 20 „Qualität der Projektvorbereitung/Einbeziehung der Beteiligten“ erfüllt ist. 
 
Weiter wird vom Staatshochbauamt betont, dass große Leistungspakete europaweit, mit Hin-
weis auf die Kostendeckelung ausgeschrieben wurden, und je nach Ausschreibungsergebnis 
Leistungen gestrichen oder zurückgestellte bis zum Kostendeckel beauftragt werden konnten, 
und damit unter dem Kostendeckel „nicht irgendwelche Schätzzahlen, sondern konkrete An-
gebote“ vorlagen, und dadurch 
 
Kriterium 13 „Einhaltung der Baukostenrichtwerte für Neu- und Umbauten“ 
erfüllt wurde. 
 
Neben der guten „Qualität der Projektvorbereitung/Einbeziehung der Beteiligten“ wird auch 
die Abwicklung der Konversion nach dem Prinzip „Planen und Bauen“ als vorteilhaft be-
zeichnet. So konnten in kurzer Bauzeit komplexe Baumaßnahmen ohne Verzögerung in drei 
Abschnitten realisiert werden. 
Ergänzend ist hierzu zu sagen, dass für dieses Vorgehen landes- und bundesseitig umfangrei-
che Voraussetzungen gegeben sein mussten. 
Dass dieses gelang, ist das Verdienst von vielen Personen auf allen Ebenen der verschiedens-
ten Instanzen. 
Die Vertreter des Staatshochbauamtes betonen weiter, dass besonders bei den Malerarbeiten 
darauf geachtet wurde, keine Farben ohne Zertifikat zu verwenden. 
Jedes Produkt musste ein Sicherheitsdatenblatt nachweisen, womit das 
 
Kriterium 6 „Einsatz emissionsarmer Produkte“ 
erfüllt wurde. 
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Kriterium 4 „Bodensanierung/Schadstoffbeseitigung“ ist erfüllt. 
 
Lüftungsrohre aus asbestgebundenem Material und belastetes Parkett wurden ausgebaut und 
durch umweltfreundliche Produkte ersetzt. In Nassräumen wurden die Schwarzanstriche, toxi-
sche Materialien, von den Wänden entfernt. 
 
Alle Gebäude wurden behindertengerecht hergerichtet, indem kostengünstige Rampen in 
Verbindung mit der Herrichtung der Außenanlagen zwischen den Gebäuden angelegt und 
Aufzüge eingebaut wurden. Damit ist 
  
Kriterium 25 „Barrierefreiheit“ in sehr hohem Maße erfüllt und auch 
 
Kriterium 17 „Wirtschaftliche Herrichtung der Außenanlagen und Erschließung“ ist erfüllt. 
 
Hingewiesen wurde noch einmal auf die passgenaue Nachnutzung durch die Universität sowie 
die optimalen Raumverhältnisse für die Studierenden und darauf, dass Erschließung und Bau-
substanz für die unterschiedlichen Hochschulnutzungen gut geeignet sind. 
 
Kriterium 14 „Kostenminimierung durch Ausschöpfung der Umbau- und Umnutzungspoten-
tiale“ ist in sehr hohem Maße erfüllt, und auch 
 
Kriterium 24 „Innenraumqualität“ ist erfüllt. 
 
Die Portier-Loge in Gebäude 7 ist im Zuge eines Kunstprojektes zu einem „Andenken-Laden“ 
umfunktioniert worden, damit ist 
 
Kriterium 26 „Kunst am Bau“ erfüllt. 
 
 
• Wirtschaftsgebäude, Hallen und weitere Kasernengebäude für andere Nutzungszwecke 
 
◦ Die Wirtschaftsgebäude, die im selben Standard wie die Mannschaftsgebäude umgebaut 
wurden, unterscheiden sich lediglich in der Nutzung. Das eine (Nr.14) ist aufgrund der großen 
Räumlichkeiten als reines Seminargebäude hergerichtet worden. 
Im Erdgeschoss des anderen (Nr. 3) ist, wie auch schon bei der Bundeswehr, die Küche mit 
den erforderlichen Nebenräumen für die neue Mensa untergebracht, während sich in den 
Obergeschossen ebenfalls Seminarräume befinden. 
 
Kriterium 12 „Umsetzung des Raumbedarfs/Flächeneffizienz“ ist in hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 14 „Kostenminimierung durch Ausschöpfung der Umbau- und Umnutzungspoten-
tiale“ ist in hohem Maße erfüllt. 
 
Da das Gebäude 3 eines der wenigen ist, dessen eine große Satteldachhälfte nach Süden zeigt, 
war u. a. geplant, das für die Küche benötigte Spülwasser mit einer Fotovoltaik-Anlage zu 
erwärmen, was jedoch an der Geldknappheit auf allen Ebenen scheiterte. 
Auch hier wird deutlich, dass zum damaligen Zeitpunkt die Planer Zusammenhänge mit 
Energieeinsparung bereits bedacht hatten. 
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Offensichtlich hatte die Energieeinsparung damals noch nicht den Stellenwert wie heute. Feh-
lende Hochschulbaumittel bzw. die Ablehnung des entsprechenden Antrags auf Förderung 
von Solaranlagen durch das zuständige Amt in Jülich führten dazu, dass bezogen auf diesen 
Fall 
 
Kriterium 7 „Energieeffizienz“, 
 
Kriterium 8 „Minimierung der CO2-Emissionen“ und auch 
 
Kriterium 16 „Wirtschaftliche Auslegung der Gebäude unter energetischen Gesichtspunkten“ 
nicht erfüllt sind. 
 
Das Gebäude 3 ist selbstverständlich in allen Belangen behindertengerecht hergerichtet, so 
dass das 
 
Kriterium 25 „Barrierefreiheit“ erfüllt ist. 
 
◦ Die vorhandenen Hallen werden alle unterschiedlich genutzt. 
 
Die Sporthalle (Gebäude 20), die erst wenige Jahre vor der Kasernenaufgabe fertiggestellt 
wurde, und in die nur weitere Duschen einzubauen waren, konnte direkt weitergenutzt wer-
den. 
 
Kriterium 1 „Vorrang der Wiedernutzung von Brach- und Konversionsflächen gegenüber 
Siedlungserweiterungen“ ist erfüllt. 
 
Kriterium 11 „Angemessener Grunderwerb“ ist in hohem Maße erfüllt. 
  
Aus der alten Exerzierhalle (Gebäude 26), die spiegelbildlich zur o. g. Sporthalle in der Süd-
ost-Ecke der Scharnhorst-Kaserne liegt und ursprünglich als Bibliotheksarchiv genutzt wer-
den sollte, ist das weit über die Grenzen der Stadt Lüneburg bekannte Kulturzentrum 
„Vamos“ entstanden. 
 
Kriterium 1 „Vorrang der Wiedernutzung von Brach- und Konversionsflächen gegenüber 
Siedlungserweiterungen“ ist erfüllt. 
  
Da die für den Abriss vorgesehene Halle nicht in den Verkehrswert eingegangen ist, gilt 
 
Kriterium 11 „Angemessener Grunderwerb“ als erfüllt und auch 
 
Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“ ist erfüllt. 
 
Der Ausbau der restlichen Hallen erfolgte je nach Raum- und Mittelbedarf. 
Die Dienstwagen konnten allerdings gleich in vorhandene PKW-Garagen gestellt werden, und 
Sportgeräte, wie Boote verschiedener Klassen, fanden in einer der mit Toren versehenen Hal-
len Platz. 
 
◦ Das ehemalige ABC-Übungsgebäude (22) ist in Eigenleistung zum Zeichensaal umfunktio-
niert worden. 
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Kriterium 14 „Kostenminimierung durch Ausschöpfung der Umbau- und Umnutzungspoten-

tiale“ ist erfüllt und 

 

Kriterium 15 „Einbeziehung geeigneter Bausubstanz“ ist in hohem Maße erfüllt ist. 

 

Vor dem Abriss der Halle 24 ist bis zum letzten Moment noch versucht worden, einen Hör-

saal daraus herzustellen. Das Staatshochbauamt hat diese Möglichkeit mit verschiedenen Pla-

nungsvarianten untersucht. 

Doch weil die Umbaukosten höher als die Neubaukosten waren und damit der Umbau wirt-

schaftlich nicht vertreten werden konnte, ist der Abriss einvernehmlich beschlossen worden, 

auch um es bei dem idealen Gesamtkonzept für die Zentralen Einrichtungen zu belassen. 

Dadurch konnten in diesem Fall 

 

Kriterium 13 „Einhaltung der Baukostenrichtwerte für (Neu- und) Umbauten“ und 

 

Kriterium 15 „Einbeziehung geeigneter Bausubstanz“ nicht erfüllt werden. 

 

Der Erfüllungsgrad der oben stehenden Kriterien ist mit der Häufigkeit ihrer Bewertung in der 

nachfolgenden Tabelle zusammengefasst wieder gegeben. 

Die in der letzten Spalte stehenden Bewertungspunkte ergeben sich aus den Erfüllungsgraden 

 

   nicht erfüllt    0,0 Punkte 

 

erfüllt     5,0 Punkte 

 

in hohem Maße erfüllt  7,5 Punkte 

 

in sehr hohem Maße erfüllt  10,0 Punkte 

 

Die Punktezahl in der letzten Tabellenspalte stellt die Höchstbewertung der Kriterien dar. 

 

Nicht relevante Kriterien werden mit einem ─ bewertet. 

 

Die Spalte „Bewertungspunkte“ wird bei der Auswertung in die oben stehende Bewertungs-

matrix übernommen. 

 

Die Werte in der Spalte „Bedeutungsfaktor“ bleiben die gleichen wie in der bereits oben 

durchgeführten Bewertung der Häufigkeit der Interview-Aussagen. 

 

Mit diesem Verfahren werden auch die 

 

• Neubauten 

• Außenanlagen und 

• Weiteren Einrichtungen auf dem ehemaligen Kaserne-Gelände 

 

auf ihren Erfüllungsgrad der Nachhaltigkeit des Konversionsprozesses untersucht. 
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Di-     nicht erfüllt in hohem in sehr ho- Bewer- 

men- Nr. Kriterium erfüllt   Maß hem Maß tungs- 

sion         erfüllt erfüllt punkte 

  1 Vorrang der Wiedernutzung …   2   2 10,0 

  2 Ausgewogene Bebauungsdichte …         ─ 

Ö 3 Eingliederung in das städtische …         ─ 

K 4 Bodensanierung/ …   1     5,0 

O 5 Wiederverwendung bzw. …         ─ 

L 6 Einsatz emissionsarmer Produkte   3     5,0 

O 7 Energieeffizienz 2       0,0 

G 8 Minimierung der CO2-Emissionen 1       0,0 

I 9 Mikroklima         ─ 

E 10 ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- und …         ─ 

  11 Angemessener Grunderwerb   1 1 1 10,0 

Ö 12 Umsetzung des Raumbedarfs/…   2 3 1 10,0 

K 13 Einhaltung der Baukostenrichtwerte … 1 2   1 10,0 

O 14 Kostenminimierung durch …   2 1 1 10,0 

N 15 Einbeziehung geeigneter Bausubstanz 1   1   7,5 

O 16 Wirtschaftliche Auslegung der … 1 1 1   7,5 

M 17 Wirtschaftliche Herrichtung der …   1     5,0 

I 18 Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/     1   7,5 

E 19 Wirtschaftliche Auswirkungen von…         ─ 

  20 Qualität der Projektvorbereitung/…   1 1 1 10,0 

  21 Sozialintegrative städtebauliche …         ─ 

SO 22 Bedienbarkeit der TGA   1     5,0 

ZIO 23 Nähe nutzungsspezifischer …         ─ 

KUL 24 Innenraumqualität   2     5,0 

TU 25 Barrierefreiheit   1   3 10,0 

RELL 26 Kunst am Bau   1     5,0 

 
               Abb. 102 Bestimmung der Bewertungspunkte der Kriterien für die Umbauten 
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Di-     Bewer- Bedeu- gewich- maxim. Dimen- Gesamter- 
men- Nr. Kriterium tungs- tungs- tete erreich- sion  füllungs- 
sion     punkte faktor Punkte bar erfüllt grad 
  1 Vorrang der Wiedernutzung … 10,0 3,0 30,0 30   
  2 Ausgewogene Bebauungsdichte … - 1,0 - -   
Ö 3 Eingliederung in das städtische … - 2,0 - - max. 
K 4 Bodensanierung/ … 5,0 3,0 15,0 30 150,0 
O 5 Wiederverwendung bzw. … - 2,0 - -   
L 6 Einsatz emissionsarmer Produkte 5,0 2,0 10,0 20 erreicht 
O 7 Energieeffizienz 0,0 2,0 0,0 20 75,0 
G 8 Minimierung der CO2-Emissionen 0,0 3,0 0,0 30   
I 9 Mikroklima - 2,0 - - 50% 
E 10 ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- und . - 3,0 - -   

  11 Angemessener Grunderwerb 10,0 2,0 20,0 20   
Ö 12 Umsetzung des Raumbedarfs/… 10,0 3,0 30,0 30   
K 13 Einhaltung der Baukostenrichtwerte 10,0 3,0 30,0 30 max. 68% 
O 14 Kostenminimierung durch … 10,0 3,0 30,0 30 220,0 
N 15 Einbeziehung geeigneter Bausubst. . 7,5 2,0 15,0 20   
O 16 Wirtschaftliche Auslegung der … 7,5 3,0 22,5 30 erreicht 
M 17 Wirtschaftliche Herrichtung der … 5,0 2,0 10,0 20 190,0 
I 18 Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/ 7,5 3,0 22,5 30   
E 19 Wirtschaftliche Auswirkungen von… - 2,0 - - 86% 

  20 Qualität der Projektvorbereitung/… 10,0 3,0 30,0 30   
  21 Sozialintegrative städtebauliche … - 3,0 - - max. 
SO 22 Bedienbarkeit der TGA 5,0 2,0 10,0 20 90,0 
ZIO 23 Nähe nutzungsspezifischer … - 1,0 - - erreicht 
KUL 24 Innenraumqualität 5,0 2,0 10,0 20 60,0 
TU 25 Barrierefreiheit 10,0 3,0 30,0 30   
RELL 26 Kunst am Bau 5,0 2,0 10,0 20 67% 

 
Abb. 103 Bewertungsmatrix der Erfüllung der Nachhaltigkeit bei den Umbauten 
 
 

 
 
 
Abb. 104 Bewertungsgrafik für den Erfüllungsgrad der Nachhaltigkeit bei den Umbauten 
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6.3.3.2 Neubauten 
 
Im Rahmen der unterschiedlichen Bauaufgaben bei der Umwandlung: Umbau (Mannschafts-
gebäude), Neubau (Hörsäle), Anbau (Mensa), hatte das Bauvorhaben „Bibliothek“ durch die 
geforderte Einbeziehung einer alten Fahrzeughalle eine symbolische Bedeutung für die Kon-
version. 
Bis auf die Hörsäle sind alle weiteren neu errichteten Gebäude keine reinen Neubauten. 
 
• Hörsäle 
 
Insgesamt sind fünf neue Hörsäle entstanden: vier für 700 bzw. 480, 250 und 180 Hörer, ge-
plant vom Architekturbüro und ein Naturwissenschaftlicher Hörsaal mit 100 Plätzen, den das 
Staatshochbauamt Lüneburg geplant hat. 
 
Bedenkt man, dass die Flächen, auf denen die neuen Zentralen Einrichtungen mit ihrem Foyer 
entstanden sind, zuvor von Hallen (24 und 73), Panzerpflegeplätzen, Rampen usw. sowie 
Panzerstraßen bereits versiegelt waren, sind 
 
Kriterium 1 „Vorrang der Wiedernutzung von Brach- und Konversionsflächen gegenüber 
Siedlungserweiterungen“ und 
 
Kriterium 2 „Ausgewogene Bebauungsdichte/hochwertige Freiflächen“, 
aufgrund der beibehaltenen Liegenschaftsstruktur, in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Als erste wurden die am dringlichsten benötigten großen Hörsäle parallel zum Umbau der 
Gebäude 4 und 6 im Zuge des 1. Bauabschnitts errichtet. 
Für die Neubauten wurde unter Beibehaltung der vorhandenen städtebaulichen Grundstruktur 
eine Foyerachse entwickelt, an deren Bewegungsendpunkten die Cafeteria (Gebäude 9) und 
der Bibliotheksneubau, sowie an den Flanken die vier Hörsäle liegen. 
Die geographische Mitte bilden die beiden großen Hörsäle, während sich die zwei kleineren 
dann in gleichem Abstand zwischen ihnen und der Bibliothek an das Hörsaalfoyer / Glaspas-
sage heften. 
Die Außenmauern der Hörsäle, soweit nicht aus Stahl und Glas, sind wie die Kasernengebäu-
de und die benachbarten Wohnhäuser in der Scharnhorst- und Wichernstraße mit roten Klin-
kern versehen. 
 
Kriterium 3 „Eingliederung in das städtische Umfeld“ ist in hohem Maße erfüllt 
(s. a. Abb. 80, Seite 146), und  
 
Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ ist in sehr hohem Maße 
erfüllt. 
 
Diese Hörsäle bilden zusammen mit ihrem gemeinsamen Foyer das Veranstaltungszentrum 
auch für Kongresse, Ausstellungen, Konzerte, Feiern und sonstige Begegnungen. 
 
Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“ ist erfüllt. 
 
Nicht nur aufgrund der Transparenz der Neubauten aus Stahl und Glas, was den Blick nach 
außen und innen ermöglicht und den visuellen Komfort deutlich macht, sondern auch wegen 
der Raumdimensionen und der Hörsaal-Zuschnitte, die u. a. auf eine gute Akustik abzielen, ist 
der Aufenthalt in den Hörsälen sehr angenehm. 



 

229 
 

Ausreichender Luftraum je Hörer, breit gelagerte Räume und ein spezieller Winkel des an-
steigenden Hörsaalgestühls machen eine zusätzliche elektroakustische Beschallungsanlage 
überflüssig. 
 
Kriterium 24 „Innenraumqualität“ ist in hohem Maße erfüllt. 
 
 

 
 

  Abb. 105 Anbindung des Hörsaalfoyers an Gebäude 9 (Vogel 1997) 
 
 

 
 

  Abb. 106 Hörsaal-Neubautrakt mit Verbindungsfoyer (Vogel 1997) 
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  Abb. 107 Das Hörsaal-Foyer (Mansberg v. 2000)  
 
 

 
 

  Abb. 108 Naturwissenschaftlicher Hörsaal (Vogel 1997) 
 
 
Nur beim Naturwissenschaftlichen Hörsaal liegen die Kosten pro m2 HNF aufgrund der klei-
nen Größe und der Einrichtungen auf einem etwas höheren Niveau. Im Übrigen konnten die 
Baukostenrichtwerte für die Hörsaalflächen, zu denen das Foyer anteilig zugeschlagen wor-
den ist, eingehalten werden: 
  



 

231 
 

Gebäude HNF  Richtwert Ri.W.-Kosten Baukosten Einsparung 
m2 DM/m2HNF DM DM DM 

Hörsaal 1+2 2.074 9.909 20.551 12.596 7.955 

Hörsaal 3+4 664 10.123 6.722 5.275 1.447 

Hörsaal 5 231 10.338 2.388 2.504 -116 

 
          Abb. 109 Kosten der Hörsaal-Neubauten im Vergleich zu den Richtwertkosten 
 
 
Kriterium 13 „Einhaltung der Baukostenrichtwerte für Neu- und Umbauten“ ist erfüllt. 
 
 
• Bibliothek, mit integrierter Panzerhalle und Kunst am Bau 
 
Der Neubau ist als reine Freihandbibliothek konzipiert, das heißt, bis auf besonders schüt-
zenswerte 90.000 Bände - in einer Kompaktanlage untergebracht - sind alle Bücher und Zeit-
schriften für den Besucher frei zugänglich. 
 
Die Regale sind so platziert, dass Leseplätze und Buchbestand eng miteinander verflochten 
sind. Diese Organisationsform dient der Einschränkung des Personaleinsatzes und verbessert 
die Arbeitsbedingungen der Leser. 
 
Nachzuholen ist zu Kapitel 4, Abschnitt 4.1.3.2, dass die Hauptnutzfläche 5.345 m2, die Brut-
togrundfläche 9.100 m2 und der umbaute Raum 41.970 m3 der für 500.000 Bände ausgelegten 
Bibliothek betragen. 
Untergebracht wurden in der einbezogenen Werkstatthalle 110.000 Bände in einem offenen 
Magazin, in Form einer relativ kompakten Anordnung eines dreigeschossigen Regalsystems 
aus Stahl ohne Leseplätze. 
Alle anderen ca. 300.000 Bände finden in den Freihandbereichen Platz und sind so angeord-
net, dass neben einzelnen Lesetischen an den Enden der Regalfluchten immer auch kleine 
Bereiche zum Lesen entstanden, womit eine Gliederung und Akzentuierung eines sonst eher 
beliebig und monoton erscheinenden Flächenbildes gelingen konnte. 
Im Obergeschoss liegt der Lesesaal, der die meisten der insgesamt 450 Leseplätze umfasst, 
das innere Erscheinungsbild der Bibliothek prägt und eine Mitte des Hauses schafft. 
Darüber hinaus gibt es 4 anzumietende Studios für Doktoranden (v. Mansberg 2001). 
 
Außerdem ist im Obergeschoss das Café „Viva“ eingerichtet. Es ist ein beliebter Ort, an dem 
die Studierenden zwischen den Lernphasen am Leseplatz eine erholsame Pause machen kön-
nen, ohne die Bibliothek verlassen zu müssen, oder wo man sich mit Kommilitonen austau-
schen kann. 
 
Kriterium 12 „Umsetzung des Raumprogramms/Flächeneffizienz“ ist erfüllt. 
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Abb. 110 Lesesaal (Vogel 1997) 
 
 
Belichtung, Beleuchtung und Akustik erfuhren besonderes Augenmerk bei der Umsetzung. 
Helligkeit ohne Blendung und eine kurze Nachhallzeit bilden u. a. die Grundlage eines kom-
fortablen Raumklimas. Weiter sorgen eine Be- und Entlüftungsanlage in Verbindung mit ei-
ner Grundlastheizung (ohne Kühlung) und Senkklapp-Fenster für frische Luft und ausgegli-
chene Temperatur. 
Innenliegende Sonnenschutzanlagen, horizontal verfahrbar aus metallischen Gewebebahnen 
bzw. weißen Vorhängen an den Außenfenstern, schaffen insgesamt beste Aufenthaltsbedin-
gungen. 
 
Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ ist erfüllt. 
 
Kriterium 24 „Innenraumqualität“ ist in hohem Maße erfüllt. 
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                    Abb. 111 Eingangshalle mit Aufgang zum Obergeschoss (Vogel 1997) 
 
 

 
 

Abb. 112 Bibliothek (Mansberg v. 2000) 
 
 
Durch die mit der Baugenehmigungsbehörde abgestimmten Brandabschnitte und Möglichkei-
ten einer schnellen Räumung des Gebäudes konnte auf eine, den Bücherbestand eher gefähr-
dende, Sprinkleranlage verzichtet werden. 
Das Entree am Ende des 100 m langen Glasganges bildet die zweigeschossige Halle, die auch 
als Galerie und Veranstaltungsraum dient. Hier finden kleine Konzerte, Lesungen, Vorträge 
usw. statt. 
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Auf der oberen Ebene befindet sich mit Blick in einen Gartenhof die Cafeteria und ein allge-
meiner Entspannungs- und Aufenthaltsbereich. 
Für diesen Neubau wurde unter raumklimatischen Gesichtspunkten eine Betonskelettkon-
struktion mit Stahlbetonunterzügen und -decken anstatt einer Stahl-Konstruktion gewählt. 
 
Eine der in dem Altbauteil vorgefundenen Arbeitsgruben wurde mit Werkstattteilen, Zahnrä-
dern, Ketten und Gestänge von Panzern bestückt und mit einer Panzerglasplatte abgedeckt. 
(v. Mansberg 2001). 
 
Während der Entstehung des Bibliotheksgebäudes erhielt, dank einer Spende des GÜ, ein in 
New York lebender Schweizer Künstler den Auftrag, ein Kunstwerk mit Bezug zum Campus 
zu schaffen. 
Der damalige Kunstbeauftragte der Universität erläutert in dem mit ihm geführten Interview, 
dass dieses Kunstwerk eine Gemeinschaftsarbeit mit einer Vielzahl von Studierenden über 
zwei Semester war, so dass auch in diesem Fall 
 
Kriterium 20 „Qualität der Projektvorbereitung/ Einbeziehung der Beteiligten“ in hohem Ma-
ße erfüllt ist. 
 
Nicht Ausschmückung des Campus, sondern Auseinandersetzung mit ihm lautete die Aufga-
be. 
So entstanden, nach einer Bestandsaufnahme fast aller Campus-Universitäten der Welt, hun-
dert Siebdrucke, in denen Lagepläne in gleichem Maßstab und gleicher Himmelsrichtung, 
Bibliothek auf Bibliothek übereinandergesetzt wurden, so dass die Universität Lüneburg, rot 
markiert, jeweils im Grundrisskontext der anderen hundert Universitäten, auftaucht. 
 
 

 
 

Abb. 113 Universität Lüneburg / Leland Stanford Junior University (Müller 1998) 
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Die Bibliothek ist die „Kathedrale“ der Universität, der Drehpunkt in den Siebdrucken, die in 
15 Gruppen mit verschiedenen Themen wie „Wo haben berühmte Staatspräsidenten studiert?“ 
oder „Welche Standorte haben die Endsilbe ´burg` in ihrem Namen?“ auf passenden Wand-
flächen im Gebäude angebracht wurden. 
 
 

 
 
  Abb. 114 Kunst am Bau in der Bibliothekshalle (Müller 1998) 
 
 

 
 

Abb. 115 Kunstwerk in der ehemaligen Portierloge im Gebäude 7 (Müller 1998) 
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Es gibt aber noch einen zweiten Teil der „Kunst am Bau“ in der ehemaligen Portierloge des 
Gebäudes 7, einen Andenken-Laden, typisch amerikanisch. Jeder Teil der Universität präsen-
tiert sich dort mit einem eigenen Logo auf Andenken-Stücken, eine ironisch gemeinte Identi-
tätsfindung. 
Diese Kunstgestaltung stellt eine abgeschlossene Arbeit dar und darf nicht verändert werden. 
Mit dem Gesagten ist das 
 
Kriterium 26 „Kunst am Bau“ in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Die ‚Dauerausstellung‘ ist auch bei den Bürgern beliebt, die sich nicht nur Bücher aus der 
Bibliothek entleihen, sondern auch mit Interesse und Neugier die Lithographien betrachten 
und die jeweils zugehörigen Erläuterungen lesen. Dadurch wird auch das 
 
Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“ erfüllt. 
 
Kriterium 13 „Einhaltung der Baukostenrichtwerte für Neu- und Umbauten“ ist in hohem 
Maße erfüllt: 

 
Abb. 116 Vergleich der Neubaukosten der Bibliothek mit den Richtwertkosten 

 
 
• Mensa-Speisesaal, Anbau an das ehemalige Wirtschaftsgebäude 3 
 
Das ursprüngliche Planungskonzept für die Neubauten der Zentralen Einrichtungen sah den 
Standort für eine neue Mensa spiegelbildlich zum Bibliotheksneubau am Ende einer die Zent-
ralen Einrichtungen verbindenden Passage vor (s. Abb.70). 
Damit wäre die absolute Einhaltung der symmetrischen Struktur des ehemaligen Kasernenge-
ländes erfolgt. 
Allerdings hätte diese Lage bei genauer Betrachtung Nachteile insofern gehabt, dass mögli-
cher Essensgeruch sowie Anlieferung und Abfallbeseitigung im Bereich der übrigen Zentra-
len Einrichtungen störend gewirkt hätten. 
Es zeichnete sich jedoch bald ab, dass aus Kostengründen auf den Mensa-Neubau verzichtet 
werden musste, wodurch nicht nur Kosten gespart wurden, sondern auch wertvolle Freiflä-
chen im Süden erhalten blieben. 
Außerdem musste die Essensversorgung für die in Abschnitten umziehenden Universitätsan-
gehörigen von Anfang an gewährleistet sein, so dass aus diesem Grund das geeignete Wirt-
schaftsgebäude 3 im ersten Bauabschnitt provisorisch hergerichtet und im 2. Bauabschnitt 
weiter ausgebaut wurde. 
 
Kriterium 1 „Vorrang der Wiedernutzung von Brach- und Konversionsflächen gegenüber 
Siedlungserweiterungen“ ist erfüllt. 
 
Aus Gründen nichtvorhandener Mittel musste der Speisesaal-Anbau vom zweiten in den drit-
ten Bauabschnitt verschoben werden, was jedoch durch nochmaliges Überdenken der Planung 
  

Gebäude HNF  Richtwert Ri.W.-Kosten Baukosten Einsparung 
m2 DM/m2HNF DM DM DM 

Bibliothek 5.156 6.060 31.245.360 30.291.000 954.360 



 

237 
 

dazu führte, dass die geschlossene Lindenreihe im Süden erhalten blieb, weil der Speisesaal 
anstatt quadratisch (man meinte, dies sei die bessere Organisationsform) nunmehr rechteckig 
mit einer Länge von neunzig und einer Breite von zwölf Metern hinter die Baumreihe an das 
ehemalige Wirtschaftsgebäude 3 gebaut wurde. 
 

 

 
 

  Abb. 117 Lindenreihe, Terrasse, Speisesaal und Eingang der Mensa (Vogel 1997) 
 
 

 

 
 

     Abb. 118 Mensa-Speisesaal (Vogel 1997) 
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Die 70 Jahre alten Linden sind nicht nur typisch für den Campus, sondern liefern im Sommer 
natürliche Beschattung und lassen im Winter die Energie der flach durch das blattlose Geäst 
strahlenden Sonne das Gebäude erwärmen. Dadurch kann sich bereits im Februar ein ausge-
glichener Wärmehaushalt einstellen. 
Die ausgeführte Fassadentechnik des Speisesaals vereint die Trag- und Heiz- bzw. Kühlfunk-
tion, indem durch das Tragwerk, bestehend aus MSH-Profilen, also Rohrprofilen, warmes 
oder kaltes Wasser läuft. Damit sind 
 
Kriterium 7 „Energieeffizienz“, und auch 
 
Kriterium 16 „Wirtschaftliche Auslegung der Gebäude unter energetischen Gesichtspunkten“ 
erfüllt. 
  
Darüber hinaus sorgt die Qualität der Bauausführung im Speisesaal, dass das 
 
Kriterium 24 „Innenraumqualität“, in sehr hohem Maße erfüllt ist. Auch das 
 
Kriterium 18 „Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/Instandhaltung“ ist durch die Wahl der 
Materialien in hohem Maße erfüllt. 
 
Durch den Erhalt der Lindenreihe ist das  
 
Kriterium 9 „Mikroklima“ in hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 25 „Barrierefreiheit“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Der Kostenrichtwert für den Umbau im Gebäude 3 für Mensazwecke ist u. a. aufgrund des 
stufenweisen Ausbaus und der Umwandlung der Südfassade zu einem Innenbauteil nicht ein-
gehalten worden, dennoch liegen die Gesamtkosten des Mensabaus deutlich unter den Neu-
baukosten, so dass 
 
Kriterium 13 „Einhaltung der Baukostenrichtwerte für Neu- und Umbauten“ erfüllt ist. 
 
 

Gebäude HNF  Richtwert Ri.W.-Kosten Baukosten Einsparung 
m2 DM/m2HNF DM DM DM 

3 0,5x1.299 0,7x8.404 3.821 6.782 -2.961 
Anbau 1.489 8.404 12.514 7.692 4.822 
Mensa 2.138 16.335 14.474 1.861 

 
     Abb. 119 Vergleich der Kosten für die Mensa mit den Kosten gemäß Baukostenrichtwert 
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Di-     nicht erfüllt in hohem in sehr ho- Bewer- 

men Nr. Kriterium erfüllt   Maß hem Maß tungs- 

sion         erfüllt erfüllt punkte 

  1 Vorrang der Wiedernutzung …   1   1 10,0 

  2 Ausgewogene Bebauungsdichte …       1 10,0 

Ö 3 Eingliederung in das städtische …      1   7,5 

K 4 Bodensanierung/ …       ─ 

O 5 Wiederverwendung bzw. …         ─ 

L 6 Einsatz emissionsarmer Produkte       ─ 

O 7 Energieeffizienz 1      5,0 

G 8 Minimierung der CO2-Emissionen       ─ 

I 9 Mikroklima     1    7,5 

E 10 ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- und …         ─ 

  11 Angemessener Grunderwerb   ─ 

Ö 12 Umsetzung des Raumbedarfs/…   1 5,0 

K 13 Einhaltung der Baukostenrichtwerte … 1 5,0 

O 14 Kostenminimierung durch …   ─ 

N 15 Einbeziehung geeigneter Bausubstanz     ─ 

O 16 Wirtschaftliche Auslegung der … 1   5,0 

M 17 Wirtschaftliche Herrichtung der …       ─ 

I 18 Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/     1   7,5 

E 19 Wirtschaftliche Auswirkungen von…         ─ 

  20 Qualität der Projektvorbereitung/…   ─ 

  21 Sozialintegrative städtebauliche …   1    1 10,0 

SO 22 Bedienbarkeit der TGA       ─ 

ZIO 23 Nähe nutzungsspezifischer …    2 1    7,5 

KUL 24 Innenraumqualität   1  1 10,0 

TU 25 Barrierefreiheit     1 10,0 

RELL 26 Kunst am Bau     1 10,0 

 
             Abb. 120 Bestimmung der Bewertungspunkte der Kriterien für die Neubauten  
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Di-     Bewer- Bedeu- gewich- maxi- Dimen- Gesamter- 
men- Nr. Kriterium tungs- tungs- tete mal er- sion  füllungs- 
sion     punkte faktor Punkte reichbar erfüllt grad 
  1 Vorrang der Wiedernutzung … 10,0 3,0 30,0 30   
  2 Ausgewogene Bebauungsdichte … 10,0 1,0 10,0 10   
Ö 3 Eingliederung in das städtische … 7,5 2,0 15,0 20 max. 
K 4 Bodensanierung/ … ─ 3,0 ─ ─ 100,0 
O 5 Wiederverwendung bzw. … ─ 2,0 ─ ─   
L 6 Einsatz emissionsarmer Produkte ─ 2,0 ─ ─ erreicht 
O 7 Energieeffizienz 5,0 2,0 10,0 20 80,0 
G 8 Minimierung der CO2-Emissionen ─ 3,0 ─ ─   
I 9 Mikroklima 7,5 2,0 15,0 20 80% 
E 10 ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- u. ... ─ 3,0 ─ ─   

  11 Angemessener Grunderwerb ─ 2,0 ─ ─   
Ö 12 Umsetzung des Raumbedarfs/… 5,0 3,0 15,0 30   
K 13 Einhaltung der Baukostenrichtwerte 5,0 3,0 15,0 30 max. 78% 
O 14 Kostenminimierung durch … ─ 3,0 ─ ─ 120,0 
N 15 Einbeziehung geeigneter Bausubst. . ─ 2,0 ─ ─   
O 16 Wirtschaftliche Auslegung der … 5,0 3,0 15,0 30 erreicht 
M 17 Wirtschaftliche Herrichtung der …   2,0 ─ ─ 67,5 
I 18 Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/ 7,5 3,0 22,5 30   
E 19 Wirtschaftliche Auswirkungen v. … ─ 2,0 ─ ─ 56% 

  20 Qualität der Projektvorbereitung/… ─ 3,0 ─ ─   
  21 Sozialintegrative städtebauliche … 10,0 3,0 30,0 30 max. 
SO 22 Bedienbarkeit der TGA ─ 2,0 ─ ─ 80,0 
ZIO 23 Nähe nutzungsspezifischer … 7,5 1,0 7,5 10 erreicht 
KUL 24 Innenraumqualität 10,0 2,0 20,0 20 77,5 
TU 25 Barrierefreiheit ─ 3,0 ─ ─   

RELL 26 Kunst am Bau 10,0 2,0 20,0 20 97% 

 
    Abb. 121 Bewertungsmatrix für den Erfüllungsgrad der Nachhaltigkeit bei den Neubauten 
 
 

 
 
 
Abb.122 Bewertungsgrafik für den Erfüllungsgrad der Nachhaltigkeit bei den Neubauten 
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6.3.3.3 Außenanlagen 
 
Bei den Außenanlagen hatte der Planer verschiedene Ideen, mit dem hermetisch abgeschlos-
senen Areal umzugehen. Einer der Ansätze war, die rigide Struktur zu übernehmen, aber 
menschlichen Maßstab hineinzubringen, beispielsweise anstatt des vorherigen Fahrverkehrs 
(Panzer, LKWs) nun Langsamverkehr, Fußgänger- und Radfahrverkehr, wozu die Querschnit-
te der Verkehrswege reduziert werden sollten. 
Ein weiterer Ansatz war, eine Verflechtung mit der Umgebung, u. a. dem Mühlengrund im 
Westen und dem Ilmenauer Tal im Osten herzustellen. 
Das sollte erreicht werden durch eine innere Querspange, die aus dem Quartier heraus weist 
und das abgeriegelte Areal, das wie eine Insel im Stadtgefüge liegt, öffnet. 
 
Kriterium 3 „Eingliederung in das städtische Umfeld“ ist erfüllt. 
 
Die zuständigen Mitarbeiter der Universität sind in die Planung der Außenanlagen eingezogen 
worden. Damit ist 
 
Kriterium 20 „Qualität der Projektvorbereitung/Einbeziehung der Beteiligten“ erfüllt. 
 
Während sich die Arbeiten der Außenanlagen anfangs nur auf die beiden zuerst herzurichten-
den Kasernengebäude bzw. auf deren gemeinsamen Innenhof bezogen, erfolgte danach die 
Gesamtplanung im Kontext der Neubauten. 
Wegen der Höhenunterschiede der paarweise angeordneten Kasernengebäude wurden die 
Zwischenräume zu Innenhöfen topographisch neu gestaltet. Vorhandene Sockel erforderten 
behindertengerechte Erschließung, die nur über die Innenhöfe wirtschaftlich möglich war und 
unter maßgeblicher Berücksichtigung und Erhalt des Baumbestandes erfolgte. 
 
Kriterium 25 „Barrierefreiheit“ ist in hohem Maße erfüllt. 
 
Die Campusmitte wurde sichtbar gemacht durch den Campus-Boulevard, räumlich flankiert 
von Baumreihen und Gehölzbändern. Er wurde bereits im Frühstadium als Rückgrad der In-
neren Erschließung geplant und durchgeführt, als Plattform aufgefasst und so gestaltet, dass 
sich Cafeteria, vier Hörsäle und die Bibliothek in ihrer linearen Anordnung auf einheitlichem 
Parterre befinden. 
 
Ursprünglich sollte ein Wasserband den Campus von Nord nach Süd parallel und östlich am 
Campus-Boulevard vorbei als Symbol für die Wasserscheide auf dem Bockelsberg zwischen 
Ilmenau und Hasenburger Mühlenbach durchlaufen. 
Doch leider musste diese Idee aufgrund hoher Kosten für die Herstellung und spätere Pflege 
fallen gelassen und der Wasserlauf durch ein Lavendelbeet ersetzt werden. 
 
Kriterium 17 „Wirtschaftliche Herrichtung der Außenanlagen und Erschließung“ ist in hohem 
Maße erfüllt. 
 
Außenbereiche wurden so mit Aufenthaltszonen, Sitzkanten usw. konzipiert, dass Aneig-
nungsqualitäten gegeben sind und Kommunikation initiiert wird. Der Campus-Boulevard ist 
das Herzstück, die tragende Mitte der informellen Kommunikation. 
Die Innenhöfe sind als Rückzugs- und Pausenräume unterschiedlich gestaltet, im Gegensatz 
zum lebendigen Campusboulevard, mit eher komplementärem Charakter, wo sich kleine 
Gruppen treffen, oder man allein sein kann - Orte der individuellen Nutzung - . 
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Kriterium 2 „Ausgewogene Bebauungsdichte/hochwertige Freiflächen“ ist in hohem Maße 
erfüllt. 
 
Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ ist in sehr hohem Maße 
erfüllt. 
 
• Verkehrsanlagen 
 
Die aufwendigsten und kostenträchtigsten Bereiche der Außenanlagen sind die Erschlie-
ßungsmaßnahmen, also die befestigten Flächen. Bei der Konversion mussten so gut wie keine 
neuen Flächen versiegelt werden; im Gegenteil, es sind nur befestigte zurückgebaut worden, 
was kostenintensiv war und heute nicht mehr sichtbar ist. Das Abbruchmaterial, wie Pflaster-
steine oder Betonstücke, wurde zu Gabionen verarbeitet und musste so nicht abgefahren und 
entsorgt werden. 
 
Kriterium 5 „Wiederverwendung bzw. –verwertung von Materialen“ ist erfüllt. 
 
Die Planung in ihren Grundzügen wurde mit der Stadt abgestimmt, weil die Außenanlagen 
das Scharnier zwischen normal gelebter städtischen Umwelt und internen Kasernenareal dar-
stellen. Die neuen Zufahrten und auch die Bepflanzung im Bereich der Scharnhorststraße 
mussten ertüchtigt werden. 
 
Kriterium 20 „Qualität der Projektvorbereitung/Einbeziehung der Beteiligten“ ist erfüllt. 
 
Der Platz vor der Universität wurde bewusst über die Straße hinweg geführt, um das Vis à Vis 
zum Wohnquartier gegenüber zu suchen. Baumbepflanzungen greifen auf beiden Seiten über 
die Straße. Es war tendiert, Teile des Areals zu den Wohngebieten im Norden und im Süden 
zu öffnen. Erschließungswege im Innern des Geländes wurden so konzipiert, dass sie Schnitt-
stellen bieten konnten. 
 
Kriterium 3 „Eingliederung in das städtische Umfeld“ ist in hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 17 „Wirtschaftliche Herrichtung der Außenanlagen und Erschließung“ ist erfüllt. 
 
• Grünanlagen 
 
Die Exerzierplätze waren die einzig verfügbaren Freiflächen, häufig von Raum bildenden 
Gehölzen umgeben, eine Art ´Central Park` in Kasernenanlagen. 
Sie bieten sich als grüne Mitte an und ermöglichen, landschaftliche Weite im Areal zu entfal-
ten. Sie sind in der Größe erhalten geblieben, die Befestigungen sind komplett zurückgebaut, 
zum einen als freiverfügbares Rasenparterre, zum anderen als Sportplatz mit Aufenthaltsqua-
litäten vor der Mensa. 
Neben diesen Freiflächen gibt es noch die für Panzer befahrbaren 40 cm dick betonierten Flä-
chen, die heute als Stellplatzareale dienen und teilweise aufgebrochen und mit Bäumen und 
Sträuchern verschiedener Art und Farbe bepflanzt wurden. 
Überall, wo es möglich war, sind zur Erhöhung der Biodiversität Versiegelungen aufgenom-
men, die Böden rekultiviert und mit Pflanzen versehen worden. 
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Das gesamte Gelände ist von kranken oder toten Gehölzen befreit und neu „aufgeforstet“ 
worden. Insbesondere die Grünflächen zwischen den Mannschaftsgebäuden haben diesbezüg-
lich nicht nur eine Renaissance erlebt, sondern sie sind neben der behindertengerechten Mo-
dellierung auch nach verschiedenen Motiven zu erholsamen Innenhöfen neu gestaltet worden. 
 
Kriterium 2 „Ausgewogene Bebauungsdichte/hochwertige Freiflächen“ ist in hohem Maße 
erfüllt. 
 
Kriterium 4 „Bodensanierung/Schadstoffbeseitigung“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 9 „Mikroklima“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 17 „Wirtschaftliche Herrichtung der Außenanlagen und Erschließung“ ist erfüllt. 
 
Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ ist in hohem Maße erfüllt. 
 
 
• Biotop 
 
Das im Abschnitt 4.1.3.3 bereits beschriebene Biotop (Abb. 76) ist ein sehr beliebter 1 ha gro-
ßer Garten auf dem Campus, in dem nicht nur Studierende einen Platz der Frische und Ruhe 
finden, sondern der auch gerne von den Bürgen aufgesucht wird. 
Das Kleinod, das von Studierenden liebevoll angelegt worden ist und gepflegt wird, dient 
ihnen auch als Lehrstoff. Der „Botanische Kleingarten“ wird ständig mit neuen Pflanzen be-
stückt und neuen Ideen weiterentwickelt, was seine Attraktivität erhöht. 
 
Auf das Biotop treffen die Kriterien für die vorstehenden Grünanlagen mit gleicher Wertung 
zu: 
 
Kriterium 2 „Ausgewogene Bebauungsdichte/hochwertige Freiflächen“ ist in hohem Maße 
erfüllt. 
 
Kriterium 4 „Bodensanierung/Schadstoffbeseitigung“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 9 „Mikroklima“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 17 „Wirtschaftliche Herrichtung der Außenanlagen und Erschließung“ ist erfüllt. 
 
Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ ist in hohem Maße erfüllt. 
 
Zusätzlich: 
 
Kriterium 20 „Qualität der Projektvorbereitung/Einbeziehung der Beteiligten“ ist in sehr ho-
hem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“ ist in hohem Maße erfüllt. 
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• Sport- und Freizeitanlagen 
 
In den Außenanlagen des Campus findet man mannigfaltig Flächen für die Körperbewegung. 
Da ist die von den Studierenden gewünschte Finbahn zu nennen, die entlang der Höhenlinien 
auf dem Campus verläuft oder der große Sportplatz, der auf einem der Exerzierplätze nach 
kostenloser Entfernung der Asphaltschicht (vom GÜ als Ausgleichsfläche für Versiegelung 
im Südgelände bezahlt, was einige nicht guthießen, weil dadurch die Bebauungsmöglichkei-
ten eingeschränkt werden) entstand. 
Dieser ist im Sommer als Liegewiese voll belegt. An seinem östlichen Rand liegen die Sand-
felder für Beachvolleyball. 
Schließlich wurden Kleinspielfelder für verschiedene Ballspielarten vor der Sporthalle ange-
legt.  
Die Holztreppe, die auf der Südseite des Speisesaals auf die Mensaterrasse führt dient bei 
„Sportgroßveranstaltungen“ als Tribüne. 
 
Kriterium 2 „Ausgewogene Bebauungsdichte/hochwertige Freiflächen“ ist in hohem Maße 
erfüllt. 
 
Kriterium 4 „Bodensanierung/Schadstoffbeseitigung“ ist in sehr hohem Maße ist erfüllt. 
 
Kriterium 9 „Mikroklima“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 17 „Wirtschaftliche Herrichtung der Außenanlagen und Erschließung“ ist erfüllt. 
 
Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ ist in hohem Maße erfüllt. 
 
 
Zusätzlich: 
 
Kriterium 20 „Qualität der Projektvorbereitung/Einbeziehung der Beteiligten“ ist in sehr ho-
hem Maße erfüllt 
. 
Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“ ist in hohem Maße erfüllt. 
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Di-     nicht erfüllt in hohem in sehr ho- Bewer- 
men Nr. Kriterium erfüllt   Maß hem Maß tungs- 
sion         erfüllt erfüllt punkte 
  1 Vorrang der Wiedernutzung …         ─ 
  2 Ausgewogene Bebauungsdichte …     3   7,5 
Ö 3 Eingliederung in das städtische …   1 1   7,5 
K 4 Bodensanierung/ …       3 10,0 
O 5 Wiederverwendung bzw. …   1     5,0 
L 6 Einsatz emissionsarmer Produkte         ─ 
O 7 Energieeffizienz         ─ 
G 8 Minimierung der CO2-Emissionen         ─ 
I 9 Mikroklima       3 10,0 
E 10 ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- und …         ─ 

  11 Angemessener Grunderwerb         ─ 
Ö 12 Umsetzung des Raumbedarfs/…         ─ 
K 13 Einhaltung der Baukostenrichtwerte …         ─ 
O 14 Kostenminimierung durch …         ─ 
N 15 Einbeziehung geeigneter Bausubstanz         ─ 
O 16 Wirtschaftliche Auslegung der …         ─ 
M 17 Wirtschaftliche Herrichtung der …   4 1   7,5 
I 18 Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/         ─ 
E 19 Wirtschaftliche Auswirkungen von…         ─ 

  20 Qualität der Projektvorbereitung/…   2   2 10,0 
  21 Sozialintegrative städtebauliche …     3 1 10,0 
SO 22 Bedienbarkeit der TGA         ─ 
ZIO 23 Nähe nutzungsspezifischer …     2   7,5 
KUL 24 Innenraumqualität         ─ 
TU 25 Barrierefreiheit     1   7,5 

RELL 26 Kunst am Bau         ─ 

 
     Abb. 123 Bestimmung der Bewertungspunkte der Kriterien für die Außenanlagen 
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Di-     Bewer- Bedeu- gewich- maxi- Dimen- Gesamter- 
men- Nr. Kriterium tungs- tungs- tete mal er- sion  füllungs- 
sion     punkte faktor Punkte reichbar erfüllt grad 
  1 Vorrang der Wiedernutzung … - 3,0 - -   
  2 Ausgewogene Bebauungsdichte … 7,5 1,0 7,5 10   
Ö 3 Eingliederung in das städtische … 7,5 2,0 15,0 20 max. 
K 4 Bodensanierung/ … 10,0 3,0 30,0 30 100,0 
O 5 Wiederverwendung bzw. … 5,0 2,0 10,0 20   
L 6 Einsatz emissionsarmer Produkte - 2,0 - - erreicht 
O 7 Energieeffizienz - 2,0 - - 82,5 
G 8 Minimierung der CO2-Emissionen - 3,0 - -   
I 9 Mikroklima 10,0 2,0 20,0 20 83% 
E 10 ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- u. ... - 3,0 - -   

  11 Angemessener Grunderwerb - 2,0 - -   
Ö 12 Umsetzung des Raumbedarfs/… - 3,0 - -   
K 13 Einhaltung der Baukostenrichtwerte - 3,0 - - max. 86% 
O 14 Kostenminimierung durch … - 3,0 - - 50,0 
N 15 Einbeziehung geeigneter Bausubst. . - 2,0 - -   
O 16 Wirtschaftliche Auslegung der … - 3,0 - - erreicht 
M 17 Wirtschaftliche Herrichtung der … 7,5 2,0 15,0 20 45,0 
I 18 Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/ - 3,0 - -   
E 19 Wirtschaftliche Auswirkungen v. … - 2,0 - - 90% 

  20 Qualität der Projektvorbereitung/… 10,0 3,0 30,0 30   
  21 Sozialintegrative städtebauliche … 10,0 3,0 30,0 30 max. 
SO 22 Bedienbarkeit der TGA - 2,0 - - 70,0 
ZIO 23 Nähe nutzungsspezifischer … 7,5 1,0 7,5 10 erreicht 
KUL 24 Innenraumqualität - 2,0 - - 60,0 
TU 25 Barrierefreiheit 7,5 3,0 22,5 30   

RELL 26 Kunst am Bau - 2,0 - - 86% 

 
Abb. 124 Bewertungsmatrix für den Erfüllungsgrad der Nachhaltigkeit bei den Außenanlagen 
 
 

 
 
 
Abb. 125 Bewertungsgrafik für den Erfüllungsgrad der Nachhaltigkeit bei den Außenanlagen  
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6.3.3.4 Weitere Einrichtungen auf dem ehemaligen Kasernengelände 

 

Die im Lageplan Abb. 126 farbig angelegten Gebäude sind nicht im Rahmen des Hochschul-

bauvorhabens umgebaut worden. Sie gehören überwiegend dem Campusverein, der zusätzlich 

außerhalb des Universitätsbereichs liegende Kasernengebäude, wie das Offizierswohnhaus 

und das Arrestgebäude erworben hat, sowie dem Studentenwerk, das einen Teil des Grund-

stückstreifen mit den Gebäuden 17, 18 und 19 am westlichen Kasernenrand erworben hat. 

 

 

 
 

       Abb. 126 Einrichtungen des Campus e.V. auf dem Campus (Campus Lüneburg 2009) 

 

 

• Sport- und Fitnesscenter 

 

Der Rohbau der ehemaligen Panzerhalle 21 ist mit nicht benötigten Bauunterhaltungsmitteln 

vom Staatshochbauamt zum edlen Fitnesscenter und großem Gymnastikraum mit Schwingbo-

den für die Universität hergerichtet worden. 

Das Fitnesscenter, das vom „Allgemeinen Hochschulsport“ betrieben wird, ist stets gut be-

sucht, weil es über die Studierenden hinaus auch viele Bürger anlockt. 

Durch die Benutzungsgebühren trägt es sich selbst. 

 

Kriterium 15 „Einbeziehung geeigneter Bausubstanz“ ist in hohem Maße erfüllt. 

 

Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ ist erfüllt. 

 

Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“  ist in hohem Maße erfüllt. 
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• Nutzungsspezifische Einrichtungen in der ehemaligen Panzerhalle 25 

 

Im Campus-Center, der ehemaligen Panzerhalle 25, die für das Expo2000-Projekt der Univer-

sität Lüneburg als Ausstellungs-Zentrum hergerichtet wurde, befinden sich heute neben dem 

Kunstraum u. a. ein Buchladen, das Campus-Copy, ein Reisebüro und ein Café. 

 

 

 
 

     Abb. 127 Panzerhalle 25 vor dem Umbau zum Campus - Center (Campus Lüneburg 2009) 

 

 

Das ehemalige Expo-Café jetzt, „Café Ventuno“ genannt, wird vom Campus e.V. weiterbe-

trieben. Es bietet kleinere Gerichte an und zeichnet sich durch seine freundliche und warme 

Atmosphäre aus. 

 

 
 

             Abb. 128 Café Ventuno im Campus-Center (Campus Lüneburg 2009) 
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Kriterium 15 “Einbeziehung geeigneter Bausubstanz“ ist in hohem Maße erfüllt. 

 

Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“ ist erfüllt. 

 

Kriterium 24 „Innenraumqualität“ ist in hohem Maße erfüllt. 

 

 

• Kinderhorte 

 

Auch wenn Campus e.V. Kinder nicht selbst betreut, so hat der Verein aber Räumlichkeiten 

für diese Zwecke hergerichtet. 

Zum einen findet eine Notbetreuung für Kinder von 1-3 Jahren durch „Zwerge e.V.“ im 

Wohnheim Campus 4 statt. Zum anderen wird im Wohnheim Campus 5 der „Campino-

Kindergarten“ von der Lebenshilfe betrieben. 

Darüber hinaus hat das für die Universität Lüneburg zuständige Studentenwerk Braunschweig 

das ehemalige Lagergebäude 19 zu einem weiteren Kindergarten hergerichtet. 

 

Kriterium 1 „Wiedernutzung von Brach- und Konversionsflächen gegenüber Siedlungserwei-

terungen“ ist erfüllt. 

 

Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ ist in hohem Maße erfüllt. 

 

Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“ ist in hohem Maße erfüllt. 

 

 

• Wohnen 

 

Die Konversion der Scharnhorst-Kaserne hat nicht nur Hochschuleinrichtungen zum Inhalt, 

sondern auch den Bereich „Wohnen“. 

Campus e.V. und das Studentenwerk sind mit Studentenwohnungen direkt auf dem Campus 

ansässig. Die südliche Kasernenhälfte ist mit dringend benötigten Wohnungen bebaut worden. 

 

◦ Wohnheime des Campus e.V. 

 

Wie oben bereits ausgeführt, war eine der ersten Umbaumaßnahmen auf dem Kasernengelän-

de die Herrichtung des Gebäudes 15 durch Eigenleistung der Studierenden zu Wohnungen. 

Der Mangel an studentischem Wohnraum in Lüneburg war so groß, dass das Land sofort ei-

nes der zu einem späteren Zeitpunkt herzurichtenden Mannschaftsgebäude den Studierenden 

vorübergehend zur Linderung ihrer Raumnot zur Verfügung stellte. 

 

Der westliche Streifen des Kasernengeländes war ursprünglich dem Studentenwerk für stu-

dentisches Wohnen und soziale Zwecke zugeteilt worden. 

 

Ein Jahr nach mehr als zufriedener Nutzung des „Campus 1“ (ehemaliges Gebäude 15) ent-

schied das MWK, dieses sowie zusätzlich auch das Gebäude 2 („Campus 2“), das sich durch 

den Bewuchs seiner Fassade auszeichnet, dem Campus e.V. auf Dauer zu überlassen. 

 

Kriterium 9 „Mikroklima“ ist in hohem Maße erfüllt. 
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      Abb. 129 Wohnheim Campus 2 (Campus Lüneburg 2009) 

 

 

 
  

                    Abb. 130 Arrestgebäude 35 vor dem Umbau (Campus Lüneburg 2009) 

 

Als drittes wurde das alte Arrestgebäude 35 der Scharnhorst-Kaserne von Campus e.V. aufge-

stockt, zu eigenen Büros im Erdgeschoss und Wohnraum in den anderen Geschossen umge-

baut und komplett saniert, sowie nach höchst möglichen Maßstäben energetisch zum  

„Campus 3“ (C3) modernisiert. 
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Abb. 131 Arrestgebäude 35 (C3) während des Umbaus (Campus Lüneburg 2009) 

 

 

Kriterium 1 „Vorrang der Wiedernutzung von Brach- und Konversionsflächen gegenüber 

Siedlungserweiterungen“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 

 

Kriterium 6 „Einsatz emissionsarmer Produkte“ ist in hohem Maße erfüllt. 

 

Kriterium 7 „Energieeffizienz“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 

 

Kriterium 8 „Minimierung der CO2-Emission“ ist erfüllt. 

 

Kriterium 12 „Umsetzung des Raumbedarfs/Flächeneffizienz“ ist in hohem Maße erfüllt. 

 

Kriterium 14 „Kostenminimierung durch Ausschöpfung der Umbau- und Umnutzungspoten-

tiale“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 

 

Kriterium 15 „Einbeziehung geeigneter Bausubstanz“ ist erfüllt. 

 

Kriterium 16 „Wirtschaftliche Auslegung der Gebäude nach energetischen Gesichtspunkten“ 

ist in sehr hohem Maße erfüllt. 

 

Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ ist erfüllt. 

 

Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“ ist erfüllt. 

 

◦ Wohnheim des Studentenwerks 

 

Das Studentenwerk hat die Gebäude 17 und 18, eine Werkhalle und ein Lagergebäude, die 

beide ziemlich verwahrlost waren, abgebrochen und ein neues Wohnheim mit 66 Plätzen so-

wie die zugehörigen Stellplätze auf der freigewordenen Fläche erstellt. 
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In dem Haus sind Einzelzimmer im Doppelapartment, Doppelapartments, Einzelapartments 
sowie eine behindertengerechte Wohnung eingerichtet. 
 
Kriterium 1 „Vorrang der Wiedernutzung von Brach- und Konversionsflächen gegenüber 
Siedlungserweiterungen“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 3 „Eingliederung in das städtische Umfeld“ ist in hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ ist in sehr hohem Maße 
erfüllt. 
 
Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“ ist erfüllt. 
 
 
◦ Wohnbebauung in der Südhälfte der ehemaligen Scharnhorst-Kaserne 
 
Der  unmittelbar an den Campus grenzende Bereich der südlichen Kasernenhälfte war mit 
Gebäuden geringerer Bedeutung und schlechtem Zustand versehen. 
Unter anderem befand sich dort das alte Heizwerk, das wie die anderen Bauwerke sehr maro-
de war und daher abgerissen wurde. 
Die überwiegende Fläche des Südteils bestand aus Sportgelände und Grünfläche. 
Da durch die Wohnbebauung mehr Boden versiegelt wurde als vorher bebaut war, musste ein 
Flächenausgleich durch die bereits erwähnte Entsiegelung eines entsprechend großen, mit 
Asphalt belegten Antreteplatzes auf dem Campus erfolgen. 
Auf diese Weise standen der Universität rd. 6000 m2 entsiegelte Bodenfläche, die nach Ein-
saat mit Magerrasen, als Sport- und Liegewiese dient, zur Verfügung. 
 
Kriterium 2 „Ausgewogene Bebauungsdichte/hochwertige Freiflächen“ ist erfüllt. 
 
Kriterium 4 „Bodensanierung/Schadstoffbeseitigung“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 9 „Mikroklima“ ist erfüllt. 
 
Kriterium 17 „Wirtschaftliche Herrichtung der Außenanlagen“ ist in hohem Maße erfüllt. 
    
Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“ ist erfüllt. 
 
Das zum Stadtteil „Bockelsberg“, in dem rd. 6.500 Bürgern leben, gehörende Neubaugebiet 
mit seinen Bewohner ergänzt sich, wie bereits ausgeführt, in vielerlei Hinsicht mit dem Cam-
pus. 
Ein Beispiel dafür ist u. a. das „Geschwister-Scholl-Haus“. 
Informationen, Beratung, Freizeitaktivitäten sind einige Angebote des von der Hansestadt 
Lüneburg und dem Caritas Verband geführten Hauses, dem die damalige Bundesfamilienmi-
nisterin den Titel „Mehrgenerationenhaus“ verlieh. 
Die Angebote und Mitgestaltungsmöglichkeiten für alle Altersklassen werden auch von den 
Studierenden angenommen, die darüber hinaus bei den Aktivitäten dieser Einrichtung mitwir-
ken (Landeszeitung 2010). 
Weiterhin befinden sich nah am Übergang im Wohngebiet eine Sparkassenfiliale, ein Bäcker 
und ein Supermarkt. 
Diese Einrichtungen dienen auch den Studierenden. 
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Kriterium 21 „Sozialintegrative städtebauliche Gesamtkonzeption“ ist erfüllt. 
 
Kriterium 23 „Nähe nutzungsspezifischer Einrichtungen“ ist erfüllt. 
 
Wohngebiet und Campus werden von dem in der Mitte des ehemaligen Kasernengeländes 
erstellten, auf den Gesamtbedarf ausgelegten Blockheizkraftwerk mit Nahwärme versorgt. 
Die Energiekosten konnten durch den Anschlusszwang für die Bewohner im Südteil mini-
miert werden. 
 
Kriterium 7 „Energieeffizienz“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
 
Kriterium 8 „Minimierung der CO2-Emissionen“ ist in sehr hohem Maße erfüllt. 
  
Die von der Uelzener Straße ins Wohngebiet abzweigende Erschließungsstraße darf auch von 
den Hochschulangehörigen genutzt werden und bietet so eine direkte Zufahrt zum großen 
Südparkplatz. 
 
Kriterium 17 „Wirtschaftliche Herrichtung der Außenanlagen und Erschließung“ ist erfüllt. 
 
Für die Bewohner im Süden bietet die Zugänglichkeit zum Campus-Boulevard die Möglich-
keit, das Stadtzentrum auf kürzestem Wege zu erreichen. 
Die beiden Buslinien, die den Campus anfahren haben im Wohngebiet ebenfalls eine Halte-
stelle. 
 
Kriterium 10 „ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- und Fahrradkomfort“ ist in hohem Maße erfüllt. 
 
Insbesondere der Oberbürgermeister, aber auch der Oberstadtdirektor a. D., der ehemalige 
Stadtbaurat und der Lüneburger Landtagsabgeordnete sowie weitere Interviewpartner brach-
ten zum Ausdruck, dass sich die Stadt mit der Konversion in vielerlei Hinsicht verändert hat. 
Die Geschäfte sind mehr auf junge Mode ausgerichtet, neue Cafés sind entstanden, das Ange-
bot an kulturellen Veranstaltungen ist gestiegen, das Theater hat neuen Aufwind bekommen. 
 
Das hat zur Folge, dass auch die Zahl der Touristen und Tagesausflügler stark zugenommen 
hat, was ebenfalls zum wirtschaftlichen Aufschwung Lüneburgs beiträgt. 
Auch im „Beliebtheits-Ranking“ hat Lüneburg in der Umfrage „Perspektive Deutschland“ 
einen der ersten Plätze belegt (HAZ 2005). 
 
Die interviewten städtischen Beamten und der Landtagsabgeordnete betonten immer wieder 
die Wohnungsnot, die in Lüneburg herrscht, und dass diese durch den Bau der 700 Wohnun-
gen im Südteil der Scharnhorst-Kaserne etwas gemindert werden konnte. 
Der Grund für den Wohnungsmangel liegt zwar auch in der Nähe zu Hamburg, weil viele 
Menschen, die in der Großstadtmetropole arbeiten, gerne in der beschaulichen Hansestadt 
Lüneburg wohnen wollen. 
Wird jedoch der Verlauf der Einwohnerentwicklung in Lüneburg betrachtet, so ist der Anstieg 
der Einwohnerzahl seit Beginn der Konversion der Scharnhorst-Kaserne (1993) und einige 
Jahre danach (2002) besonders stark. 
Sie stieg in dieser Zeit von 65.525 auf 70.503 an, das heißt um rd. 5000 Einwohner. 
Im gleichen Zeitraum stieg die Zahl der Studierenden von 5.736 auf 7.268, also um 1.532. 
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Wird davon ausgegangen, dass rd. ein Drittel davon Lüneburger sind oder aus der näheren 
Umgebung täglich pendeln, beträgt der Anteil der Studierenden an dem Einwohnerzuwachs 
rd. ein Fünftel. 
 
Kriterium 19 „Wirtschaftliche Auswirkungen von Konversionen auf die Kommunen“ ist in 
hohem Maße erfüllt. 
 
 

 
 

Abb.132 Einwohnerentwicklung der Stadt Lüneburg (www.lueneburg.de, 09.04.2010) 
 

 
 
Abb. 133 und 134 Entwicklung der Studierendenzahl während und nach der Konversion 
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Di-     nicht erfüllt in hohem in sehr ho- Bewer- 

men Nr. Kriterium erfüllt   Maß hem Maß tungs- 

sion         erfüllt erfüllt punkte 

  1 Vorrang der Wiedernutzung …   1    2  10,0 

  2 Ausgewogene Bebauungsdichte …   1    5,0 

Ö 3 Eingliederung in das städtische …   1   7,5 

K 4 Bodensanierung/ …       3 10,0 

O 5 Wiederverwendung bzw. …       ─ 

L 6 Einsatz emissionsarmer Produkte     1    7,5 

O 7 Energieeffizienz       2  10,0 

G 8 Minimierung der CO2-Emissionen    1   1 10,0 

I 9 Mikroklima   1  1  7,5 

E 10 ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- und …     1    7,5 

  11 Angemessener Grunderwerb         ─ 

Ö 12 Umsetzung des Raumbedarfs/…     1    7,5 

K 13 Einhaltung der Baukostenrichtwerte …         ─ 

O 14 Kostenminimierung durch …       1  10,0 

N 15 Einbeziehung geeigneter Bausubstanz   1  2    7,5 

O 16 Wirtschaftliche Auslegung der …       1  10,0 

M 17 Wirtschaftliche Herrichtung der …   2 1   7,5 

I 18 Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/         ─ 

E 19 Wirtschaftliche Auswirkungen von…     1   7,5 

  20 Qualität der Projektvorbereitung/…     ─ 

  21 Sozialintegrative städtebauliche …   3  1 1 10,0 

SO 22 Bedienbarkeit der TGA         ─ 

ZIO 23 Nähe nutzungsspezifischer …    4 2   7,5 

KUL 24 Innenraumqualität     1   7,5 

TU 25 Barrierefreiheit     1   7,5 

RELL 26 Kunst am Bau         ─ 

 

               Abb. 135 Bestimmung der Bewertungspunkte der Kriterien für die weiteren 
                               Einrichtungen auf dem ehemaligen Kasernengelände 
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Di-     Bewer- Bedeu- gewich- maxi- Dimen- Gesamter- 
men- Nr. Kriterium tungs- tungs- tete mal er- sion  füllungs- 
sion     punkte faktor Punkte reichbar erfüllt grad   
  1 Vorrang der Wiedernutzung … 10,0 3,0 30,0 30     
  2 Ausgewogene Bebauungsdichte … 5,0 1,0 5,0 10     
Ö 3 Eingliederung in das städtische … 7,5 2,0 15,0 20 max.   
K 4 Bodensanierung/ … 10,0 3,0 30,0 30 190,0   
O 5 Wiederverwendung bzw. … - 2,0 - -     
L 6 Einsatz emissionsarmer Produkte 7,5 2,0 15,0 20 erreicht   
O 7 Energieeffizienz - 2,0 - - 167,5   
G 8 Minimierung der CO2-Emissionen 10,0 3,0 30,0 30     
I 9 Mikroklima 10,0 2,0 20,0 20 88%   
E 10 ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- u. .. 7,5 3,0 22,5 30     

  11 Angemessener Grunderwerb - 2,0 - -     
Ö 12 Umsetzung des Raumbedarfs/… 7,5 3,0 22,5 30     
K 13 Einhaltung der Baukostenrichtwerte - 3,0 - - max. 87% 
O 14 Kostenminimierung durch … - 3,0 - - 90,0   
N 15 Einbeziehung geeigneter Bausubst. . 10,0 2,0 20,0 20     
O 16 Wirtschaftliche Auslegung der … - 3,0 - - erreicht   
M 17 Wirtschaftliche Herrichtung der … 10,0 2,0 20,0 20 77,5   
I 18 Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/ - 3,0 - -     
E 19 Wirtschaftliche Auswirkungen v. … 7,5 2,0 15,0 20 86%   

  20 Qualität der Projektvorbereitung/… - 3,0 - -     
  21 Sozialintegrative städtebauliche … 10,0 3,0 30,0 30 max.   
SO 22 Bedienbarkeit der TGA - 2,0 - - 60,0   
ZIO 23 Nähe nutzungsspezifischer … 7,5 1,0 7,5 10 erreicht   
KUL 24 Innenraumqualität 7,5 2,0 15,0 20 52,5   
TU 25 Barrierefreiheit - 3,0 - -     

RELL 26 Kunst am Bau - 2,0 - - 88%   

 

Abb. 136 Bewertungsmatrix für den Erfüllungsgrad der Nachhaltigkeit bei den  
     weiteren Einrichtungen auf dem ehemaligen Kasernengelände 

 
 

 
 
 

Abb. 137 Bewertungsgrafik für den Erfüllungsgrad der Nachhaltigkeit bei den  
     weiteren Einrichtungen auf dem ehemaligen Kasernengelände 
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6.3.4 Zusammenschau der Untersuchung der Konversion auf Nachhaltigkeit 
 

In diesem Zusammenhang erfolgt noch einmal der Hinweis auf die Indikatoren für die kom-
munale Ebene des BBR („Städte der Zukunft“) unter Punkt 5.3.6.1, weil sich die dort für das 
Handlungsfeld „Boden“ genannten Kriterien (Strategien): 
 

• Reduzierung des Zuwachses an bebauter Siedlungsfläche 
• Wiedernutzung von städtebaulichen Brachen und leer stehenden Gebäuden 
• Optimale städtebauliche Dichte 
• Erhaltung und Vernetzung klimawirksamer Freifläche 
• Reduzierung der Bodenversiegelung 
 

sinngemäß im oben stehenden Kriteriensystem für die Untersuchung wiederfinden. 
 
Gleichermaßen verhält es sich mit dem Handlungsfeld „Mobilität“ und den ersten beiden 
Strategien des Handlungsfeldes „Umwelt“. 
 
Weniger relevant für den Untersuchungsgegenstand sind die Handlungsfelder „Wohnen“ und 
„Wirtschaft“. 
 
Die Zusammenschau der Untersuchung wird kriterienbezogen für die vier Arten der Baumaß-
nahmen: 

• Umbauten 
• Neubauten 
• Außenanlagen und 
• weitere Einrichtungen auf dem 
  ehemaligen Kasernengelände 
 

nachfolgend dargestellt: 
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Di-     Um- Neu- Aus- w. Ein- max. ge- Dimen- Gesamter- 
men- Nr. Kriterium bau- bau- senan- Richtun- wichtete sion  füllungs- 
sion     ten ten lagen gen Punkte erfüllt grad 
  1 Vorrang der Wiedernutzung … 30,0 30,0 - 30,0 30,0   
  2 Ausgewogene Bebauungsdichte … - 10,0 7,5 5,0 10,0   

Ö 3 Eingliederung in das städtische … - 15,0 15,0 15,0 15,0 max. 
K 4 Bodensanierung/ … 15,0 - 30,0 30,0 30,0 250,0 
O 5 Wiederverwendung bzw. … - - 10,0 - 10,0   
L 6 Einsatz emissionsarmer Produkte 10,0 - - 15,0 15,0 erreicht 
O 7 Energieeffizienz 0,0 10,0 - - 10,0 215,0 
G 8 Minimierung der CO2-Emissionen 0,0 - - 30,0 30,0   
I 9 Mikroklima - 15,0 20,0 20,0 22,5 86% 
E 10 ÖPNV-Anbindung/Fußgänger- und … - - - 22,5 22,5   

  11 Angemessener Grunderwerb 20,0 - - - 20,0   
Ö 12 Umsetzung des Raumbedarfs/… 30,0 15,0 - 22,5 30,0   
K 13 Einhaltung der Baukostenrichtwerte … 30,0 15,0 - - 30,0 max. 89% 
O 14 Kostenminimierung durch … 30,0 - - - 30,0 240,0 
N 15 Einbeziehung geeigneter Bausubstanz 15,0 - - 20,0 20,0   
O 16 Wirtschaftliche Auslegung der … 22,5 15,0 - - 22,5 erreicht 
M 17 Wirtschaftliche Herrichtung der … 10,0 - 15,0 20,0 20,0 220,0 
I 18 Wertstabilität/Umnutzungsfähigkeit/ 22,5 22,5 - - 22,5   
E 19 Wirtschaftliche Auswirkungen von… - - - 15,0 15,0 92% 

  20 Qualität der Projektvorbereitung/… 30,0 - 30,0 - 30,0   
  21 Sozialintegrative städtebauliche … - 30,0 30,0 30,0 30,0 max. 
SO 22 Bedienbarkeit der TGA 10,0 - - - 10,0 130,0 
ZIO 23 Nähe nutzungsspezifischer … - 7,5 7,5 7,5 7,5 erreicht 
KUL 24 Innenraumqualität 10,0 20,0 - 15,0 20,0 117,5 
TU 25 Barrierefreiheit 30,0 - 22,5 - 30,0   

RELL 26 Kunst am Bau 10,0 20,0 - - 20,0 90% 

 
Abb. 138 Bewertungsmatrix des Erfüllungsgrades der Nachhaltigkeit in der Zusammenschau 
 
 

 
 
 Abb.139 Bewertungsgrafik des Erfüllungsgrades der Nachhaltigkeit in der Zusammenschau 
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7. Zusammenfassung und Ausblick 
 
7.1 Nachhaltigkeit 
 
Die im Abschnitt 6.3 vorgenommene Untersuchung auf Nachhaltigkeitsaspekte bei der Pla-
nung und Herstellung von Hochschuleinrichtungen durch Konversion, insbesondere der 
Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität Lüneburg, hat ergeben, dass bei den Bauvorha-
ben ein hohes Maß an Aspekten der Nachhaltigen Entwicklung zu erkennen ist. 
Beim Umbau der ehemaligen Unterkunfts-, Wirtschafts- und Stabsgebäude konnte zum größ-
ten Teil der Raumbedarf mit geringsten Eingriffen in die vorhandene Bausubstanz gedeckt 
werden. 
Durch die Platzierung der Neubauten auf Flächen, die zuvor versiegelt waren und Einbezie-
hung vorhandener Bausubstanz sind wertvolle Freiflächen des Kasernengeländes erhalten 
geblieben. 
 
Stahl, Beton, Holz und Glas der Zentralen Einrichtungen, in harmonischem und planungsge-
rechtem Gefüge eingebracht, schaffen thermischen, akustischen und visuellen Komfort, der 
bei den Nutzern Wohlbefinden hervorruft. 
Die Bibliothek, in die zur Kosteneinsparung eine Panzerhalle integriert worden ist, bietet mit 
ihren Einrichtungen, wie Cafeteria, Eingangshalle und Installation der Kunst am Bau über die 
Beschäftigung mit Büchern hinaus weitere Möglichkeiten im Bereich Kultur und Kommuni-
kation. 
Die Hörsäle sind so gestaltet, dass Beschallungsanlagen nur für Videoübertragungen erforder-
lich sind. 
Große Glasflächen stellen den Bezug nach außen und umgekehrt her. 
In den Vorlesungspausen bietet das Foyer Raum zur Kurzerholung, Kommunikation und Be-
wegung, sowie die Möglichkeit, bei Regen trockenen Fußes aus den Hörsälen in die Cafeteria 
oder die Bibliothek zu gelangen. 
Für längere Zeitabstände zwischen den Lehrveranstaltungen laden u. a. die Außenanlagen 
zum Verweilen ein. 
Der Mensaspeisesaal bietet in allen Belangen ebenfalls eine hohe Innenraumqualität und steht 
den Studierenden auch außerhalb der Essenszeiten zur Verfügung. 
 
Durch die kompakte und dennoch aufgelockerte Bauweise der Zentralen Einrichtungen sind 
die großen Flächen der ehemaligen Exerzier- und Panzerplätze frei geblieben und nach Ent-
siegelung begrünt und bepflanzt worden, wodurch die Qualität des Mikroklimas wesentlich 
erhöht wurde. 
Durch den quasi autofreien Campus und die Anordnung der Stellplätze mit direkten Zufahrten 
an der Peripherie, wird die CO2-Emission gemindert. 
Die ursprünglichen internen Kasernenstraßen sind durch Anpflanzung von beiderseitigen Lin-
denreihen verengt worden, wodurch die Atmosphäre für Fußgänger und Radfahrer erhöht und 
das Mikroklima verbessert worden sind. 
Mit der Neugestaltung der Flächen zwischen den paarweise zueinander stehenden ehemaligen 
Kasernengebäuden zu Innenhöfen mit verschiedenen Motiven (s. Abb. 75) ist u. a. die 
Barrierefreiheit gewährleitet. 
   
Der GÜ hat auch den Bebauungsplan für die Südhälfte, für die eine ganz neue Erschließung 
erforderlich war, aufgestellt und bei der Planung darauf geachtet, dass diese mit der des Cam-
pus harmoniert. 
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Beide Nutzungsstrukturen fügen sich baulich harmonisch in die Umgebung des Stadtteils 
„Bockelsberg“ ein, der durch das Verschwinden seines „weißen Fleckes“ nun ein städtebau-
lich zusammenhängender Distrikt geworden ist. 
Durch die ehemaligen Kasernengebäude mit den gleichen Klinkerfassaden wie die der be-
nachbarten Wohngebäude, und die ebenfalls mit roten Verblendsteinen versehen Neubauten 
der Hörsäle und der Bibliothek ist eine städtebauliche Gesamtkonzeption, zu der auch die 
angepassten Außenanlagen und die Erschließung beigetragen haben, entstanden. 
 
7.2 Hinweise zur Konversion von Liegenschaften zu Hochschuleinrichtungen 
 
Bei Bauprojekten wird zwischen öffentlichen und nichtöffentlichen Projekten unterschieden. 
Bundes-, Landes- und Kommunalbauvorhaben unterliegen strengeren Vorgaben und Vor-
schriften als die freier Bauherren. 
Bei Bauvorhaben als PPP-Maßnahme erweist sich die Projektvorbereitung in den meisten 
Fällen als schwieriger und langwieriger. 
Auch wenn Stiftungshochschulen Bauprojekte in eigener Regie durchführen wollen, sind ge-
wisse Prüfungen, Genehmigungen, Zuwendungen usw. durch übergeordnete Instanzen zu 
erledigen. Dabei wird dem Bauherrn genauer auf die Finger geschaut als bei einer Abwick-
lung durch die Bauverwaltung, was die Projektvorbereitung verzögern kann. 
 
Es gibt Regeln, die jeder Auftraggeber beachten sollte, um sein Bauvorhaben mit Erfolg zu 
planen, zu bauen, zu betreiben, abzureißen und zu entsorgen. 
Zu diesem Gesamtthema gibt es ausreichend Literatur, daher sollen sich nachfolgende Hin-
weise, die teilweise auch bei der Konversion für andere Nutzungszwecke angewandt werden 
können, auf die Umwandlung militärischer Liegenschaften zu Hochschuleinrichtungen bezie-
hen. 
 
7.2.1 Partizipation 
 
Da für Hochschulbauvorhaben, und sicherlich auch für andere Bauprojekte, in den meisten 
Fällen Planungsmittel zunächst in benötigter Höhe zur Verfügung gestellt werden, kann der 
für das Bauvorhaben Verantwortliche sofort handeln und die Institutionen nach entsprechen-
dem Bedarf unter Beachtung der Vorschriften einschalten. 
Wichtig dabei ist die Qualität der Projektvorbereitung, wobei alle Beteiligten so früh wie 
möglich in den Konversionsprozess einzubeziehen sind. 
Dies sind zunächst die Nutzer einer Hochschule, die ihren Raumbedarf über die Hochschullei-
tung beim Bauherren, also ihrem Ministerium, anmelden. 
Im weiteren Verlauf wird der Kreis der Beteiligten immer größer, in dem der Baumanager die 
Hauptperson darstellt. 
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Abb. 140 „Baumanager als Nabe eines Rades der Projektbeteiligten“ (Rösel 1992) 
 

 
7.2.1.1 Raumprogramm und Projektvorbereitung 
 
Wird der Raumbedarf anerkannt, legt die Hochschule als nächstes dem Ministerium ein ent-
sprechendes Raumprogramm vor, das gemeinsam optimiert und abschließend genehmigt 
wird. 
Die Hochschulen sind ständigen Veränderungen unterworfen, z. B durch schwache Abitur-
Jahrgänge oder zwischenzeitlich nicht gefragte Studienfächer und dürfen daher für ihre Wei-
terentwicklung räumlich nicht zu sehr eingeengt werden, sondern müssen in der Lage sein, 
ohne großen Aufwand das Flächengleichgewicht wieder herzustellen. 
 
Nach Abschluss der Prüfung, ob die Umbau- oder Umsetzungspotentiale ausgeschöpft sind, 
oder der Raumbedarf durch Konversion geeigneter Liegenschaften gedeckt werden kann, er-
folgt die Festlegung auf z. B. Um-, An- oder Neubau. 
 
Soll das Vorhaben durch Konversion einer militärischen Liegenschaft entstehen, muss zügig 
gehandelt werden. 
 
Die Hochschulen erfahren so frühzeitig vom Abzug des Militärs und der damit verbundenen  
Räumung von Liegenschaften, dass sie rechtzeitig z. B. mit dem zuständigen Staatlichen 
Baumanagement die Eignung des Kasernengeländes für eine universitäre Nutzung prüfen 
können. 
Dabei ist auf der Grundlage des vom Ministerium genehmigten „neutralen“ Raumprogramms 
das entsprechende Umbauraumprogramm aufzustellen, das ebenfalls genehmigt werden muss 
und auch die Grundlage für die Umbaukosten bildet, die dann mit den Richtwertkosten für 
einen entsprechenden Neubau zu vergleichen sind. 
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7.2.1.2 Kommunikation 
 
Der zuständige Referent im Wissenschaftsministerium muss stets von allen Schritten Kennt-
nis haben und das Vorhaben lenken, auch wenn die Bauverwaltung im Normalfall für die 
Landesbauten zuständig ist und diese in eigener Regie abwickelt. 
Ständige Kommunikation anstehender Themen mit den dafür Zuständigen, z. B. mithilfe eines 
Lenkungsausschusses, einerseits und Information der weiteren Beteiligten über den aktuellen 
Sachstand andererseits sind für die Förderung eines Bauvorhaben auf allen Gebieten von gro-
ßer Bedeutung. 
Die Verteilung der Aufgaben muss daher im Vorhinein geregelt sein. 
Dabei müssen die Beteiligten, bezogen auf ihre Funktion, entsprechende Entscheidungskom-
petenz besitzen. 
Jeder muss wissen, was der andere tut, und jede Unregelmäßigkeit muss sofort kundgetan 
werden, um rechtzeitig reagieren zu können. 
Beteiligten die ihren Aufgaben nicht gewachsen sind, oder die sie nicht mit dem notwendigen 
Eifer wahrnehmen, müssen ausgetauscht werden können. 
Nur so können unnötige Zeitverzögerung und Kostenerhöhung vermieden und die Einhaltung 
der Baukostenrichtwerte gewährleistet werden. 
 
7.2.2 Nachhaltiges Baumanagement 
 
Die nachhaltige Abwicklung eines Bauvorhabens basiert u. a. auf den drei Säulen „Kosten“, 
„Zeit“ und „Qualität“. 
Alle drei „Pfeiler“ müssen einerseits für sich allein gewissen Anforderungen genügen und 
andererseits gleichzeitig zusammen das Gleichgewicht halten. Gerät eine Stütze ins Wanken, 
kann leicht das gesamte Bauwerk zum Einsturz kommen. 
Beim Konversionsprozess in Lüneburg haben allerdings die erforderlichen Kostenreduzierun-
gen im Zuge der Fertigung der HU - Bau oder nach Ausschreibungen durch intelligente Pla-
nung in den meisten Fällen zu einer höheren Qualität der jeweiligen Einrichtungen geführt. 
Möglich war dies, weil alle Beteiligten mit ihren Fachkenntnissen und ihrem Handeln stets 
auf eine optimale Ausführung bedacht waren. 
Auch die Auslegung unter energetischen Gesichtspunkten wurde damals schon praktiziert, 
z. B. mit dem Speisesaal der Mensa oder der Versorgung der Gebäude mit Nahwärme aus 
einem BHKW anstatt über Kohleheizkessel. 
 
7.2.2.1 Mittelbereitstellung 
 
Die wichtigste Voraussetzung für die Realisierung einer Baumaßnahme ist das Bereitstehen 
der dafür erforderlichen Mittel. 
Im öffentlichen Bauwesen wird nach Aufnahme des mit Grobkosten versehenen Vorhabens in 
die Mittelfristige Finanzplanung (MIPLA), zur Veranschlagung der Vorhabenkosten im 
Haushalt, eine Haushaltsunterlage-Bau (HU-Bau) nach den Kriterien „Planung“, „Kosten“, 
„Baubeschreibung“ erstellt. 
Diese wird im Regelfall nach Prüfung durch den Landesrechnungshof vom Haushaltsaus-
schuss des Landes freigegeben. 
 
7.2.2.2 Kostensicherheit 
 
Es ist nicht immer sicher, dass die ursprünglich veranschlagten Grobkosten auskömmlich 
sind, weil die wirklichen Kosten erst bei einem sicheren Planungsstand zu nennen sind. 
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Die bereits bei der Projektvorbereitung einzuschaltenden, beteiligten Fachplaner sollten daher 
verpflichtet werden, für die optimale Planungsvariante Mengen und Leistungsbeschreibungen 
des von ihnen zu vertretenden Fachbereichs so zu bearbeiten, dass so früh wie möglich auch 
die Kosten dafür berechnet und pauschaliert werden können. 
Auf diese Weise kann das Vorhaben „gedeckelt“ in den Haushalt eingestellt werden, so dass 
nachträglich keine weiteren Mittel mehr verlangt werden können, und dadurch die Einhaltung 
der Baukostenrichtwerte gewährleistet ist. 
Für die Ermittlung der wirklichen Kosten ist daher große Sorgfalt vonnöten. 
Der Aufwand, den Kostenrahmen für ein Großbauprojekt vor Baubeginn festzulegen, kann 
nicht hoch genug sein. 
Es gibt heute kaum noch Vorhaben größeren Ausmaßes, bei denen die Kostenrahmen nicht 
gesprengt werden. Sicherlich liegt das auch daran, dass oft zwischen Kostenermittlung und 
Realisierung große Zeiträume liegen. 
In der Mehrzahl der Fälle ist der Grund jedoch die ungenaue Kostenermittlung. 
Die Ursache dafür liegt meistens in einer qualitativ nicht ausreichenden Projektvorbereitung 
und Nichteinbeziehung wichtiger Beteiligter, was dann aufgrund ungenauer Projektbeschrei-
bung zur Kostenerhöhung führt und Nachforderungen der Auftraggeber oder Auftragnehmer 
zur Folge hat, was wiederum zu Terminverzögerungen durch Baustopp oder andere Verfahren 
führt, womit sich die Kosten noch weiter erhöhen. 
 
7.2.2.3 Termingerechtes Handeln 
 
Vor der Konversion muss geklärt werden, wie mit Verunreinigungen im Boden und in oder an 
der Bausubstanz militärischer Anlagen umgegangen wird. 
Für Kontaminationen in militärischen Anlagen ist der Bund zuständig. Er trägt die Kosten für 
notwendige Bodensanierung und Schadstoffbeseitigung bis zur Höhe von 90% des Verkehrs-
wertes der Liegenschaft. 
Bei Verdacht auf Kontamination ist so schnell wie möglich mit Zustimmung des Bundes eine 
Untersuchung mit abschließendem Gutachten zum Grad und Umfang der Kontamination so-
wie zu den Kosten der Dekontaminierung in Auftrag zu geben, um die Sanierung des Bodens 
und der Bausubstanz sofort einleiten zu können, unabhängig davon, wann mit der Konversion 
begonnen wird. 
 
Das Kasernengelände darf nicht unbesetzt sein, da sich dort schnell z. B. Müllkippen gebildet 
haben. 
Einbrüche in die Gebäude und Vandalismus müssen unbedingt verhindert werden, um Zeit-
verlust durch die Behebung der Schäden zu vermeiden. Ausreichende Baustellenbewachung 
ist daher erforderlich. 
Stehen die Gebäude zu lange leer, droht Substanzverlust. Wasserschäden können auftreten, 
oder durch Nichttemperierung und fehlende Lüftung kann Feuchtigkeit mit Schimmelbildung 
usw. entstehen. 
Auch wenn der Vertrag mit dem Bund über den Kauf der Liegenschaft noch nicht abgeschlos-
sen ist, kann der Käufer mit einer sogenannten „vorläufigen Besitzeinweisung“ sofort über die 
Liegenschaft verfügen, allerdings mit der Maßgabe, diese wieder in den Zustand zu versetzen, 
der vor der Übergabe vorhanden war, falls es nicht zum Erwerb kommt. 
Das heißt, es gibt nach der Entscheidung für die Konversion keinen Grund, nicht sogleich mit 
der Baustelleneinrichtung zu beginnen. 
Die Qualität der Projektvorbereitung und damit Zeitersparnis können verbessert werden, in-
dem vor der erforderliche Freimachung des Grundstücks und der Ausführungsplanung für die 
Neubauten mit den Umbauten bereits begonnen wird. 
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Kurze Planungs- und Bauzeiten sind bei Pauschalkosten zwingend notwendig, denn sie min-
dern für den Generalübernehmer die Gefahr von Mehrkosten durch plötzliche Verteuerung 
von Rohstoffen und Materialien oder Lohnerhöhungen. 
Auch eintretende Zeitverluste durch andere unvorhergesehenen Ereignisse, wie das Erforder-
nis von weiteren Gutachten oder Schlechtwetter, lassen sich in der Regel bei einem zügigen 
Bauablauf besser aufholen, als bei einem schleppenden. 
 
Integrierte Planung, das Prinzip Planen und Bauen, ein reibungsloser und gut gesteuerter Ar-
beitsablauf bei den Firmen sind u. a. wichtige Voraussetzungen bei Konversionen, für die die 
Projektvorbereitung nicht so einfach ist, wie z. B. für einen Büro- oder Mehrfamilienhaus-
Neubau, der schon mehrfach auf gleiche Weise erstellt wurde. 
Zügiges Planen und Bauen heißt Kosten sparen für alle, Unternehmer, Nutzer, und unter be-
stimmten Bedingungen, auch für die Anwohner. 
 
7.2.2.4 Qualitätsgarantie 
 
Neben den Kosten und Terminen muss auch die Qualität eines Gebäudes eingehalten werden. 
Geht man bei Hochschulgebäuden von einer durchschnittlichen Lebensdauer von 60 Jahren 
aus, haben die verwandten Materialien diesen Zyklus auch zu überleben, ohne über den nor-
malen Rahmen hinaus instandgesetzt werden zu müssen. 
Die TGA ist so zu konzipieren, dass sie nach neuestem Stand der Technik beim Einbau, ohne 
große Komplikationen im Laufe der Zeit, je nach Erfordernis (Abgängigkeit oder zu hoher 
Energieverbrauch), der neusten Technologie entsprechend angepasst oder ausgetauscht wer-
den kann. 
Auch sollte sie leicht zu bedienen sein, um den dafür erforderlichen Aufwand so gering wie 
möglich zu halten. 
Die hohe Qualität der Gebäudeaußenhaut (Dach, Fassade und Fenster) und der TGA muss 
auch in den Räumlichkeiten der Hochschulgebäude selbst vorhanden sein, denn dort ist die 
Beanspruchung der Bauteile und Einrichtungen sehr hoch. 
Die Innenelemente wie Wand- und Bodenbeläge, Türen und Fenster sowie die Festeinbauten 
und das lose Mobiliar müssen aus robusten, widerstandsfähigen, leicht zu reparierenden und 
zu reinigenden Materialien bestehen. 
Raumveränderungen und Modernisierungen müssen mit einfachen Mitteln durchführbar sein. 
Akustischer, klimatischer und visueller Komfort sollten, neben einer als angenehm zu emp-
findenden Innengestaltung der Räume, ebenfalls von hoher Qualität sein. 
Das alles muss selbstverständlich im Rahmen der Richtwertkosten eingehalten werden. 
Kompetente und erfahrene Fachplaner sind in der Lage, diesen Forderungen zu entsprechen. 
 
7.2.3 Energieeffizienz 
 
Neben den Hinweisen zu den Kriterien eines nachhaltigen Baumanagements, ist auch der 
Energieeffizienz eine besondere Bedeutung beizumessen. 
Der Verbrauch nicht erneuerbarer Energie ist seit Langem ein weltweites Thema. 
Bereits 1976 beschloss der Bundestag das Energieeinsparungsgesetz (EnEG), dem ein Jahr 
später die erste Wärmeschutzverordnung folgte. Aufgrund steigender Energiepreise hatte die-
se die Reduzierung des Energieverbrauchs durch bauliche Maßnahmen zum Ziel. 
Nach zweimaliger Novellierung wurde sie 2002 durch die Energieeinsparverordnung (EnEV) 
ersetzt, in der Wärmeschutz- und Heizungsanlagenverordnung (HeizAnlV) zusammengefasst 
wurden. 
http://de.wikipedia.org/wiki/W%C3%A4rmeschutzverordnung 23.04.12010. 
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Die derzeit gültige EnEV ist am 1. Oktober 2009 in Kraft getreten. 
Bei der Konversion militärischer Liegenschaften zu Hochschuleinrichtungen kann für eine 
wirksame Energieeinsparung einiges unternommen werden: 
 
7.2 3.1 Wärmedämmung 
 
• Bei den Kasernengebäuden, die in den dreißiger Jahren des letzten Jahrhunderts gebaut wur-
den, sind zum Schutz gegen Bomben unter den Sparren-Satteldächern dicke Stahlbetonhauben 
eingebaut worden, welche die Kälte bereits etwas abhalten. 
 
Da jedoch die Standzeit dieser Dächer heute abgelaufen ist, sind sie im Normalfall zu erneu-
ern und dabei entsprechend den gültigen Vorschriften zu dämmen. 
 
• Die Gebäude der Kasernen aus jener Zeit sind überwiegend mit einem Außenputz versehen, 
so dass das Aufbringen eines Wärmedämmverbundsystems in diesen Fällen keine Schwierig-
keiten bereitet. 
Haben die Kasernengebäude ausnahmsweise ein Klinkerfassade, kann die Wärmedämmung 
im Fassadenbereich normalerweise nur durch den Einbau von entsprechend gedämmten Fens-
tern verbessert werden. 
Allerdings halten in diesem Fall auch die 52 cm dicken Außenwände sowohl etwas Kälte als 
auch Wärme von außen ab, so dass die Temperaturen im Innern der Gebäude stets erträglich 
bleiben. 
 
7.2.3.2 Wärmeerzeugung 
 
Die Heizkraftwerke, die nicht mit der bundesweiten Aktion „Kaserne 2000“ saniert worden 
sind, befinden sich häufig in einem desolaten Zustand. 
Die Wahl einer neuen Wärmeerzeugung muss somit getroffen werden. 
Aus den sich dabei vielfältig bietenden Möglichkeiten ist die zu realisieren, welche sich durch 
die örtlichen Gegebenheiten am nachhaltigsten erweist. 
Viele Hochschulen besitzen bereits moderne Blockheizkraftwerke (BHKW), über die sie sich 
nicht nur mit Wärme versorgen, sondern die dabei anfallende elektrische Energie ebenfalls 
selbst nutzen oder an die Elektrizitätswerke verkaufen. 
Bei einem Neuaufbau der Wärmeversorgung besteht die Möglichkeit, dass ein Energieversor-
ger diesen mit der Errichtung z. B. eines Blockheizkraftwerkes durchführt, betreibt und nur 
die „Nahwärme“ für einen, auf die Situation zugeschnittenen, ausgehandelten Wärmepreis der 
Hochschule liefert. 
Da die Primärenergie dabei jedoch in den meisten Fällen aus nicht erneuerbarem Erdgas be-
steht, sollte im Sinne einer Nachhaltigen Entwicklung auf die Möglichkeit, nachwachsende 
Rohstoffe als Energieträger zu verwenden, zurückgegriffen werden. 
 
7.2.3.3 Energieeinsparung 
 
Mit einer wirtschaftlichen Auslegung der Gebäude unter energetischen Gesichtspunkten so-
wie einem sparsamen Umgang mit Wärmeenergie wird nicht nur Energie gespart und nicht 
erneuerbare Ressourcen werden geschont, sondern auch die CO2-Emission wird reduziert. 
 
Da die Entwicklung neuer Technologien zur Energieeinsparung sehr rasant fortschreitet, ist 
bei der Konversion von ehemaligen Kasernen- zu Hochschulgebäuden z. B. ein leicht auf 
neue Systeme anzupassendes Heizsystem zu wählen. 
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Aus der Auswertung der geführten Interviews, weiteren Unterlagen und der eigenen Erfah-
rung ergaben sich die relevanten Kriterien. 
Die Bewertung erfolgte in Anlehnung an das Zertifizierungssystem der DGNB mit Punkten, 
je nach dokumentierter Qualität. 
Anschließend erfolgte eine Wichtung mit Bedeutungsfaktoren, die nach eigenem Ermessen 
festgelegt wurden. 
Der Erfüllungsgrad für die Kriterien wurde tabellarisch mit der Microsoft-Software Excel 
2007 ermittelt. 
 
Der Gesamterfüllungsgrad für die Nachhaltigkeit der Baumaßnahmen „Umbau“, „Neubau“, 
„Außenanlagen“ und „weiteren Einrichtungen auf dem ehemaligen Kasernengelände“ ergibt 
sich aus dem Mittelwert der Erfüllungsgrade der drei Dimensionen, deren Erfüllungsgrad 
durch das Verhältnis der erreichten zu der maximal möglichen gewichteten Punktezahl der 
einzelnen Kriterien in der Zusammenschau ermittelt wurde. 
 
Es können auch weitere Dimensionen wie z. B. „Partizipation“ in das Bewertungssystem ein-
bezogen werden. 
Ist dies der Fall, muss eine weitere Wichtung der Dimensionen erfolgen, wobei die drei Di-
mensionen der Nachhaltigkeit grundsätzlich gleich zu bewerten sind, das heißt, in diesem Fall 
können z. B. Ökologie, Ökonomie, Soziokulturell mit 30% und Partizipation mit 10% ge-
wichtet werden. 
 
Die unter Punkt 6.3 durchgeführten Analysen zeigen, dass das Kriteriensystem praktisch an-
wendbar ist und keine großen Anforderungen an den Benutzer stellt. 
Auf dieser Grundlage kann das System in einfacher Weise auf die Anforderungen weiterer 
Gebäude- und Liegenschaftstypen, durch Hinzufügen oder Veränderung von Kriterien, modi-
fiziert werden. 
Die Bewertungspunkte der Kriterien sind je nach dokumentierter oder berechneter Qualität 
veränderbar. 
Ebenso kann der Bedeutungsfaktor, mit dem die einzelnen Kriterien zu wichten sind, ange-
passt werden. 
 
Da sich Architekten, Bauherren, Kommunen usw. zukünftig vermehrt mit der Konversion 
brachgefallener oder militärischen Liegenschaften beschäftigen werden, ist das in dieser For-
schungsarbeit dargestellte Untersuchungsergebnis mit dem dabei entwickelten Bewertungs-
system eine Arbeitshilfe, die bei nachfolgenden Konversionsprozessen angewandt, abgewan-
delt oder weiterentwickelt werden kann.
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9. Anhang 

 

9.1 Anlage zu Kapitel 4, Konversion der Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität Lüne-
burg 
9.1.1 Zu Abschnitt 4.1.2.3 Inhalt und Ergebnis der Strukturuntersuchung 
 
1 Erläuterung zum Vorgang der Beauftragung des Amtes: MWK bittet das zuständige MF um 
Erteilung des o. g. Planungsauftrages. MF leitet die Bitte per Erlass weiter an die OFD. Diese 
veranlasst das Amt per Verfügung, die Strukturuntersuchung gemäß der o. g. Aufgabenstel-
lung des MWK durchzuführen (MF 16.07.1991). 
 
2 Dieses Prozedere, sowie die Abgabe an Dritte, stellt das BMF vor in seinen 
Drucksachen: 

1. „Ablauf der Rücknahme und Verwertung bundeseigener Liegenschaften, die von der 
Bundeswehr in den alten Bundesländern nicht mehr benötigt werden“. 

2. „Ablauf der Rücknahme und Verwertung bundeseigener Liegenschaften, die 
bisher von den ausländischen Streitkräften (im alten Bundesgebiet) genutzt 
wurden“ (BMF 26.06.1991). 

 
3Der Bundesfinanzminister hat bereits die verbilligte Abgabe bundeseigener Liegenschaften 
von bis zu 50 % in den alten Bundesländern u. a. für Bildungseinrichtungen vorgeschlagen 
(BMF 24.06.1991). 
 

4  • Veranstaltungsräume     753 m² 
◦ Rektorat      695 m² 
◦ Bibliothek   2.684 m² 
◦ Cafeteria      250 m² 
◦ 200 Parkplätze 

 
5  • Fachbereich II   1.489 m² 

◦ Medienräume      585 m² 
◦ Mehrzweckhalle  1.475 m² 

 
  6  • Dozenten- und Büroräume 

◦ Zentrale Verwaltung/FBII 1.450 m² 
◦ Weitere Bibliotheksfläche 2.187 m² 

 
7 Gebäude 13 

Geschoss               Nutzung                                             HNF                   HNF 
                                                                                          erf.                     vorh. 
  
EG                        Dekanat                                              109) 
                             Zentrale Einrichtungen                       129)       520         570 
                             Mittelstandsinstitut                             282) 

         1. OG                    Institut für Volkswirtschaftslehre      230) 
                                       Institut für Rechtswissenschaften      262)       492        570  
         2. OG                    Institut für Betriebswirtschaftslehre  550)        550        570 

                                                                                                                          1.562     1.710 
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Gebäude 16                                Institut für Sozialwissenschaften        384) 
                                                   Institut für Freie Berufe                      128)        512 
                                                                                                                            2.074 
 
 
8 
Geb.     derzeitige Nutzung                       Achsen    Gebäude- HNF       Raumprogramm-HNF 
 
 4          Unterkunftsgebäude                          15               1.350                           1.147 
 5          Unterkunfts- u. Stabsgeb.                  19              1.710                          1.453 
 6          Unterkunfts- u. Sanitätsgeb.              17              1.530                          1.300 
 7          Unterkunftsgebäude                          16               1.440                          1.224 
 8          Stabsgebäude                                       9                 810                             688 
 9          Heimgebäude                                     11                 660 (2 Geschosse)      561 
10         Unterkunftsgebäude                           18              1.620                          1.377 
11         Unterkunftsgebäude                           18              1.620                          1.377 
12         Lehrsaalgebäude                                15              1.350                          1.147 
13         Unterkunftsgebäude                           19              1.710                          1.453 
14         Wirtschaftsgebäude ( Mensa )            -                   -                                  -     
15         Unterkunftsgebäude                           15              1.350                          1.147 
16         Unterkunftsgebäude                           15              1.350                          1.147 
 
 
9 
Gebäude         Kapazitätswirk-        Zentrale Ein-      Drittmittel                 Summe 
                       same Fläche              richtungen  
 
Neubau 1        1.693,00                         25,00                 355,00                  2.073,00 
Neubau 2        1.767,50                       368,30                                              2.135,80 
Neubau 3                                          4.871,20                                              4.871,20 
Neubau 4           311,50                    1.192,50                                              1.504,00 
WW 84           3.916,65                       542,05                   28,62                  4.487,32) 
WW 69              682,08                                                     54,24                     736,99) 
L. Str. 1             678,57                         43,96                   73,46                     795,99) 
RW  67           2.465,75                        399,93                                             2.865,68) 
RW  24                16,19                          37,80                                                  53,93)  9.704,68 
RW  42                                                   82,92                                                  82,92) 
WW 27/29           95,56                        216,79                                                312,35) 
Miet.-R.             207,50                                                     77,50                     285,00) 
                                                                                                                     +   84,50) 
 
Summe         11.955,53                     7.660,28                 588,82                20.288,68 m² HNF 

 
Neubau 1  =  Dozentenräume FB Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
Neubau 2  =  Veranstaltungs- und Medienräume 
Neubau 3  =  Bibliothek 
Neubau 4  =  Verwaltung und Zentrale Dienste 
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10 Seminarräume 
 

• 2 Räume                                                       90 Plätze               360 ) 
• 2 Räume                                                       60 Plätze               240 ) 
• 3 Räume                                                       45 Plätze               270 )           1.774 m² 
• 7 Räume                                                       30 Plätze               462 ) 
• 7 Räume                                                       15 Plätze               262 ) 
• 2 Sprachlabore                                             30 Plätze               180 ) 
 
Fachbereich  I-  bisher geplant WW 69                                       747 ) 
-  bisher geplant Mieträume                                                         370 )            1.117 m² 
Fachbereich  II 
Aus (Neubauprogramm)                                                                                  2.073 m² 
Fachbereich  III 
-  bisher geplant Lessingstraße                                                      852 ) 
-  bisher geplant Sport                                                                   290 )          1.090 m² 
-  Sprachzentrum                                                                             48 ) 
Zentrale Einrichtungen 
-  Rektorat                                                                                      695 ) 
-  Zentrale Verwaltung                                                                   809 ) 
-  Auslandsamt (bisher geplant RW 24)                                          66 ) 
-  Studentenschaft (bisher geplant RW 42)                                      94 )         2.050 m² 
-  Studienberatung (bisher geplant (WW 27/29)                             76 ) 
-  Institut für Hochschulforschung (bisher geplant WW 27/29)      98 ) 
-  Fernstudium                                                                                212 ) 
EDV-Ausbildung 
(bisher geplant WW 84)                                                                                  1.103 m² 
Medienräume                                                                                                     585 m² 
Bibliothek 
(Personalräume)                                                                                                 628 m² 
Arbeitsstelle Ökologie 
(bisher geplant WW84)                                                                                      161 m² 
Cafeteria                                                                                                             250 m² 
Sporthalle                                                                                                           900 m² 
 

11 Seminarräume 
-  1 Raum  60 Plätze     120 
-  3 Räume  30 Plätze     198 
-  1 Raum  15 Plätze       38 

356 m² 
 Fachbereich I 
-  Geographie        398  
-  Kunst (bisher geplant RW 67)     530  
-  Gestaltendes Werken (bisher geplant RW 67)    520  
-  Musik (bisher geplant RW 67)      461 
-  Mathematik       172 
-  Chemie        434 
-  Physik        296 
-  Biologie        548 
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-  Sachunterricht         75 
-  Fächerübergreifend      119 
          3.432 m² 
Fachbereich III 
(Hörfunkstudio)         197 m² 

 
12 1. Bauabschnitt 
 
Einrichtungen                              Gebäude        HNF              HNF                Differenz  
                                                                             erf.           vorh.(-15%)__________ 
Neubau Hörsäle                                  -                880 
Neubau Bibliothek                              -             2.272 
Fachbereich II/Bibliothek                             
- Institute FB II  (511) 
- Personalarbeitsräume f.                   16            1.139             1.147                 -     8 
  die Bibliothek  (628) 
Fachbereich II 
- Institute, Dekanat (1562)                 13            1.562             1.453                 + 109 
Fachbereich III 
- bisher geplant  
 Lessingstraße (852) 
- bisher geplant RW 67 (290)             15            1.142            1.147                  -     5 
Fachbereich III 
- Arbeitsstelle Ökologie                      34               161               161 
Seminarräume 
- 1 Raum   90 Pl.  180) 
- 2 Räume 60 Pl.  240) 
- 1 Raum   45 Pl.    90) 1.131              12           1.716            1.716 (incl. DG) 
- 6 Räume 30 Pl.  396) 
- 6 Räume 15 Pl.  225) 
- Medienräume                585 
Sporthalle (vorhanden)                        20              900                900 

 

Umbauten                                                            6.620             6.524                 + 96 
Neubauten                                                           3.152             3.152 
Summe                                                                9.772             9.676 
 
2. Bauabschnitt 
 
Einrichtungen                                Gebäude          HNF               HNF                Differenz 
                                                                                 Erf.            vorh. (-15%)_________ 
Fachbereich I, Medienräume 
- Institute FB I bisher 
  geplant WW 89  (747) 
- aus Mieträumen (370)                      11               1.345              1.377                    -  32 
- Sprachzentrum    ( 48) 
- Sprachlabore      (180) 
Rektorat, Zentrale Verwaltung 
- Rektorat (o. Senatssaal) (695) 
- Zentrale Verwaltung      (719)          10                1.414             1.377                  +  37 
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Cafeteria, Senatssaal 
- Senatssaal             (90) 
- Seminarräume      (127)                      9                   467                466                  +    1 
- Cafeteria               (250) 
(- Wohnung 95)                                                       (+95)             (+95)       
Studentenwerk, Fernstudien 
- Fernstudien      (212)                         8                    212                240                   -   28 
- Studentenwerk  (448)                                            (+448)            (+448) 
EDV-Ausbildung 
- EDV-Ausbildung  (1.103) 
- Seminarräume                                  7                   1.193             1.224                   -  31 
ASTA, Seminarräume 
-  Studentenschaft  (94) 
-  Auslandsamt  (66) 
- Studienberatung  (76) 
- Hochschulforschung  (98)               14                    580                 561                  +  19 
- Seminarräume 
  1 Raum 90 Pl.  (180) 
  1 Raum 30 Pl.  ( 66) 
 

Umbauten für die Universität                                 5.211              5.245                   -  34 
Hausmeisterwohnung                                                  95                   95 
Studentenwerk                                                           448                 448 
Summe                                                                    5.806              5.788 
 

3. Bauabschnitt 
 
Einrichtungen                                Gebäude              HNF                 HNF               Differenz 
                                                                                     erf.              vorh. (-15%)___________ 
Fachbereiche I + III 
Seminarräume 
- Hörfunkstudio     (197) 
- Geographie          (393) 
- Sachunterricht      ( 75)                     4                    1.021                 1.147                   -126  
- 1 Raum   60 Pl.   (120) 
- 3 Räume 30 Pl.   (198) 
- 1 Raum   15 Pl.   (  38)   
Fachbereich I + III 
- Mathematik        (172) 
- Chemie               (434)                     6                     1.450                1.300                    +150 
- Physik                 (296) 
- Biologie              (548) 
Fachbereiche I + III 
- Kunst                         (530) 
- Gestaltendes Werken (520)              5                    1.511                 1.453                    + 58 
- Musik                         (461) 
Umbauten                                                                 3.982                  3.900                    + 82  
Hörsaalerweiterung                                                     810 
Erweiterung Bibliothek                                            1.971 
Neubauten                                                                 2.781 
Summe Um- und Neubauten                                    6.763 m² 
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13 Scharnhorst-Kaserne (1. BA)            Feldstraße (1. + 2. BA = ges. genehmigten Neubauten) 
 
Hörsäle                880)                           Hörsäle                        753) 
Seminarräume  1.131)                           Mehrzweckhalle       1.475)  2.228 
Sporthalle            900)      2.911 
Bibliothek         2.272)                           Bibliothek    2.684 
                             628)      2.900 
Fachbereich II   1.562)                           Rektorat                       695) 
                             511)      2.073            Fachbereich II           1.489)  2.184* 
Fachbereich III     892) 
                             290) 
                             161)      1.303 
Medienräume                       585           Medienräume       585 
(ohne Cafeteria 250)**     9.772         (ohne Cafeteria 250)**   7.681 
 
*  In der Scharnhorst-Kaserne werden im 1. Bauabschnitt 3.376 m² HNF vor allem Räume für 
    Studenten und Dozenten gegenüber 1.489 m² HNF in beiden Bauabschnitten an der 
    Feldstraße. Hergerichtet. 
    Die Einrichtungen der restlichen Zentralen Infrastruktur folgen im 2. BA der Scharnhorst- 
    Kaserne (an der Feldstraße z. T. in der Erweiterung). 
 
**Der Umbau des funktionierenden Mannschaftsheimes zur Cafeteria ist erst für den 
    2. Bauabschnitt vorgesehen. Zur besseren Vergleichbarkeit sind die Werte deshalb 
    hier nicht berücksichtigt. 
 
14 1. Bauabschnitt 
 
Neubauten für Bibliothek und Hörsäle        (3.152 m²)              18.272.000 DM 
Seminarräume                      Gebäude 10     (1.716 m²)                3.657.000 DM 
Fachbereich II                      Gebäude 13     (1.453 m²)               3.156.000 DM 
Fachbereich III                     Gebäude 15     (1.147 m²)               2.574.000 DM 
Fachbereich II                      Gebäude 16     (1.147 m²)               2.574.000 DM 
Fachbereich III                     Gebäude 34     (   161 m²)                  697.000 DM 
Sporthalle                             Gebäude 20     (   900 m²)                  502.000 DM 
Summe                                                         (9.679 m²)             31.432.000 DM 
 
2. Bauabschnitt 
 
Zentrale Verwaltung            Gebäude 10     (1.377 m²)               3.012.000 DM 
Fachbereich I                       Gebäude 11     (1.377 m²)               3.012.000 DM 
EDV-Ausbildung                 Gebäude  7      (1.224 m²)               2.730.000 DM 
Senatssaal, Seminarräume   Gebäude  9       (  466 m²)               1.211.000 DM 
Fernstudien                          Gebäude  8       (  240 m²)                  523.000 DM 
ASTA, Seminarräume         Gebäude 14      (  561 m²)               1.458.000 DM 
Summe    (5.245 m²)             11.946.000 DM 
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3. Bauabschnitt 
 
Erweiterung für Bibliothek                         (2.781 m²)            15.887.000 DM 
Fachbereiche I, III                Gebäude 4     (1.147 m²)              2.574.000 DM 
Fachbereiche I, III                Gebäude 5     (1.453 m²)              3.156.000 DM 
Fachbereiche I, III                Gebäude 6     (1.300 m²)              2.865.000 DM  
Summe                                                        (6.681 m²)            24.482.000 DM 
 
Zusätzliche Einrichtungen 
 

 
 
 
 
 

 
15 Dach- und Fassadenbereich 
Reparaturen an Dach (ca. 1.900 m²) und Gauben, Ansatz 30%   50.000,-- DM 
Erneuerung Dachrinnen und Fallrohre      15.000,-- DM 
Gerüststellung (1.920 m²)        27.000,-- DM 
Fensterreparaturen bzw. Erneuerung einiger Fenster    60.000,-- DM 
Vorhandene Eingangs- und Kellerausgangstüren 5 x 5.000,-- DM  25.000,-- DM 
Neues Eingangstürelement einschl. Durchbruch     15.000,-- DM 
Neue Treppe, Podest und Rampe       60.000,-- DM 
Mauerwerksausbesserungen        10.000,-- DM 
Rankgerüste          10.000,-- DM 

     272.000,-- DM 
Innenbereiche 
Abbruch Innenwände        20.000,-- DM 
Erstellung neuer Wände (Raumtrenner)      60.000,-- DM 
Flurerweiterungen  6 x 20.000,--  DM               120.000,-- DM 
Erstellung der Aufzugsschächte und Umgang  3 x 50.000,-- DM           150.000,-- DM 
Erneuerung von Deckenfeldern      ……..150.000,-- DM 
Abbruch der Flurfliesen 650 m x 0,12 m x  450,-- DM/m²   35.000,-- DM 
Verbundestrich in den Fluren 650 m x 65 DM/m rd.    45.000,-- DM 
Bodenbelag Flure (Linoleum) 650 m x 70 DM/m     45.000,-- DM 
Abgehängte Decken in den Fluren 650 m x 95 DM/m aufgerundet  65.000,-- DM 
Parketterneuerung ca. 50% von 2.600 qm = 1.300 qm x 120 DM/m² rd.   …..150.000,-- DM 
Parkettinstandsetzung  50%                          1.300 qm x  50 DM/m²  65.000,-- DM 
WC-Umbau bzw. Erweiterung Damen - WCs     60.000,-- DM 
Schlitz- und Putzarbeiten allgemein      50.000,-- DM 
Türen und Zargen neu 80 Stück à 1.400,-- DM    ……..112.000,-- DM 
Türelemente Treppenhaus 6 Stück à 9.000,-- DM     54.000,-- DM 
Reparatur Treppen         40.000,-- DM 
Anstriche: 
Fenster 120.000,-- DM 
Decken 3.500 m² x 12,-- DM/m²                          42.000,-- DM 
Wände 8.000 m² x   9,-- DM/m²                           72.000,-- DM 
Glasgewebe (Flure) 1.500 m² x 12,-- DM/m²       18.000,-- DM 

          132.000,-- DM 
                                                                                                                        1.746.000,-- DM 

Mensa                                                         (1.800 m²)            13.311.000 DM 
Studentenwerk                                            (  448 m²)               1.106.000 DM 
Hausmeisterwohnung                                 (    95 m²)                  156.000 DM 

Summe                                                       (2.343 m²)             14.537.000 DM 
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Das Gebäude hat 1.453 m² HNF. Die Umbaukosten betragen danach  
 
pro m² HNF ohne Betriebstechnik: 1.746.000,-- DM : 1.453 m² = 1.202,-- DM/m² HNF . 
 
16Heizung/Warmwasser/Lüftung      10% von 264,-- DM  =   27,-- DM 
Wasser/Abwasser        50% von 120,-- DM  =   60,-- DM 
Starkstrom/Blitzschutz     110% von 113,-- DM  =.125,-- DM 
Schwachstrom/EDV      110% von 108,-- DM  = 119,-- DM 
Aufzüge       100% von   49,-- DM  =   49,-- DM 
Teeküchen       100% von   20,-- DM  =   20,-- DM 
Beleuchtung       100% von   80,-- DM  =   80,-- DM 

Gesamtkosten                 480,-- DM 
 
 
17 1. Lessingstraße 1, Wilschenbrucher Weg 69 
    Die Gebäude, die nach dem 1. und 2. Bauabschnitt frei werden,  
    eignen sich für das Verwaltungsgericht, dessen vorgesehener 
    Neubau daher entfallen kann. Einsparung dadurch                                  ca. 3.000.000 DM 
2. Rotenbleicher Weg 24 und 42, nach 1. BA frei, Verkaufsschätzwert              600.000 DM 
3. Lauensteinstraße kann nach dem 2. BA verkauft werden                                 620.000 DM 
4. Uelzener Straße, Verwaltungsgericht räumt nach dem 1./2. BA                      850.000 DM 
5. Wilschenbrucher Weg 84, Rotenbleicher Weg 67, nach 3. B.A. frei           10.000.000 DM 
                                                                                                                   rd.   15.070.000 DM 
 
 
18 1. Hindenburgstraße 23a             93.000 DM 
2. Barckhausenstraße 35             62.800 DM 
3. Commerzbank, am Sande             37.800 DM 
4. Am Schifferwall 1              25.000 DM 
5. Sporthallen               35.000 DM 
6. Am Berge 37              64.500 DM 
7. Wilschenbrucher Weg 27/29            42.200 DM 
8. Stresemannstraße 6                      108.000 DM 
                                                                                                                                468.300 DM 
 
 
19 Hinweise zum Raumprogramm: 
Bei der Raumprogramm-Gestaltung ist der Einfluss der Nutzer eingeschränkt. 
Die Raumgrößen sind vorgeschrieben, so darf ein Mitarbeiter-Raum 13,5 m² 
betragen, und dem Professor stehen 20,0 m² zu. Für Hörsäle und Seminarräume hat je nach 
Größe (Platzanzahl) jeder Platz einen Richtwert m²/Platz. Die Größe von Bibliotheken werden 
u. a. aufgrund der Anzahl von Bänden berechnet, pro 1000 Bücher so und so viel m2 Regal-
fläche, deren Standflächen addiert werden und so die dafür erforderliche HNF ergeben. 
Baulich werden  Räume z. B. Hörsäle bezogen auf Be- und Entlüftung, Akustik, Beschallung, 
Beleuchtung, Medien usw. nach bestimmten Standards ausgestattet. 
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9.1.2, zu Abschnitt 4.1.5 Nachhaltigkeit/Klimaneutralität 

 

Klimaneutrale Universität 

Die Leuphana Universität Lüneburg hat sich zum Ziel gesetzt, durch Bildung, Forschung und 

Transfer einen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung der Zivilgesellschaft des 21. Jahrhun-

derts zu leisten. Der Klimawandel gehört zu den dringlichsten Problemen unserer Gesell-

schaft. Daher forschen und arbeiten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in Lüneburg 

an innovativen Konzepten zur Minimierung und Vermeidung der Treibhausgas-Emissionen 

weltweit. Erkenntnisse über den drohenden Klimawandel werden aber nicht nur in Lehre und 

Forschung diskutiert, sondern spiegeln sich im Alltag des Universitätslebens wider. 

Das Ziel: Die klimaneutrale Universität 

In sechs Stufen bis zum Jahr 2012 reduziert die Leuphana ihren jährlichen CO2-Ausstoß durch 

Energie-Effizienz und weniger Verkehr weiterhin erheblich. Ihre Restemissionen, die nicht 

vermeidbar sind kompensiert sie durch universitätseigene Projekte vollständig auf null! 

"Der Klimawandel stellt eine der größten Herausforderungen der Menschheit dar. Universitä-

ten spielen bei der Analyse der Wirkungszusammenhänge und der Ursachen des Treibhausef-

fekts eine zentrale Rolle. Auf der Lösungsebene begegnen Deutschland und die EU der Her-

ausforderung mit der weltweit fortschrittlichsten Klimapolitik. Dass eine Deutsche Universität 

als Erste mit konkreten Maßnahmen in der Forschung, der Lehre und dem Betrieb die Speer-

spitze zur Erreichung dieses ambitionierten Ziels darstellt freut mich sehr. Ich beglückwün-

sche die Leuphana Universität Lüneburg zu ihrer Entscheidung und ihrem Schritt, die welt-

weit erste klimaneutral Universität zu werden." 

Sigmar Gabriel; (Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit) 

 

 
 

   Leuphana gewinnt Wettbewerb „Architektur mit Energie“ 
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Projekt beweist: Energieeffizientes Bauen und anspruchsvolle Architektur öffentlicher Bauten 
lassen sich verbinden mehr 

• 2009 Klimaneutraler Campus  
• 2008 Klimaneutraler Campus  
• 2007 Klimaneutraler Campus  

http://www.leuphana.de/nachhaltigkeitsportal/klimaneutrale-universitaet.html  29.03.2010 

 
9.2 Anlagen zu Kapitel 6, Interviews mit am Konversionsprozess Beteiligten 
 

9.2.1 Weitere Erläuterungen zu den Interviews 
 
Die Interviewpartner waren in den verschiedenen Bereichen: 
 

• Politik 
• Hochschule 
• Planung  
• Projekte 

 
am Konversionsprozess beteiligt, wie aus der nachfolgenden Übersicht hervorgeht. Sie waren 
alle damit einverstanden, dass die Inhalte der Gespräche im Anhang dieser Arbeit wiederge-
geben können. Die Interviews wurden ausnahmslos in Lüneburg und Hannover geführt, weil 
die Gesprächspartner in diesen Regionen tätig oder beheimatet sind. 
 
•Leitfaden 
Zur Strukturierung der Gespräche wurde ein Leitfaden entwickelt, der -  je nach Beteiligung 
der Interviewten am Vorhaben - die Phasen des Konversionsprozesses umfasst: 
 

• Vorphase 
• Entwicklungsphase 
• Planungsphase 
• Bauphase 
• Nutzungsphase 
• Nachhaltigkeit 

 
Die Leitfragen sind auf die Funktion der Gesprächspartner bei der Konversion zugeschnitten. 
Am Schluss werden die Interviewten nach Ihrer Einstellung zur Nachhaltigen Entwicklung 
gefragt. 
 
• Zur Vorphase 
Während der Vorphase waren die Universität, die Politik, ein Lüneburger Architektur-Büro 
(Erweiterung am Standort) und das Staatshochbauamt Lüneburg (Strukturuntersuchung) um 
die Beseitigung der Raumnot der Hochschule sehr bemüht. 
Jedoch ohne die Bundeswehrstrukturreform und die sich daraus ergebende Möglichkeit für 
die Konversion der frei gewordenen Scharnhorst-Kaserne zur Campus-Universität Lüneburg, 
wäre auch eine Nachhaltige Entwicklung der Hochschule gar nicht möglich gewesen. 
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Aus einem „Unterkunftskonglomerat“, bestehend aus 13 verschiedenen über die Stadt verteil-
ten Gebäuden, Anmietungen, kleineren Landesgebäuden, dem Hauptgebäude 
(Lehrerseminar-Gebäude von 1914) und einem „Neubau“ aus den 60er Jahren des 
20. Jahrhunderts, wird, wie aus der nachfolgenden Übersicht hervorgeht nach vergeblichen 
Bemühungen um eine Erweiterung, eine Campus-Universität: 
 
Vorher: 13 Standorte in Lüneburg 
                                                                       ↓ 

Versuch einer Standortkonsolidierung durch Erweiterung 
                                                  ↓                                     ↓ 
                                         am Standort          in einer Kleingartenkolonie 
                                                                       ↓ 

Total-Umzug in eine frei werdende Kaserne 
                                                           ↓                                    ↓ 
                                               Scharnhorst-Kaserne        BGS-Kaserne 
                                                                    ↓ 
Nachher:                                             Campus-Universität  
 
• Transkription und Bearbeitung der Interviews 
Die auf Tonband aufgezeichneten Gespräche wurden transkribiert und die Texte den Inter-
viewpartnern mit der Bitte um „Glättung“ zugeleitet. Es wurden Doppelungen weggelassen, 
mit Pünktchen versehene Lücken im Transkript ergänzt sowie sprachliche Verbesserungen 
vorgenommen. 
Anschließend wurden wesentliche Passagen aus den Interviews gekennzeichnet, paraphrasiert 
sowie generalisiert und Kategorien, die wiederum zu einer Dimensionen der Nachhaltigen 
Entwicklung gehören, zugeordnet (Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumord-
nung 1997, S. 13-16). 
 
• Personen, Termine und Orte der Interviews  
 

Nr. Name Institution Stellung  Termin Dauer Ort 
1 Vogel NILEG Prokurist a. D. 04.02. 16.00:17.00 Hannover  
2 Schwarz Universität Dezernentin 18.02. 11.00:12.00 Lüneburg 
3 Donner Universität Präsident a. D.  04.03. 10.30:11.30 Lüneburg 
4 Tinnermann SBM LH Amtsleiter 04.03. 16.00:17.15 Lüneburg 
5 Diekmann Freiflächenpl. Büro-Inhaber 24.03. 17.00:18.00 Hannover 
6 Mädge Stadt LG OB 01.04. 14.00:14.45 Lüneburg 
7 Faulhaber  Stadt LG OSD a. D. 01.04. 16.00:16.45 Lüneburg 
8  Mansberg Arch. Büro Büro-Inhaber 24.04. 09.30:11.00 Lüneburg 
9 Schurreit Land Nds. MdL SPD a. D. 05.05. 09.00:10.00 Lüneburg 
10 Hoppe Campus e.V. Geschäftsführer 05.05. 10.00:11.00 Lüneburg 
11 Stoller Universität Kunstbeauftragter 05.05. 11.00:12.00 Lüneburg 
12 Michelsen Universität Professor 12.05. !7.00-18.00 Hannover 
13 Söhnholz Universität     Expoprojekt 15.05. 15.00:16.00 Hannover 
14 Stiens Stadt LG Stadtbaurat a. D. 22.06. 10.30:11.30 Lüneburg 

 
9.2.2 Bearbeitete Interviews mit Akteuren des Konversionsprozess 
 
Die generalisierten Interviews, aus denen u.a. die Häufigkeit der Erwähnungen der Kriterien 
hervorgeht sind nachfolgend aufgeführt: 
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Bearbeitetes Interview mit Herrn Dipl.-Ing. Wilfried Vogel, Prokurist der NILEG 

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
Entwick-
lungs-
phase 

1 - NILEG kauft Südhälfte 
der Scharnhorst-Kaserne, 
arbeitet im Auftrag der 
Stadt den Bebauungsplan 
aus, entwickelt sie und ver-
kauft die Grundstücke an 
städtische Wohnbaugesell-
schaften. 

Soziokul-
turell 

Angemessener 
Grunderwerb 

qualitativ 

 2 - Neben der Abstimmung 
mit allen Gremien der Stadt 
und Trägern öffentlicher 
Belange, wurden auch das 
Land und die Universität in 
den Entwicklungsprozess 
ständig einbezogen. 

Soziokul-
turell 

Qualität der Projekt-
vorbereitung / Ein-
beziehung der Be-
teiligten 

qualitativ 

  - Übergänge zur universitä-
ren Hälfte sind nur für Rad-
fahrer und Fußgänger pas-
sierbar. Eine von der nördli-
chen Grenze des Campus 
bis zur südlichen des 
Wohngebiets durchgehende 
Grünachse verbindet die 
beiden Areale und stellt 
einen von Studenten und 
Bürgern sehr frequentierten 
Fußweg dar. 

Soziokul-
turell 

ÖPNV-Anbindung / 
Fußgänger- und 
Fahrradkomfort 

qualitativ 

  - Offene Panzerhallen und 
LKW-Garagen ungeeignet 
für Umbau zu Hörsaal-, 
Mensa- oder Bibliotheks-
zwecke. 

Ökonomie Einbeziehung ge-
eigneter Bau-
substanz 

qualitativ 

 3 - Die Erschließung im Ka-
sernengelände ist bis auf 
geringe Anpassungen im 
Bibliotheks- und Mensabe-
reich für die Universität 
vorhanden, die Medienlei-
tungen wurden überprüft, 
und wo erforderlich im 
Rahmen der Bauabschnitte 
saniert und ergänzt. 

Ökonomie Wirtschaftliche Her-
richtung der Außen-
anlagen und Er-
schließung 

qualitativ 

Planungs-
phase 

 - Staatshochbauamt plant 
nach intensiver Voruntersu-
chung den Umbau der Alt-
bauten. 
Die Neubauplanung über-
nimmt der Lüneburger Ar-

Soziokul-
turell 

Qualität der Projekt-
vorbereitung / Ein-
beziehung der Be-
teiligten 

qualitativ 



 

286 
 

chitekt v. Mansberg, mit 
hoher Erfahrung im Hoch-
schulbau. 
Planungsarbeiten, in ständi-
ger Abstimmung mit Nutzer 
und Ministerium, termin- 
und kostengerecht durchge-
führt. Erforderliche Einspa-
rungen nie zu Lasten der 
Qualität. Optimale Termin-
steuerung mit Reserven für 
Unvorhergesehenes. 

 4 - Altlasten beim ehem. 
Heizwerk, Schlackenreste 
der Kohleverbrennung, kei-
ne besondere Entsorgung 
erforderlich, außer einer 
Bombenentschärfung keine 
weiteren Altlasten gefun-
den. 

Ökologie Bodensanierung / 
Schadstoffbesei-
tigung 

qualitativ 

Bauphase 5 -Umwidmung der Mann-
schafts- zu Institutsgebäu-
den ohne große Umbauten 
möglich, allerdings Erneue-
rung der technischen Instal-
lation. Nur Herrichtung des 
Laborgebäudes erforderte 
größere Eingriffe in die vor-
handene Bausubstanz. 

Ökonomie Einhaltung der 
Baukostenrichtwerte 
für Neu- und Um-
bauten 

quantitativ 
(DM/m2 

HNF 

  - Zugangsmöglichkeiten 
verbessert, Aufzüge einge-
baut, behindertengerechte 
Zustände hergestellt. 

Soziokul-
turell 

Barrierefreiheit qualitativ 

Nachhal-
tigkeit 

6 - Nachhaltiges Bauen heißt 
u. a. Qualitätsforderungen 
zu realisieren, damit Objek-
te langfristig genutzt werden 
können. Keine großen Auf-
wendungen für Reparatur 
oder Änderung der Bausub-
stanz. 
Qualität muss dauerhafte 
Nutzung zulassen. 
Modernisierungen leicht 
durchführbar. 
Soziokulturell ist die Nut-
zung durch Universität. Bei 
sinnvoller Planung struktu-
relle Veränderungen mög-
lichst mit organisatorischen 
Maßnahmen durch die Nut-

Ökonomie Wertstabilität / Um-
nutzungsfähig-
keit/Instandhaltung 

qualitativ 
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zer ohne Umbau. 
  - Nur schadstofffreie Bau-

stoffe verwenden. 
Ökologie Einsatz emissions-

armer Produkte 
qualitativ 

  - Natürliche Ressourcen 
schonen. Baumbestand er-
halten. 
Neubauten ohne Schaden 
für Bäume im Gelände plat-
zieren. 
Entsiegelung v. Asphalt- 
und Betonflächen und 
Anpflanzungen für ein an-
genehmes Kleinklima. 

Ökologie Mikroklima qualitativ 

  - Jegliche noch brauchbare 
Bausubstanz stehen lassen. 
Integration Panzerreparatur- 
Halle in den Bibliotheks-
neubau. 
Alte Gaskammer zum Zei-
chensaal hergerichtet usw. 

Ökonomie Einbeziehung ge-
eigneter Bausub-
stanz 

qualitativ 
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Bearbeitetes Interview mit Herrn H. Donner, Präsident a. D. der Universität Lüneburg 

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
Vorphase 1 - 1991/92 Universität 

völlig überlaufen, hatte 
aber keine Erweite-
rungsmöglichkeiten vor 
Ort. Nach drei Seiten 
Wohnbebauung vierte 
Kleingärten. Auch dort 
zu erweitern versucht, 
hat sich zerschlagen. 
Universität hatte vom 
WR Schließungsempfeh-
lung u. a. wegen räumli-
cher Situation. 

Ökonomie Umsetzung des 
Raumbedarfs/ 
Flächeneffizienz 

qualitativ 

  - Große Chance mit 
Konversion der Scharn-
horst-Kaserne für die 
ganze Universität, Stand-
ort zu sichern. 

Ökologie Vorrang der 
Wiedernutzung 
von Brach- und 
Konversionsflä-
chen gegenüber 
Siedlungserwei-
terungen 

qualitativ 

Entwick-
lungsphase 

2 - Oberbürgermeister gro-
ßer Förderer, hat zu poli-
tischen Entscheidungs-
trägern gesagt: „Wenn 
viele Soldaten wegge-
nommen werden, muss 
wenigstens der Bestand 
der Studierenden gesi-
chert und gesteigert wer-
den“. Argument war 
auch Oberzentrum, das 
Lüneburg in Raumpla-
nung gerade geworden 
war. 
Ratsmitglieder nicht so-
fort begeistert, weil auch 
Feuerwehr, Kleingewer-
be usw. unterzubringen 
waren. Schwer zu über-
zeugen, dass kleine Lö-
sung keinen Sinn macht. 
Dann Stadt zugesichert, 
dass sie das Unterneh-
men voll unterstützt. 
Erster Bauabschnitt für 
25 Mio. DM zügig in 
Auftrag gegeben. 
Nutzer an Planung betei-
ligt. Glücklich, dass Situ-

Soziokul-
turell 

Qualität der Pro-
jektvorbereitung/ 
Einbeziehung der 
Beteiligten 

qualitativ 
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ation sich verbessert. 
Planungspha-
se 

 - Raumforderungen 
durchgesetzt, Wissen-
schaftler mit Dauerstelle 
eigenen Raum, absolut 
komfortabel. 

Soziokul-
turell 

Umsetzung des 
Raumbedarfs / 
Flächeneffizienz 

qualitativ 

 3 - Kasernenzaun hier und 
da öffnen und Campus so 
gestalten, dass vom Be-
reich Bockelsberg durch 
den Campus hindurch zur 
Stadt gegangen werden 
kann. 

Soziokul-
turell 

Sozialintegrative 
städtebauliche 
Gesamtsituation 

qualitativ 

 4 - Konversion von Indust-
rie- und Handelskammer, 
Handwerkskammer und 
regionaler Wirtschaft 
positiv begleitet, Stif-
tungslehrstuhl gespon-
sert. War Ergebnis der 
Sicherung und Konsoli-
dierung der Universität. 

Soziokul-
turell 

Qualität der Pro-
jektvorbereitung/ 
Einbeziehung der 
Beteiligten 

qualitativ 

Bauphase  - Mit großen Hörsälen 
und großem Foyer die 
Infrastruktur vorhanden 
für Kongresse mit Aus-
stellungen. Mensa kann 
etliche hundert Teilneh-
mer bestens versorgen. 
Riesiger Sprung, plötz-
lich von 13 Standorten an 
einen Standort. 

Soziokul-
turell 

Umsetzung des 
Raumbedarfs/ 
Flächeneffizienz 

qualitativ 

  - Schweizer Künstler 
entwickelt mit Studie-
renden in zwei Semestern 
Kunstprojekt für Biblio-
thek in Form von Sieb-
drucken, sieht man in 
zwanzig oder mehr Jah-
ren noch sehr gern an, 
keine rostige Säule vor 
Hörsaal. 

Soziokul-
turell 

Kunst am Bau qualitativ 

  - Konversion von außen 
intensiv begleitet. Gesell-
schaft Lüneburgs hat sich 
mit Konversion be-
schenkt gefühlt. 

Soziokul-
turell 

Sozialintegrative 
städtebauliche 
Gesamtkonzepti-
on 

qualitativ 

  - Außenanlagenarchitek-
ten unterstütz, Abbruch-
materialien wieder ein-

Soziokul-
turell 

Wiederverwen-
dung bzw. –
verwertung von 

qualitativ 
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zubauen. Materialien 
  - Solarenergie schlecht in 

großem Umfang zu nut-
zen, da fast alle Gebäude 
in Nord-Süd-Richtung 
stehen.  

Ökonomie Wirtschaftliche 
Auslegung der 
Gebäude unter 
energetischen 
Gesichtspunkten  

qualitativ 

  - Universität von vornhe-
rein behindertengerecht 
hergerichtet. Zeitweilig 
einzige Hochschule voll 
und ganz barrierefrei. 

Soziokul-
turell 

Barrierefreiheit qualitativ 

  - Ist Nachhaltigkeit eine 
völlig selbstverständliche 
Zielvorstellung für alle, 
dann auch konfliktfrei 
umsetzbar. 
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Bearbeitetes Interview mit den Herren Tinnermann und Lohmann SB LH 

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
Vorphase 1 - Alle Parteien an einen Tisch ge-

bracht und gesagt:“ Nun denkt 
doch ´mal über die Kaserne nach!“ 
Universität wollte auf Havemann-
Grundstück, danach Schrebergärt-
ner überzeugen, dort zu erweitern. 
Scharnhorst-Kaserne gut geeignet, 
Universität aufzunehmen. 
Kaserne noch von Bundeswehr 
belegt, beim Kommandeur gewe-
sen und über ein künftige Nutzung 
für Universität gesprochen, kriti-
sche Gespräche, weil Bundeswehr 
noch nicht ausgezogen war. 
Wir diejenigen, die Universität und 
Bundeswehr jahrzehntelang betreut 
haben und ihre Belange gut kann-
ten. 

Soziokul-
turell 

Qualität der 
Projektvorbe-
reitung / Ein-
beziehung der 
Beteiligten 

qualitativ 

  - Kaserne in gutem Zustand und für 
Uni gut geeignet. 
Dann wurde das anfangs nichts. 
Daraufhin kam NILEG, wollte die 
Gesamtmaßnahme vorfinanzieren, 
so kam Startschuss. 

Ökonomie Angemesse-
ner Grunder-
werb 

quantitativ 
in DM/m2 

 2 - Wir mit Universität und Ihnen 
zusammengesetzt und gesagt: “Wir 
verstehen uns als eine Konversi-
onsfamilie“, immer eine Lösung 
gefunden.  

Soziokul-
turell 

Qualität der 
Projektvorbe-
reitung/Einbe
-ziehung der 
Beteiligten 

qualitativ 

  - Südlicher Bereich gering bewer-
tet, weil durch Abriss technischer 
Anlagen plusminus aufgegangen. 

Ökonomie Angemesse-
ner Grunder-
werb 

qualitativ 

 3 - Grundlage für Strukturuntersu-
chung war der Raumbedarf. Aus 
Raumbedarfsplan entwickelte Uni 
die Gebäudebelegung, wir haben 
sie dabei baufachlich beraten. 

Ökonomie Umsetzung 
des Raumbe-
darfs/ 
Flächenef- 
fizienz 

quantitativ 
in m2/HNF 

  - Von vornherein überzeugt, dass 
Scharnhorst-Kaserne bestens ge-
eignet, weil wir sowohl Nutzerbe-
dürfnisse als auch Bausubstanz und 
baulichen Zustand der Kaserne 
kannten. Bundeswehr hatte ausrei-
chende Bauunterhaltungsmittel. 
Liegenschaft gut in Dach und Fach. 
Konversion richtiger Schritt. 

Ökonomie Wertstabilität 
/Umnutzungs-
fähigkeit / 
Instandhal-
tung 

qualitativ 

Planungs-
phase 

 - Wir haben das bauaufsichtliche 
Zustimmungsverfahren durchge-

Soziokul-
turell 

Qualität der 
Projektvorbe-

qualitativ 
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führt. Dieses ersetzt bei Landes-
bauten Baugenehmigung. Zustim-
mung von Bezirksregierung Lüne-
burg nach Anerkennung durch 
Stadt. Zusammenarbeit mit NILEG 
sehr gut. Herr Vogel ist sehr kom-
petent. 

reitung / 
Einbe-
ziehung der 
Beteiligten 

 4 - Wir hätten gern Sanierung der 
Dächer, wurde aus Kostengründen 
nicht ausgeführt. 
Wir waren für die Umbauten zu-
ständig, von uns ist nur der natur-
wissenschaftliche Hörsaal neu ge-
plant und gebaut, weil der in direk-
tem Zusammenspiel mit dem Um-
bau des neben stehenden Mann-
schaftsgebäudes zum Laborgebäu-
de stand. 
Große Pakete ausgeschrieben. 
Wenn wir feststellten das Kosten 
nicht reichten, Abstriche gemacht, 
dazu gehörten die Fenster. Ge-
samtpaket war dann gedeckelt. 
Positiv: nicht irgendwelche 
Schätzzahlen, sondern konkrete 
Angebotspreise. 

Ökonomie Kostenmini-
mierung 
durch Aus-
schöpfung der 
Umbau- und 
Umnutzungs-
potenziale 

qualitativ 

 5 - Konversion der Scharnhorst-
Kaserne auch bei den Amtsleiterta-
gungen nachgefragt. Von unseren 
Erfahrungen berichtet. Damals die 
Einzigen, die mit einer solchen 
Aufgabe befasst waren. Maßnah-
men kritisch verfolgt, nach dem 
Motto: ´wie geht denn das?` 
Dadurch, dass in Bauabschnitten 
gebaut, ging das immer step by 
step. Nachdem erste Planungsphase 
abgeschlossen, wurde gebaut. 
Während gebaut, nächsten Bauab-
schnitt vorbereitet, um ohne Ver-
zögerung in kurzer Bauzeit kom-
plexe Baumaßnahmen in drei Bau-
abschnitten zu realisieren. 

Soziokul-
turell 

Qualität der 
Projektvorbe-
reitung/Ein-
beziehung der 
Beteiligten 

qualitativ 

Bauphase  - Bei Malerarbeiten drauf geachtet, 
dass Farben für Umwelt und Nut-
zung günstig. Jedes Produkt musste 
Sicherheitsdatenblatt nachweisen. 

Ökologie Einsatz emis-
sionsarmer 
Produkte 

qualitativ 
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  - Man hätte damals schon anderen 
Wärmeschutz einbauen müssen. 

Ökologie Energieeffizi-
enz 

Qualitativ 

  - Lüftungsrohre aus asbestgebun-
denem Material ausgebaut, in eini-
gen Räumen auch Parkett ausge-
baut, weil belastet. In Nassräumen 
teilweise Schwarzanstriche auf 
Wänden, toxische Materialien, 
beseitigt. 

Ökologie Bodensanie-
rung/Schad-
stoffbeseiti-
gung 

Qualitativ 

  - Gebäude behindertengerecht ge-
macht durch Rampen und Einbau 
von Aufzügen, sinnigerweise bis in 
die Dachgeschosse geführt, zwi-
schenzeitlich fast alle ausgebaut. 
Entscheidung, die Dächer nicht 
gleich zu erneuern richtig, wären 
beim Dachausbau wieder aufgeris-
sen worden. Mit Dachausbau auch 
neue gedämmte Dächer, was Aus-
bauarbeiten noch erleichtert hat. 

Soziokul-
turell 

Barrierefreiheit qualitativ 

Nachhal-
tigkeit 

6 - Erster Aspekt der Nachhaltigkeit 
war Nachnutzung, da Erschließung 
und Bausubstanz für unterschiedli-
che Nutzungen gut geeignet. 
Zweiter Aspekt, Umgang mit der 
Bausubstanz. In Fluren alte Bo-
denbeläge belassen. Konnten im 
gestalterischen Rahmen die Sub-
stanz erhalten, mussten keine neue 
Energie oder neuen Materialien 
einbringen. Böden allerdings sehr 
laut, deshalb Entscheidung, abge-
hängte Schallschutzdecke einzu-
bauen und gleichzeitig Rohrleitun-
gen zu verdecken. 

Ökonomie Kostenmini-
mierung durch 
Ausschöpfung 
der Umbau- 
und Umnut-
zungs-
potenziale 

qualitativ 

  - Soziokultureller Aspekt dieses 
Beispiels: den Studierenden opti-
male Raumverhältnisse zu bieten. 
Es gibt vom Bundesministerium 
einen Leitfaden, aus dem viele As-
pekte verwirklicht werden können. 
Er ist überschaubar und gibt um-
setzbare Handlungsanweisungen. 

Soziokul-
turell 

Innenraum-
qualität 

qualitativ 
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Bearbeitetes Interview mit H. Martin Diekmann, Planer der Außenanlagen 

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
Planungs-
phase 

1 - Zunächst ganzes Kasernen-
areal nicht im Blick, nur erste 
Schritte. Dann ganzes Areal 
bedacht und daraus einzelne 
Etappierungsschritte entwi-
ckelt. Zuerst Studienauftrag, 
dann Auftrag für ein Gesamt-
konzept, erster Bauabschnitt 
herausgelöst, bezog sich auf 
Umbauten der alten Bausub-
stanz, zweiter Bauabschnitt 
Außenanlagen im Kontext der 
Neubauten. 

Soziokul-
turell 

Qualität der 
Projektvorberei-
tung/Einbeziehung 
der Beteiligten 

qualitativ 

  - Verschiedene Ideen, mit her-
metisch abgeschlossenem Are-
al umzugehen. 
◦ Ein Ansatz, rigide Struktur 
übernehmen, aber menschli-
chen Maßstab hineinzubringen, 
anstatt des vorherigen Fahrver-
kehrs nun Langsamverkehr, 
Fußgänger- und Radfahrver-
kehr, und hierfür die Quer-
schnitte reduzieren. 
◦ Weiterer Ansatz, Verflech-
tung mit Umgebung herzustel-
len: mit Mühlengrund im Wes-
ten und Ilmenauer Tal im Os-
ten. Da findet sich heute innere 
Querspange, die aus Quartier 
heraus weist und Anbindung 
sucht, die vorher für herme-
tisch abgeriegeltes Areal nicht 
probat war. Gelände wie Insel 
im Stadtgefüge. 

Ökologie Eingliederung in 
das städtische Um-
feld 

qualitativ 

  - An Vegetation, was integrier-
bar war, insbesondere Baum-
bestand erhalten. 

Ökologie Mikroklima qualitativ 

  - Innenhöfe wegen der Höhen-
unterschiede der Gebäude to-
pografisch überplant, vorhan-
dene Sockel erforderten behin-
dertengerechte Erschließung, 
konnte räumlich nur über In-
nenhöfe erfolgen, die im Hin-
blick auf Topografie angepasst 
wurden unter maßgeblicher 
Berücksichtigung und Erhalt 
des Baumbestandes. 

Soziokul-
turell 

Barrierefreiheit qualitativ 
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 2 - Konzeptionell im Wesentli-
chen um innere Baumachsen 
und Sichtbarmachen der Cam-
pusmitte. Campusboulevard 
räumlich flankiert von Baum-
reihen und Gehölzbändern, 
bereits im Frühstadium als 
Rückgrad der inneren Er-
schließung geplant und durch-
geführt. 

Ökonomie Wirtschaftliche 
Herrichtung der 
Außenanlagen und 
Erschließung 

qualitativ 

  - Auch eigene Vorstellungen 
der Universität: Sport AG Au-
ßenanlagen für Hochschul-
sport, Fin-Bahn, ökologisch 
gesinnte Studierende forderten 
Schaffung von Biotopen. 

Soziokul-
turell 

Sozialintegrative 
städtebauliche Ge-
samtkonzeption 

qualitativ 

  - Exerzierplätze im Bereich der 
Mannschaftsgebäude einzig 
verfügbare Freiflächen. Häufig 
interessanterweise von Raum 
bildenden Gehölzen umgeben, 
Art ´Central Park` in Kaser-
nenanlagen. Bieten sich als 
grüne Mitte an und ermögli-
chen, landschaftliche Weite im 
Areal zu entfalten. 
Sind in Größe erhalten geblie-
ben, Befestigungen komplett 
zurückgebaut zum einen als 
freiverfügbares Rasenparterre, 
zum anderen als Sportplatz mit 
Aufenthaltsqualitäten vor der 
Mensa. 

Ökologie Ausgewogene Be-
bauungsdichte/ 
hochwertige Frei-
flächen 

qualitativ 

  - Campusboulevard als Platt-
form aufgefasst und so gestal-
tet, dass Cafeteria, die vier 
Hörsäle und die Bibliothek sich 
in ihrer linearen Anordnung 
auf einheitlichem Parterre be-
finden. Außenflächen konzi-
piert mit Aufenthaltsbereichen, 
Sitzkanten usw. dass Aneig-
nungsqualitäten gegeben sind 
und Kommunikation initiiert 
wird. Campus-Boulevard 
Herzstück, tragende Mitte der 
informellen Kommunikation. 
Innenhöfe als Rückzugs- und 
Pausenräume unterschiedlich 
gestaltet, im Gegensatz zum 
lebendigen Campus-Boulevard, 

Soziokul-
turell 

Sozialintegrative 
städtebauliche Ge-
samtkonzeption 

qualitativ 
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mit eher komplementärem 
Charakter, wo sich kleine 
Gruppen treffen oder man al-
lein sein kann mit Buch in der 
Hand. Ort der individuellen 
Nutzung. 

 3 - Vorhandene Ressourcen der 
Infrastruktur als Bewegungs-
einrichtungen genutzt. Stark 
auf das orthogonale Raster der 
Kaserne eingegangen, aller-
dings Querschnitte der Straßen 
deutlich reduziert. Bei Gestal-
tung der Grünflächen bewusst 
frei gemacht. Konzept suchte 
Höhenlinien im Gelände -
Höhenunterschied bis zu sie-
ben Metern- als organische 
Spuren im Areal kenntlich zu 
machen, z. B. mit Finnbahn 
(Studentenwunsch). 
Zweiter Aspekt: dagegen zu 
arbeiten, Natur wieder Raum 
zu geben und Durchdringung 
des rigiden Areals zu errei-
chen. 

Ökologie Ausgewogene Be-
bauungsdichte/ 
hochwertige Frei-
flächen 

qualitativ 

  - Damals Studierende von sich 
aus Interessensgruppen gebil-
det, heute bezieht man Studie-
rende, Beschäftigte in geeigne-
ten Foren anfänglich mit ein. 

Soziokul-
turell 

Qualität der Pro-
jektvorbereitung/ 
Einbeziehung der 
Beteiligten 

qualitativ 

  - Planung in Grundzügen mit 
Stadt abgestimmt, weil Außen-
anlagen Scharnier zwischen 
normal gelebter städtischen 
Umwelt und internen Kaser-
nenareal darstellen. 
Erschließung und Zufahrten 
abgestimmt. Auch Bepflan-
zung in der Scharnhorststraße 
sind ertüchtigt worden. Platz 
vor Universität bewusst über 
Straße hinweg geführt um Vis 
à Vis zum Wohnquartier ge-
genüber zu suchen. Baum-
pflanzungen greifen auf beiden 
Seiten über die Straße. 
Es war tendiert, Teil des Areals 
zum Wohngebiet zu öffnen. 
Angelegte Erschließungsstra-
ßen im Innern des Geländes so 

Ökologie Eingliederung in 
das städtische Um-
feld 

qualitativ 
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konfiguriert, dass sie Schnitt-
stellen bieten konnten. 

Bauphase 4 - Mit Wasserband von Nord 
nach Süd belebenden Aspekt in 
das tote Kasernenareal tragen. 
Aus Kostengründen pflege-
leichtes Lavendelbeet durch 
das ganzes Gelände. 
Ein zentraler Innenhof hat 
Wasserbecken, dient der Re-
genwasserrückhaltung. 
Anlagen prinzipiell pflege-
leicht. Abhängig von der Nut-
zungsdichte, diese ist bei uni-
versitären Anlagen hoch. 
Die aufwendigsten und kosten-
trächtigsten Bereiche der Au-
ßenanlagen sind die Erschlie-
ßungsmaßnahmen, also die 
befestigten Flächen. 

Ökonomie Wirtschaftliche 
Herrichtung der 
Außenanlagen und 
Erschließung 

qualitativ 

 5 - Zusätzliche Flächen kaum 
versiegelt, im Gegenteil nur 
befestigte zurückgebaut, kos-
tenintensiv, heute nicht mehr 
sichtbar. 
Nachhaltige Investition, zumal 
Abbruchmaterial wie Pflaster-
steine und Betonstücke zu 
Gabionen verarbeitet, nicht 
entsorgt. 

Ökologie Wiederverwendung 
bzw. –verwertung 
von Materialien 

qualitativ 

Nachhal-
tigkeit 

 - Ökologische Wirkung durch 
Vielzahl neuer Bäume be-
stimmt, insbesondere in den 
Stellplatzarealen gepflanzt, 
dafür Öffnungen in Panzerbe-
ton gebrochen, dadurch auch 
Bodenleben reaktiviert und 
Oberflächenwasser versickern 
lassen. 

Ökologie Mikroklima qualitativ 

  - Nachhaltig, wenn wir heute 
nach 15 Jahren feststellen, dass 
das, was seinerzeit gebaut 
wurde, noch heutigen Anforde-
rungen entspricht und nicht zu 
wesentlichen Umgestaltungs-
maßnahmen geführt hat. 

Ökonomie Wertstabilität/ Um-
nutzungsfähigkeit/ 
Instandhaltung 

qualitativ 
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Bearbeitetes Interview mit Herrn Mädge, OB der Stadt Lüneburg 

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
Vorphase 1 - Kannte Scharnhorst-Kaserne, 

gute Kontakte zur Bundeswehr 
im Rat Mehrheit Kaserne für 
Uni, Abgeordnete eingebunden, 
zunächst vorrangig Wohnen, 
auch Gebäudeumbau, dann Hälf-
te Wohnen, Hälfte Universität. 

Ökologie Vorrang der Wie-
dernutzung von 
Brach- und Kon-
versionsflächen 
gegenüber Sied-
lungserweiterun-
gen 

qualitativ 

Entwick-
lungs-
phase 

2 - NILEG kauft Südhälfte, entwi-
ckelt sie und verkauft die Grund-
stücke an Städtische Wohnbau-
gesellschaften. 
Wohnungen waren sofort belegt. 

Ökologie Eingliederung in 
das städtische 
Umfeld 

qualitativ 

Planungs- 
und Bau-
phase 

3 - Im Wohngebiet Stadtteilhaus, 
wo Studierende mithelfen.  
Kindertagesstädte auch f. Kinder 
von Studierenden, paar Läden, 
Aldi-Markt, Sparkasse, Arztpra-
xen. Theater, Bildende Künste, 
Kulturperformance in der Stadt 
zum Semesterbeginn. 

Soziokul-
turell 

Nähe nutzungs-
spezifischer Ein-
richtungen 

qualitativ 

  
 
 
 
 
4 

- Stadt Sprung nach vorn junge 
Leute in der Stadt, kam andere 
Struktur `rein. Verdoppelung der 
Studierendenzahl führte auch am 
Tage zu Leben in der Stadt. 
Neue Straßencafés, Geschäfte 
mit junger Mode. 
Kleine Ladenzeile auf dem Cam-
pus. Veranstaltungshalle 
„Vamos“ Kultstätte in Lüneburg. 
Am Rande des Südgeländes Au-
tohaus. 

Ökonomie Wirtschaftliche 
Auswirkung von 
Konversionen auf 
die Kommunen 

qualitativ 

Nachhal-
tigkeit 

5 - Versuch, CO2-Ausstoß auf null 
zu bringen, Schadstoffbeseiti-
gung, bei Neubauten damals 
schon auf  Klimaschutz geachtet  
(ohne Energieeinsparverordnung) 
Versorgung mit Nahwärme aus 
Blockheizkraftwerk. Anschluss-
zwang für Wohngebiet. 
Ressourcen schonen, an Nach-
kommen denken, viele Materia-
lien, nicht nur Öl, sind nicht un-
endlich. 

Ökologie Minimierung der 
CO2-Emissionen 

qualitativ 
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Bearbeitetes Interview mit Herrn Dr. Faulhaber, Oberstadtdirektor a. D., Lüneburg  

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
Vorphase 1 - Stadt sehr daran interes-

siert, Universität gut un-
terzubringen und zu erhal-
ten. Erweiterung am alten 
Standort oder in Kleingär-
ten nicht möglich. 
Wende gab Perspektiven, 
die Chance. Stadt hat mit-
geholfen, mit Bund zu 
verhandeln. 
Scharnhorst-Kaserne war 
1. Wahl, BGS-Kaserne 
auch geeignet. 

Ökologie Vorrang der Wie-
dernutzung von 
Brach- und Konver-
sionsflächen gegen-
über Siedlungserwei-
terung 

qualitativ 

Entwick-
lungs-
phase 

2 - Innerhalb der Verwal-
tung unterschiedliche 
Überlegungen für Nut-
zung Südhälfte Entspan-
nung bei den Bürgern am 
alten Standort. 

Soziokul-
turell 

Qualität der Projekt-
vorbereitung/ Einbe-
ziehung der Beteilig-
ten 

qualitativ 

 3 - Wohnungsmarkt eng, 
weil, großer Zulauf von 
Hamburg. 
Ohne Entwicklung der 
Uni nach Konversion, 
Lüneburg wirtschaftliche 
Nachteile. 
Stadt hat junges Gesicht 
bekommen. Im „Vamos“ 
auf dem Campus viele 
Veranstaltungen vom 
Rockkonzert bis Klassi-
schem Konzert. 
Uni hat Vakuum durch 
Abzug Bundeswehr ge-
füllt Bevölkerung der 
Stadt wächst. 

Ökonomie Wirtschaftliche 
Auswirkung der 
Konversionen auf die 
Kommunen 

qualitativ 

Nachhal-
tigkeit 

4 - Nachhaltigkeit war nicht 
akut. Mussten sehen, wie 
die Menschen versorgen 
und unterbringen. 
Bei jeder Maßnahme in 
die Zukunft schauen, was 
wird daraus in 25 oder 
mehr Jahren? Welche 
Auswirkungen auf Was-
ser, Luft, Wälder? Sicher-
heit, dass Welt nicht ka-
putt gemacht wird. 

Ökologie Ausgewogene Be-
bauungsdichte/ 
hochwertige Freiflä-
chen 

qualitativ 
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Bearbeitetes Interview Herrn von Mansberg, Architekt in Lüneburg 

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
Entwick-
lungs-
phase 

1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 

- Schnell Gedanken gemacht, wie 
mit diesem Standort umzugehen ist. 
Städtebaulichen Strukturplan ein-
schließlich des Südgeländes gefer-
tigt. Wie Balance herstellen zwi-
schen augenscheinlich militärischen 
Grundzügen der ganzen Anlage und 
neuem Campus? Gegen Tendenzen 
gewehrt, Kasernenraster durch 
Schrägstellung von neuen Einrich-
tungen zu zerschlagen, Struktur soll-
te in ihren Grundzügen beibehalten 
bleiben. 
Neue Häuser mit anderem Geist 
begabt, Transparenz, Offenheit, 
Leichtigkeit usw. 
Hatte Gefallen daran, militärischen 
Standort in zivilen zu verwandeln, 
ohne dessen Geschichte zu überge-
hen. Kasernengelände war durch 
militärische Nutzung und Einzäu-
nung ein „weißer Fleck“ im Stadt-
gebiet. Auftrag, daraus städtisches 
Quartier zu kreieren, das sich nicht 
von den benachbarten Wohnberei-
chen abgrenzen sollte. 
Lebendiger Stadtteil mit Obertitel 
„Universität“, sollte entstehen inso-
fern auch mit den südlichen Exer-
zierplätzen beschäftigt, die an Stadt-
teil „Bockelsberg“ anbinden. Zu-
nächst auch geplant, mittlere Er-
schließungsachse der Uni durch 
Bibliothek auf die andere Seite 
durchzuführen, hatten „barocken“ 
Platz erfunden als Endpunkt und 
Anfang, ist zwar fallen gelassen, 
aber dennoch Stadtteil Universität 
und Wohnen erkennbar. 

Ökologie Eingliede-
rung in das 
städtische 
Umfeld  

qualitativ 

Planungs-
phase 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
3 

- Kasernenstruktur beibehalten, 
Foyerachse entwickelt, Hörsäle und 
Bibliothek drum herum angesiedelt. 
Gegenbewegung aufgegriffen Quer-
achse von Ost nach West, eine 
Baumallee mit Linden, am Bewe-
gungsendpunkt liegt das Wirt-
schaftsgebäude Nr. 3 mit dem vor-
gebauten Speisesaal: die Mensa. 
Geographische Mitte bilden die bei-

Ökonomie Umsetzung 
des Raum-
programms / 
Flächeneffi-
zienz 

qualitativ 
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den großen Hörsäle im Anschluss an 
Haus 9, von wo aus eine breite 
Glaspassage zu den beiden kleineren 
Hörsälen bis zur Bibliothek führt. 
So entstand ein im Raumprogramm 
nicht vorgesehenes Foyer, das Ver-
anstaltungszentrum der heutigen 
Universität. 
Da werden Ausstellungen gezeigt, 
Begegnungen organisiert, Konzerte 
erlebt, Ausstellungen veranstaltet. 
Sparsame Architektur - entsprach 
unserer Haltung - ist aufgenommen 
vom Ministerium, der NILEG und 
den Nutzern. 
Landesrechnungshof versuchte, die 
Hälfte der Hörsaalfenster zuzumau-
ern.  

  -Aber auch durch Blickkontakt mit 
der Natur und dem Umfeld der 
parkartigen Landschaft verbunden 
zu sein, war Bestandteil der Aufga-
be und nachhaltig, von allen geför-
dert worden. 
Architektur verstehen wir so, dass 
wir soziokulturelle Aufgaben zu 
lösen haben. In was für einem Klima 
wird gelehrt, geforscht, gearbeitet. 
Ich denke, so ein Campus wird Stu-
denten nachhaltig prägen. 

Soziokul-
turell 

Innenraum-
qualität 

qualitativ 

 4 - Die Architektur dort ist Ökonomie, 
Vernunft, Sparsamkeit und gleich-
zeitig Großzügigkeit und hoffentlich 
auch Poesie. 
Große Glasfassade der Mensa über 
neunzig Metern, oder hundert Meter 
langer Foyergang kann man unter 
soziokulturell verbuchen. 
Im Sinne von Ökonomie ist eine 
sehr sinnfällige Art des Konstruie-
rens verfolgt: einfache Stahlrah-
menkonstruktion mit offenen De-
cken. Verkleidungen nur dort, wo 
aus akustischen Gründen nötig. Of-
fene Lüftungsleitungen, offene Re-
genwasserleitungen. Aber manch-
mal auch bessere Qualität, z. B. 
Wände, Paneelverkleidungen, kon-
trastiert mit rohem Beton, auf dem 
noch Handwerker-Skizzen sichtbar 
sind. 

Ökonomie Wirtschaft-
liche Ausle-
gung der Ge-
bäude unter 
energetischen 
Gesichts-
punkten 

qualitativ 
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  - Eine Kollage aus Technik und 
Handwerk, hochwertige Schreiner-
arbeiten, nachbereiteter Beton, be-
sondere Leuchtenkörper, Farbe der 
Bodenbeläge usw. 
Raumgefühl war wichtig „Hauch 
von Schweben“. Das wird erkannt 
und empfunden. Viele Gäste haben 
Anerkennung gezollt. 

Soziokul-
turell 

Innenraum-
qualität 

qualitativ 

  - Geschlossene Lindenreihe konnte 
erhalten bleiben, indem Speisesaal, 
anstatt quadratisch, weil man mein-
te, dies sei die bessere Organisati-
onsform, neunzig Meter lang und 
zwölf Meter tief hinter die Baumrei-
he gelegt an das ehemalige Wirt-
schaftsgebäude Nr.3 gebaut hat. 
Baumreihe nicht nur typisch für den 
Campus, sondern Bäume im Som-
mer als Beschattung; im Winter 
Nutzung der Energie der flach ein-
strahlenden Sonne; dadurch im Feb-
ruar bereits ausgeglichener Wärme-
haushalt. 
Ausgeführte Fassadentechnik des 
Speisesaals war in Lüneburg noch 
neu, Stahl-Glas-Fassade als Heiz-
körper- bzw. Kühlsystem ausgelegt, 
Tragwerk entwickelt aus MSH-
Profilen, also Rohrprofilen, durch 
die warmes oder kaltes Wasser läuft, 
Patent von Gartner: Tragfunktion 
kombiniert mit Heiz- bzw. Kühl-
funktion. 
Man kann über Solaranlage auf dem 
Dach des Gebäudes 3 die Heizung 
betreiben. Überlegung, die Leistung 
über den Kühlschrankeffekt umzu-
drehen, um zusätzlich zur Beschat-
tung durch Linden den Speisesaal 
im Sommer, kühlen zu können. An-
trag in Jülich abgelehnt und Land 
kein Geld. Auch ein Antrag als EX-
PO2000-Projekt scheiterte: keine 
Mittel. Anlage funktioniert heute 
noch perfekt, könnte immer noch 
vervollständigt werden. 

Ökonomie Wirtschaftli-
che Ausle-
gung der Ge-
bäude unter 
energetischen 
Gesichts-
punkten 

qualitativ 
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 5 - Bei Bibliothek Einbeziehung der 
alten Fahrzeugwerkstatt als Symbol 
der Konversion, damit war o. g. 
Durchdringung der Bibliothek zum 
Wohngebiet erledigt. 
Aus „Nachteil“ wurde Vorteil, wir 
mussten Verbindungs-Halle bauen, 
die es im Raumprogramm nicht gab. 

Ökonomie Kostenmini-
mierung 
durch Aus-
schöpfung 
der Umbau- 
und Umnut-
zungspoten-
ziale 

Qualitative 

  - Das Bibliotheksfoyer war geboren, 
eine repräsentative Halle, prominen-
ter Freiraum der Universität. Viele 
Veranstaltungen finden hier auch 
wegen der guten Akustik statt, es 
gibt nichts Vergleichbares in der 
Universität. 

Soziokul-
turell 

Innenraum-
qualität 

qualitativ 

Bauphase  - Auf dem Campus typologisch fol-
gende Bauaufgaben: 
1. Umbau: Mannschaftsgebäude in 
Institutsgebäude 
2. Neubau: Hörsäle 
3. Altbau im Neubau: Bibliothek 
4. Anbau: Speisesaal vor dem zur 
Küche und zu Nebenräumen umge-
bauten Wirtschaftsgebäude 3. 

Ökonomie Umsetzung 
des Raum-
programms / 
Flächeneffi-
zienz 

qualitativ 

  - Kostenberechnung exakt eingehal-
ten. Bei Bibliothek sogar Geld zu-
rück. Planung vollständig umge-
setzt. 

Ökonomie Einhaltung 
der Baukos-
tenrichtwerte 
für Neu- und 
Umbauten 

quantitativ 
DM/m2 

HNF 

 6 - Gut mit Außenanlagenplaner zu-
sammengearbeitet, in Strategie, 
Campus zu behandeln, sehr schnell 
einig. Er hat Zonierung geschaffen 
mit Mauern und Hecken, kulissenar-
tig, harmoniert sehr gut mit Archi-
tektur, wenig zerstören, Dialog dar-
legen; „überlagert“ mit Bäumen und 
Büschen, dafür auch Betonfelder 
herausgebrochen. 
Landschaftsarchitekt wollte Wasser-
lauf in Nord-Süd-Richtung, Uni 
nicht, meinte, da schwimme nur 
Papier; schade; heute Lavendelbeet. 

Ökologie Ausgewo-
gene Bebau-
ungsdichte / 
hochwertige 
Freiflächen 

qualitativ 

  – Er hat Höhenunterschiede, Höhen-
linien als Grundlage für Planung 
genommen und so den Bezug zu den 
angrenzenden Bereichen Bockels-
berg und Ilmenau hergestellt. 

Ökologie  Eingliede-
rung in das 
städtische 
Umfeld 

qualitativ 
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  - Neuerdings Wünsche der Uni, 
Nutzungsbereiche zu ändern: 
in Mensa Ausgabesystem veraltet. 
Heute Freeflow-System, geht nicht 
in einem Gang mit Schiebetablett-
system. Pläne für Änderung erarbei-
tet. 
Bibliothek neue Nutzungsansprüche, 
weil Bücher dazu kamen und Au-
ßenbestände auf Campus verlegt. 
Lücken in den Regalen reichen 
nicht. Bereiche für studentische 
Gemeinschaftsarbeiten in Bibliothe-
ken gewünscht, Ummöbelierungen 
planen. 

Ökonomie Kostenmini-
mierung 
durch 
Ausschöp-
fung der Um-
bau- und 
Umnutzungs-
potenziale 

Qualitative 

 7 - Nicht festgestellt, dass irgendetwas 
„falsch“ war. Alles lief von Anfang 
an unter einem guten Stern bis in die 
Politik. Alle zogen an einem Strang, 
glückhafte Unternehmung. Alle wa-
ren sich einig, etwas Zukunftswei-
sendes zu machen. 

Soziokul-
turell 

Qualität der 
Projektvorbe-
reitung/Einbe
-ziehung der 
Beteiligten 

qualitativ 

Nachhal-
tigkeit 

 - Nachhaltigkeit heißt z. B., dass ein 
Gebäude lange Jahre unangefochten 
seinen Dienst erfüllt, Bauunterhal-
tungskosten dürfen nicht nach zehn 
Jahren alle Einsparungen auffressen 
oder ein Gebäude auf die Dauer 
nicht bewirtschaftbar machen; haben 
dem an allen Stellen Rechnung ge-
tragen. Materialien verwendet, die 
man verwenden muss. Mit Dach-
überständen an den Hörsälen die 
Holzfenster nachhaltig geschützt. 
Wesentliche Reparaturen gibt es an 
den Gebäuden nicht. 
Wichtige Faktoren der Nachhaltig-
keit: Benutzbarkeit, soziale Kompe-
tenz, geringe Bauunterhaltung, Ma-
terialien verwenden, die recycelbar 
sind wie Holz, das verbrennt, Stahl, 
der eingeschmolzen wird, Beton und 
Ziegelstein, die zermahlen werden. 
Nichts eingebaut, was später auf 
eine Sonderdeponie muss. 
„Zu gut erfüllte Dienste“ und zu eng 
betriebene Funktionalität sind nicht 
nur Knebelung des Nutzers, sondern 
behindern spätere Veränderungen 
oder Nutzungsergänzungen. 

Ökologie Wertstabili-
tät/Umnut-
zungsfähig-
keit/Instand-
haltung 

qualitativ 
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 8 - Prof. Sobek beschäftigt sich mit 
den Energiesystemen für Gebäude 
und meint, Häuser müssten ganz 
anders aussehen, wenn wirklich 
energetisch vernünftig. 
Experimentalhaus R124 bei ihm auf 
dem Campus in Stuttgart. 
Architekten müssen die technischen 
Möglichkeiten kennen und vermit-
teln zwischen Hightech und Lebens-
anspruch, vielleicht romantischer 
Aspekt. 
Ernst Bloch: “Bauen ist und bleibt 
der Versuch, menschliche Heimat zu 
stiften“. 

Ökonomie Wirtschaftli-
che Ausle-
gung der Ge-
bäude unter 
energetischen 
Gesichts-
punkten 

Qualitativ 
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Bearbeitetes Interview mit Herrn Schurreit, MdL a. D. Land Niedersachsen 

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
Vorphase 

 
1 - Konversion einer Kaserne 

für den Umzug der Universi-
tät als Chance sofort erkannt. 
Keine Teilentleerung von 
Kasernen, sondern Scharn-
horst-Kaserne als Ganzes frei 
machen. 

Ökologie Vorrang der Wie-
dernutzung von 
Brach- und Kon-
versionsflächen 
gegenüber 
Siedlungserweite-
rungen 

qualitativ 

  - Land nicht in der Lage, 
Konversionsvorhaben über 
100 Mio. DM zu finanzieren. 
Im Land schwer durchzuset-
zen, bedurfte intensiver Ein-
flussnahme, um Plazet zu 
bekommen. Mit Ministerent-
scheid Planung, Durchfüh-
rung und Vorfinanzierung der 
NILEG übertragen. 

Ökonomie Umsetzung des 
Raumbedarfs/ 
Flächeneffizienz 

qualitativ 

 2 - War nicht allein sozialde-
mokratische Tat, sondern 
auch von Abgeordneten des 
Bundes und des Landes aller 
Couleur. 

Soziokul-
turell 

Qualität der Pro-
jektvorbereitung/ 
Einbeziehung der 
Beteiligten 

qualitativ 

Entwick-
lungs-
phase 

 - Konversion war Glücksfall. 
Nachnutzung durch Uni hat 
Stadt neues Gesicht gegeben. 
Ehemalige Garnisonsstadt ist 
hineingewachsen in junge, 
moderne, zukunftsorientierte 
Stadt mit 10.000 Studieren-
den, ca. 400 Professoren und 
Lehrpersonalstellen, eine le-
bendige Stadt, die positiv in 
die Zukunft sieht. Als Teil der 
Metropolregion Hamburg, 
Lüneburg das Zentrum im 
Nordosten Niedersachsens für 
alle überregionalen Angebote 
u. Daseinsfürsorge. 

Ökonomie Wirtschaftliche 
Auswirkung von 
Konversionen auf 
die Kommunen 

qualitativ  

 3 - Vertrag zwischen Stadt und 
NILEG, die südliche Kaser-
nenhälfte als Wohngebiet zu 
entwickeln. Lüneburg ist die 
einzige Zuzugsregion in Nie-
dersachsen. Im Jahr etwa 
1000 Menschen, die aus Um-
feld von Hamburg herziehen, 
60% in den Landkreis, 40% in 
die Stadt. 

Ökologie Eingliederung in 
das städtische 
Umfeld 

qualitativ 
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  Intaktes Nahverkehrssystem: 
Metronom, Bundesbahn, Au-
tobahn A250. Hamburg in 
dreiviertel Stunde erreichbar. 

Ökologie ÖPNV-
Anbindung/ Fuß-
gänger- und Fahr-
radkomfort 

qualitativ 

  - Stadt hat großen Auf-
schwung genommen. Junge 
Menschen durch Konversion 
zu binden war entscheidender 
Impuls, Stadt attraktiv zu ge-
stalten, Theater zu erhalten, 
Museen zu modernisieren. 
Uni-Standort mit höchster 
Kneipendichte in Bundesre-
publik, Vielfalt von Ausstel-
lungen in Kunsträumen und 
Vergnügungsangeboten klei-
nerer Arten bis hin zum 
„Vamos“, einer Kulturhalle 
auf dem Campus. 
Boom von Tagesbesuchern in 
letzten vier Jahren verdoppelt. 
Täglich 200 Busse mit Aus-
flüglern, die 1000jährige 
Hanse- und Universitätsstadt 
besuchen. 

Ökonomie Wirtschaftliche 
Auswirkungen 
der Konversionen 
auf die Kommu-
nen 

qualitativ 

  - Es gibt ein großes Netz von 
Radwegen und Möglichkeiten 
der Naherholung. 

Ökologie ÖPNV-Anbin-
dung/Fußgänger- 
und Fahrradkom-
fort 

qualitativ 

  - Nachhaltig bedeutet, die 
innovative, regionalbezogene 
und universitäre Leistung der 
Universität zu sichern. 
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Interview mit Herrn Hoppe, Geschäftsführer Campus e.V. Lüneburg 

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
Bauphase 1 - AStA sah sofort Möglichkeit 

im Kasernengelände studenti-
schen Wohnraum zu schaffen. 
Im ersten Abschnitt in einem 
Mannschaftsgebäude 53 Zim-
mer hergerichtet. Anschließend 
noch 12 im Dachgeschoss. Zwei 
Jahre später Campus 2 und 3 
umgebaut, 95 weitere Zimmer. 
Fahrradselbsthilfewerkstatt initi-
iert und alte Sporthalle, ur-
sprünglich als Bibliotheksarchiv 
geplant, zur Kulturhalle umge-
baut. 
Café Viva im Bibliotheksfoyer 
und vor 10 Jahren Herrichtung 
der Panzerhalle 25 zum Cam-
pus-Center mit mehreren La-
dengeschäften, Kunstraum der 
Uni und weiterem Café. Weitere 
Gründungen: Campus-Copy, 
Campus-Mobil, das drittgrößte 
Carsharing-Projekt Deutsch-
lands und das weitere Café 
NEUN (Umbau der ersten, an-
fangs fremdbetriebenen 
Caféteria im Gebäude 9). 
Umbau der Panzerhalle in Ver-
bindung mit EXPO-Projekt 
durch Besitzer Campus-Verein, 
halbe Halle Ausstellungsraum 
und EXPO-Café, sonst Kunst-
raum mit 30 Jahren freier Nut-
zung für den 600 TDM-
Umbauzuschuss von Universi-
tät. 
Ganzer Betrieb wie Verwaltung, 
Gärtnern, Reinigung der Wohn-
heime wird von bezahlten Kräf-
ten gemacht. Personalkosten ca. 
1 Mio. €/Jahr 45 nichtstudenti-
sche und 120 studentische An-
gestellte. 
Appartements ausgelastet, lange 
Wartelisten. 

Soziokul-
turell 

Nähe nutzungs-
spezifischer 
Einrichtungen 

qualitativ 
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Nutzungs-
phase 

2 - Verein hat auch Räume zur 
Kinderbetreuung geschaffen, 
betreut aber nicht selbst. 

Soziokul-
turell 

Sozialintegrative 
städtebauliche 
Gesamtkonzeption 

Qualitative 

 3 - In Wohnheimen insgesamt 5 
Blockheizkraftwerke, Verein 
hat zweit- und drittgrößte 
Fotovoltaikanlagen in Lüne-
burg installiert, Wasser spa-
rende Perlatoren in Apparte-
ments eingebaut, Heizener-
gie-, Strom- und Wasserver-
brauch werden gezählt, um 
Bewusstsein für Energiespa-
ren zu schaffen. 

Ökonomie Wirtschaftliche 
Auslegung der 
Gebäude unter 
energetischen Ge-
sichtspunkten 

qualitativ 

  - In Vamos-Kulturhalle 220 
Veranstaltungen pro Jahr: 
vierzehntägiger Flohmarkt, 
Studentenpartys, die sich an 
allgemeine Bevölkerung rich-
ten, ganze Bandbreite der 
Kultur, das geht von der Le-
sung über Comedy, über 
Rock-Pop-Veranstaltungen 
bis zu klassischen Klavier-
konzerten. 120.000 Besucher 
im Jahr. Wollen Begegnungs-
räume schaffen, Cafés, die 
lange Öffnungszeiten haben, 
dabei Wirtschaftlichkeit nicht 
im Vordergrund. Mit Vamos-
Überschuss Cafés quer sub-
ventioniert. 

Soziokul-
turell 

Nähe nutzungs-
spezifischer Ein-
richtungen 

qualitativ 

  
 
 
 
4 

- Bewohner kommen zu Fuß, 
oder mit Fahrrad, größte Ent-
fernung Wohnheim-Campus 
Luftlinie 500 m. 
Carsharing-Konzept vom 
Kleinwagen bis zum Trans-
porter dient auch Kfz-
Verkehrsminderung. 

Ökologie ÖPNV-
Anbindung 
/Fußgänger- und 
Fahrradkomfort 

qualitativ 
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Nach-
haltigkeit 

5 - Nachhaltigkeit im Campus 
e.V. immer an erster Stelle. 
Umbauten erfolgen bauöko-
logisch, Holzfußböden wer-
den geölt, nur natürliche Ma-
terialien, auch wenn teurer. 
Weiteres Thema Energie spa-
ren, Energie effizient erzeu-
gen mit Blockheizkraftwer-
ken, effizienten Brennwert-
kesseln, großer Holzhackgut-
schnitzelanlage und 
Fotovoltaikanlagen. In den 
Cafébetrieben verkaufte Pro-
dukte überwiegend fair ge-
handelt und aus ökologischer 
Herstellung. 

Ökologie Einsatz emissions-
armer Produkte 

qualitative 

  - CampusMobil acht Jahre 
quersubventioniert, aber sehr 
nachhaltiges Produkt und 
wichtiges Element im Perso-
nennahverkehr. Durch gestie-
gene Energiepreise jetzt wirt-
schaftlich. Neues Modellvor-
haben „Elektro-Mobilität“. 

Ökologie Minimierung der 
CO2-Emissionen 

qualitativ 
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Bearbeitetes Interview mit H. Stoller, Kunstbeauftragter der Universität Lüneburg 

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
Kunst-
raum 

1 Raum im Stadtzentrum auf-
geben, weil angemietet, dann 
in Panzerhalle 25 , die für 
Uni-Projekt EXPO2000 von 
Campusverein ausgebaut ist 
und nach EXPO in sein Ver-
mögen überging, mit der 
Maßgabe, dass Kunstraum 30 
Jahre mietfrei bleibt. 
Projekte des Kunstraums auf 
drei Säulen: Kunst, Wissen-
schaft, Bildung. Künstler 
eingeladen, die fähig sind, 
außerhalb ihres Ateliers zu 
arbeiten und interessiert sind, 
ihre Grenzen zur Wissen-
schaft auszutesten. 

Ökonomie Umsetzung des 
Raumbedarf/ Flä-
cheneffizienz 

qualitativ 

  - Der renommierte Schweizer 
Künstler Christian Philipp 
Müller, der in New York 
lebt, konnte für die von der 
NILEG gestiftete Kunst am 
Bau gewonnen werden und 
entwickelte diese zusammen 
mit einer Vielzahl an Studie-
renden über zwei Semester. 
Nicht Ausschmückung des 
Campus, sondern auseinan-
dersetzen mit ihm, war die 
Aufgabe. So entstanden nach 
einer Bestandsaufnahme fast 
aller Campus-Universitäten 
der Welt hundert Siebdrucke 
in denen Lagepläne in glei-
chem Maßstab und gleicher 
Himmelsrichtung, Bibliothek 
auf Bibliothek übereinander-
gesetzt wurden, so dass die 
Universität Lüneburg jeweils 
im Grundrisskontext der an-
deren hundert Universitäten, 
rot markiert, auftaucht. Die 
Bibliothek ist die Kathedrale 
der Universität, der Dreh-
punkt auf Müllers Siebdru-
cken. 
Diese sind in ca. 15 Gruppen 
mit verschiedenen Themen, 
wie „Wo haben berühmte 

Soziokul-
turell 

Kunst am Bau qualitativ 



 

312 
 

Präsidenten studiert?“ oder 
nach Standortnamen mit der 
Endsilbe „burg“ eingeordnet. 
Es gibt noch einen Teil 
„Kunst am Bau“ in der Por-
tierloge von Gebäude 7. Da 
entdeckt man so etwas wie 
einen Andenkenladen, ty-
pisch amerikanisch. Jeder 
Teil der Universität präsen-
tiert sich dort durch eigenes 
Logo auf Andenkenstücken. 
Eine ironisch gemeinte Iden-
titätsfindung. Eine abge-
schlossene Arbeit, an der 
nichts verändert werden darf. 

Kunst im 
öffentli-
chen 
Raum 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nachhal-
tigkeit 

5 - Was ist eigentlich Kunst im 
öffentlichen Raum? Nicht 
Kunstwerke, die den Stadt-
raum „zustellen, möblieren“, 
sondern an denen die Bevöl-
kerung partizipiert, und die 
eine Service-Funktion für die 
Bevölkerung haben. Das ha-
ben wir hier deutlich prakti-
ziert: Die Identität der Uni-
versität geht direkt in die 
Arbeit ein. 
- Kunstwerk zur Nachhaltig-
keit fand Ende der 90er Jahre 
mit dem Chicagoer Künstler 
Dan Peterman und einer stu-
dentischen Gruppe hier auf 
dem Campus statt „Das no-
madische Treibhaus“ eine 
Installation zur Agenda 21 im 
Programm „Agenda 21 und 
die Universität Lüneburg“ 
www.hildegard-
kurt.de/de/publi12htm. 

Soziokul-
turell 

Sozialintegrative 
städtebauliche 
Gesamtkonzeption 

qualitativ 
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Bearbeitetes Interview mit Herrn Dr. G. Michelsen, Professor der Universität Lüneburg 

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
Nachhal-
tige Ent- 
wicklung 

1 - Neuer Campus wesentlich da-
zu beigetragen, dass Universität 
seit 1996/97 mit Prozess im 
Sinne der Agenda 21begonnen 
hat. 

Ökonomie Umsetzung des 
Raumbedarfs/ 
Flächeneffizienz 

qualitativ 

  - Reihe von Veränderungen wie 
Energie- und Ressourcenver-
brauch zu minimieren. Schwie-
rig in Universität, Appell kommt 
nicht bei jedem an. Versucht 
stärker ökologische Aspekte zu 
berücksichtigen: 
Nutzung regenerativer Energien, 
Nutzung von Kraft-Wärme-
Kopplung,  

Ökonomie Wirtschaftliche 
Auslegung der 
Gebäude unter 
energetischen Ge-
sichtspunkten 

qualitativ 

  - Maßnahmen zur Reduktion 
von Emissionen. 

Ökologie Minimierung der 
CO2-Emissionen 

qualitativ 

  - Sozialer Aspekt: Räume auf 
dem Campus für Begegnungen 
zu schaffen, z. B. das Agenda-
Café Ventuno von Campus-
Verein mit Unterstützung der 
Deutschen Bundesstiftung Um-
welt hergerichtet. 
- Umsetzung von EMAS, neue 
Umweltkoordinationsstelle, 
Lehrveranstaltungen mit Aspek-
ten der Nachhaltigen Entwick-
lung, Formulierung des Leitbil-
des der Universität in Richtung 
Nachhaltigkeit. Man kann sa-
gen, Lüneburg Vorbild für viele 
andere Universitäten, was Um-
setzung von Nachhaltigkeit im 
universitären Raum und dazu 
hat der neue Campus maßgeb-
lich beigetragen. 

Soziokul-
turell 

Sozialintegrative 
städtebauliche 
Gesamtkonzeption 

qualitativ 

  - Universität vorher auf fast 
zwanzig Standorten verteilt, 
jetzt plötzlich auf einem Cam-
pus versammelt. Ganz neue 
Qualität nicht nur für Studieren-
de, auch für Lehrende. 

Ökonomie Umsetzung des 
Raumbedarfs/ 
Flächeneffizienz 

qualitativ 

  - Kurze Wege, Begegnungen, 
die vorher nicht möglich waren, 
Räumlichkeiten, die es nicht 
gab, Ausstattungen, die nicht 
zur Verfügung standen, hat alles 

Ökologie ÖPNV-
Anbindung/ Fuß-
gänger- und Fahr-
radkomfort 

qualitativ 
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zu Aufbruchsstimmung geführt, 
intensiver Austausch unter Pro-
fessoren. All das dazu geführt, 
dass Uni gesagt hat: jetzt gehen 
wir auch nächsten Schritt in 
Richtung Nachhaltigkeit bei 
Forschung, Lehre, Weiterbil-
dung und Transfer. Schwer-
punkt bei Forschung, gerade 
sieben neue Professuren ausge-
schrieben, die sich mit Fragen 
der Nachhaltigen Entwicklung 
aus unterschiedlichen disziplinä-
ren Perspektiven beschäftigen 
sollen. Angebote im Bachelor-, 
Master- wie auch Weiterbil-
dungsbereich zum Auseinander-
setzen mit Nachhaltiger Ent-
wicklung. Beim Transfer viele 
Kolleginnen und Kollegen in 
Institutionen engagiert, berufen 
oder tätig, geben Know-how 
weiter an Gesellschaft. 
Für alles wurden die Vorausset-
zungen überwiegend durch die 
Konversion geschaffen. CO2-
Emissionen durch Ausgleichs-
maßnahmen kompensieren, so-
dass 2012 klimaneutraler Cam-
pus. 
Einmalig an deutschen und in-
ternationalen Universitäten, ein-
geführt, dass sich in einem Drit-
tel des 1. Semesters aller Fach-
bereiche mit Fragen der Nach-
haltigen Entwicklung beschäf-
tigt wird. 
Für Vergleich mit anderen 
Hochschulen fehlen Indikatoren, 
quantitative Messung daher 
nicht möglich nur qualitativ. 
Lüneburg hat im Gegensatz zu 
anderen Hochschulen, die zu 
Fragen der Nachhaltigkeit for-
schen und lehren die gesamte 
Institution in den Blick genom-
men. Es geht um Forschung, 
Lehre und Veränderungsprozes-
se innerhalb der Institution. Wie 
gesagt, ein Drittel des 1. Semes-
ters aller Fachbereiche befasst 



 

315 
 

sich mit Fragen zur Nachhalti-
gen Entwicklung unter dem 
Thema: 
„Verantwortung in der Gesell-
schaft“. 
Nachhaltigkeit muss alle drei 
Dimensionen gleichermaßen 
umfassen, die miteinander ver-
zahnt sind. Zwei Nachhaltig-
keitskonzepte: Schwache Nach-
haltigkeit, Starke Nachhaltig-
keit, für die Ökologie die wich-
tigste Grundlagevoraussetzung 
ist. 
Mit Indikatoren kein einfaches 
Unterfangen. Bei ökologischen 
bestimmte Emissionen und Res-
sourcenverbrauch als Anhalts-
punkte. Bei ökonomischen Ent-
wicklung der Stromkosten, der 
Heizkosten pro Fläche. Bei So-
ziokulturellen Fläche pro Stu-
dent auf Campus zum Relaxen. 
Bis heute nicht den Weg gefun-
den, Bevölkerung in ganz großer 
Zahl mitzunehmen. Wichtig, 
dass mit dem Konzept und der 
Idee der Nachhaltigkeit keine 
Horrorszenarien an die Wand 
gemalt werden. Auf individuel-
ler Ebene beginnen, richtige 
Partizipation der Gesellschaft ist 
zentrale Voraussetzung in Rich-
tung Nachhaltigkeit zu gehen. 
Einhergehen müssen noch viele 
Veränderungen im politischen, 
institutionellen und wirtschaftli-
chen Bereich. Reihe von Unter-
nehmen bereits in Richtung 
Nachhaltigkeit entwickelt. Wir 
können nicht, wie wir bisher 
gelebt, gearbeitet haben gewirt-
schaftet weitermachen, sonst 
haben wir langfristig keine 
Chance als Gesellschaft weiter 
zu existieren. 
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Bearbeitetes Interview mit H. Söhnholz, EXPO-Projekt-Leiter der Universität Lüneburg 

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
EXPO-
2000-
Projekt 

1 - Ursprungsidee des Themas für 
eine Beteiligung an der EXPO 
war nur: “Kaserne wird Universi-
tät“. Antrag musste überarbeitet 
werden zum Thema „Flussland-
schaft Elbe/Wendepunkt“. Vor-
planungen komplett durch Uni, 
dann „Arbeitsgemeinschaft 
Wendepunkt“ aus Universität, 
Lüneburger-Marketing GmbH, 
Stadt und Landkreis Lüneburg. 
Projekt umfasste vier Standorte: 
ehemalige Scharnhorst-Kaserne, 
Elbtalhaus in Bleckede, Marsch-
hufendorf Konau/Kopelau am 
östlichen Elbufer und sog. 
„Storkenkarte“ in Preten, ein 
Storcheninformationszentrum. 

Soziokul-
turell 

Qualität der 
Projektvorberei-
tung / Einbezie-
hung der Betei-
ligten 

qualitativ 

 2 - Waren verpflichtet, einen zent-
ralen Ausstellungsort einzurich-
ten, erfolgte in der umgebauten 
Panzerhalle 25 Projektkosten 
14, 7 Mio. DM, davon 12, 8 
Sachinvestitionen und 1,9 For-
schung, Entwicklung und Perso-
nal. Geld kam vom Bund 
(18,5%), vom Land (67,5%), 
Kommunen und Kreis (3%), 
Sponsoren (6%), von EXPO-
GmbH 650 TDM (rd. 5%). 
Mit 20.000 Besuchern gerechnet, 
über 42.000 sind gekommen, 
darunter auch ausländische Gäs-
te. 

Ökonomie Einbeziehung 
geeigneter Bau-
substanz 

qualitativ 

 3 - Allein Umwandlung der Pan-
zerhalle zum Ausstellungszent-
rum und nach der EXPO Weiter-
nutzung als Campus-Center mit 
Ladenzeile, Copy-Shop, Reisebü-
ro, Computershop, Cafébetrieb, 
öffentlicher Kunstraum zeigt 
ganz deutlich den Nachhaltig-
keitscharakter des Projektes 
„Wendepunkt“. 
Stadt überlegte auch Abriss der 
alten Halle und Neubau des Ex-
po-Centers, weil das billiger sei, 
hat sich doch im Nachhinein als 

Soziokul-
turell 

Nähe nutzungs-
spezifischer 
Einrichtungen 

qualitativ 
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falsch erwiesen. 
Beim Teilprojekt „Storchenkarte 
in Preten“ hat die „STORK 
FOUNDATION“ auf östlicher 
Seite landwirtschaftlich genutzte 
Flächen erworben und sie wieder 
zu Beuteflächen für Störche ge-
macht. 

  - Als gebürtiger Lüneburger, in 
Lüneburg bei Bundeswehr und 
Kulturwissenschaften studiert, 
Entwicklung vor Ort 30 Jahre 
lang beobachtet. Befürchtungen, 
dass durch Abzug der Soldaten 
Kaufkraft- und sonstige wirt-
schaftlichen Verluste haben sich 
durch Konversion der Scharn-
horst-Kaserne zur Campus-
Universität nicht bewahrheitet. 
Oberbürgermeister nennt die 
Konversion als wichtigstes Bau-
vorhaben der Nachkriegszeit in 
Lüneburg. 

Ökonomie Wirtschaftliche 
Auswirkungen 
von Konversio-
nen auf die 
Kommunen 

qualitativ 

Nachhal-
tigkeit 

4 - Ein Leitfaden für Nachhaltige 
Entwicklung muss jeden an Pro-
jekten Beteiligten dazu anregen, 
von Anfang an den Nachhaltig-
keitsgedanken aller Dimensionen 
zu implementieren. 

Soziokul-
turell 

Qualität der 
Projektvorberei-
tung 
/Einbeziehung 
der Beteiligten 

qualitativ 
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Bearbeitetes Interview mit H. Dipl.-Ing. Stiens, Stadtbaurat a. D., Lüneburg 

Phase S Generalisierung Dimension Kriterium Bewertung 
Vorphase 1 - Raumnot der Universität 

akutes Thema, musste etwas 
getan werden. Seit Deut-
scher Einheit 1989/90 eini-
ge Kasernen zur Dispositi-
on. War der Auffassung wie 
andere auch, Universität in 
die BGS-Kaserne, weil sehr 
stadtnah. 
Oberstadtdirektor war für 
andere Kaserne. Ein wichti-
ges MdL hat auf politischer 
Ebene dann die Scharn-
horst-Kaserne als neuen 
Uni-Standort favorisiert und 
durchgedrückt. 

Soziokul-
turell 

Qualität der Pro-
jektvorbereitung 
/Einbeziehung der 
Beteiligten 

qualitativ 

  - Vorher Erweiterung am 
alten Hauptstandort ver-
sucht, gab’s nicht viele 
Möglichkeiten. Havemann 
nebenan großes Grundstück, 
von Mansberg Entwurf ge-
macht, wie auf dieser Flä-
che Erweiterungsbauten 
entstehen könnten, auch 
möglicherweise in der 
Kleingartenanlage auf der 
anderen Straßenseite. Pro-
jekt scheiterte an Grund-
stücksverhandlungen mit 
Havemann. 

Ökonomie Angemessener 
Grunderwerb 

qualitativ 

Entwick-
lungs-
phase 

2 - Nachdem Entscheidung 
für Scharnhorst-Kaserne 
gefallen, sofort Bebauungs-
planverfahren zügig durch-
geführt. Lief ohne Probleme 
bis auf Frage des ruhenden 
Verkehrs. Sollte alles auf 
Bus und Fahrrad verlagert 
werden. Ist nicht ganz so 
gekommen. Anlieger 
Scharnhorststraße gefordert, 
dass Verkehr sie nicht über-
fließt. Ergebnis: Straße 30-
km-Zone und Ausweitung 
des ruhenden Verkehrs in 
das Gelände. 

Ökologie ÖPNV-Anbindung/ 
Fußgänger- und 
Fahrradkomfort 

qualitativ 

  



 

319 
 

Planungs-
phase 

3 - V. Mansberg hat im Auf-
trag Stadt Entwürfe für 
Wohnbebauung im Süden 
des Areals gemacht. Wur-
den vom Bauausschuss-
Vorsitzenden verwässert. v. 
Mansberg daraufhin gesagt: 
macht doch, was ihr wollt! 
Neuer Stadtteil nicht ent-
standen. Bockelsberg schon 
immer eigener Stadtteil. Die 
ganzen Wohnungen der 
Soldaten und Offiziere la-
gen im hinteren Bereich. 
Durch Universität Stadtteil 
„Bockelsberg“ aufgewertet. 
Wohnbebauung Ergänzung 
zur vorhandenen, Uni hat 
ganzes Gebiet „aufgeedelt“. 

Soziokul-
turell 

Sozialintegratives 
städtebauliches 
Gesamtkonzept 

Qualitative 

 
 
 
 
 
Nachhal-
tigkeit 

 
 
 
 
 
4 

- Verkehrsverbindungen 
zwischen beiden Hälften 
gibt es nicht, man kann fuß-
läufig und mit dem Fahrrad 
durch. 
Nachhaltigkeit wurde im 
Bebauungsplan nicht deut-
lich, er war einfach gestrickt 
um flexibel zu sein. Nach-
haltigkeit war kein großes 
Schlagwort, nicht von Poli-
tik beeinflusst, wie heute 
Klimaschutz und Agenda 
21. 

Ökologie ÖPNV-Anbindung/ 
Fußgänger- und 
Fahrradkomfort 

qualitativ 

  - Die Studenten brauchten 
Platz, also schafft man sie 
darein. Damals auch auf 
Grün geachtet, Bäume ge-
pflanzt, Flächenverbrauch 
minimiert, Wasserhaushalt 
berücksichtigt, aber nicht 
wie heute große Philosophie 
daraus gemacht. 

Ökonomie Umsetzung des 
Raumbedarfs/ Flä-
cheneffizienz 

qualitativ 

 




